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I. Veroffentlichungen, die in den Fortfithrungsnachweis
des Allgemeinen Ministerialblattes aufgenommen werden

2003-S

Anderung der Organisationsrichtlinien

Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung

vom 20. Dezember 2011 Az.: BII 2 - G 53/10

Auf Grund von Art. 43 Abs. 1, Art. 55 Nrn. 2 und 5 der
Verfassung des Freistaates Bayern erlasst die Bayerische
Staatsregierung folgende Bekanntmachung:

§1

In Nr. 5 Satz 1 der Richtlinien fiir die Wahrnehmung und
Organisation 6ffentlicher Aufgaben sowie fiir die Rechtset-
zung im Freistaat Bayern (Organisationsrichtlinien — OR)
vom 6. November 2001 (AIIMBI S. 634, Beilage zu StAnz
Nr. 50), zuletzt gedndert durch Bekanntmachung vom
16. November 2010 (A1IMBI S. 287, StAnz Nr. 48), werden
die Worte ,,und mit Ablauf des 31. Dezember 2011 auBer
Kraft" gestrichen.

§2

Diese Bekanntmachung tritt am 31. Dezember 2011 in
Kraft.

Der Bayerische Ministerprasident
Horst Seehofer

2038.3.2-1

Konzept zur modularen Qualifizierung
in der Fachlaufbahn Naturwissenschaft
und Technik, fachlicher Schwerpunkt
bautechnischer und umweltfachlicher
Verwaltungsdienst
(VV-FachV-btuD)

Gemeinsame Bekanntmachung
der Obersten Baubehorde
im Bayerischen Staatsministerium des Innern
und des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Umwelt und Gesundheit

vom 9. Januar 2012 Az.: I11Z3-0621-001/09

Auf Grund von Art. 20 des Gesetzes lber die Leistungslauf-
bahn und die Fachlaufbahnen der bayerischen Beamten
und Beamtinnen (Leistungslaufbahngesetz — LIbG) vom
5. August 2010 (GVBI S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F) in
Verbindung mit §§ 3 bis 10 und 30 der Verordnung tiber
den fachlichen Schwerpunkt bautechnischer und umwelt-
fachlicher Verwaltungsdienst (FachV-btuD) vom 6. Dezem-
ber 2011 (GVBL S. 654, BayRS 2038-3-1-8-I) erlassen die
Oberste Baubehorde im Bayerischen Staatsministerium des
Innern und das Bayerische Staatsministerium fiir Umwelt
und Gesundheit mit Genehmigung des Landespersonal-

ausschusses folgende Verwaltungsvorschrift zur Durch-
fihrung der modularen Qualifizierung:

1. Zustdndigkeit und Verfahren

1.1 'Die Zusténdigkeit fiir die Organisation und Durch-
fihrung der Lehrveranstaltungen und Priifungen zum
Abschluss von MaBnahmen der modularen Qualifi-
zierung ergibt sich aus den Ubersichten der Nr. 3.2
(§3 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 FachV-btuD). 2In den
Fallen der Nr. 3.2 Satz 4 sind die Behorden nach §3
Abs. 2 FachV-btuD zustdndig; sie kénnen die Organi-
sation und Durchfithrung von einzelnen MafBnahmen,
Lehrinhalten oder Priifungen auf 6ffentlich-rechtliche
Fortbildungseinrichtungen, Behdrden oder sonstige
geeignete offentlich-rechtliche Einrichtungen tber-
tragen.

1.2 'Die nach Nr. 1.1 zustandige Behorde tragt dafiir Sor-
ge, dass die vorgesehenen Mafinahmen entsprechend
dem jeweiligen Bedarf nach Mdglichkeit regelmaBig
durchgeftihrt werden. 2Dem modularen Aufbau ist da-
bei Rechnung zu tragen.

1.3 Die oberste Dienstbehorde bestimmt regelmaBig, min-
destens einmal pro Beurteilungszeitraum, die Beam-
tinnen und Beamten, die erstmals an den jeweiligen
MaBnahmen der modularen Qualifizierung teilneh-
men konnen. 2Die Zustandigkeit kann auf die Ernen-
nungsbehorden iibertragen werden. *Die zustandige
Behorde benachrichtigt anschlieBend die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer.

1.4 1Jede Teilnehmerin oder jeder Teilnehmer legt der zu-
standigen Behorde den Entwurf eines persénlichen
Qualifizierungsplans zur Genehmigung vor. 2Dieser
soll auf der Aus- und Vorbildung und der Berufserfah-
rung basieren und auf den kiinftigen Einsatzbereich
der Teilnehmerin oder des Teilnehmers vorbereiten.
3Die zustdndige Behorde nach Nr. 1.3 genehmigt den
personlichen Qualifizierungsplan und informiert die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer schriftlich tiber die
Terminierung der zu absolvierenden MaBnahmen. *Sie
informiert den Landespersonalausschuss mindestens
zwel Wochen im Voraus tiber Zeit und Ort der muind-
lichen Prufung.

1.5 Beamtinnen und Beamte, die an der modularen Qua-
lifizierung nicht teilnehmen oder den Beginn der mo-
dularen Qualifizierung oder einzelner MaBnahmen
verschieben mochten, erkldren dies schriftlich gegen-
uber der zustandigen Behorde.

2. Teilnahme

2.1 1Beamtinnen und Beamte kénnen an der modularen
Qualifizierung unter den Voraussetzungen von Art. 20
Abs. 4 LIbG und §4 Abs. 1 FachV-btuD teilnehmen.
2Die notwendige positive Feststellung in der Beurtei-
lung nach Art. 58 Abs. 5 Nr. 2 LIbG darf nur erteilt
werden, wenn die Voraussetzungen nach §4 Abs. 1
FachV-btuD erfillt sind.

2.2 'Fur Oberstralenmeisterinnen und -meister mit einer
der FuBnote 4 und Oberflussmeisterinnen und -meis-
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ter mit einer der Fulinote 3 zur Besoldungsgruppe
A 10 des Bayerischen Besoldungsgesetzes (BayBesG)
entsprechenden Funktion ist eine Beférderung in ein
Amt der Besoldungsgruppe A 10 ohne die Teilnah-
me an der modularen Qualifizierung nach §4 Abs. 2
FachV-btuD mdglich. 2Voraussetzung fiir die Beforde-
rung in ein Amt der Besoldungsgruppe A 11 ist die
Teilnahme an zwei tiberfachlichen Modulen und dem
fachlichen Priifungsmodul der modularen Qualifizie-
rung.

IFur die Beforderung in die Besoldungsgruppe A 12
ist eine dauerhafte Verwendung im technischen Ver-
waltungsdienst in einem Staatlichen Bauamt, an einer
Autobahndirektion, an einem Wasserwirtschaftsamt
oder an einer Kreisverwaltungsbehorde und ein er-
folgreicher Abschluss des Moduls ,,Controlling, Or-
ganisation, Projektmanagement” sowie des zweiten
Fachmoduls erforderlich. 2Nr. 2.1 gilt entsprechend.

Inhalt und Dauer der Mafinahme
!Die modulare Qualifizierung umfasst

1. fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 10 drei tiber-
fachliche Module und zwei Fachmodule des ent-
sprechenden Fachgebietes (Gesamtdauer zwischen
120 und 160 UE),

2. fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 14 drei {iber-
fachliche Module und drei Fachmodule des entspre-

3.2

chenden Fachgebietes (Gesamtdauer zwischen 160
und 200 UE).

2Zusétzlich ist eine fakultative Teilnahme an bis zu
zwel weiteren Modulen als FortbildungsmaBnahme
nach Art. 66 LIbG freigestellt.

IDie folgenden Ubersichten enthalten die Wahl- und
Pflichtmodule, aus denen — entsprechend den indivi-
duellen fachlichen Vorkenntnissen — der personliche
Qualifizierungsplan gemal Nr. 1 zusammengestellt
wird. 2Das in den folgenden Ubersichten festgelegte
Prifungsmodul kann in Ausnahmefallen im Einver-
nehmen mit der zustandigen Behdrde nach Nr. 1.3
durch ein anderes Fachmodul ersetzt werden, z. B.
wenn dies im Hinblick auf die kiinftige Verwendung
geboten erscheint. 3Dartiber hinaus wird geregelt, in
welchen Amtern die Teilnahme an den jeweiligen Mo-
dulen fruhestens moglich ist.

4Fur Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der modula-
ren Qualifizierung nach § 5 Abs. 1 Satz 4 FachV-btuD,
soweit nicht im Rahmen dieses Konzepts geregelt, wer-
den individuelle Vereinbarungen tiber die Inhalte der
Module getroffen, deren Schwierigkeitsgrad sich an
dem der Module der folgenden Ubersichten orientiert;
Nr. 1.4 Sétze 2 und 3 sowie Nr. 3.1 gelten entsprechend.
5Der Qualifizierungsplan dieser Teilnehmerinnen und
Teilnehmer wird dem Landespersonalausschuss zur
Genehmigung vorgelegt.

Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der dritten Qualifizierungsebene

Ubersicht 1.1:

Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 10 bzw. A 11

durchfiihrende Stelle

Abschluss der MaBnahme,
‘Wahl- oder Pflichtmodul

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Fachhochschule fiir 6ffentliche
Verwaltung und Rechtspflege

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Fachhochschule fiir 6ffentliche
Verwaltung und Rechtspflege

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Pflicht-
modul

Fachhochschule fiir 6ffentliche
Verwaltung und Rechtspflege

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Fachhochschule fiir ¢ffentliche
Verwaltung und Rechtspflege

iiberfachliche Module

Zu absolvierende Inhalt der Mainahme Dauer der

MaBnahme in MaBnahme*

A9 A10 Staatsrecht, Europarecht, 30 UE
Verwaltungsrecht

A9, A 10 Beamten-, Tarif- und 32 UE
Haushaltsrecht

A1l Controlling und Organisa- 32 UE
tion, Projektmanagement

A9 A 10 Kommunikation, Konflik- 32 UE
te, Besprechungen, Fiih-
rungspraxis, Prasentation

A9 A10 Uberfachliches Seminar 5, 16 UE
Fihrung (Besprechungs-
technik, Fiihrungspraxis,
Gesprdchsfiithrung, Kun-
denorientierung)

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Oberste Baubehorde

* UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten
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Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 10 bzw. A 11
fachliche Module, Fachgebiet Straen- und Briickenbau

nen und Beamte
nach Nr. 2.2 A 10

(dritte Woche): Fachrecht,
Planung, Zuwendung, Un-
terhaltungs- und Betriebs-
dienst

Fachabteilung Straenbau,
Pflichtmodul

Zu absolvierende Inhalt der MaBnahme Dauer der Abschluss der Mainahme, durchfiihrende Stelle
MafBnahme in Mafinahme* | Wahl- oder Pilichtmodul
A1l Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehorde
(erste Woche): Fachrecht, chen Teilnahme, Wahlmodul
Planung, StraBenverwal-
tung
All Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehérde
(zweite Woche): Fachrecht, chen Teilnahme, Wahlmodul
Planung, Bauvorbereitung
und Durchfithrung, Un-
terhaltungs- und Betriebs-
dienst
A9, fir Beamtin- Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Miindliche Priifung durch Oberste Baubehérde

* UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten

Ubersicht 1.3:

Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 10 bzw. A 11
fachliche Module, Fachgebiet Wasserwirtschaft und Fachgebiet Technische Gewadsserauisicht

nen und Beamte
nach Nr. 2.2 A 10

(dritte Woche): Fachrecht,
Technische Gewasser-
aufsicht, Haushalts- und
Wirtschaftsfiihrung

Fachabteilung Wasserwirt-
schaft, Pflichtmodul

Zu absolvierende Inhalt der MaBnahme Dauer der Abschluss der Mainahme, durchfiihrende Stelle

MaBnahme in MafBnahme* | Wahl- oder Pflichtmodul

All Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehérde mit
(erste Woche): Fachrecht, chen Teilnahme, Wahlmodul | Staatsministerium fir Umwelt
Staatliche Wasserwirt- und Gesundheit
schaft

All Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehérde mit
(zweite Woche): Fachrecht, chen Teilnahme, Wahlmodul | Staatsministerium fir Umwelt
Planung und Beurteilung und Gesundheit
von Wasserbauvorhaben,
Gewdsserunterhaltung

A9, fir Beamtin- Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Miindliche Priifung durch Oberste Baubehorde mit

Staatsministerium fiir Umwelt
und Gesundheit

* UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten

Ubersicht 1.4:

Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 10 bzw. A 11
fachliche Module, Fachgebiet Technischer Umweltschutz

nen und Beamte
nach Nr. 2.2 A 10

Technischer Umweltschutz
in der Praxis 2

Fachabteilung, Pflichtmodul

Zu absolvierende Inhalt der MaBnahme Dauer der Abschluss der Mainahme, durchfiihrende Stelle

MaBnahme in MafBnahme* | Wahl- oder Pflichtmodul

All Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehérde mit
Technischer Umweltschutz chen Teilnahme, Wahlmodul | Staatsministerium fir Umwelt
— Fachrecht und Gesundheit

All Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehoérde mit
Technischer Umweltschutz chen Teilnahme, Wahlmodul | Staatsministerium fir Umwelt
in der Praxis 1 und Gesundheit

A9, fir Beamtin- Fachpraktischer Lehrgang | 30 bis 36 UE | Miindliche Priifung durch Oberste Baubehorde mit

Staatsministerium fiir Umwelt
und Gesundheit

* UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten
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Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der vierten Qualifizierungsebene

Ubersicht 2.1:

Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 14
iiberfachliche Module

petenzen

chen Teilnahme, Pflicht-
modul

Zu absolvierende Inhalt der Mafnahme Dauer der Abschluss der Mafinahme, durchfiihrende Stelle

Mafnahme in MafBnahme* | Wahl- oder Pflichtmodul

A11,A12,A13 Verwaltungsmanagement, 32 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Fachhochschule fir ¢ffentliche
Haushaltsrecht, Recht des chen Teilnahme, Wahlmodul | Verwaltung und Rechtspflege
offentlichen Dienstes

A1l11,A12,A13 Staatsrecht, Europarecht, 34 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Fachhochschule fir 6ffentliche
Verwaltungsrecht chen Teilnahme, Wahlmodul | Verwaltung und Rechtspflege

A12,A13 Soziale Kompetenzen 32 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Fachhochschule fir 6ffentliche

chen Teilnahme, Wahlmodul | Verwaltung und Rechtspflege
A12,A13 Vertiefung Fiihrungskom- 32 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Fachhochschule fir 6ffentliche

Verwaltung und Rechtspflege

* UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten

Ubersicht 2.2:

Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 14
fachliche Module, Fachgebiet Hochbau und Fachgebiet Stiadtebau

Hochbau 2

chen Teilnahme, Wahlmodul

Zu absolvierende Inhalt der Mainahme Dauer der Abschluss der Mafinahme, durchfiihrende Stelle
Mafnahme in Mafnahme* | Wahl- oder Pflichtmodul
A 13 (bzw. auch in | Fachseminar 8: 30 bis 36 UE | Miundliche Priifung durch Oberste Baubehorde
A 11, A12, wenn Fachrecht, Hochbau 1 Fachabteilung Hochbau,
kein Pflichtmodul) Pflichtmodul**
A 13 (bzw. auch in | Fachseminar 2: 30 bis 36 UE | Miundliche Priifung durch Oberste Baubehorde
A 11, A 12, wenn Stadtebau, Stadtebaufor- Fachabteilungen Stadtebau,
kein Pflichtmodul) | derung Wohnungswesen, Pflicht-
modul**
A 13 (bzw. auch in | Fachseminar 6: 30 bis 36 UE | Miundliche Priifung durch Oberste Baubehorde
A 11, A12, wenn Wohnungsbau Fachabteilung Wohnungs-
kein Pflichtmodul) wesen, Pflichtmodul**
A1l11,A12,A13 Fachseminar 3: 18 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehorde
Projektmanagement chen Teilnahme, Wahlmodul
A1l11,A12,A13 Fachseminar 4: 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehorde
Vergabe, Organisation chen Teilnahme, Wahlmodul
A1l11,A12,A13 Fachseminar 5: 20 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehdrde

*

UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten

** Prifungs-/Pflichtmodul je nach spaterem Einsatzgebiet
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Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 14
fachliche Module, Fachgebiet Maschinenwesen und Elektrotechnik

Zu absolvierende Inhalt der MaBnahme Dauer der Abschluss der Mainahme, durchfiihrende Stelle
MafBnahme in Mafinahme* | Wahl- oder Pilichtmodul
A 13 (bzw. auch in | Fachseminar 6: 30 bis 36 UE | Miindliche Priifung durch Oberste Baubehorde
A 11, A 12, wenn Elektrotechnik Fachabteilung Hochbau,
kein Pflichtmodul) Pflichtmodul**
A 13 (bzw. auch in | Fachseminar 7: 30 bis 36 UE | Miindliche Priifung durch Oberste Baubehorde
A 11, A 12, wenn Maschinenwesen 2 Fachabteilung Hochbau,
kein Pflichtmodul) Pflichtmodul**
A1l11,A12,A13 Fachseminar 3: 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehdrde
Maschinenwesen 1 chen Teilnahme, Wahlmodul
A1l11,A12,A13 Fachseminar 4: 18 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehorde
Projektmanagement, Elek- chen Teilnahme, Wahlmodul
trotechnik
A11,A12,A13 Fachseminar 5: 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehorde
Technik, Planung und Bau, chen Teilnahme, Wahlmodul
Vergabewesen
* UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten
** Prifungs-/Pflichtmodul je nach spaterem Einsatzgebiet
Ubersicht 2.4:
Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 14
fachliche Module, Fachgebiet Strafenbau
Zu absolvierende Inhalt der MaBnahme Dauer der Abschluss der Mainahme, durchfiithrende Stelle
MafBnahme in Mafinahme* | Wahl- oder Pflichtmodul
A 13 Fachseminar 6: 30 bis 36 UE | Miindliche Priifung durch Oberste Baubehorde
Verkehrstechnik, Straflen- Fachabteilung Hochbau,
wesen, Ingenieurbau Pflichtmodul
A1l11,A12,A13 Fachseminar 2: 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehorde
Konstruktiver Ingenieur- chen Teilnahme, Wahlmodul
bau
A1l11,A12,A13 Fachseminar 3: 16 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehorde
Planung chen Teilnahme, Wahlmodul
A11,A12,A13 Fachseminar 4: 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehdrde
StraBenbetriebsdienst chen Teilnahme, Wahlmodul
A11,A12,A13 Fachseminar 5: 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehorde
fachbezogene Rechts- chen Teilnahme, Wahlmodul
gebiete
A11,A12,A13 Fachseminar 7: 30 bis 36 UE | Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehoérde
Bautechnik chen Teilnahme, Wahlmodul
A11,A12,A13 Fachseminar 8: 28 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Oberste Baubehoérde

StraBenplanung, Control-
ling

chen Teilnahme, Wahlmodul

* UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten
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Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 14
fachliche Module, Fachgebiet Wasserwirtschaft

Zu absolvierende
MafBnahme in

Inhalt der MaBinahme

Dauer der
MaBnahme*

Abschluss der MaBnahme,
‘Wahl- oder Pflichtmodul

durchfiihrende Stelle

A 13

Wasserbau, integriertes
Wasserressourcenmanage-
ment, Finanzierung staat-
licher Vorhaben

30 bis 36 UE

Miindliche Prifung durch
Fachabteilung Wasserwirt-
schaft, Pflichtmodul

Oberste Baubehorde mit Staats-
ministerium fir Umwelt und
Gesundheit

A11,A12,A13

Controlling, Qualitatsma-
nagement, Projektmanage-
ment und Organisation im
Wasserbau

30 bis 36 UE

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Pflicht-
modul

Oberste Baubehorde mit Staats-
ministerium fir Umwelt und
Gesundheit

A11,A12,A13

Monitoring, Wasserhaus-
halt, Warndienste, Um-
gang wassergefdhrdende
Stoffe

30 bis 36 UE

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Oberste Baubehorde mit Staats-
ministerium fir Umwelt und
Gesundheit

A11,A12,A13

Gewadsserschutz und
Abwasserentsorgung

30 bis 36 UE

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Oberste Baubehorde mit Staats-
ministerium fir Umwelt und
Gesundheit

A11,A12,A13

Wasserversorgung, Grund-
wasser- und Bodenschutz,
Abfall

30 bis 36 UE

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Oberste Baubehorde mit Staats-
ministerium fir Umwelt und
Gesundheit

A11,A12,A13

Wasserrecht des Bundes
und des FS Bayern, EU-
Richtlinie (z. B. WRRL,
HWRM-RL)

30 bis 36 UE

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Oberste Baubehorde mit Staats-
ministerium fir Umwelt und
Gesundheit

A1l11,A12,A13

fachbezogene Rechts-
gebiete

30 bis 36 UE

Bescheinigung der erfolgrei-
chen Teilnahme, Wahlmodul

Oberste Baubehorde mit Staats-
ministerium fir Umwelt und
Gesundheit

* UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten
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Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 14

fachliche Module, Fachgebiet Technischer Umweltschutz

oder Fachtagungen, Semi-
nare zu Themen des tech-
nischen Umweltschutzes

durch externen Veranstalter,
Wahlmodul

Zu absolvierende Inhalt der MaBnahme Dauer der Abschluss der Mainahme, durchfiihrende Stelle

Mafnahme in MafBnahme* | Wahl- oder Pilichtmodul

A1l11,A12,A13 Grundziige und rechtliche 40 UE Bescheinigung der erfolg- Staatsministerium fiir Umwelt
Grundlagen des Techni- reichen Teilnahme, Pflicht- und Gesundheit
schen Umweltschutzes am modul**
Ministerium

A 13 Technischer Umweltschutz 40 UE Miindliche Prifung*** Staatsministerium fiir Umwelt
am Ministerium durch Fachabteilung, und Gesundheit
Konkrete Einzelfall- Pflichtmodul**
bearbeitung

A11,A12,A13 Grundziige und rechtliche 40 UE Bescheinigung der erfolg- Staatsministerium fiir Umwelt
Grundlagen des Techni- reichen Teilnahme, Pflicht- und Gesundheit mit Regierung
schen Umweltschutzes an modul**
einer Regierung

A 13 Technischer Umwelt- 40 UE Miindliche Prifung*** Staatsministerium fiir Umwelt
schutz an einer Regierung durch Fachabteilung, und Gesundheit mit Regierung
Konkrete Einzelfallbear- Pflichtmodul**
beitung

A1l11,A12,A13 Grundziige und rechtliche 40 UE Bescheinigung der erfolg- Staatsministerium fiir Umwelt
Grundlagen des Techni- reichen Teilnahme, Pflicht- und Gesundheit mit Landesamt
schen Umweltschutzes am modul** fir Umwelt
Landesamt fir Umwelt

A 13 Technischer Umweltschutz 40 UE Miindliche Prifung*** Staatsministerium fiir Umwelt
am Landesamt fir Umwelt durch Fachabteilung, und Gesundheit mit Landesamt
Konkrete Einzelfallbear- Pflichtmodul** fir Umwelt
beitung

A11,A12,A13 FortbildungsmaBnahmen 8 bis 40 UE | Teilnahmebestatigung externe Veranstalter

Einsatzgebiet

UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten
Durchfiihrungsbehorde der Module (Ministerium, Regierung oder Landesamt fiir Umwelt) und Priifungsmodul je nach spaterem

behorde ist dafiir Voraussetzung.

Die Thematik ergibt sich im Einzelfall aus dem spateren Einsatzgebiet. Eine Hospitation an der entsprechenden Durchfiihrungs-
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Ubersicht 2.7:

Modulare Qualifizierung fiir Amter ab der Besoldungsgruppe A 14
fachliche Module, Fachgebiet Naturschutz und Landschaitspflege

Zu absolvierende Inhalt der MaBBnahme Dauer der Abschluss der MaBnahme, durchfiihrende Stelle
MafBnahme in MafBnahme* | Wahl- oder Pilichtmodul
A1l11,A12,A13 Grundziige des Natur- 40 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Staatsministerium fiir Umwelt
schutzes und der Land- chen Teilnahme, Pflichtmo- und Gesundheit
schaftspflege am Minis- dul**
terium
A13 Naturschutz und Land- 40 UE Miindliche Priafung*** Staatsministerium fiir Umwelt
schaftspflege am Minis- durch Fachabteilung, und Gesundheit
terium Pflichtmodul**
Konkrete Einzelfall-
bearbeitung
A1l11,A12,A13 Grundziige des Natur- 40 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Staatsministerium fiir Umwelt
schutzes und der Land- chen Teilnahme, Pflichtmo- | und Gesundheit mit Regierung
schaftspflege an einer dul**
Regierung
A 13 Naturschutz und Land- 40 UE Mindliche Prifung*** Staatsministerium fiir Umwelt
schaftspflege an einer durch Fachabteilung, und Gesundheit mit Regierung
Regierung Pflichtmodul**
KonkreteEinzelfall-
bearbeitung
A11,A12,A13 Grundziige des Natur- 40 UE Bescheinigung der erfolgrei- | Staatsministerium fiir Umwelt
schutzes und der Land- chen Teilnahme, Pflichtmo- | und Gesundheit mit Landesamt
schaftspflege am Landes- dul** fir Umwelt
amt fir Umwelt
A 13 Naturschutz und Landes- 40 UE Miindliche Priifung*** Staatsministerium fiir Umwelt
pflege am Landesamt fiir durch Fachabteilung, und Gesundheit mit Landesamt
Umwelt Pflichtmodul** fir Umwelt
Konkrete Einzelfall-
bearbeitung
A11,A12,A13 FortbildungsmafBnah- 8 bis 40 UE | Teilnahmebestatigung externe Veranstalter
men oder Fachtagungen, durch externen Veranstalter,
Seminare zu Themen des Wahlmodul
Naturschutzes und der
Landschaftspflege

4.2

UE: Unterrichtseinheit zu je 45 Minuten

Durchfiihrungsbehorde der Module (Ministerium, Regierung oder Landesamt fiir Umwelt) und Priifungsmodul je nach spéaterem

Einsatzgebiet

Die Thematik ergibt sich im Einzelfall aus dem spateren Einsatzgebiet. Eine Hospitation an der entsprechenden Durchfithrungs-

behorde ist daflir Voraussetzung.

Priifung und Teilnahmebescheinigung

1Die Zustédndigkeit fiir die Organisation und Durch-
fihrung der Lehrveranstaltungen und Prifungen zum
Abschluss von MaBnahmen der modularen Qualifi-
zierung ergibt sich aus den Ubersichten der Nr. 3.2
(83 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 FachV-btuD). 2In den
Fallen der Nr. 3.2 Satz 4 sind die Behorden nach § 3
Abs. 2 FachV-btuD zustdndig; sie kdnnen die Organi-
sation und Durchfithrung von einzelnen MafBnahmen,
Lehrinhalten oder Priifungen auf 6ffentlich-rechtliche
Fortbildungseinrichtungen, Behorden oder sonstige
geeignete offentlich-rechtliche Einrichtungen uber-
tragen.

1Die Bescheinigung tiber die erfolgreiche Teilnahme
(§6 Abs. 2 in Verbindung mit § 7 Abs. 4 FachV-btuD)
ist den Teilnehmerinnen und Teilnehmern spdtestens
vier Wochen nach Abschluss der jeweiligen MaBnah-
me durch die zustdndige Behorde zu tibermitteln. 2Im
Falle einer nicht erfolgreichen Teilnahme gilt Nr. 4.1
Satz 2 entsprechend.

4.3

4.4

1Die nach § 7 Abs. 5 FachV-btuD zustandige Behorde
stellt den Abschluss der modularen Qualifizierung fest.
2Ein erfolgreicher Abschluss kann nur dann festgestellt
werden, wenn die miindliche Prifung mit , bestanden”
beurteilt wurde und samtliche Bescheinigungen der
erfolgreichen Teilnahme vorliegen. 3Die Feststellung
Uber einen erfolgreichen Abschluss ist eine Vorausset-
zung fiir Beférderungen in Amter ab A 12 bzw. A 14.

1Beamtinnen und Beamte nach Nr. 2.2, die sich fur
Amter ab der dritten Qualifizierungsebene modular
qualifizieren, erhalten nach erfolgreichem Abschluss
von zweli Uberfachlichen Modulen und dem fachlichen
Prifungsmodul eine Teilfeststellung tiber den erreich-
ten Stand (Art. 20 Abs. 5 Satz 2 LIbG). 2Fur diese ist sie
Voraussetzung fur eine Beférderung nach A 11. 3Fur
eine Beférderung in Amter ab der Besoldungsgruppe
A 12 sind die Voraussetzungen nach Nr. 2.3 zu erbrin-
gen; zudem bedarf es der Feststellung tiber den er-
folgreichen Abschluss der modularen Qualifizierung.
4Die Feststellung sowie die Teilfeststellung ist den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern zu tibermitteln.
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4.5 1Beamtinnen und Beamte, die nicht unter die Rege-

5.2

Josef Poxleitner
Ministerialdirektor

lung von Nr. 2.2 fallen, erhalten nach erfolgreichem
Abschluss von zwei tiberfachlichen Modulen und dem
fachlichen Prifungsmodul eine Teilfeststellung tber
den erreichten Stand (Art. 20 Abs. 5 Satz 2 LIbG). 2Sie
ist Voraussetzung fiir eine Beférderung nach A 10.
Nr. 4.4 Satze 3 und 4 gelten entsprechend.

ﬁbergangsregelungen

1Beamtinnen und Beamte, die sich am 31. Dezember
2011 in der Einfiithrung nach § 51 Abs. 3 LbV befinden,
konnen zwischen der Durchfiihrung des Aufstiegsver-
fahrens nach § 51 LbV und der Durchfithrung im Rah-
men der modularen Qualifizierung gemaB Art. 20 LIbG
wahlen. 2Die Austibung des Optionsrechts auf einen
Wechsel in das System der modularen Qualifizierung
ist der obersten Dienstbehorde gegentiber schriftlich
bis spatestens zwei Monate nach Veréffentlichung die-
ser Bekanntmachung zu erklaren. 3Beamtinnen und
Beamte, die in das System der modularen Qualifizie-
rung optieren, absolvieren dieses nach den Vorgaben
in Art. 20 L1bG, §§ 3 bis 10, § 30 FachV-btuD sowie in
diesem Konzept. 4Die im Rahmen des Aufstiegsverfah-
rens durchgefiihrten FortbildungsmafBnahmen kénnen
auf die MaBnahmen der modularen Qualifizierung an-
gerechnet werden, soweit diese inhaltlich vergleichbar
sind und nicht mit einer Priifung abschlieBen.

Fir eine Beférderung von Beamtinnen und Beamten,
auf die Art. 70 Abs. 4 Satz 4 LIbG anwendbar ist, in die
Besoldungsgruppe A 12 gelten die Voraussetzungen
der Nr. 2.3 entsprechend.

Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2012 in Kraft.

Dr. Christian Barth
Ministerialdirigent

2153-1

Anderung der Feuerwehr-Zuwendungsrichtlinien

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

1.1

des Innern

vom 16. Dezember 2011 Az.: ID1-2244.1-215

Die Richtlinien fir Zuwendungen des Freistaates
Bayern zur Férderung des kommunalen Feuerwehr-
wesens (Feuerwehr-Zuwendungsrichtlinien — FwZR)
vom 13. Dezember 2004 (A1IMBI S. 658), zuletzt ge-
andert durch Bekanntmachung vom 17. Mai 2011
(AIIMBI S. 207), werden wie folgt gedandert:

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt gedandert:

Nach Nr. 4.7 wird folgende neue Nr. 5 eingefiigt:
wo.
5.1

Kommunale Kooperationen

Gemeinsame Beschaffung von Feuerwehrfahr-
zeugen durch mehrere Kommunen

5.2 Gemeinschaftliche Feuerwehrgeratehduser meh-

rerer Kommunen"

1.2

1.3

1.4

1.5

11

Die bisherigen Nrn. 5 bis 7 werden Nrn. 6 bis 8.

In Nr. 2.3 werden der zweite bis flinfte Spiegelstrich
wie folgt gefasst:

"

— von Tragkraftspritzenanhdangern und Ver-
kehrssicherungsanhdangern,

— von Tragkraftspritzen,

— der technischen Grundausstattung in
Schlauchtiirmen (fiir Halb- bzw. Vollturm),

— der Gerategrundausstattung fiir Schlauchpfle-
geeinrichtungen (VollstraBe bzw. Halbstra-
Be) bzw. einer Kompaktanlage mit Zubehor,
sowie der kompletten Gerdteausstattung in
Atemschutz-Werkstatten oder Atemschutz-
Ubungsanlagen,”

In Nr. 4.3.1 wird jeweils nach den Worten , DIN 14092
Teil 1 bis 6" die folgende FuBnote 1 eingeftigt:

.Y Anmerkung: DIN 14092 besteht mit Neuverof-

fentlichung nur noch aus drei Teilen: Teil 1: Pla-
nungsgrundlagen, Teil 3: Feuerwehrturm und Teil
7: Werkstatten"

Nr. 4.4 wird wie folgt gedndert:

a)

)

In Nr. 4.4.1 Halbsatz 1 wird nach den Worten
,DIN 14092-6" die folgende FuBnote 2 einge-
fugt:

2 mit Neuveroéffentlichung: DIN 14092-7"

In Nr. 4.4.1 Halbsatz 2 werden das Wort ,,Ausstat-
tung" durch das Wort , Grundausstattung” und
das Wort ,,Gerateausstattung” durch das Wort
,Gerdtegrundausstattung” ersetzt. Zudem wird
folgender Halbsatz angefiigt:

,bzw. der Beschaffung von Kompaktanlagen mit
Zubehor."

In Nr. 4.4.4 Satz 1 wird das Wort ,,Ausstattung”
durch das Wort ,,Grundausstattung" ersetzt.

Nr. 4.5 wird wie folgt gedndert:

a)

In Nr. 4.5.2 Satz 1 wird vor dem Wort , Losch-
gruppenfahrzeug" das Wort , (Hilfeleistungs-)"
eingefligt; in Satz 2 wird vor dem Wort , Losch-
gruppenfahrzeugen" das Wort ,,(Hilfeleistungs-)"
eingeflgt.

In Nr. 4.5.4 werden in Satz 2 Halbsatz 2 die Wor-
te ,,Nr. 6.2" durch die Worte ,,Nr. 7.2" ersetzt.

In Nr. 4.5.5 wird nach dem Wort ,Mehrzweck-
fahrzeuge" das Wort , MZF" eingefugt.

Nr. 4.5.6 erhélt folgende Fassung:

,4.5.6 Mannschaftstransportwagen MTW wer-
den nur gefordert, wenn die Feuerwehr
Uber ein Loschfahrzeug mit Atemschutz
(mindestens vier Pressluftatmer) ver-
fugt."

Nr. 4.5.7 erhalt folgende Fassung:

,4.5.7 Einsatzleitwagen ELW 1 werden nur ge-
fordert, wenn die Feuerwehr tiber min-

destens einen Léschzug nach FwDV 3
verfugt.”

Nach Nr. 4.5.7 wird folgende neue Nr. 4.5.8 ein-

geflgt:

,4.5.8 Verkehrssicherungsanhdnger VSA wer-
den nur gefordert, wenn im Schutzbe-
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reich der Feuerwehr ein Abschnitt einer
Bundesautobahn bzw. einer mehrspurig
ausgebauten SchnellstraBe liegt und die
Feuerwehr tber ein geeignetes Zugfahr-
zeug fir den Anhénger verfiigt.”

g) Die bisherige Nr. 4.5.8 wird Nr. 4.5.9 und erhalt
folgende Fassung:

,4.5.9 Gefordert werden nur neue Gegenstan-
de; Vorfuhrfahrzeuge nur dann, wenn
sie neuwertig und tiberholt sind und der
Hersteller Gewdahr wie fir ein neues
Fahrzeug leistet. Dartiber hinaus sind fir
Vorfiuhrfahrzeuge folgende Mindestan-
forderungen zu erfillen:

— das Fahrzeug darf nicht alter als 18
Monate sein;

— die bisherige Laufleistung des Fahr-
zeuges darf nicht mehr als 20.000 km
betragen (Tachostand);

— sofern das Fahrzeug einen Neben-
antrieb besitzt (z. B. bei Drehleitern),
darf die Betriebsstundenzahl (bezo-
gen auf den Nebenantrieb) maximal
200 Stunden betragen;

— die Bereifung und die Lackierung
mussen neuwertig sein;

— die Batterien dirfen — wie bei Neu-
fahrzeugen — nicht alter als ein halbes
Jahr sein;

— fir das Fahrzeug ist eine Abnahme-
prufung nach DIN EN 1846-2 durch-
zuftihren;

— inder Zulassungsbescheinigung Teil 2
darf lediglich die Hersteller-/Aufbau-
firma als Vorbesitzer eingetragen
sein.”

h) Nach Nr. 4.5.9 wird folgende neue Nr. 4.5.10 ein-
gefugt:
,4.5.10 Neu- und Ersatzbeschaffungen der Gera-
tegrundausstattung einer VollstraBe oder
HalbstraBe fir die Schlauchpflege wer-
den nur gefoérdert, wenn sich aufgrund
der zu beschaffenden Gerdtschaften
ein Zuwendungsbetrag von mindestens
3.500 € ergibt."

In Nr. 4.6 werden im Abs. 1 im vierten Spiegelstrich
und im Abs. 2 die Worte , Nr. 6.4" durch die Worte
WINT. 7.4" ersetzt.

In Nr. 4.7 werden im Abs. 2 im ersten Spiegelstrich die
Worte , Nr. 6.4" durch die Worte , Nr. 7.4" ersetzt.

Nach Nr. 4.7 wird folgende neue Nr. 5 eingefiigt:

3. Kommunale Kooperationen

5.1 Gemeinsame Beschaffung von Feuerwehrfahr-
zeugen durch mehrere Kommunen

Beschaffen mehrere Kommunen notwendige bau-
gleiche Feuerwehrfahrzeuge gemeinsam in der
Weise, dass die Beschaffung jeweils im Namen
und auf Rechnung der das Feuerwehrfahrzeug
bendtigenden Kommune erfolgt, erh6ht sich der
fir das jeweilige Feuerwehrfahrzeug nach Anla-

5.2

ge 2 vorgesehene Forderfestbetrag um zehn v. H,;
Abrollbehdlter fiir Wechselladersysteme nach
DIN 14505 gelten dabei als Feuerwehrfahrzeu-
ge.

Bei dieser gemeinsamen Beschaffung sind so-
wohl beztiglich der Kooperation als auch be-
zlglich der Bestellung der Feuerwehrfahrzeu-
ge kartell- und vergaberechtliche Vorschriften
sowie §31 KommHYV-Kameralistik bzw. § 30
KommHV-Doppik und die Vergabegrundsétze,
die das Staatsministerium des Innern im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium der Finan-
zen aufgrund § 31 KommHV-Kameralistik und
§ 30 KommHV-Doppik bekannt gegeben hat (Be-
kanntmachung vom 14. Oktober 2005, A1IMBL
S. 424, in der jeweils geltenden Fassung), zu be-
achten.

Die Forderfahigkeit setzt zudem voraus, dass im
Wege der Sammelbestellung baugleiche Feuer-
wehrfahrzeuge des gleichen Fahrzeugtyps, des
gleichen Fahrgestells und des gleichen Aufbaus
sowie der gleichen fest eingebauten feuerwehr-
technischen Ausstattung beschafft werden.

Ausnahmen nach Nr. 7.2 (Abweichung von den
in Nr. 4.3.2 genannten technischen Vorschriften
und Regeln) kénnen hier nur fiir alle im Rahmen
einer Sammelbestellung beschafften Fahrzeuge
beantragt werden.

Gemeinschaftliche Feuerwehrgerdatehdauser meh-
rerer Kommunen

Errichten mehrere Kommunen im Wege inter-
kommunaler Zusammenarbeit ein gemeinschaft-
liches Feuerwehrgeratehaus unter Erwerb des
Eigentums neu, werden die fiir die Unterbrin-
gung der Feuerwehrfahrzeuge jeder beteiligten
Kommune notwendigen Stellpladtze fir die Fest-
setzung der insgesamt nach Anlage 1 méglichen
Forderung addiert.

Die Verteilung der nach Anlage 1 fur die nach der
Anzahl aller notwendigen Stellpldtze moglichen
Forderung erfolgt stellplatzweise nacheinander
abwechselnd; sie beginnt mit dem ersten Stell-
platz der Kommune, die im gemeinschaftlichen
Feuerwehrgeratehaus die geringste Anzahl an
Stellplédtzen errichtet.

Der Errichtung eines neuen gemeinschaftlichen
Feuerwehrgeratehauses durch mehrere Kommu-
nen gleichgestellt ist die Einrichtung eines neu-
en gemeinschaftlichen Feuerwehrgeratehauses
in ein zu diesem Zweck von den beteiligten Kom-
munen erworbenes Gebdude sowie der Einbau
eines neuen gemeinschaftlichen Feuerwehrge-
ratehauses in ein bereits im Eigentum der be-
teiligten Kommunen stehendes Gebaude durch
Schaffung notwendiger Stellpldtze im Wege der
interkommunalen Zusammenarbeit.

Errichten am Bau beteiligte Kommunen jeweils
die gleiche Anzahl notwendiger Stellplatze, wird
die Forderung auf die beteiligten Kommunen zu
gleichen Teilen aufgeteilt.

Errichten zwei Kommunen ein gemeinschaftli-
ches Feuerwehrgerdtehaus mit insgesamt zwei
Stellplédtzen, erhoht sich der Forderfestbetrag fiir
jeden dieser Stellpldtze um zehn v. H.”



1.9

AlIMBI Nr. 1/2012 13

Die bisherigen Nrn. 5 bis 7 sowie ihre Untergliede-
rungen werden die neuen Nrn. 6 bis 8 mit entspre-
chenden Untergliederungen.

In Nr. 6.2 wird in Abs. 2 vor den Worten , technischen
Ausstattungen” und ,,Gerateausstattungen" jeweils
das Wort , kompletten"” gestrichen.

In Nr. 7.1.2 werden in Satz 3 die Worte ,,der Kommu-
nalhaushaltsverordnung" durch die Worte ,, Komm-
HV-Kameralistik, §30 Abs. 2 KommHV-Doppik"
ersetzt.

In Nr. 7.3 werden die Worte ,,Nr. 6.5" durch die Worte
+Nr. 7.5" ersetzt.

In Nr. 7.4 werden in Satz 2 nach den Worten , mit
Ausnahme von Mehrzweckfahrzeugen (MZF)," die
Worte ,Mannschaftstransportwagen (MTW)," einge-
fiigt. Ebenso wird in der Klammer nach den Worten
.wie auch fir MZF," das Wort , MTW," eingefiigt.

Nr. 7.5 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 werden die Worte ,,Nr. 6.2" durch die
Worte , Nr. 7.2" ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

,Hiervon ausgenommen sind Mannschaftstrans-
portwagen MTW, Verkehrssicherungsanhanger
VSA und Tragkraftspritzenanhanger TSA."

In Nr. 7.6 wird folgender neuer Abs. 2 angefiigt:

Werden baugleiche Fahrzeuge nach Nr. 5.1 beschafft,
haben die an der gemeinschaftlichen Sammel-
bestellung beteiligten Gemeinden zusdtzlich fir ihre
Fahrzeuge jeweils einen Beladeplan des Herstellers
vorzulegen; zusammen mit dem Beladeplan hat der
Hersteller des Fahrzeugs zu bestatigen, dass die Feu-
erwehrfahrzeuge der an der Sammelbestellung betei-

1.16

1.17

1.18
1.19

ligten Gemeinden gemeinschaftlich ausgeschrieben
und bestellt wurden und baugleich sind."

In Nr. 8.2 wird die Zahl ,,2012" durch die Zahl ,2013"
ersetzt.

Nr. 8.3 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 werden die Worte ,,Nr. 7.1" durch die
Worte , Nr. 8.1" ersetzt.

b) In Abs. 4 wird folgender neuer Satz 2 einge-
fugt:

,Fur entsprechende Antrage zur kompletten
technischen Ausstattung in Schlauchtiirmen
und zur kompletten Gerdteausstattung von
Schlauchpflegeeinrichtungen, fiir die in der Zeit
vom 1. Juli 2008 bis zum 31. Dezember 2011 eine
Bewilligung oder eine Zustimmung zum vorzei-
tigen MaBnahmebeginn erteilt wurde, gelten
die Festbetrage der Anlage 2 in der Fassung der
Bekanntmachung vom 30. April 2010 (AlIMBI
S. 130) weiter."”

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. Die Worte
8. Mai 2010" werden durch die Worte ,,1. Januar
2012" ersetzt.

Anlage 2 wird durch beiliegende Anlage 2 ersetzt.

Anlage 3 wird durch beiliegende Anlage 3 ersetzt.

1.20 Anlage 4 wird durch beiliegende Anlage 4 ersetzt.

2.

Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2012 in
Kraft.

Guinter Schuster
Ministerialdirektor
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Anlage 2

Hohe der Festbetrage fiir Beschaffungen
Tabelle 1
Fahrzeuge und Gerite Festbetrag
(nach DIN, DIN EN, Technischen Beschreibungen und Bauvorschriften)
Mehrzweckfahrzeug MZF 13.000 €
Mannschaftstransportwagen MTW 10.500 €
Einsatzleitfahrzeug ELW 1 18.500 €
Tragkraftspritzenfahrzeug TSF (ohne PFPN 10-1000) 19.500 €
Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W (ohne PFPN 10-1000) 30.500 €
Staffelldschfahrzeug StLF 10/6 / Mittleres Léschfahrzeug MLF" 40.500 €
Léschgruppenfahrzeug LF 10 58.000 €
Hilfeleistungs-Léschgruppenfahrzeug HLF 10 69.000 €
Léschgruppenfahrzeug LF KatS / Léschgruppenfahrzeug LF 20 KatS" 73.000 €
Léschgruppenfahrzeug LF 20 88.000 €
Hilfeleistungs-Léschgruppenfahrzeug HLF 20 104.500 €
Tankléschfahrzeug TLF 2000 50.000 €
Tankléschfahrzeug TLF 3000 58.000 €
Tankldschfahrzeug TLF 4000 97.000 €
Drehleiter DLA (K) 23/12 192.500 €
Drehleiter DLA (K) 18/12 143.000 €
Drehleiter DLA (K) 12/9 77.000 €
Teleskop-Gelenkmast (als Erganzung flr eine sonst zur Brandbekampfung notwendige
zweite oder weitere Drehleiter DLA (K) 23/12 oder DLA (K) 18/12) 143.000 €
Rustwagen RW 115.500 €
Versorgungs-LKW 30.500 €
Geratewagen-Logistik GW-L1 26.500 €
Tragkraftspritzenanhanger TSA 5.500 €
Tragkraftspritze PFPN 10-1000 3.800 €
Verkehrssicherungsanhanger VSA 4.500 €
Geratewagen Gefahrgut GW-G 93.500 €
Geratewagen Atem-/Strahlenschutz GW-A/S 80.000 €
Geratewagen Logistik GW-L2 (mit Zusatzbeladung Modul ,Wasserversorgung®) 59.000 €
Wechselladersystem nach DIN 14 505
— Tragerfahrzeug 44.000 €
— Abrollbehalter (AB)

AB Atem-/Strahlenschutz (AB-A/S) 59.000 €

AB Einsatzleitung 39.500 €

AB Gefahrgut (GW-G) 72.500 €

AB Rustmaterial 16.500 €

AB Schlauch (Modul ,Wasserversorgung“ gemaf DIN 14555-22 oder ein anderes fur

die Feuerwehr geeignetes Wasserfordersystem) 41.500 €

AB THL schwer (RUst) (Beladung gemaf DIN 14555 Teil 3) 63.500 €

AB Sonderldschmittel Schaum / CO, / Pulver 33.000 €

AB Wasser 27.500 €

" Ersetzt nach Neuveroffentlichung der jeweiligen Norm die Bezeichnung nach der bis dahin geltenden Norm.
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Tabelle 2
Technische Ausstattung in Schlauchtiirmen und Gerateausstattung fiir besondere
Einrichtungen in Feuerwehrgeratehdusern und Feuerwachen
Schlauchpflegeeinrichtungen
technische Grundausstattung eines Vollturms i. S. d. DIN 14092-3
— automatische Schlauchaufh&ngevorrichtung mit Steuer- und Sicherheitseinrichtung und
Schlauchaufhdngeadapter sowie Schlauchumlenkrollen 6.200 €
Gerategrundausstattung einer VollstraBe i. S. d. DIN 14092-6%
— Schlauchpflegewanne 3.900 €
— Einweichtrog 300 €
— Schlauchprifeinrichtung 800 €
— Schlauchwascheinrichtung 1.200 €
— Schlauchwickelgerat 900 €
— Steuer- und Sicherheitseinrichtung mit Bediengerat 2.100 €
— Schlauchregale 600 €
technische Grundausstattung eines Halbturms i. S. d. DIN 14092-3
— automatische Schlauchaufhangevorrichtung mit Steuer- und Sicherheitseinrichtung und
Schlauchaufhangeadapter sowie Schlauchumlenkrollen 5.600 €
Gerategrundausstattung einer HalbstraRe i. S. d. DIN 14092-6”
— Schlauchpflegewanne 3.200 €
— Einweichtrog 300 €
— Schlauchprifeinrichtung 800 €
— Schlauchwascheinrichtung 1.200 €
— Schlauchwickelgerat 900 €
— Steuer- und Sicherheitseinrichtung mit Bediengerat 2.100 €
— Schlauchregale 600 €
Kompaktanlage mit Zubehor
(Schlauchwaschmodul und Schlauchtrocknungsmodul)
entsprechend DIN 14092-6” i. V. m. DIN 14811 — Druckschlauche — 16.500 €
Atemschutz-Werkstatten nach DIN 14092-42: komplette Gerateausstattung 26.000 €
Atemschutz-Ubungsanlagen nach DIN 14093-1: komplette Gerateausstattung 36.500 €

2)

Mit Neuverdffentlichung der DIN 14092 werden Schlauchpflege und Atemschutz-Werkstéatten in Teil 7 beschrieben.
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Anlage 3

Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung nach den Feuerwehr-Zuwendungsrichtlinien

An (Bewilligungsbehérde)

» Zutreffendes bitte ankreuzen oder ausfiillen <«

Ort, Datum

1. Antragsteller

Name (mit Angabe des Landkreises und ggf. der Verwaltungsgemeinschaft)

Anschrift (Strale, Hausnummer, PLZ, Ort)

Auskunft erteilt Telefon-Nr., Fax-Nr., E-Mail-Adresse

2. MaRnahme (méglichst kurze, aber eindeutige Beschreibung und Begriindung der Notwendigkeit — ggf. auf gesondertem Blatt)

Bei der MaRnahme handelt es sich um eine
[] alleine vom Antragsteller durchgefiinrte Mainahme;

[] gemeinschaftliche MaRnahme mehrerer Antragsteller (— bitte Nennung aller Beteiligten —)
— [ zur Beschaffung im Wege einer Sammelbestellung;
— [[] zum Bau eines gemeinsamen Feuerwehrgeratehauses.

3. MaBRnahmebeginn

Zeitpunkt des beabsichtigten MalRnahmebeginns (Monat und Jahr)

Die Zustimmung zum vorzeitigen Baubeginn
bzw. zur vorzeitigen Beschaffung wird beantragt [1Ja [] Nein

Falls ja, Begriindung (ggf. auf gesondertem Blatt)

4. Kosten

Veranschlagte Gesamtkosten

(bei BaumalRnahmen: ohne Grunderwerb) €
(nur ausfillen bei BaumaRnahmen von ,Gemeinschaftsbauten®)
Von diesen Gesamtkosten entfallen auf den Feuerwehrbereich €

[]im laufenden Jahr

[]20

Die Kosten fallen voraussichtlich an
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Zuwendung
Folgende Zuwendungen werden beantragt: €
Finanzierungsbeitrage Dritter
[ ] Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber: €

Summe €
[ ] Spenden: €

Anzahl der vorhandenen Stellpldatze, Fahrzeugbestand und Mannschaftsstarke

Gesamtzahl der aktiven Feuerwehrdienstleistenden

Anzahl der vorhandenen Stellplatze und Fahrzeugbestand zum Zeitpunkt der Antragstellung mit Angabe des Alters und des
Zustandes des Fahrzeugs / der Fahrzeuge (ggf. auf gesondertem Blatt)

Zusatzlich bei BaumafRnahmen

a) Das Baugrundstiick befindet sich im Eigentum des Antragstellers: [1Ja [ ] Nein
(wenn nein, bitte Eigentumsverhaltnisse darlegen — ggf. auf gesondertem Blatt)

b) Die erforderlichen Unterlagen Ubersichtsplan (MaRstab 1:5.000), Lageplan (MaRstab 1:1.000) und
entsprechende Bauplane, die Art und Umfang des Bauvorhabens prifbar nachweisen (Grundrisse,
Ansichten, Schnitte), sind diesem Zuwendungsantrag beigefiigt.

c) Bei Antrag auf Forderung einer besonderen Einrichtung zur Schlauchpflege: Die Einrichtung soll von
folgenden Feuerwehren genutzt werden:

Erklarung

Der Antragsteller erklart, dass

a) mit dem Vorhaben noch nicht begonnen wurde und dass auch nicht vor der Bekanntgabe des
Zuwendungsbescheids bzw. vor der Zustimmung zum vorzeitigen Baubeginn/zur vorzeitigen
Beschaffung begonnen wird,

b) der Rechtsaufsichtsbehoérde eine Kopie des Antrags Ubermittelt wurde (soweit diese nicht selbst
Bewilligungsbehorde ist).

Sonstiges

Erganzende Angaben (soweit erforderlich, ggf. auf gesondertem Blatt)

Unterschrift Dienstsiegel
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Anlage 4

Verwendungsbestatigung
bei Gewahrung einer Zuwendung nach den Feuerwehr-Zuwendungsrichtlinien

An (Bewilligungsbehérde)

» Zutreffendes bitte ankreuzen oder ausflillen «

Ort, Datum

1. Zuwendungsempfanger

Name (mit Angabe des Landkreises und ggf. der Verwaltungsgemeinschaft)

Anschrift (Strae, Hausnummer, PLZ, Ort)

Bankverbindung Kontonummer Bankleitzahl

Auskuntft erteilt Telefon-Nr., Fax-Nr., E-Mail-Adresse

2. MaBRnahme (Bezeichnung wie im Zuwendungsbescheid)

Bei der MaRnahme handelt es sich um eine
[] alleine vom Antragsteller durchgefiihrte Mainahme;

[] gemeinschaftliche MaRnahme mehrerer Antragsteller (— bitte Nennung aller Beteiligten —)
— [] zur Beschaffung im Wege einer Sammelbestellung;
— [] zum Bau eines gemeinsamen Feuerwehrgeratehauses.

3. Sachlicher Bericht (kurze Beschreibung der durchgefiihrten MaRnahme; ggf. auf gesondertem Blatt)

4. Zahlennachweis

Die o. g. MaRnahme wurde am begonnen und am abgeschlossen.
a) Fir diese Malknahme wurde mit Zuwendungsbescheid vom Az.

eine Zuwendung bewilligt in Hohe von insgesamt €
b) Die nach Abschluss der Mal3nahme tatsachlich angefallenen Gesamtkosten betragen: €

(bei BaumalRnahmen: ohne Grunderwerb).
Die nicht zuwendungsfahigen Leistungen, Kostenanteile Dritter, Riickforderungen und
Ruckzahlungen wurden abgesetzt.

c) Die tatsachlichen Einnahmen betragen: €

d) Die tatsachlichen Einnahmen sind héher als die tatséchlich angefallenen Ausgaben

[ ] Nein [] Ja um (Die Zuwendung vermindert sich entsprechend) €
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5. Bestitigung

a) In Kenntnis der strafrechtlichen Bedeutung unvollstéandiger oder falscher Angaben wird versichert:

e Die Zuwendung wurde ausschlieBlich zur Erflllung des im Zuwendungsbescheid naher bestimmten
Zuwendungszwecks verwendet.

e Die im Zuwendungsbescheid genannten Bedingungen und Auflagen wurden eingehalten.

e (Soweit Zuwendungen bereits ausbezahlt wurden:) Die Zuwendung wurde innerhalb der Verwen-
dungsfrist verwendet:

[1Ja [Nein

Falls nein:
Die infolge der Uberschreitung der Verwendungsfrist nach Art. 49a BayVwVfG anfallenden
Zinsen von 6 v. H. p. a. liegen unterhalb der Bagatellgrenze von 250 €:

[1Ja [ Nein

b) Alle mit der Zuwendung zusammenhangenden Belege, Vertradge und sonstigen Unterlagen kénnen wah-
rend der im Zuwendungsbescheid (einschlieRlich Nebenbestimmungen) festgelegten Aufbewahrungsfrist
jederzeit zum Zwecke der Verwendungsprufung oder Prifung durch den Obersten Rechnungshof einge-
sehen oder zur Vorlage bei der prifenden Stelle angefordert werden.

c) Dem Zuwendungsempfanger ist bekannt, dass die Zuwendung im Falle ihrer zweckwidrigen Verwen-
dung der Ruckforderung und Verzinsung unterliegt und ihm bei Abgabe einer unrichtigen Verwendungs-
bestatigung der Beweis fur die zweckentsprechende und fristgerechte Verwendung obliegt.

6. Hinweis

Bei gemeinschaftlichen Beschaffungen im Wege von Sammelbestellungen sind vorzulegen:

e Beladeplan des Herstellers
e Herstellerbestatigung der gemeinschaftlichen Bestellung und Baugleichheit

Wird diese Verwendungsbestatigung zur Prifung ausgewahlt, werden u. a. noch folgende Unterlagen von
Ihnen angefordert werden:

Bei Beschaffungen:

e Angebotsspiegel
e ggf. Nachweis der EU-weiten Ausschreibung

Bei Baumalnahmen:

e Sachbuchauszige
e Vergabeunterlagen nach VOB/A und VOL/A

Unterschrift Dienstsiegel
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2330-1

Wohnraumfoérderungsbestimmungen 2012
(WFB 2012)

Bekanntmachung der Obersten Baubehoérde
im Bayerischen Staatsministerium des Innern

vom 11. Januar 2012 Az.: IIC1-4700-001/11
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Erster Teil
Allgemeine Forderungsgrundsatze

1. Zuwendungen

1Der Freistaat Bayern gewéhrt im Bayerischen Woh-
nungsbauprogramm im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel Zuwendungen fir die Wohnraum-
féorderung auf der Grundlage des Bayerischen Wohn-
raumforderungsgesetzes (BayWoFG) vom 10. April
2007 (GVBL S. 260, BayRS 2330-2-I) in der jeweils
geltenden Fassung. 2Fur die Forderung gelten die
nachstehenden Bestimmungen sowie die allgemei-
nen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbeson-
dere die Verwaltungsvorschriften (VV-BayHO) zu
Art. 44 der Bayerischen Haushaltsordnung — BayHO
— (BayRS 630-1-F), in der jeweils geltenden Fassung.
3Auf die Forderung besteht kein Rechtsanspruch
(vgl. Art. 13 Abs. 1 Satz 4 BayWoFG).

2. Gegenstdinde der Féorderung
Gegenstdande der Forderung sind

2.1 das Schaffen von Mietwohnraum in Mehrfamilien-
hausern durch Neubau, Anderung oder Erweiterung
von Gebduden im Sinn des Art. 3 Abs. 2 BayWoFG,

2.2 das Schaffen von Eigenwohnraum durch Neubau,
Anderung oder Erweiterung von Gebauden im Sinn
des Art. 3 Abs. 2 BayWoFG und dessen Erwerb in
Form von Einfamilienhdusern, Zweifamilienhdusern
(einschlieBlich darin befindlichen Mietwohnraums)
und Eigentumswohnungen sowie

2.3 bauliche MaBBnahmen im Bestand von Mietwohn-
raum und Eigenwohnraum zur Anpassung an die
Belange von Menschen mit Behinderung (vgl. § 2
Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) im
Sinn des Art. 3 Abs. 3 BayWoFG.

3. Forderempfdanger

3.1  Empfanger der Forderung sind die in Art. 10 Abs. 2
Satz 1 BayWoFG bestimmten Personen.

3.2 1Beider Forderung von Eigenwohnraum miissen bei
Haushalten, die in einer ehelichen Gemeinschaft
oder Partnerschaft (eingetragene Lebenspartner-
schaft, sonstige auf Dauer angelegte Lebensgemein-
schaft) gefiihrt werden, in aller Regel beide Ehe-
gatten oder Partner gemeinsam Eigentiimer oder
Erbbauberechtigte sein oder werden. 2Beim Erwerb
von Wohnraum miissen die Erwerber nachweisen,
dass der Erwerb gesichert ist oder der Erwerb durch
die Gewdhrung der Fordermittel gesichert wird.
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Bei der Forderung von Mietwohnraum in Mehr-
familienhdusern muss der Férderempfanger nach
den gesamten wirtschaftlichen Verhaltnissen in der
Lage sein, das Bauherrenwagnis zu tragen.

Bei der Forderung von Eigenwohnraum muss der
Forderempfanger die Belastungen (Finanzierungs-
und Bewirtschaftungskosten), die durch die laufen-
den Aufwendungen fiir die Eigentumsmafinahme
ausgeldst werden, dauerhaft tragen koénnen.

1Zur Prifung der Zuverlassigkeit und Leistungsfa-
higkeit von Bauherren sowie von Erwerbern kon-
nen mit deren Einverstdndnis und auf deren Kosten
die Bewilligungsstelle (§ 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 der
Verordnung zur Durchfiihrung des Wohnraumfor-
derungs- und Wohnungsbindungsrechts - DVWoR —
vom 8. Mai 2007, GVBL S. 326, BayRS 2330-4-I) und
die Bayerische Landesbodenkreditanstalt alle erfor-
derlichen Auskiinfte einholen und Nachweise tiber
die Einkommens- und Vermogensverhaltnisse, das
vorhandene Eigenkapital sowie die Vorlage eines
Kreditgutachtens verlangen. 2Vor Auskunftsersu-
chen soll dem Betroffenen nach MaBgabe des Art. 21
Abs. 2 BayWoFG Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben werden. 3Erteilt der Bauherr oder Erwerber
das Einverstdndnis zur Einholung von Auskiinften
nicht, kann der Férderantrag abgelehnt werden.

Erbbaurechte miissen noch eine Restlaufzeit von
mindestens 60 Jahren haben.

Vorzeitiger Vorhabenbeginn

1Bereits begonnene Vorhaben dirfen nicht gefor-
dert werden (Art. 23 und 44 BayHO in Verbindung
mit VV Nr. 1.3 Satz 1 zu Art. 44 BayHO). 2Als Vor-
habenbeginn gelten der Baubeginn (Aushub des
Mutterbodens), der Kaufvertrag fir eine Kaufei-
gentumsmaBnahme oder der Abschluss eines der
Bauausfiihrung zuzurechnenden Lieferungs- oder
Leistungsvertrags. SNicht als Vorhabenbeginn gel-
ten insbesondere

— die Erstellung der Planungsunterlagen fur das
Bauvorhaben,

— eine Baugrunduntersuchung,
— ein Herrichten des Grundstiicks,

— ein (den Erwerber rechtlich nicht bindender)
Abschluss eines Reservierungsvertrags fir eine
KaufeigentumsmafBnahme.

1Beim Erwerb von Eigenwohnraum steht ein bereits
abgeschlossener notarieller Kaufvertrag einer Forde-
rung dann nicht entgegen, wenn dem Erwerber ein
Rucktrittsrecht bis zu der Zustimmung zum vorzeiti-
gen Kaufvertragsabschluss oder der Bewilligung der
Fordermittel eingerdaumt ist. 2Fir den Ruicktrittsfall
dirfen dem Kéaufer nur Notar- und eigene Geldbe-
schaffungskosten sowie Kosten der Ausfithrung von
Sonderwiinschen auferlegt sein. 3Dies gilt sinnge-
mal auch fiur Liefer- und Leistungsvertrage fir
Fertighduser; dabei diirfen dem Erwerber auch die
Kosten fiir die ihm zur Verfiigung gestellten tech-
nischen Unterlagen auferlegt werden.

Sofern in einem Einzelfall ein im Bau befindliches
Wohngebadude von einem anderen Bauherrn zur
Fertigstellung mit dem Ziel der kiinftigen Eigennut-

5.2

5.3

54

5.5

zung erworben wird, ist hinsichtlich der Frage des
Vorhabenbeginns nicht auf den Baubeginn, sondern
auf den Kaufvertragsabschluss abzustellen.

Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn

Die Bewilligungsstelle kann auf Antrag einem vor-
zeitigen Baubeginn oder Kaufvertragsabschluss
zustimmen, wenn die Férderungsvoraussetzungen
erfullt sind und

— sie einen fiir den beantragten Forderfall ausrei-
chenden Bewilligungsrahmen hat oder

— sie zu Zustimmungen ermachtigt ist oder

— in einem Ausnahmefall sonst eine besondere
Harte entstiinde.

Die Zustimmung ist schriftlich zu erteilen und mit
dem ausdriicklichen Hinweis zu versehen, dass das
Finanzierungsrisiko dem Antragsteller verbleibt.

Die Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn — zu-
mindest tiberschldgig — die Finanzierung des Vorha-
bens einschlieBlich etwaiger Kosten der Vorfinan-
zierung und der Folgekosten hinreichend gesichert
erscheint und die MaBnahme sachlich geprift ist
(VV Nr. 1.3.3 zu Art. 44 BayHO).

Sofern Zweifel an der Zuverlassigkeit oder Leis-
tungsfahigkeit des Bauherrn oder Erwerbers auf-
grund der Antragsunterlagen nicht ausgeschlossen
werden konnen, schaltet die Bewilligungsstelle
vorab die Bayerische Landesbodenkreditanstalt zu
einer vorgezogenen Bonitatsprifung ein und erteilt
ggf. erstim Anschluss die Zustimmung.

1Ergibt sich bei der Priifung der Forderungsvoraus-
setzungen eine notwendige Anderung gegeniiber
dem Antrag, ist die Zustimmung unter dem Vorbe-
halt zu erteilen, dass eine entsprechende Auflage,
die der spatere Bewilligungsbescheid enthalten
wird, beachtet wird. 2Ggf. sind der Zustimmung
entsprechende Ablichtungen der Tekturen beizufi-
gen.

Foérdervorrang

Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund
und Boden werden MafBnahmen vorrangig gefor-
dert, die auf innerortlichen Flachen erstellt werden
oder die vorhandene Bausubstanz nutzen (Anderung
oder Erweiterung von Gebauden, Zweiterwerb), auf
brachliegenden, ehemals baulich genutzten Flachen
entstehen oder im Rahmen einer angemessenen Ver-
dichtung oder Erganzung bestehender Siedlungsge-
biete durchgefiihrt werden sollen.

Fremdmittel

1Den staatlichen Darlehen diirfen in der Regel nur
unkiindbare Tilgungsdarlehen zu den fiir erststel-
lige Kapitalmarktmittel im Wohnungsbau tiblichen
Bedingungen im Rang vorgehen. 2Die laufende
Darlehenstilgung darf in der Regel hochstens 2 v. H.
jahrlich zuztglich ersparter Zinsen betragen; das
gilt nicht fir Darlehen von Bausparkassen und der
Kreditanstalt fiir Wiederaufbau. 3Neben dem staat-
lichen Darlehen kénnen ergdnzende Fordermittel
anderer Zuwendungsgeber eingesetzt werden, so-
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fern nicht nach deren Richtlinien ein Kumulierungs-
ausschluss besteht.

Unkiindbare Darlehen ohne laufende Tilgung, die
spater in einer Summe aus Bausparvertragsmitteln
oder einer falligen Lebensversicherung oder aus
einer Beteiligung an einem Investmentfonds zu-
rickgezahlt werden, dirfen den staatlichen Darle-
hen ebenfalls im Rang vorgehen, wenn durch eine
Erkldarung des Darlehensgebers ein rangmafBiges
Aufriicken des staatlichen Baudarlehens zumindest
wie bei einem Tilgungsdarlehen nach Nr. 7.1 Satz 1
sichergestellt wird.

Allgemeine technische Anforderungen

1Lage, Form, GroBe, Beschaffenheit und Erschlie-
Bung des Grundstiicks miuissen eine wirtschaftliche
Bebauung zulassen. 2Auf ein kostensparendes und
umweltschonendes Bauen und Betreiben ist beson-
ders zu achten. 3Die Bauausfithrung und Ausstattung
miussen wirtschaftlich sein und durchschnittlichen
Wohnbediirfnissen entsprechen. *Die Wohnungen
miussen hinsichtlich ihrer Zweckbestimmung an-
gemessen groB und abgeschlossen sein. °Individu-
alrdume durfen keine Durchgangsrdaume sein; in
ihnen dirfen jeweils nicht mehr als zwei Personen
untergebracht werden. 6Fiir Kinder unterschiedli-
chen Geschlechts sind eigene Zimmer vorzusehen.

1Die Berechnung der Wohnfléache erfolgt nach der
Verordnung zur Berechnung der Wohnflédche (Wohn-
flachenverordnung — WoF1V — vom 25. November
2003, BGBI I S. 2346) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 2In die Bauzeichnungen sind die Gesamt-
wohnfldchen jeder Wohnung und die Wohnflachen
der einzelnen Rdume einzutragen.

1Das Bauvorhaben ist nach den technischen Antrags-
unterlagen auszufithren. 2Bauliche Anderungen
bedirfen der vorherigen Zustimmung der Bewilli-
gungsstelle, soweit es nicht der Genehmigung durch
die zustandige Stelle nach Art. 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
BayWoFG bedarf.

Zweiter Teil
Forderung von Mietwohnraum
in Mehrfamilienhdusern

Forderungsvoraussetzungen

Mietwohnraum in Mehrfamilienhdusern darf nur
gefordert werden, wenn nachweislich ein bedeutsa-
mer, nicht nur kurzfristiger Bedarf fiir diesen Wohn-
raum besteht.

Zur Prifung des Wohnungsbedarfs holen die Regie-
rungen in der Regel eine Stellungnahme der Bau-
ortgemeinde sowie stets der nach § 1 Abs. 2 DVWoR
zustandigen Stelle ein.

Bei Festlegung der Belegungsstruktur (Nr. 16) ist
zu berlicksichtigen, dass keine hohe o6rtliche Kon-
zentration von Bewohnergruppen mit besonderen
sozialen Problemen oder von spezifischen Bewoh-
nergruppen entsteht.

10.

11.

12.

13.

14.
14.1

14.2

15.

Einsatz der Fordermittel

Die Foérdermittel werden nach der Dringlichkeit
des ortlichen Wohnungsbedarfs vergeben, wenn
abzusehen ist, dass die verfugbaren Mittel fur eine
Bertcksichtigung aller Antrage nicht ausreichen
werden. 2MaBnahmen, die im Zusammenhang mit
stddtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungszie-
len stehen, sowie MafBnahmen, die Lésungen fiir be-
sonderen Wohnbedarf oder besondere Wohnformen
bieten, sind bevorzugt zu berticksichtigen.

Forderfdhige Kosten

Forderfahig sind die Gesamtkosten im Sinn der §§ 5
bis 8 der Zweiten Berechnungsverordnung (II. BV)
vom 12. Oktober 1990 (BGBI I S. 2178) in der jeweils
geltenden Fassung.

Forderung

IDie Forderung besteht aus einer Grundférderung
mit einem Darlehen und einer Zusatzférderung mit
einem laufenden Zuschuss zur Wohnkostenentlas-
tung der begtinstigten Haushalte. 2Die Grundfor-
derung umfasst einen objektabhdngigen und in der
Regel einen belegungsabhédngigen Darlehensteil.

Wirtschaftlichkeit der MaBnahme

1Zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der MaB-
nahme ist eine Aufwands- und Ertragsberechnung
nach MaBgabe des Antragsvordrucks zu erstellen.
2Soweit dabei keine besonderen Vorgaben getrof-
fen werden, sind die Bestimmungen des Teils II der
II. BV mit Ausnahme des § 8 Abs. 1 und 2 sowie der
§§ 11 und 11a sinngemdB anzuwenden mit der MaB3-
gabe, dass als Fremdkapitalkosten die Tilgungen
der Fremdmittel (anstelle der Abschreibung), eine
angemessene Eigenkapitalverzinsung (§ 20 Abs. 2
Satz 2 erster Halbsatz II. BV) und fiur Bewirtschaf-
tungskosten (mit Ausnahme der Abschreibung) eine
Pauschale von 20 € je m? Wohnfldche jahrlich anzu-
setzen sind. SDie Wirtschaftlichkeit soll ausgegli-
chen sein. Der Bauherr hat nachzuweisen, dass er
einen etwaigen Minderertrag dauerhaft anderweitig
abdecken kann.

Hochstzuldssige Miete

Hochstzuldssige Miete im Sinn des Art. 15 Abs. 1
Satz 1 BayWoFG ist die im Bewilligungsbescheid
festgelegte Erstvermietungsmiete zuzuglich der
Mieterh6hungen nach MaBgabe der Nr. 14.2. 2Zu-
lassige Erstvermietungsmiete ist die 6rtliche durch-
schnittliche Miete fiir neu geschaffenen Mietwohn-
raum.

Mieterh6hungen richten sich nach den §§ 558 und
559 BGB.

Zumutbare Miete

1Die Bandbreite der zumutbaren Miete fir Haushal-
te der Einkommensstufe I betragt 3,50 € bis 6,00 € je
m?2 Wohnfldche monatlich. 2Fir Haushalte der Ein-
kommensstufen II und III erhoht sich die zumutbare
Miete jeweils um 1,00 € je m? gegentiber der ndchst-
niedrigeren Einkommensstufe. 3Die Bewilligungs-
stelle legt entsprechend dem ortlichen Mietenniveau
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eigenverantwortlich die jeweils zumutbare Miete
fest. 4Fiir Wohnungen, die zur Belegung mit funf
und mehr Personen geeignet sind (GroBe Mietwoh-
nungen) und fiir behindertengerechte Wohnungen
ist die zumutbare Miete um 0,40 € je m? Wohnfla-
che monatlich abzusenken. *Die Bewilligungsstelle
kann im begriindeten Einzelfall von Satz 1 abwei-
chen.

Belegungsbindung

!Die Dauer der Belegungsbindung betragt 25 Jah-
re. 2Die Frist beginnt, sobald samtliche geférderten
Wohnungen der Wirtschaftseinheit (im Sinn von
§2 Abs. 2 II. BV) bezugsfertig sind. 3Fiir Wohnun-
gen, die fir Haushalte der Einkommensstufe I be-
stimmt sind, ist ein Benennungsrecht (Art. 14 Abs. 1
BayWoFQ), fiir die tibrigen Wohnungen ein allge-
meines Belegungsrecht zu begriinden.

!Die nach § 1 Abs. 2 DVWoR zustandigen Stellen in-
formieren bei der Ausiibung des Benennungsrechts
und des allgemeinen Belegungsrechts in geeigneter
Weise die Wohnungssuchenden tber Art und Um-
fang der jeweils in Betracht kommenden Zusatz{or-
derung. 2Bei der Austibung des Benennungsrechts
héndigen sie dem vom Vermieter ausgewdhlten
Wohnungssuchenden die gepriifte Einkommens-
erklarung im Original (Formblatt Stabau III a) mit
einem Antrag auf die Zusatzforderung (Formblatt
Stabau I ¢) aus und weisen ihn auf die fiir die Zu-
satzféorderung zustandige Bewilligungsstelle hin.
SFur die eigenen Akten ist eine Kopie der gepriiften
Einkommenserklarung zu fertigen.

Objektabhangiges Darlehen

1Das Darlehen betragt bis zu 50 v. H. der Kosteno-
bergrenze (vgl. Nr. 22.6). 2Der sich insgesamt erge-
bende Darlehensbetrag ist auf volle hundert Euro
zu runden. 3Die Bewilligungsstelle kann den Fest-
betrag im Einzelfall angemessen verringern, wenn
die Wirtschaftlichkeit des Fordervorhabens das zu-
lasst.

1Bei besonders forderungswiirdigen Vorhaben oder
Wohnungen, kann das auf diese Wohnungen entfal-
lende Darlehen im Hinblick auf den erforderlichen
Mehrbedarf wie folgt erhoht werden:

Neubau | Gebdudednderung/
-erweiterung
Fur Rollstuhlfahrer 15v. H. 15v. H.
Zur Starkung oder 10 v. H. 5v. H.
Aufwertung inner-
ortlicher Lagen
Flr besondere 5v.H. 15v. H.

energetische Ma@B-
nahmen, die die
gesetzlichen Anfor-
derungen erheblich
uberschreiten

2Der sich insgesamt ergebende Darlehensbetrag ist
auf volle hundert Euro zu runden.

!Das Darlehen ist unter Berticksichtigung der in
Nr. 17.1 Séatze 2 und 3 genannten Grundséatze in der
wirtschaftlich erforderlichen Hohe in die Finanzie-
rung einzusetzen. 2Der so ermittelte Fehlbetrag wird
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dann mit dem Bewilligungsbescheid als Festbetrag
gewadhrt.

Wéhrend der Dauer der Belegungsbindung betragt
der Zinssatz 0,5 v. H. 2Nach Ablauf der Belegungs-
bindung kann der Zinssatz dem Kapitalmarktzins,
hochstens bis zu 7 v. H. jahrlich, angepasst werden,
soweit dadurch die Wirtschaftlichkeit der geforder-
ten MaBnahme nicht gefahrdet wird.

1Die ersten drei Jahre sind tilgungsfrei. 2Danach be-
tragt die Tilgung mindestens 1 v. H. jahrlich unter
Zuwachs der ersparten Zinsen.

1Es wird ein einmaliger Verwaltungskostenbeitrag
in Hohe von 3 v.H. des Darlehensnennbetrages
erhoben; dieser ist in den ersten drei Jahren halb-
jahrlich mit je 0,5 v. H. zu entrichten. 2Wird kein
belegungsabhangiges Darlehen gewdhrt, ermaBigt
sich der einmalige Verwaltungskostenbeitrag auf
2 v.H. des Darlehensnennbetrages und ist in den
ersten zwei Jahren halbjahrlich mit je 0,5 v.H. zu
entrichten.

Belegungsabhdngiges Darlehen

1Die Gewédhrung des belegungsabhangigen Darle-
hens setzt voraus, dass der Abstand zwischen der
hochstzuldssigen Miete und der fiir die jeweilige
Einkommensstufe zumutbaren Miete mindestens
1,00 € je m?2 Wohnflache monatlich betragt. 2Sofern
ein belegungsabhdngiges Darlehen gewahrt wird,
besteht vorbehaltlich der Nrn. 21 und 23 aufgrund
der Bestimmungen im Bewilligungsbescheid ein
Anspruch auf Zusatzférderung.

1Das Darlehen ist in seiner Hohe so zu bemessen,
dass die sich daraus ergebenden Zinsertrage ausrei-
chen, um den fiir die Zusatzférderung aufzubringen-
den Betrag zu erwirtschaften. 2Grundlage fir die
Berechnung ist die bei der Antragstellung mit dem
Bauherrn abgestimmte Belegungsstruktur. 3Dabei
ist von dem Abstand zwischen der héchstzulassi-
gen Miete und der jeweils zumutbaren Miete aus-
zugehen. 4Der sich errechnende Betrag ist auf volle
hundert Euro aufzurunden.

1Der Zinssatz betragt 5,75 v. H. jahrlich. 2Nach Ab-
lauf der Belegungsbindung kann der Zinssatz dem
Kapitalmarktzins angepasst werden, soweit dadurch
die Wirtschaftlichkeit der geférderten MafBnahme
nicht gefdhrdet wird. SBesteht nach Nr. 18.1 Satz 2
kein Anspruch auf eine Zusatzférderung, wird der
Zinssatz wahrend der Dauer der Belegungsbindung
auf 0,5 v. H. gesenkt.

1Die Tilgung betrdagt 1 v. H. jahrlich unter Zuwachs
der ersparten Zinsen. 2Die ersten zehn Jahre sind
tilgungsfrei.

Zusatzférderung

Fur die Festsetzung der Zusatzférderung sind die
Stellen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 DVWoR zusténdig.

1Grundlage fiir die Bemessung der Zusatzforderung
ist der Unterschiedsbetrag zwischen der hochstzu-
lassigen Miete und der zumutbaren Miete. 2Dieser
Betrag bleibt fiir die Bindungsdauer unverdandert.
3Bei der Berechnung der monatlichen Zusatzforde-
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rung ist die von der Bewilligungsstelle festgestellte
Wohnfldche zugrunde zu legen.

1Die Zusatzférderung richtet sich nach dem Gesamt-
einkommen des jeweiligen Haushalts (vgl. Art. 5
BayWOoFG) und dessen Zuordnung in folgende Ein-
kommensstufen:

Haushaltsgrofie Grenzen fiir die Einkom-
mensstufen
Stufel | Stufell | Stufe III
€ € €

Einpersonenhaushalt 12.000 15.600 19.000
Zweipersonenhaus- 18.000 23.400 29.000
halt
Zuzuglich fur jede 4.100 5.300 6.500
weitere haushaltsan-
gehorige Person
Zuzuglich fur jedes 500 750 1.000
Kind im Sinn des
Art. 11 Satz 2
BayWoFG,; das
Gleiche gilt, wenn
die Voraussetzungen
des Art. 11 Satz 3
BayWoFG vorliegen

2Haushalte der Einkommensstufe I erhalten den
vollen Unterschiedsbetrag als Zusatzférderung.
3Bei Haushalten der Einkommensstufen II und III
vermindert sich die Zusatzférderung je Stufe um
1,00 € je m? Wohnfldche monatlich oder um den noch
verbleibenden Restbetrag. 4Der monatliche Gesamt-
betrag der Zusatzférderung ist jeweils auf volle Euro
zu runden.

1Ist die im Mietvertrag vereinbarte Miete niedriger
als die hochstzuldassige Miete, so ist nur die niedri-
gere Miete bei der Bemessung der Zusatzférderung
zugrunde zu legen. 2In diesem Fall werden spétere
Mieterh6hungen bei der Bemessung der Zusatzfor-
derung bis zur hochstzuldssigen Miete berticksich-
tigt.

1Die Zusatzforderung wird stets entsprechend der
Zuordnung des Haushalts in die jeweilige Einkom-
mensstufe gewahrt. 2Das gilt auch dann, wenn der
Haushalt eine Wohnung bezieht, die fiir eine andere
Einkommensstufe vorgesehen ist. 3In jedem Fall ist
darauf zu achten, dass die aus dem belegungsab-
héngigen Baudarlehen erwirtschafteten Zinsertra-
ge fur die Zusatzférderung weitgehend ausreichen,
um die Zusatzférderung fiir das Objekt insgesamt zu
sichern. 4Sofern bei der Wiederbelegung eine sich
deutlich von der urspriinglich festgelegten Bele-
gungsstruktur abweichende Bedarfssituation ergibt,
ist die Belegung der Wohnungen entsprechend der
aktuellen Situation vorzunehmen. >Kann ein wegen
einer von der vorgegebenen Belegungsstruktur ab-
weichenden Uberlassung benétigter hdherer Betrag
nicht anderweitig aufgebracht werden, etwa durch
eine entsprechende kommunale Beteiligung, ist die
zuldssige Miete auf den Betrag zu beschranken, der
sich aus der fiir den jeweiligen Haushalt zumutbaren
Miete, zuztiglich der fiir die Wohnung gemdal Be-
willigungsbescheid vorgesehenen Zusatzférderung
ergibt.

19.6

19.7

19.8

19.9

19.10

20.

1Der Antrag auf Zusatzférderung ist vom Mieter bei
der zustdndigen Stelle nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 DVWoR
einzureichen. 2Die Zusatzforderung kann, wenn das
im Einzelfall geboten erscheint, mit befreiender Wir-
kung an den vermietenden Bauherrn gezahlt wer-
den; dieser hat die Miete um den Betrag der Zusatz-
férderung zu kiirzen.

1Die Zusatzforderung wird fiir jeweils 36 Monate ab
dem Beginn des Mietverhaltnisses, frihestens je-
doch ab dem Ersten des Monats der Antragstellung,
bewilligt (Bewilligungszeitraum). 2Sie wird langs-
tens fir die Dauer der Belegungsbindung gewdahrt
und in der Regel monatlich im Voraus ausgezahlt.

1Der Vermieter weist den Mieter im Mietvertrag da-
rauf hin, dass dieser

— eine wesentliche Verdnderung des (Haushalts-)
Einkommens um mehr als 15 v. H.,

— die Anderung der Zusammensetzung des Haus-
halts,

unverziglich mitzuteilen hat.

2Die Zusatzférderung ist anzupassen, wenn

— die Anderungen des Einkommens spétestens
sechs Monate vor Ablauf des Bewilligungszeit-
raums eintreten und

— der Haushalt aufgrund der Anderungen einer
anderen Einkommensstufe nach Nr. 19.3 zuzu-
ordnen ist.

SEndet die Belegungs- und Mietbindung infolge
Aufhebung des Bewilligungsbescheides fir die
Grundférderung, Kiindigung des Darlehens durch
die Bayerische Landesbodenkreditanstalt oder
Zwangsversteigerung, wird die Zusatzférderung fiir
die Dauer des Mietverhaltnisses, langstens aber bis
zum Ende der Bindungsdauer weiter gewdhrt.

1Die Zusatzforderung entféllt, wenn das belegungs-
abhédngige Darlehen vor Bindungsablauf ganz oder
auch nur teilweise freiwillig zurtickgezahlt wird.
2Fur die verbleibende Bindungsdauer ist die im
Mietvertrag vereinbarte Miete auf die im Einzel-
fall dem Mieter nach seinem Einkommen zumutbare
Miete abzusenken.

'Wird die Bindung tber den in Nr. 16.1 genannten
Zeitraum hinaus verldngert, ist ein Fehlbetrag der
Zusatzférderung, der danach aus dem belegungs-
abhdngigen Baudarlehen nicht mehr erwirtschaftet
werden kann, anderweitig aufzubringen. 2Hierzu
muss gegeniiber der Bewilligungsstelle vor der Er-
teilung der Forderzusage eine rechtsverbindliche
Verpflichtung vorliegen.

Zahlungs- und Abrechnungsverfahren

IDie zustdndige Stelle nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 DVWoR
zahlt die Zusatzférderung in der Regel fiir jeweils
einen Monat (Zahlungsabschnitt) im Voraus aus.
2Dazu erhélt sie von der Regierung die fiir den Zah-
lungsabschnitt erforderlichen Abschlagszahlungen
(Wertstellung jeweils zum Monatsersten) in Hohe
der voraussichtlich benétigten Mittel. 3Sollten die
Abschlagszahlungen zu hoch oder zu niedrig fest-
gesetzt sein, lasst die zustdandige Stelle nach §1
Abs. 1 Nr. 2 DVWOoR die Abschlagszahlungen von
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der Regierung umgehend anpassen. ‘Jeweils zum
10. Januar eines jeden Jahres legt die zustandige
Stelle nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 DVWOoR der Regierung
die Abrechnungen vor, aus denen fiir das vorausge-
gangene Kalenderjahr die Summe der ausbezahlten
Betrdge und der erhaltenen Abschlagszahlungen
hervorgeht. °Dabei sich etwa ergebende Nachfor-
derungen werden ihnen von der Regierung erstattet,
Uberzahlungen sind zuriickzuzahlen. éDie Regie-
rungen erhalten von der Obersten Baubehorde im
Staatsministerium des Innern auf Anforderung die
Bewirtschaftungsbefugnis fiir die Mittel in Hohe der
voraussichtlich benétigten Betrdage.

Sonderregelung fiir Personenkreise mit besonde-
ren Zugangsproblemen zum Wohnungsmarkt

IDie Bewilligungsstelle kann bei Bauvorhaben fir
Personenkreise mit besonderen Zugangsproble-
men zum Wohnungsmarkt von den Regelungen der
Nrn. 12 und 14 abweichen. 2Im Bewilligungsbe-
scheid ist flir diesen Personenkreis ein befristeter
Vergabevorbehalt festzulegen; wahrend dieses Zeit-
raums besteht kein Anspruch auf Zusatzférderung.
3Als hochstzuldssige Miete ist die jeweils zumutbare
Miete im Bewilligungsbescheid auszuweisen und
im Mietvertrag zu vereinbaren.

Wahrend der Dauer der besonderen Belegungsbin-
dung wird der Zinssatz fiir das belegungsabhdngige
Baudarlehen auf 0,5 v. H. gesenkt.

Fur Mieterh6hungen der zumutbaren Miete gelten
auch wdhrend des befristeten Vergabevorbehalts
§§ 558 bis 559b BGB.

Besondere technische Anforderungen

Die Gebaudeplanung soll das zuldssige Mal der
baulichen Nutzung des Grundstiicks ausschopfen.

1Die angemessene Wohnflache betragt hochstens:

Nr. | Wohnungstyp | HaushaltsgroBe | Wohnfliche

1 Ein-Zimmer- eine Person 40 m?
‘Wohnung

2 Zwei-Zimmer- | eine Person 50 m?
Wohnung

3 Zwei-Zimmer- | zwei Personen 55 m?
Wohnung

4 Drei-Zimmer- | zwei Personen 65 m?
Wohnung

5 Drei-Zimmer- | drei oder vier 75 m2
Wohnung Personen

6 | Vier-Zimmer- | vier Personen 90 m?
Wohnung

2Fir jeden weiteren Haushaltsangehorigen kann die
Wohnfldche bis zu 15 m? mehr betragen; in diesen
Féllen sind Wohnungstypen mit einer groeren Zim-
merzahl zuléssig. SWird eine Wohnung rollstuhl-
gerecht nach DIN 18040 Teil 2 geplant, kann die
Wohnflache bis zu 15 m2 mehr betragen. *Bei Vor-
haben im Gebdudebestand kann die Bewilligungs-
stelle Ausnahmen zulassen. °Die Wohnflache einer
Wohnung muss mindestens 35 m? betragen.

1Die Individualrdume (Schlafrdume oder Kinder-
zimmer) fiir eine Person sollen mindestens 10 m2,
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fir zwei Personen mindestens 14 m? groB sein. 2Eine
Unterschreitung von bis zu 10 v. H. ist im Einzel-
fall vertretbar, wenn anderweitig Stellflachen fir
Schrénke oder Spielflachen im rdumlichen Zusam-
menhang mit den Individualrdumen vorhanden sind.
3Sofern Wohnungen neu geplant werden, soll bei In-
dividualrdumen fiir eine Person eine Unterschrei-
tung der Mindestflache in aller Regel ausscheiden.
4Die Individualraume sollen moglichst tber Flure
erschlossen werden und keine Durchgangsraume
sein.

1Alle Wohnungen und der Zugang zu den Woh-
nungen sind nach der DIN 18040-2:2011-9, Bar-
rierefreies Bauen — Planungsgrundlagen — Teil 2:
Wohnungen zu gestalten. 2Die Wohnungen einer
Wohnebene missen stufenlos erreichbar sein. 3Alle
weiteren zur Wohnanlage gehdrenden Wohnebenen
miussen so geplant sein, dass sie zumindest durch
die nachtragliche Schaffung eines Aufzugs oder
einer Rampe stufenlos erreichbar sind. 4Sind die
Wohnungen fur Rollstuhlbenutzer bestimmt, sind
die in der DIN 18040 Teil 2 mit R gekennzeichneten
Anforderungen einzuhalten.

In den Bauzeichnungen sind die sanitdre Ausstat-
tung, die Moblierung und die Bewegungsflachen
nach der DIN 18040 Teil 2 darzustellen; bei Wieder-
holungen gentigt die einmalige Eintragung.

IFar die Kosten der Kostengruppen 300 Bauwerk
— Baukonstruktion (ohne Kosten der Garagen) und
400 Bauwerk — Technische Anlagen der DIN 276
ist die Kostenobergrenze von 1.600 € je m? Wohn-
flache einzuhalten. 2Dieser Betrag andert sich je-
weils am 1. Februar, beginnend im Jahr 2013, um
den Prozentsatz, um den sich der vom Landesamt
fur Statistik und Datenverarbeitung festgestellte
Preisindex fiir Wohngebaude insgesamt in Bayern
fir den vorausgehenden Monat November gegen-
lUber dem Monat November des diesem wiederum
vorausgehenden Jahres erhoht oder verringert hat.
3Die Bewilligungsstellen legen jahrlich eigenver-
antwortlich ortsbezogene Kostenobergrenzen fest.
4Bei Bauvorhaben mit mehr als sechs Wohnungen
sind bei der Vergabe von Auftrdgen die in Nr. 3 der
Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektfor-
derung (Anlage 2 zu VV zu Art. 44 der BayHO) in
der jeweils geltenden Fassung genannten Bestim-
mungen zu beachten. Die Bewilligungsstelle soll
in geeigneter Weise die ordnungsgemaBe Vergabe
prufen.

1Abweichend von § 8 Abs. 1 und 2 II. BV kénnen die
Kosten der Architekten- und Ingenieurleistungen
(aus der Kostengruppe 700 der DIN 276) unter den
Baunebenkosten pauschal mit 15,4 v. H. der Kosten
der Kostengruppen 300 und 400 angesetzt werden.
2Bei einer Gebaudeanderung und -erweiterung
kann ein Zuschlag von 20 v. H. angesetzt werden.

In Wohnanlagen ab 50 Wohnungen sollen Gemein-
schaftsréume mit einer Flache von bis zu 0,5 m? je
Wohnung vorgesehen werden.

Bei Wohnungen ab fiinf Personen soll ein zweites,
rdumlich vom Bad getrenntes WC vorgesehen wer-
den.



26

22.10

22.11

22.12

23.
23.1

23.2

23.3

24.
241

AlIMBI Nr. 1/2012

Eine Abstellflache von mindestens 1 m? soll inner-
halb der Wohnung vorgesehen werden.

Enthalten Wohnungen Abstellraume, die Keller er-
setzen, konnen diese bis zu 6 m? bei der Feststellung
der angemessenen Wohnflache auler Betracht blei-
ben.

Es soll eine Moblierung mit Standardmoébeln mog-
lich sein.

Besondere Wohnformen

1Besondere Wohnformen kénnen nach MaBgabe des
Art. 19 BayWoFG gefordert werden. 2Bei Abweichun-
gen von Art. 4 sowie Art. 10 bis 16 BayWoFG ist den
sozialen und wohnungswirtschaftlichen Umstén-
den des Einzelfalls Rechnung zu tragen. 3Von der
Sonderregelung der Nr. 21 kann Gebrauch gemacht
werden; auf einen befristeten Vergabevorbehalt (vgl.
Nr. 21.1 Satz 2) kann verzichtet werden. 4Dabei sind
insbesondere die Ziele und Grundsétze (vgl. Art. 2,
8 BayWoFG) der Wohnraumférderung zu beachten;
das gilt insbesondere bei Abweichungen von den in
Art. 11 BayWoFG bestimmten Einkommensgren-
zen.

1Um den besonderen Verhéltnissen dieser Wohnfor-
men gerecht zu werden, betrdgt die angemessene
Wohnfldche hochstens 50 m? je Person. 2Insbeson-
dere bei Wohngemeinschaften fiir dltere Menschen
oder Menschen mit Behinderung kann ein ange-
messen groBer Gemeinschaftsraum vorgesehen wer-
den.

In der Foérderentscheidung wird zu bestimmen sein,
ob und in welchem Umfang der Vermieter fir die
Moéglichkeit der Nutzung eines Gemeinschafts-
raums eine bestimmte Gegenleistung verlangen
oder erhalten kann:

a) Erstreckt sich die Forderentscheidung unmit-
telbar auch auf den Gemeinschaftsraum in der
Weise, dass dieser mit Wohnraumférderungsmit-
teln geférdert wird, kann insoweit eine héchstzu-
lassige Miete (ohne den Betrag fur die Betriebs-
kosten) oder, unter besonderen Umstdnden, eine
unentgeltliche Nutzungsmoglichkeit bestimmt
werden.

b) 'Wird der Gemeinschaftsraum nicht mit Wohn-
raumforderungsmitteln gefoérdert, findet insoweit
Art. 15 BayWoFG keine Anwendung. 2Inwieweit
fir die Moglichkeit einer Nutzung des Gemein-
schaftsraums als Nebenleistung ein Entgelt von
den Mietern erhoben werden darf, ist ggf. in der
Forderentscheidung zu bestimmen. 3Eine solche
Bestimmung kann nach Art. 13 Abs. 1 Satz 3 Bay-
WOoFG erforderlich sein, um zu verhindern, dass
das Ziel der Forderung durch ein tibermédBiges
Entgelt fiir eine solche Nebenleistung beeintrach-
tigt wird.

=

Auszahlung

!Der Bauherr hat die Auszahlung des Darlehens bei
der Bewilligungsstelle zu beantragen. 2Diese priift
den Stand des Baufortschritts und die ordnungs-
gemdBe Verwendung bisher ausgezahlter Raten
und legt den Auszahlungsantrag der Bayerischen
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Landesbodenkreditanstalt vor. 3Dabei konnen die
folgenden vier Ratenzahlungen geleistet werden:

— 30 v.H. nach der Fertigstellung der Kellerdecke
oder bei nichtunterkellerten Gebdauden nach der
Fertigstellung der Bodenplatte oder bei einer An-
derung und Erweiterung von Gebduden nach der
Einrichtung der Baustelle und dem Beginn der
Arbeiten,

— 35 v.H. nach der Fertigstellung des Rohbaus ein-
schlieBlich der Dacheindeckung oder bei einer
Anderung und Erweiterung von Gebauden nach
der Fertigstellung der sanitdaren Installation und
des Innenputzes,

— 25 v.H. nach Erreichen der Bezugsfertigkeit
und

— 10 v. H. nach restloser Fertigstellung und bestim-
mungsgemaBer Wohnungsbelegung.

Zur Auszahlung der Raten miissen die im Bewilli-
gungsschreiben der Bayerischen Landesbodenkre-
ditanstalt genannten Voraussetzungen erfiillt sein.

Im begriindeten Einzelfall kann die Bewilligungs-
stelle im Einvernehmen mit der Bayerischen Lan-
desbodenkreditanstalt von fiir die Auszahlung ge-
troffenen Regelungen abweichen.

Verwendungsnachweis

Die Bewilligungsstelle erstellt als Verwendungs-
nachweis in der Regel eine Schlussbestiatigung; eine
Fertigung hat sie der Bayerischen Landesbodenkre-
ditanstalt zuzuleiten.

Die Bewilligungsstelle kann den Bauherrn verpflich-
ten, als Verwendungsnachweis eine Schlussabrech-
nung anhand des Antragsvordrucks einzureichen,
wenn sich im Rahmen des Auszahlungsverfahrens
ergibt, dass das Bauvorhaben technisch oder wirt-
schaftlich erheblich von den im Antragsverfahren
gemachten Angaben abweicht.

Ergibt die Prifung des Verwendungsnachweises
bzw. der Schlussabrechnung Abweichungen ge-
genuber der Bewilligung, sind ggf. sowohl das ob-
jektabhdngige als auch das belegungsabhdngige
Darlehen durch Anderungsbescheid entsprechend
anzupassen.

Die Belege und Vertrage sowie alle sonst mit der
Forderung zusammenhdngenden Unterlagen sind
fir die Dauer von zehn Jahren nach Abschluss der
baulichen MaBnahme aufzubewahren.

Dritter Teil
Forderung von Eigenwohnraum

sowie von Mietwohnraum im Zweifamilienhaus

Forderungsvoraussetzungen

lEigenwohnraum darf nur fir Antragsteller ge-
fordert werden, die sich nicht nur voriibergehend
im Bundesgebiet aufhalten und rechtlich und tat-
sdchlich in der Lage sind, fiir ihren Haushalt auf
langere Dauer einen Wohnsitz als Mittelpunkt der
Lebensbeziehungen zu begriinden und dabei einen
selbststandigen Haushalt zu fiihren. 2Die Forderung
des Erwerbs von Eigenwohnraum ist ausgeschlos-
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sen, wenn Verkdufer und Kaufer in gerader Linie
verwandt sind. 3Der zu fordernde Haushalt hat die
in Art. 11 BayWoFG genannte Einkommensgrenze
einzuhalten.

1Eine Férderung von Mietwohnraum im Zweifami-
lienhaus (Nr. 26 Satz 2) setzt voraus, dass dieser fiir
Personen bestimmt ist, die mit dem Antragsteller im
Sinn von Art. 4 Abs. 1 Nr. 2 BayWoFG in Beziehung
stehen. 2Dabei darf die ortstiblich fiir vergleichba-
ren Wohnraum erzielbare Miete nicht tiberschrit-
ten werden. SWird lediglich der Mietwohnraum im
Zweifamilienhaus geférdert, braucht der Mieter nur
die einkommensmaBigen Voraussetzungen (Art. 11
BayWoFG) zum Bezug der Wohnung zu erfillen.

Einsatz der Fordermittel

Eigenwohnraum und Mietwohnraum im Zweifami-
lienhaus wird nach der sozialen Dringlichkeit gefor-
dert.

!Die soziale Dringlichkeit bestimmt sich nach den
Gesamtumstanden des Einzelfalls. 2Dabei sind ins-
besondere zu berticksichtigen:

— die Hohe des Gesamteinkommens des Haus-
halts,

— die Tragbarkeit der Belastung im Verhaltnis zum
verfliigbaren Haushaltseinkommen,

— die HaushaltsgroBe (Anzahl der Kinder, Aufnah-
me von Angehorigen, Schwangerschaft),

— die derzeitigen Wohnverhdltnisse,

— eine Schwerbehinderung oder dauerhafte schwe-
re Erkrankung,

— die Vermogensverhdltnisse,

— sonstige soziale Grinde.

'Eine soziale Dringlichkeit liegt in aller Regel nicht
vor, wenn

— nach den Umstdnden des Einzelfalls zu erwarten
ist, dass das Gesamteinkommen des Haushalts
die Einkommensgrenzen des Art. 11 BayWoFG
innerhalb von drei Jahren erheblich (d. h. um
mehr als 25 v. H. ) und dauerhaft tiberschreiten
wird. 2Das betrifft z. B. Falle von (Wieder-)Eintritt
in das Berufsleben, Beendigung der Elternzeit;

— sich der Haushalt v6llig oder iberwiegend aus
eigener finanzieller und wirtschaftlicher Kraft
angemessenen Wohnraum schaffen kann; dabei
ist das vorhandene Vermégen (z. B. Immobilien,
Geldvermogen, Wertpapiere) zu berticksichti-
gen.

1Bei der Priifung der Frage der Verwertbarkeit von
Vermogen ist ein nach den Umstdnden des Einzel-
falls angemessener pauschaler Teil des Vermogens
als Selbstbehalt fiir Kosten zuzugestehen, die im
weiteren Zusammenhang mit dem Bauvorhaben
entstehen (z. B. Umzugskosten, neue notwendige
Einrichtung). 2Gegebenenfalls ist im Einzelfall ein
weiterer konkreter Teil des Vermogens als Selbstbe-
halt fir sonst dringend notwendige Aufwendungen
zuzugestehen (z. B. Mittel, die der Altersvorsorge
dienen (Riesterrente), oder anstehende arztliche
Behandlungskosten, die nicht von einer Kranken-
versicherung getragen werden).
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Ist ein Wohnungssuchender nicht zur Verwertung
seines Vermogens bereit, obwohl es ihm nach den
Umstanden zuzumuten waére, ist seine soziale Dring-
lichkeit dauerhaft als nachrangig zu bewerten. 2Die
Forderung des Bauvorhabens hat zu unterbleiben.

Forderfdahige Kosten

1Beim Bau von Wohnraum sind forderfahig die Ge-
samtkosten im Sinn der §§ 5 bis 8 II. BV in der jeweils
geltenden Fassung. 2Beim Erwerb von Wohnraum
sind foérderfahig der Kaufpreis sowie die Erwerbs-
kosten; bei einem Zweiterwerb sind dartiber hinaus
forderfahig die Kosten von erforderlichen Moderni-
sierungs- und InstandsetzungsmafBnahmen.

Forderung

1Gefordert wird mit einem Darlehen und einem ein-
maligen Zuschuss fir Haushalte mit Kindern. 2Die
Fordermittel sind in der Hohe zu bewilligen, die zur
Erreichung einer dauerhaft tragbaren Belastung er-
forderlich ist.

Darlehen

Das Darlehen darf héchstens beim Bau und Erst-
erwerb 30 v. H. und beim Zweiterwerb 40 v. H. der
férderfahigen Kosten betragen.

1Der Zinssatz betragt fir die ersten 15 Jahre der
Laufzeit 0,5 v. H. jahrlich. 2AnschlieBend wird der
Zinssatz dem Kapitalmarktzins angepasst, soweit
die Tragbarkeit der Belastung nicht gefdhrdet wird;
ein Zinssatz von 7 v.H. jahrlich darf nicht tber-
schritten werden.

Mietwohnraum im Zweifamilienhaus wird aus-
schlieBlich mit einem Darlehen geférdert.

1Die ersten zwei Jahre sind tilgungsfrei. 2Danach
betragt die Tilgung 1 v. H. jahrlich unter Zuwachs
der ersparten Zinsen. 3Beim Zweiterwerb von Wohn-
raum in neuwertigen oder anndhernd neuwertigen
Gebdauden betragt die Tilgung 1 v. H., in den tibrigen
Fallen 2 v. H. jahrlich unter Zuwachs der ersparten
Zinsen.

Es wird ein einmaliger Verwaltungskostenbeitrag
in Hohe von 2 v. H. erhoben; dieser ist in den ersten
zwei Jahren zu entrichten.

Die Darlehensleistungen (Nrn. 30.2, 30.4 und 30.5)
sind monatlich zu entrichten.

Zuschuss fiir Kinder

Haushalte mit Kindern im Sinn des §32 Abs. 1
bis 5 des Einkommensteuergesetzes (EStG) erhal-
ten einen Zuschuss in Hohe von 1.500 € je Kind;
das Gleiche gilt, wenn die Geburt eines Kindes
oder mehrerer Kinder aufgrund einer bestehenden
Schwangerschaft zum Zeitpunkt der Forderentschei-
dung zu erwarten ist.

!Die Gewdhrung des Kinderzuschusses nach Nr. 31.1
ist nur in Verbindung mit dem Darlehen nach Nr.
30.1 moglich. 2Das nach MaBgabe der Nr. 30.1 ermit-
telte Darlehen darf nicht deshalb gektiirzt werden,
weil ein Kinderzuschuss zu bewilligen ist.



28

31.3

32.
32.1

32.2

33.
33.1

33.2

AlIMBI Nr.

Haben es die Antragsteller versaumt, eine zum Zeit-
punkt der Férderentscheidung bestehende Schwan-
gerschaft der Bewilligungsstelle anzuzeigen, kann
der Zuschuss auf ihren Antrag nachtrdglich bewil-
ligt werden.

Eigenleistungen

1Die Eigenleistung soll mindestens 25 v. H. der Ge-
samtkosten betragen. 2Insbesondere bei der Forde-
rung von Haushalten mit drei oder mehr Kindern
kann die Bewilligungsstelle eine geringere Eigen-
leistung zulassen, jedoch nicht weniger als 15 v. H.
SEine Eigenleistung von mindestens 15 v. H. der
Gesamtkosten muss durch Bereitstellung eige-
ner Geldmittel oder eines aus eigenen Mitteln er-
worbenen Grundstiicks erbracht werden. 4Bei der
Mindesteigenleistung kénnen Zuschiisse anderer
Zuwendungsgeber sowie der Zuschuss nach Nr. 31
berticksichtigt werden.

Eigenleistungen sind

— bare Geldmittel sowie Guthaben bei Geldinsti-
tuten einschlieBllich rechtsverbindlicher Geld-
schenkungen (z. B. von Verwandten),

— der Wert des aus Eigenmitteln bezahlten oder
etwa von Verwandten unentgeltlich tiberlassenen
Grundstticks,

— bei Gebdaudedanderung und Gebdaudeerweiterung
der Wert verwendeter Geb&audeteile (nach Abzug
einer etwaigen Altbelastung),

— der Wert vor Baubeginn angeschaffter und aus
Eigenmitteln bezahlter Baustoffe,

— der Wert der Selbsthilfe (§15 Abs. 1 Nr. 2
11. BV).

Tragbarkeit der Belastung

!Die Belastung fiir den Bauherrn oder Kaufer ist an-
hand einer Lastenberechnung (§§ 40 ff. II. BV) zu
ermitteln. 2Die Belastung aus der Bewirtschaftung
der Immobilie wird dabei pauschal mit 25 € je m?
jahrlich fir Eigenheime und mit 30 € je m? jahrlich
far Eigentumswohnungen angesetzt. Die Bewilli-
gungsstelle hat im Rahmen einer Prognose einzu-
schatzen, ob die sich fiir Bauherren und Erwerber
aus der Immobilie ergebende Belastung dauerhaft
tragbar ist. 4Eine dauerhafte Tragbarkeit der Belas-
tung ist jedenfalls dann nicht gegeben, wenn nicht
wenigstens folgende Mindestbetrage, nach Abzug
der Belastung aus der Immobilie, zum Lebensun-
terhalt verbleiben:

— fir den Antragssteller 1.000 €,

— firjede weitere zum Haushalt rechnende Person
zusatzlich 250 € monatlich,

— ab dem dritten Kind ein Betrag von monatlich
200 €.

!Die Beurteilung muss sich an den Geldmitteln ori-
entieren, die dem Haushalt tatsachlich und regelma-
Big zur allgemeinen Lebensfiihrung zur Verfiigung
stehen. 2Dazu gehort in erster Linie das durch-
schnittliche monatliche Nettoeinkommen; aber auch
wiederkehrende Sonderzuwendungen (z. B. Weih-
nachts- und Urlaubsgeld) sind zu berticksichtigen.
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3Zu den verfiigharen Geldmitteln gehdren insbeson-
dere ferner

— das Kindergeld,
— ein etwaiges Wohngeld (Lastenzuschuss).

Bei zeitlich befristeten Einnahmen (z.B. Eltern-
geld, Einkiinfte aus befristeten Arbeitsverhdltnis-
sen, Unterhaltsleistungen) ist auch zu priifen, ob die
Belastung nach Wegfall dieser Einnahmen tragbar
ist (Entwicklung der Einkommenslage, Wiederauf-
nahme einer Berufstétigkeit).

Nicht zu den verfiigharen Geldmitteln gehoren
Einnahmen, denen entsprechende Aufwendungen
des Leistungsempfangers gegeniiberstehen (z.B.
Blindengeld, Pflegegeld, BAf6G-Leistungen).

ISoweit sich aus den Einkommensnachweisen das
verfiugbare Haushaltsnettoeinkommen nicht un-
mittelbar ergibt (z. B. bei Einkiinften aus Land- und
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbststandiger Ar-
beit oder nichtselbststandiger Arbeit von Beamten),
sind vom Gewinn oder Betriebsiiberschuss oder vom
Nettoeinkommen ggf. Beitrdge zur privaten Lebens-
und Krankenversicherung (soweit sie nicht bei den
Betriebsausgaben enthalten sind) sowie die Steu-
erleistung abzuziehen. 2Dabei miissen die privaten
Vorsorgeeinrichtungen in ihrer Zielsetzung der ge-
setzlichen Sozialversicherung entsprechen.

Um bei Antragstellern, die Einkiinfte aus selbststan-
diger Arbeit erzielen, die Tragbarkeit der Belastung
beurteilen zu kénnen, sind von diesen (neben den
Einkommenserklarungen auf Stabau-Vordruck IIT a/
III b) regelméBig folgende Einkommensnachweise
vorzulegen:

— Einkommensteuerbescheide der letzten beiden
Steuerjahre (ersatzweise die letzte Einkommen-
steuererkldrung),

— Jahresabschliisse bzw. Einnahmentiberschussbe-
rechnungen der letzten beiden Jahre,

— ggf. Datev-Listen des laufenden Geschaftsjah-
res.

Bei einer finanziellen Mitleistung Dritter ist die
Tragbarkeit der Belastung dann nicht auf Dauer si-
chergestellt, wenn mit dem baldigen Wegfall dieser
Mitleistung zu rechnen ist.

Kiinftige Anderungen in der Belastungsentwicklung
sind zu bertlicksichtigen, sofern diese aus heutiger
Sicht schon herangezogen werden kénnen (z. B. bal-
dige Anderung der Einkommens- oder Haushaltssi-
tuation, Auslauf eines Bausparkassendarlehens mit
mittelfristiger Laufzeit).

1Bei der Gegentiberstellung von verfiigbaren Geld-
mitteln des Haushalts und der Belastung aus der
Immobilie ist eine angemessene Uberschreitung der
zum Lebensunterhalt notwendigen Mindestbetrage
(Nr. 33.1 Satz 4) zuzugestehen. 2Betragt die Uber-
schreitung mehr als 30 v. H. des zum Lebensunter-
halt notwendigen Mindestbetrages, soll die Bewilli-
gungsstelle priifen, ob eine Absenkung der zundchst
festgesetzten Fordermittel in Betracht kommt. 3In
Ausnahmefillen kénnen auch héhere Uberschrei-
tungsquoten zugelassen werden, wenn diese in na-
her Zukunft vom Haushalt benétigt werden. 4Dies
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kann insbesondere beim kiinftigen Wegfall von Ein-
kiinften oder beim Anfall von Ausbildungskosten fiir
Kinder der Fall sein.

Besondere technische Anforderungen

Die angemessene Grofie von Baugrundstiicken ist
unter Berticksichtigung des Grundsatzes eines spar-
samen Umgangs mit Grund und Boden nach den
ortsiiblichen Gegebenheiten zu beurteilen.

1Die angemessene GrundstiicksgroBe beim Bau
(nicht beim Erst- und Zweiterwerb) von Eigenhei-
men ist in Anlehnung an die Gebietskategorien des
Landesentwicklungsprogramms zu beurteilen. 20ri-
entierungswerte fir die angemessene Grundstiicks-
groBe sind:

— in Verdichtungsrdumen 400 m?,

— imlandlichen Raum 600 m2.

1Die Zulassigkeit einer Uberschreitung der Orientie-
rungswerte ist nach den Umstdnden des Einzelfalls
zu beurteilen. 2Sie soll insbesondere dann zugelas-
sen werden, wenn die Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans zur Grundstiicksgréfe zu beachten sind
oder dem Bauherrn das Grundstiick unentgeltlich
uberlassen wurde oder der Bauherr das Grundstiick
schon vor geraumer Zeit mit Eigenmitteln erworben
hat.

!Die Angemessenheit der Wohnfldche ist nach den
Umstdnden des Einzelfalls zu beurteilen. 2Bei der
Nutzung vorhandener Bausubstanz sind die Gege-
benheiten zu berticksichtigen.

1Die Wohnfléche einer Eigentumswohnung fiir einen
Zwei-Personen-Haushalt soll in der Regel hochstens
75 m? betragen. 2Die Wohnflache eines Eigenheimes
fur einen Zwei-Personen-Haushalt soll in der Regel
hochstens 100 m? betragen.

Fur jede weitere Person im Haushalt kann die Wohn-
flache bis zu 15 m? mehr betragen.

IFur ein beruflich erforderliches hédusliches Arbeits-
zimmer kann je Haushalt die Wohnfldache bis zu
15 m2? mehr betragen. 2Ein hausliches Arbeitszimmer
ist ein zur Wohnung gehoérender, aber vom tibrigen
Wohnbereich abgetrennter Raum, der ausschlieBlich
oder nahezu ausschlieBlich zu beruflichen Zwecken
genutzt wird.

1Ist eine Person des Haushalts schwerbehindert oder
pflegebediirftig, kann die Wohnflache allgemein bis
zu 15 m2 mehr betragen. 2Einer Erhohung der Wohn-
flache soll nur zugestimmt werden, wenn eine Per-
son schwerbehindert im Sinn des § 2 Abs. 2 SGB IX
oder pflegebedurftig im Sinn des § 14 SGB XI ist
und Bewegungsflachen nach Teil 2 der DIN 18040
erforderlich und entsprechend planerisch nachge-
wiesen sind. 3Mit diesen Mehrflachen ist der zu-
satzliche Flachenbedarf auch dann gedeckt, wenn
sich im Haushalt mehrere schwerbehinderte oder
pflegebediirftige Personen befinden.

Ist eine Person des Haushalts schwerbehindert oder
pflegebediirftig und bendtigt sie einen eigenen ab-
geschlossenen Therapieraum, kann die Wohnfldache
bis zu 15 m? mehr betragen.
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Nr. 22.3 gilt entsprechend.

Befindet sich in einem Eigenheim neben der Haupt-
wohnung eine zweite Wohnung oder eine Einlie-
gerwohnung, kann fir diese die Wohnflache nach
Nr. 22.2 bemessen werden.

Die Bewilligungsstelle legt jahrlich in Absprache
mit angrenzenden Bewilligungsstellen und der Re-
gierung ortsbezogene Kostenobergrenzen fest.

Baukosten und Kaufpreise miissen unter Bertick-
sichtigung des energetischen Standards nach den
Gegebenheiten des ortlichen Wohnungsmarkts an-
gemessen und wirtschaftlich sein.

Auszahlung

Der Forderempfanger hat die Auszahlung bei der
Bewilligungsstelle zu beantragen.

Bei Darlehen fiir den Bau und Ersterwerb von Woh-
nungen erfolgt die Auszahlung in folgenden vier
Teilraten:

— 30 v.H. nach der Fertigstellung der Kellerdecke
oder bei nichtunterkellerten Gebdauden nach der
Fertigstellung der Bodenplatte oder bei einer An-
derung und Erweiterung von Gebduden nach der
Einrichtung der Baustelle und dem Beginn der
Arbeiten,

— 35v.H. nach der Fertigstellung des Rohbaus ein-
schlieBlich der Dacheindeckung oder bei einer
Anderung und Erweiterung von Gebauden nach
der Fertigstellung der sanitdren Installation und
des Innenputzes,

— 25 v.H. nach Erreichen der Bezugsfertigkeit
und

— 10 v. H. nach restloser Fertigstellung und bestim-
mungsgemaBer Wohnungsbelegung.

1Bei Darlehen fiir den Zweiterwerb konnen die fol-
genden zwei Ratenzahlungen geleistet werden:

— 90v.H. und
- 10v. H.

2Zur Auszahlung der Raten miissen die im Bewilli-
gungsschreiben der Bayerischen Landesbodenkre-
ditanstalt genannten Voraussetzungen erfillt sein.

Der Zuschuss nach Nr. 31 kann zusammen mit der
ersten Rate des Darlehens in einer Summe ausge-
zahlt werden.

Im begrundeten Einzelfall kann die Bewilli-
gungsstelle im Einvernehmen mit der Bayerischen
Landesbodenkreditanstalt von fiir die Auszahlung
getroffenen Regelungen abweichen. 2Dies gilt ins-
besondere, wenn mehr als 10 v. H. der Gesamtkosten
auf Modernisierungs- und InstandsetzungsmafBnah-
men entfallen.

Verwendungsnachweis
Darlehen und Zuschuss fiir den Bau

1Als Verwendungsnachweis dient eine Bestatigung
der Bewilligungsstelle dartiber, dass das geforderte
Bauvorhaben technisch und wirtschaftlich dem Dar-
lehensvertrag sowie dem Bewilligungsbescheid ent-
sprechend erstellt wurde und bestimmungsgemaB
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belegt ist. 2Dazu hat der Zuwendungsempfanger der
Bewilligungsstelle spatestens innerhalb von sechs
Monaten nach der Bezugsfertigkeit der BaumafBnah-
me den Nachweis tiber die Einnahmen und Ausga-
ben (Formblatt Stabau IV) vorzulegen.

Darlehen und Zuschuss fiir den Erst- und Zweiter-
werb

1Als Verwendungsnachweis dient eine Bestatigung
der Bewilligungsstelle, dass der Kaufpreis bezahlt
wurde, die geforderte Wohnung bestimmungsge-
mab belegt ist und — beim Zweiterwerb — etwaige
Modernisierungs- und InstandsetzungsmaBnahmen
ausgefiihrt wurden. 2Dazu hat der Zuwendungsemp-
fanger der Bewilligungsstelle spatestens innerhalb
von sechs Monaten nach Bezug der geférderten
Wohnung die Begleichung des Kaufpreises und aller
angefallener Nebenkosten (z. B. Notar- und Grund-
buchgebiihren) anhand von Originalbelegen nach-
zuweisen. 3Fir ausgeflihrte Modernisierungs- und
InstandsetzungsmafBnahmen sind Originalrech-
nungen von Fachbetrieben mit Zahlungsbelegen
vorzulegen.

Die Belege und Vertrage sowie alle sonst mit der
Forderung zusammenhdngenden Unterlagen sind
fir die Dauer von fiinf Jahren nach Abschluss der
baulichen MafBnahme aufzubewahren.

Belegungsbindung

1Der Forderempfanger ist verpflichtet, den Eigen-
wohnraum fiir die Dauer von 15 Jahren selbst zu
nutzen. 2Die Belegungsbindung fiir Mietwohnraum
im Zweifamilienhaus besteht fiir die Dauer von 15
Jahren. 3Die Bindungsdauer beginnt beim Neubau
mit der Bezugsfertigkeit, beim Zweiterwerb mit
der zeitnah zur Bewilligung der Fordermittel vor-
zunehmenden Wohnungsbelegung; erwirbt der
Forderempfénger die von ihm bewohnte Wohnung,
beginnt die Bindungsdauer mit dem Zeitpunkt des
Abschlusses des Kaufvertrages.

1Gibt der Forderempfanger die Selbstnutzung vor
Ablauf der Belegungsbindung auf, entscheidet die
Bewilligungsstelle tiber eine Anhebung des Zins-
satzes fur das staatliche Darlehen bis auf Kapital-
marktniveau zum Zeitpunkt der Beendigung der
Selbstnutzung; ein Zinssatz von 7 v. H. darf dabei
nicht iberschritten werden. 2Wird der Wohnraum
fir die restliche Laufzeit der Belegungsbindung von
einem berechtigten Mieter (Art. 14 BayWoFG) bezo-
gen, kann die Bewilligungsstelle auf eine Anhebung
des Zinssatzes verzichten. SUnterbricht der Forder-
empfanger die Selbstnutzung vortibergehend (z. B.
infolge eines befristeten Auslandsaufenthalts), ent-
scheidet die Bewilligungsstelle tiber eine Anhebung
des Zinssatzes fuir die Dauer der Unterbrechung
der Selbstnutzung. “Die Bindungsdauer wird um
die Dauer der Unterbrechung verlangert. SNimmt
der Forderempfanger im Anschluss an die Unter-
brechung die Selbstnutzung wieder auf, wird der
Zinssatz des Darlehens bis zum Auslauf der verlan-
gerten Bindungsdauer wieder auf 0,5 v. H. jahrlich
gesenkt.
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Bei einer Vermietung des zur Selbstnutzung be-
stimmten Objekts bestehen Belegungs- und Miet-
preisbindungen nach MafBgabe des Art. 13 Abs. 2
Nr. 1 BayWoFG.

Ein Leerstehenlassen fiir mehr als drei Monate oder
eine Verwendung des Eigenwohnraums zu anderen
als Wohnzwecken gemall Art. 16 Abs. 6 in Verbin-
dung mit Abs. 1 Satz 2 Nrn. 2 und 3 BayWoFG be-
durfen der Genehmigung der zustdndigen Stelle (§ 1
Abs. 2 DVWOoR).

'Wird das Darlehen ohne rechtliche Verpflichtung
vorzeitig vollstandig zurtickgezahlt, enden die Bin-
dungen nach Nr. 37.1 zum Zeitpunkt der Riickzah-
lung; bei einer Vermietung enden die Bindungen
zum Zeitpunkt der Beendigung des bestehenden
Mietverhéaltnisses, spatestens aber mit Ablauf der
planméBigen Bindungsdauer. 2Gleiches gilt, wenn
die Fordermittel wegen VerstoBes gegen Bestim-
mungen des Bewilligungsbescheides zurtickgefor-
dert werden.

Ubertragung von Fordermitteln

1Die Fordermittel konnen auf Antrag des Forder-
empfangers auf ein anderes Objekt tbertragen
werden. 2Um die Darlehenssicherung bei dem an-
deren Objekt beurteilen zu koénnen, ist die Uber-
tragung bei der fir das neue Objekt zustandigen
Bewilligungsstelle unter Verwendung des Stabau-
Vordrucks I a zu beantragen. ®Dem Antrag sind die
Finanzierungsnachweise fiir das neue Objekt sowie
aktuelle Einkommensnachweise, aufgrund derer die
Tragbarkeit der Belastung gepriift werden kann, bei-
zufligen. 4Die Bayerische Landesbodenkreditanstalt
kann weitere Unterlagen vom Férderempfanger an-
fordern.

1Sollen die Fordermittel auf ein Objekt im Zustéan-
digkeitsbereich einer anderen Bewilligungsstelle
ubertragen werden, ist die bislang zustandige Bewil-
ligungsstelle von der Ubertragung zu unterrichten.
2Der Bescheid iiber die Zustimmung zur Ubertra-
gung ist dem Forderempfdnger tiber die Bayerische
Landesbodenkreditanstalt bekannt zu geben.

Eigentiimerwechsel

Bei der VerdauBerung eines geforderten Objekts
kann der Erwerber die Restschuld des Darlehens in
Anrechnung auf den Kaufpreis tibernehmen, wenn
die Bewilligungsstelle dem Eigentiimerwechsel mit
Bescheid zustimmt.

1Dabei hat der Erwerber die Ubernahme der Rest-
schuld mit dem Antragsformblatt Stabau I a mit Ein-
kommensnachweisen und Finanzierungsunterlagen
zu beantragen. 2Die Bewilligungsstelle prift — wie
im tblichen Bewilligungsverfahren —, ob die Voraus-
setzungen fiir die Ubernahme der Restschuld vorlie-
gen. 3Bei einem positiven Priifungsergebnis erteilt
sie einen entsprechenden Bescheid und leitet ihn an
die Bayerische Landesbodenkreditanstalt weiter.
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Vierter Teil
Forderung der Anpassung von bestehendem
Miet- und Eigenwohnraum

an die Belange von Menschen mit Behinderung

Ziel der Forderung und Art der baulichen MaBnah-
men

1Gefordert werden bauliche MaBnahmen, insbeson-
dere Anderungen, die Menschen mit Behinderung
(§2 Abs. 1 SGB IX) die Nutzung ihres Wohnraums
im Hinblick auf ihre Behinderung erleichtern.

2Dabei kommen insbesondere in Betracht der

— Umbau einer Wohnung (behindertengerechter
Wohnungszuschnitt),

— Einbau behindertengerechter sanitarer Anla-
gen,

— Einbau solcher baulicher Anlagen, die die Folgen
einer Behinderung mildern (z. B. ein Aufzug oder
eine Rampe fir Rollstuhlfahrer).

Forderfdhige Kosten

tAuszugehen ist zundchst von den Gesamtkosten
der MaBnahme. 2Forderfahig ist der gegeniiber ei-
ner konventionellen Ausfiihrung anfallende Mehr-
aufwand an Kosten von baulichen Anderungen, der
dadurch entsteht, dass bestehender oder umzubau-
ender Wohnraum an die Belange von Menschen mit
Behinderung angepasst wird; dabei kénnen auch die
Kosten fiir die dadurch bedingten Instandsetzungs-
maBnahmen mitgeférdert werden.

Forderempidnger und begiinstigte Person

Forderempfénger ist der Eigentimer der Wohnung,
zu deren Nutzung die entsprechende bauliche Ma8-
nahme erforderlich ist.

Begtinstigte Person ist der behinderte Mensch, fir
den die bauliche MaBnahme durchgefiihrt werden
soll.

Der Haushalt der begtinstigten Person hat, sofern
nicht eine niedrigere Einkommensgrenze bestimmt
wurde, die in Art. 11 BayWoFG genannte Einkom-
mensgrenze einzuhalten.

Forderung

!Die Forderung besteht aus einem leistungsfreien
Darlehen von hochstens 10.000 € je Wohnung, das
im Wege der Fehlbedarfsfinanzierung ausgereicht
wird. 2MaBnahmen mit Gesamtkosten von weniger
als 1.000 € (Bagatellgrenze) werden nicht gefor-
dert.

Der Hochstbetrag gilt auch in Fallen, in denen
sich mehrere Menschen mit Behinderung in einem
Haushalt befinden.

Der Hochstbetrag ist wohnungsbezogen. 2Inner-
halb einer Wohnung kénnen in zeitlichen Abstdnden
verschiedene MafBnahmen bis zum Hochstbetrag
gefordert werden.

Fir das leistungsfreie Darlehen wird ein einmaliger
Verwaltungskostenbeitrag von 1 v. H. erhoben, der
bei Auszahlung einbehalten wird.
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Kumulierung mit anderen Finanzierungshilien

Soweit anderweitige vertragliche oder gesetzliche
Anspriiche auf Finanzierungsmittel fiir dieselben
baulichen MaBnahmen bestehen, sind diese Finan-
zierungsmittel vorrangig einzusetzen.

Belegungsbindung

Wahrend der Dauer von finf Jahren nach Beendi-
gung der baulichen MafBnahmen darf die Wohnung
nur von Haushalten mit wenigstens einer begtlins-
tigten Person (Nr. 42.2) belegt werden.

Die Darlehensschuld wird nach Ablauf der Bele-
gungsbindung erlassen, wenn nach einer Bestati-
gung der nach § 1 Abs. 2 DVWoR zustandigen Stelle
wahrend dieser Zeit die Wohnung bestimmungsge-
mab belegt war.

Wenn die Nutzung der geférderten Wohnung vor
Ablauf der Belegungsbindung aufgegeben wird, ist
fir jedes volle Kalenderjahr der nicht bestimmungs-
gemalen Belegung ein Funftel des leistungsfreien
Baudarlehens zurtickzuzahlen. 2Die Bewilligungs-
stelle kann auf eine Riickforderung verzichten, wenn
sie nach den Umstdnden des Einzelfalles unbillig
ware.

Auszahlung

Das Darlehen kann bei Beginn der baulichen MaB-
nahmen in einem Betrag ausgezahlt werden.

Nachweis der Verwendung

tAls Verwendungsnachweis dient eine Schlussbe-
statigung der Bewilligungsstelle dartiber, dass die
bauliche MaBnahme wirtschaftlich und technisch
dem Bewilligungsbescheid und dem Darlehensan-
trag entsprechend erstellt wurde und der Wohnraum
bestimmungsgemaBb belegt ist. 2Dazu hat der Dar-
lehensempfanger der Bewilligungsstelle spatestens
innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss der
baulichen MaBnahme die Originalbelege (Einnah-
me- und Ausgabebelege) vorzulegen. 3Die Belege
miussen die im Geschaftsverkehr tiblichen Angaben
und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbe-
sondere den Zahlungsempfanger, Grund und Tag
der Zahlung und den Zahlungsbeweis. “Die Belege
und Vertrage sowie alle sonst mit der Forderung
zusammenhdngenden Unterlagen sind fir die Dau-
er von zehn Jahren nach Abschluss der baulichen
MaBnahme aufzubewahren.

Fiinfter Teil
Forderverfahren

Antrags- und Bewilligungsverfahren

Der Antrag auf Fordermittel ist vom Bauherrn oder
Erwerber unter Verwendung des amtlichen Vor-
drucks bei der Bewilligungsstelle einzureichen (§ 1
Abs. 1 Nrn. 1 und 2 DVWOoR).

1Die Bewilligungsstellen prifen die Forderungsvo-
raussetzungen und entscheiden tber den Antrag.
2Dabei ist die Bayerische Landesbodenkreditanstalt
einzubeziehen, wenn eine frithzeitige Beurteilung
aus bankmaéBiger Sicht geboten erscheint. 3Liegen
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die Forderungsvoraussetzungen vor, so erteilen
sie im Rahmen der verflighbaren Mittel den Bewil-
ligungsbescheid und leiten ihn an die Bayerische
Landesbodenkreditanstalt zu dessen umgehender
Versendung zu.

Aufgaben der Bayerischen Landesbodenkreditan-
stalt

Fir die Ausreichung von Fordermitteln und Verwal-
tung der Darlehen ist die Bayerische Landesboden-
kreditanstalt zustandig.

Der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt obliegen
insbesondere die folgenden Aufgaben:

— BankmaBige Nachpriifung der Bonitat des Bau-
herrn oder Erwerbers und der Wirtschaftlich-
keits- oder Lastenberechnung,

— Abschluss des Darlehensvertrags,
— Sicherung des Darlehens,

— Ausreichung und Verwaltung des Darlehens.

Ergeben sich bei der Nachpriifung Bedenken ge-
gen die Wirtschaftlichkeits- oder Lastenberechnung,
Finanzierung oder Darlehenssicherung oder allge-
mein gegen die Férderungsfahigkeit des Vorhabens
oder des Bauherrn (Erwerbers), hat die Bayerische
Landesbodenkreditanstalt den Bewilligungsbe-
scheid sowie den Darlehensantrag zur nochmaligen
Priifung oder Erganzung an die Bewilligungsstelle
zuruckzugeben.

IRichten sich die Bedenken gegen die Darlehenssi-
cherung, gilt das jedoch nur dann, wenn das Darle-
hen tber das bei nachstelliger staatlicher Finanzie-
rung zwangsldufig hinzunehmende Ausmaf hinaus
gefdhrdet wiirde. 2Bestehen solche Bedenken auch
gegen die neue Entscheidung der Bewilligungsstel-
le, hat die Bayerische Landesbodenkreditanstalt die
endgtltige Entscheidung der Obersten Baubehdrde
im Staatsministerium des Innern herbeizufiihren.

1Die Bayerische Landesbodenkreditanstalt ist er-
madchtigt, die Darlehen jederzeit aus wichtigem
Grund zur sofortigen Riickzahlung zu kiindigen.
2Né&heres regelt der Darlehensvertrag. 3Wichtige
Grinde kénnen insbesondere gegeben sein, wenn

— der Bewilligungsbescheid bestandskraftig auf-
gehoben worden oder eine wirksam gewordene
Kiindigung des o6ffentlich-rechtlichen Vertrags
erfolgt ist,

— bei Mietwohnraum in Mehrfamilienhdusern der
Darlehensnehmer gegen die Bestimmungen tiber
die Belegungs- und Mietpreisbindung versto8t,

— bei Eigenwohnungen die Selbstnutzung wahrend
der Dauer der Belegungsbindung infolge Verau-
Berung der Wohnung aufgegeben wird.
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Sicherung der Darlehen

!Das Darlehen (ausgenommen das Darlehen nach
Nr. 43.1) ist im Grundbuch an rangbereitester Stel-
le und unmittelbar nach den fiir die Finanzierung
des Vorhabens aufgenommenen Kapitalmarkt- und
Bauspardarlehen dinglich zu sichern. 2Sofern es sich
bei den im Rang vorgehenden oder gleichstehenden
Grundpfandrechten um Grundschulden handelt,
muss sichergestellt werden, dass ein Aufriicken des
Grundpfandrechts fiir das Darlehen entsprechend
der Tilgung der im Rang vorgehenden oder gleich-
stehenden Darlehen erfolgt. SDem Darlehen diirfen
im Rang keine Grundpfandrechte zur Sicherung
einer Kaufpreisforderung oder werthaltige Lasten
in Abteilung II des Grundbuchs vorgehen.

Sechster Teil
Schlussbestimmungen

Abweichungen

Abweichungen von diesen Richtlinien bediirfen der
Zustimmung der Obersten Baubehorde im Staatsmi-
nisterium des Innern.

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten und Uberleitungs-
regelungen

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2012 in Kraft.

Diese Bekanntmachung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2015 auBer Kraft.

Die Wohnraumférderungsbestimmungen 2008 vom
4, Dezember 2007 (A1IMBI S. 760) treten mit dem
Inkrafttreten der vorliegenden Bekanntmachung
auBer Kraft.

In Bewilligungsverfahren, in denen vor dem In-
krafttreten dieser Bekanntmachung die Bewilli-
gung entscheidungsreif vorbereitet oder in denen
fur die Vorhaben Zustimmungen zum vorzeitigen
Baubeginn oder Kaufvertragsabschluss erteilt wur-
den, kann die Bewilligung von Fordermitteln noch
nach den Wohnraumférderungsbestimmungen 2008
erfolgen.

1Bei einer von der Belegungsstruktur abweichenden
Belegung von Mietwohnungen, die auf der Grund-
lage der Wohnraumférderungsbestimmungen 2008
oder fruheren entsprechenden einkommensorien-
tierten Forderung gefordert wurden, ist die Zusatz-
féorderung bei der Neufestsetzung flr einen neuen
Bewilligungszeitraum bei bestehenden Mietver-
haltnissen nach Nr. 19.5 Satze 1 bis 4 zu bemessen.
2Bei einer Wiedervermietung ist nach Nr. 19.5 Satz 5
zweiter Halbsatz zu verfahren.

Josef Poxleitner
Ministerialdirektor
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3122.2.7-1

Anderung der Gefangenentransportvorschrift

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
des Innern

vom 16. Dezember 2011 Az.: IC5-2781.242-0

Prasidien der Bayerischen Polizei

nachrichtlich

Bayerisches Landeskriminalamt

Bayerisches Polizeiverwaltungsamt

Fortbildungsinstitut der Bayerischen Polizei
Fachhochschule fiir 6ffentliche Verwaltung und Rechts-
pflege in Bayern — Fachbereich Polizei

Die mit Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums des Innern vom 7. Januar 2008 (Al1IMBI S. 3, JMBI
S. 30) erlassene Gefangenentransportvorschrift (GTV) wird
wie folgt gedndert:

1. Nr. 9 Abs. 1 Buchst. d erhalt folgende Fassung:

,d) Transportverpflegung und Tabakwaren,"

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2012 in Kraft.

Glnter Schuster
Ministerialdirektor

73-1

Zweite Anderung der Bekanntmachung
iiber die Vergabe von Auftrigen
im kommunalen Bereich

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
des Innern

vom 20. Dezember 2011 Az.: IB3-1512.4-202

I

Die Bekanntmachung tiber die Vergabe von Auftragen
im kommunalen Bereich vom 14. Oktober 2005 (A1IMBIL
S. 424), gedndert durch Bekanntmachung vom 21. Juni
2010 (AlIMBI S. 191), wird im Einvernehmen mit dem
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen wie folgt
gedndert:

1. Nr. 1.2 wird wie folgt gedndert:

1.1 In der Uberschrift zu Nr. 1.2 werden die Worte ,,zu den
Vergabegrundsatzen" gestrichen.

1.2 Nr. 1.2.1 erhdlt folgende Fassung:

,1.2.1 Abweichend von § 3 Abs. 3 Nr. 1 VOB/A ist bis
zu folgenden Wertgrenzen (jeweils ohne Um-
satzsteuer) eine Beschrankte Ausschreibung
von kommunalen Bauleistungen ohne weitere
Einzelbegriindung zuldssig:

— 500.000 € im Tief-, Verkehrswege- und

Ingenieurbau

— 125.000 € fir Ausbaugewerke (ohne Ener-
gie- und Gebé&udetechnik) sowie
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fiur Landschaftsbau und Straflen-
ausstattung

— 250.000 € fir alle tibrigen Gewerke

Wenden die Kommunen bei der Vergabe von
Liefer- und Dienstleistungen die VOL/A an, so
ist eine Beschrankte Ausschreibung bis zu einer
Wertgrenze von 100.000 € (ohne Umsatzsteuer)
zuldssig, wenn durch férderrechtliche Bestim-
mungen nichts Abweichendes geregelt ist.

Die Moglichkeit einer Beschrankten Ausschrei-
bung oberhalb dieser Wertgrenze bei entspre-
chender Begriindung im Einzelfall nach §3
Abs. 3und 4 VOB/A bzw. § 3 Abs. 3 und 4 VOL/A
bleibt unbertihrt.

Um im Vergabeverfahren Wettbewerb und
Transparenz zu gewdahrleisten und die Mani-
pulationsgefahr zu minimieren, sind bei der
Beschrankten Ausschreibung sowohl von Bau-
leistungen als auch von Liefer- und Dienstleis-
tungen, sofern von den Kommunen die VOL/A
angewendet wird, folgende MafBnahmen erfor-
derlich:

— Ab einem Auftragswert von 25.000 € ohne
Umsatzsteuer ist bei Beschrdnkten Aus-
schreibungen ohne Teilnahmewettbewerb
eine nachtragliche Information uber die
Zuschlagserteilung unter Beachtung der
Vorgaben in §20 Abs. 3 VOB/A bzw. § 19
Abs. 2 VOL/A zu veroffentlichen (ex-post-
Veroffentlichung). Bei Inanspruchnahme
der Wertgrenzenregelung nach Abs. 1 ist
auBlerdem ab einem voraussichtlichen Auf-
tragswert von 25.000 € ohne Umsatzsteuer
eine vorherige Information tiber beabsichtig-
te Beschrankte Ausschreibungen erforderlich
(ex-ante-Veroffentlichung), deren Inhalt sich
aus § 19 Abs. 5 VOB/A ergibt; zusétzlich muss
sich aus den Angaben der Tag der Veroffent-
lichung ergeben. Bei der Beschrankten Aus-
schreibung von Liefer- und Dienstleistungen
ist § 19 Abs. 5 VOB/A analog heranzuziehen.
Ab einem voraussichtlichen Auftragswert
von 75.000 € ohne Umsatzsteuer ist zwischen
der ex-ante-Verodffentlichung nach Satz 2 und
der Aufforderung zur Abgabe von Angebo-
ten eine Wartefrist von sieben Kalendertagen
einzuhalten (Markterkundung). Die Infor-
mationen aus der ex-ante- und der ex-post-
Veroffentlichung miissen auf der Zentralen
Vergabebekanntmachungsplattform Bayern
(BayVeBe) abrufbar sein.

— Aufforderung einer ausreichenden Anzahl
von Bewerbern (mindestens drei bis mindes-
tens zehn, abhangig von Marktsituation und
Auftragswert) zur Abgabe eines Angebots
und Begriindung der Anzahl im Vergabe-
vermerk nach Nr. 1.2.3;

— ausreichende Streuung der Aufforderung zur
Abgabe eines Angebots; in der Regel ist min-
destens ein Bewerber, ab einem Auftragswert
von 75.000 € ohne Umsatzsteuer sind min-
destens drei Bewerber aufzufordern, die ihre
Niederlassung nicht im eigenen Landkreis
des kommunalen Auftraggebers bzw. bei
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kreisfreien Stddten im eigenen Stadtgebiet
haben; die Bewerber sind regelmaBig zu
wechseln;

— Vermeidung von Manipulation und Korrup-
tion durch organisatorische und gegebenen-
falls personelle MaBnahmen (z.B. im Sinn
der Korruptionsbekdampfungsrichtlinie vom
13. April 2004, AlIMBI S. 87, gedndert durch
Bekanntmachung vom 14. September 2010,
AlIMBI S. 243)."

1.3 Nr. 1.2.2 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 wird das Wort ,,einschlieBlich” durch das
Wort ,,ohne" ersetzt.

b) In Abs. 2 werden die Worte ,,Sind die Kommunen im
Einzelfall bei der Vergabe von Liefer- und Dienst-
leistungen zur Anwendung der VOL verpflichtet
(z. B. aufgrund entsprechender Auflagen in Zuwen-
dungsbescheiden)" ersetzt durch die Worte ,Wen-
den die Kommunen bei der Vergabe von Liefer- und
Dienstleistungen die VOL/A an".

c) In Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Klammerzusatz
ein Semikolon und folgender Halbsatz angefiigt:

»in der Regel ist mindestens ein Angebot von einem
Unternehmer einzuholen, der seine Niederlassung
nicht im eigenen Landkreis des kommunalen Auf-
traggebers bzw. bei kreisfreien Stadten im eigenen
Stadtgebiet hat."

d) In Abs. 4 werden folgende Séatze 4 bis 6 angefugt:

,Die Bewerber sind regelmdBig zu wechseln. Die
Einholung mehrerer Angebote und deren regiona-
le Streuung sowie der regelmdBige Wechsel der
Bewerber ist zur Beachtung des Grundsatzes der
sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung
und der Vorgaben des europdischen Primdrrechts
(siehe Nr. 3) grundséatzlich auch dann erforderlich,
wenn keine Verpflichtung zur Anwendung der
VOL/A besteht. Dies gilt auch fiir die Begriindung
von Vergabeart und Vergabeentscheidung sowie
fir die notwendigen MafBnahmen zur Vermeidung
von Korruption und Manipulation.”

e) Es wird folgender Abs. 5 angefugt:

,Unter Beachtung der Vorgaben in §20 Abs. 3
VOB/A bzw. § 19 Abs. 2 VOL/A ist auch bei Freihdn-
digen Vergaben ab den dort genannten Auftrags-
werten von 15.000 € ohne Umsatzsteuer (VOB/A)
bzw. 25.000 € ohne Umsatzsteuer (VOL/A) nach
Zuschlagserteilung tiber den erteilten Auftrag zu
informieren (ex-post-Veroffentlichung); die Da-
ten miussen auf der Zentralen Vergabebekannt-
machungsplattform Bayern (BayVeBe) abrufbar
sein.”

1.4 In Nr. 1.2.3 wird Satz 2 gestrichen:

1.5 Nr. 1.2.6 wird gestrichen.

2. In Nr. 2.1 werden die Satze 4 und 5 gestrichen.
3. In Nr. 4.3 wird folgende Nr. 4.3.3 angefugt:

,4.3.3 Bei Anwendung der VOF wird den kommuna-
len Auftraggebern empfohlen, das Vergabe-
handbuch fiir freiberufliche Leistungen (VHF
Bayern) zu nutzen, das in der aktuellen Fassung
ins Internet®) eingestellt ist und dort eingese-
hen und heruntergeladen werden kann.

5) http:/www.innenministerium.bayern.de/bau-
en/themen/vergabe-vertragswesen/16516/"

4. Nr. 4.4 wird wie folgt gedndert:

Die bisherigen FuBinoten 5 und 6 werden FufBnoten
6 und 7.

II.

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.

Glnter Schuster
Ministerialdirektor

2129.1-UG

Hinweise zur Planung und Genehmigung
von Windkraftanlagen (WKA)

Gemeinsame Bekanntmachung
der Bayerischen Staatsministerien des Innern,
fiir Wissenschaft, Forschung und Kunst, der Finanzen,
fiir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie, fiir Umwelt und Gesundheit sowie
fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 20. Dezember 2011
Az.: 1IB5-4112.79-057/11, B4-K5106-12¢/28037,
33/16/15-L 3300-077-47280/11, VI/2-6282/756,
72a-U8721.0-2011/63-1 und E6-7235.3-1/396

Die Hinweise zur Planung und Genehmigung von Wind-
kraftanlagen (WKA) werden mittels elektronischer Medi-
en veroffentlicht. Sie konnen im Internet unter folgender
Adresse abgerufen werden:

http://www.stmug.bayern.de/umwelt/oekoenergie/wind-
energie/index.htm

und stehen auch in der Datenbank BAYERN-RECHT
zur Verflugung. Die gtltige Version wird in Papierform
im Staatsministerium fiir Umwelt und Gesundheit archi-
viert.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 20. Dezem-
ber 2011 in Kraft.

Bayerisches Bayerisches
Staatsministerium des Staatsministerium fir
Innern Wissenschaft, Forschung
und Kunst
Glnter Schuster Dr. Adalbert Weil3
Ministerialdirektor Ministerialdirektor
Bayerisches Bayerisches
Staatsministerium der Staatsministerium fir
Finanzen Wirtschaft, Infrastruktur,

Verkehr und Technologie

Dr. Hans Schleicher
Ministerialdirektor

Wolfgang Lazik
Ministerialdirektor

Bayerisches
Staatsministerium fiir
Umwelt und Gesundheit

Bayerisches
Staatsministerium fir
Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten

Dr. Christian Barth
Ministerialdirigent

Martin Neumeyer
Ministerialdirektor


http://www.innenministerium.bayern.de/bauen/
http://www.stmug.bayern.de/umwelt/oekoenergie/windenergie/
http://www.innenministerium.bayern.de/bauen/themen/vergabe-vertragswesen/16516/
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7910-UG

Richtlinien iiber Zuwendungen
nach dem Bayerischen
Vertragsnaturschutzprogramm Wald
(VNPWaldR 2012)

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen
Staatsministerien fiir Umwelt und Gesundheit sowie
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 28. Dezember 2011 Az.: 64h-U8633.1-2006/4-107
und F2-7752.4-1/13

Der Freistaat Bayern gewahrt fir die naturschutzorien-
tierte Bewirtschaftung von Waldern im Sinn des Art. 2
BayWaldG Zuwendungen nach diesen Richtlinien und
den allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen mit
dem Ziel, naturschutzfachlich bedeutsame und gefdhrdete
Waldlebensraume und an diese Lebensraume gebundene
Arten langfristig zu erhalten.

Grundlagen dieser Richtlinien sind

— die Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom
20. September 2005 tiber die Férderung der Entwicklung
des landlichen Raums durch den Europdischen Land-
wirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen
Raums (ELER) (ABI L 277 vom 21. Oktober 2005, S. 1),
in der jeweils geltenden Fassung,

— die Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom
15. Dezember 2006 mit Durchfiihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates tber
die Férderung der Entwicklung des landlichen Raums
durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des landlichen Raums (ELER) (ABI L 368
vom 23. Dezember 2006, S. 15), in der jeweils geltenden
Fassung,

— die Verordnung (EU) Nr. 65/2011 der Kommission vom
27. Januar 2011 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates hinsichtlich
der Kontrollverfahren und der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen bei MaBnahmen zur Férderung der Ent-
wicklung des landlichen Raums (ABI L 25 vom 28. Janu-
ar 2011, S. 8), in der jeweils geltenden Fassung,

— das Gesetz lber den Schutz der Natur, die Pflege der
Landschaft und die Erholung in der freien Natur (Baye-
risches Naturschutzgesetz — BayNatSchG) vom 23. Feb-
ruar 2011 (GVBI S. 82, BayRS 791-1-UQ), in der jeweils
geltenden Fassung,

— das Gesetz tiber Naturschutz und Landschaftspflege
(Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG) vom 29. Juli
2009 (BGBI I S. 2542), in der jeweils geltenden Fas-
sung,

— das Waldgesetz fiir Bayern (BayWaldG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 22. Juli 2005 (GVBI S. 313,
BayRS 7902-1-L), in der jeweils geltenden Fassung,

— das Gesetz zur Erhaltung des Waldes und Forderung
der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz) vom 2. Mai 1975
(BGBII S. 1037), in der jeweils geltenden Fassung,

— die sonstigen bundes- und landesrechtlichen Vorschrif-
ten des Naturschutzes und der Forstwirtschaft,

das Bayerische Zukunftsprogramm ,, Agrarwirtschaft
und Landlicher Raum 2007-2013 (BayZAL)" http:/www.
stmelf.bayern.de/agrarpolitik/programme/eler/.

Inhaltsiibersicht

. Zuwendungszweck

. Gegenstand der Zuwendung

. Zuwendungsempfanger

. Zuwendungsvoraussetzungen

Art, Umfang und Hoéhe der Zuwendung

. Sonstige Bestimmungen

Verfahren

. Schlussbestimmungen
. Inkrafttreten

Anlage zu VNPWaldR 2012

1.

Zuwendungszweck

Ziel der VNPWaldR 2012 ist es, in Waldern im Sinn
von Art. 2 BayWaldG

— die Vielfalt an Arten und Lebensrdumen unter be-
sonderer Bertlicksichtigung der dort vorkommen-
den geschiitzten bzw. gefahrdeten Arten und der
Arten, fur die Bayern eine besondere internatio-
nale Schutzverantwortung hat, durch Fortsetzung
oder Wiedereinfiihrung naturschutzspezifischer
Bewirtschaftungsweisen zu erhalten und zu ent-
wickeln,

— die Entwicklung des Biotopverbunds Bayern — Bay-
ernNetzNatur — zu unterstiitzen und zu férdern,

— Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Inte-
resse gemdB Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG
(FFH-Richtlinie) und die Populationen wild leben-
der Tier- und Pflanzenarten gemdB Anhang II und
IV der FFH-Richtlinie sowie der gemdBl Anhang I
der Richtlinie 2009/147/EG (Vogelschutzrichtlinie)
geschiitzten Vogelarten zu erhalten und zu entwi-
ckeln und damit zum Aufbau des europdischen
O0kologischen Netzes Natura 2000 beizutragen.

Gegenstand der Zuwendung

Folgende MaBnahmen kénnen geférdert werden:

2.1 Erhalt und Wiederherstellung von Stockausschlags-

waldern

2.1.1 Verzicht auf die Uberfithrung des Stockausschlags-

waldes in Hochwald

2.1.2 Entnahme des Unterholzes und Pflege (Pflegehieb)

2.2 Erhalt von Biberlebensraumen

Ausgleich fiir die entgangene forstliche Nutzung
und Veranderung der Standortverhdltnisse auf den
vom Biber tiberstauten und verndssten Bereichen

2.3  Nutzungsverzicht

2.3.1 Vollstandiger Nutzungsverzicht

Ausgleich fiir den Verzicht auf forstliche Bewirt-
schaftungsmaBnahmen

2.3.2 Schaffung lichter Waldstrukturen mit vollstandigem

Nutzungsverzicht

Ausgleich fiir den Verzicht auf forstliche Bewirt-
schaftungsmafBnahmen wie unter Nr. 2.3.1 und
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zusatzlich die Schaffung lichter Waldstrukturen
durch Beseitigung festgelegter Gehoélze im ersten
Verpflichtungsjahr

Erhalt von Biotopbdumen

Belassen von Totholz

Zuwendungsempfanger
Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind private und koérperschaftliche
Waldbesitzer im Sinn des Art. 3 BayWaldG. Hierzu
zdahlen auch Rechtler, soweit sie ein dingliches oder
obligatorisches Nutzungsrecht fiir alle einbezoge-
nen Flachen und fiir die Dauer der Verpflichtung
innehaben.

Abweichend davon konnen bei tberbetrieblich
durchgefiihrten MaBnahmen von den beteiligten
Waldbesitzern beauftragte Vereine, Verbande (z. B.
anerkannte Naturschutzvereine gemdall §3 des
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und Landschafts-
pflegeverbande gemaB Art. 5 Abs. 2 BayNatSchG)
und Vereinigungen von Waldeigentiimern als MaB-
nahmentrdager antragsberechtigt sein. Antragsteller,
die nicht Eigentiimer einer beantragten Flache sind,
werden nur mit schriftlicher Einverstandniserkla-
rung der Eigentiimerin bzw. des Eigentiimers ge-
fordert.

Nicht Antragsberechtigte

Nicht antragsberechtigt sind
— andere Mitgliedstaaten,

— Bund,

— Lander,

— juristische Personen, deren Kapitalvermogen sich
zu mindestens 25 % in Handen der vorstehend ge-
nannten Institutionen befindet.

Zuwendungsvoraussetzungen
Allgemeine Anforderungen

MaBnahmen werden nur geférdert, wenn

— sie den Zielen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege dienen,

— sie die waldrechtlichen Vorschriften berticksich-
tigen,

— der damit verfolgte Zweck erreicht werden kann,

— sie bei rechtlich geschiitzten Flachen und Einzel-
bestandteilen der Natur dem jeweiligen Schutz-
zweck entsprechen und

— sie nachvollziehbar auf einer flurstiicksmaBig be-
zeichneten Flache oder Teilen hiervon durchge-
fihrt werden.

Vorrangig werden MaBnahmen zur Umsetzung
von Natura 2000 sowie des BayernNetzNatur ge-
fordert.

MaBnahmen, die nicht tber die sachgemaBe Wald-
bewirtschaftung hinausgehen, konnen nicht gefor-
dert werden.

4.2

4.3
4.3.1

4.3.2

4.3.3

Gebietskulisse

Die Forderung ist auf die folgende Gebietskulisse
beschrankt:

— Gebiete des Europdischen 6kologischen Netzes
(Natura 2000) gemé&B den Richtlinien 92/43/EWG
(FFH-Richtlinie) und 2009/147/EG (Vogelschutz-
richtlinie),

— Flachen des bayerischen Biotopverbunds (Bayern-
NetzNatur), die im Rahmen naturschutzfachlicher
Programme und Plane schwerpunktmaBig fir
Zwecke des Natur- und Artenschutzes bereitge-
stellt werden,

— Flachen, die gemdB § 30 Abs. 2 BNatSchG bzw.
Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG geschiitzt sind,

— Flachen, die gemdB Kapitel 4 Abschnitt 1
BNatSchG geschiitzt sind (insbesondere Natur-
schutzgebiete, Naturparke und Landschafts-
schutzgebiete),

— Flachen, auf denen Artenhilfsprojekte durchge-
fihrt werden,

— Lebensraumtypen gemaf Anhang I der Richtlinie
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) auBerhalb von FFH-
und Vogelschutzgebieten,

— Biberlebensraume,

— Stockausschlagswalder.

Bei allen Gebietskulissen konnen Flachen, die in
rdumlichem Zusammenhang mit den jeweils ge-
nannten Kulissen stehen und die sonstigen Forder-
voraussetzungen erfiillen, in die Foérderung einbe-
zogen werden.

Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

Erhalt und Wiederherstellung von Stockausschlags-
waldern (Nr. 2.1)

— Voraussetzung fiir die Férderung von MafBnah-
men ist ein forstfachliches Konzept bzw. ein Forst-
betriebsgutachten oder ein Forstwirtschaftsplan.

— Bei MaBnahme Nr. 2.1.1 muss bis zum Ende der
Bindungsfrist mindestens die festgelegte Stock-
hiebsflache erreicht werden. Eine Kopplung von
MafBnahme Nr. 2.1.2 mit MaBnahme Nr. 2.1.1 und
umgekehrt ist nicht zwingend erforderlich.

Erhalt von Biberlebensrdumen (Nr. 2.2)

Voraussetzung fur die Férderung ist das Angrenzen
des Waldgrundstiicks an ein vom Biber genutztes
Gewdsser bzw. die Erkennbarkeit der Auswirkungen
des Bibers auf die Waldflache.

Nutzungsverzicht (Nr. 2.3)

— Forderfdhige Bestdnde sind Waldlebensraume ge-
malb Anhang I der FFH-Richtlinie sowie Erlen-
bruchwaélder (jeweils nur bei Alters- und Zerfalls-
phasen), lichte Wélder und Bestande im Umgriff
von Horststandorten besonders stérungsempfind-
licher Vogelarten.

— Der Nutzungsverzicht beinhaltet ein Pflanzver-
bot.

— Bei MafBnahme Nr. 2.3.2 muss neben dem Verzicht
auf forstliche BewirtschaftungsmafBnahmen eine
Beseitigung festgelegter Geholze im ersten Ver-
pflichtungsjahr stattfinden.
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— Dartiber hinaus muss bei MaBnahme Nr. 2.3.2
die naturschutzfachliche Notwendigkeit durch
ein abgestimmtes Konzept oder einen Natura
2000-Managementplan belegt und die Art der
AuflichtungsmaBnahme festlegt werden.

4.3.4 Erhalt von Biotopbdaumen (Nr. 2.4)

— Forderfahige Baumarten sind Laubbdume, Tanne
und Kiefer. Bei Horst- oder Hohlenbdumen beste-
hen keine Einschrankungen.

— Als Biotopbaume zéhlen Horst- und Hohlenbédu-
me, Bdume mit Spaltenquartieren, Faulstellen
oder Pilzbefall (mit mind. einer Pilzkonsole) sowie
bizarre Baume und ,,Methusaleme".

— Fordervoraussetzung ist der Erhalt von mindestens
sechs Biotopbdaumen pro Hektar.

4.3.5 Belassen von Totholz

4.4

— Forderfahig sind alle standortheimischen Baumar-
ten auBer Fichte.

— Stehendes Totholz muss einen Brusthohendurch-
messer (BHD) von mindestens 40 cm aufweisen.

— Liegendes Totholz muss einen Durchmesser von
mindestens 40 cm am starkeren Ende und eine
Mindestlange von drei Meter aufweisen.

Ausschluss der Forderung

Eine Forderung nach diesen Richtlinien ist ausge-
schlossen, wenn

— fur die Flachen bereits Zuwendungen — gleich aus
welchem Rechtsgrund und von wem — fur ver-
gleichbare Leistungen gewahrt werden;

— die Flachen, obwohl Wald im Sinn des Art. 2 Bay-
WaldG, vorrangig zu landwirtschaftlichen Zwe-
cken genutzt werden und bei den entsprechenden
Aufnahmen der Landwirtschaftsverwaltung di-
gital in einer landwirtschaftlichen Forderkulisse
erfasst wurden. Diese Flachen stellen keinen Wald
im forderrechtlichen Sinn dar. Auf ihnen kénnen
daher keine Mafinahmen im Rahmen dieser Richt-
linien geférdert werden;

— fur die Flachen Ausgleichszahlungen nach Art. 42
Abs. 2 BayNatSchG gewdhrt werden;

— fur die Flachen bereits Pramien ,,Einkommensaus-
gleich Erstaufforstung" gewahrt werden;

— fir Flachen rechtliche Bewirtschaftungsbeschran-
kungen (z.B. durch Wasserschutzgebietsverord-
nungen oder Naturschutzgebietsverordnungen)
bestehen, die mit Auflagen und Verpflichtungen
der beantragten MaBnahmen nach diesen Richt-
linien ganz oder teilweise identisch sind.

Privatrechtlich vereinbarte Bewirtschaftungsbe-
schrankungen (z. B. in Pacht-/ Nutzungsiiberlas-
sungsvertragen) stehen der staatlichen Forderung
nach dem VNP Wald nicht entgegen.

Die Inhalte von Fachpldanen des Naturschutzes,
z.B. Managementplane fiir Natura 2000-Gebiete,
Pflege- und Entwicklungsplane oder Gutachten
(wie z. B. Zustandserfassungen fiir Schutzgebiete)
sowie die Erhaltungsziele fiir Natura 2000-Gebie-
te sind ebenfalls keine rechtlichen Verpflichtun-
gen, die zu einem Foérderausschluss fiihren.

4.5
4.5.1

4.5.2

5.2
52.1

— bei ankaufsgeférderten Flachen im Rahmen der
Forderprogramme Naturschutz und Landschafts-
pflege, des vorbeugenden Hochwasserschutzes
sowie bei der Flurbereinigung zwischen den Auf-
lagen der VertragsnaturschutzmaBnahme und
den Auflagen im Ankaufsférderbescheid (unter
Beachtung der Zweckbindungsfrist) eine (Teil-)
Identitat vorliegt;

— die MaBnahme durch VerstoBe gegen gesetzliche
Vorschriften ausgeldst worden ist;

— die MaBnahme im Zusammenhang mit behordli-
chen Auflagen aus einem anderen Verwaltungs-
akt steht (z. B. Ausgleichs- oder ErsatzmaBnahmen
nach § 15 Abs. 2 BNatSchG);

— die Antragstellerin bzw. der Antragsteller fiir die
MaBnahme bereits Leistungen im Rahmen der
Allgemeinen MaBnahmen zur Arbeitsbeschaffung
(ABM) erhalt.

Mehrfachférderung
Verschiedene Forderprogramme

Fir dieselbe MaBnahme darf keine Férderung aus
anderen Programmen in Anspruch genommen wer-
den (vgl. Art. 17 Abs. 4 und Art. 35 Abs. 2 BayHO,
VV Nr. 3.6 zu Art. 23 BayHO). Die gleichzeitige In-
anspruchnahme von Zuwendungen aus verschiede-
nen Forderprogrammen auf Flachen mit VNP Wald-
MafBnahmen ist nur zuldssig, wenn

— mit den MaBnahmen unterschiedliche Zwecke
verfolgt werden und

— die jeweiligen Zweckbestimmungen sich nicht
widersprechen bzw. die Erfiillung nicht beein-
trachtigen.

Kombination der MaBnahmen

Eine Kombination der MaBnahmen , Erhalt und
Wiederherstellung von Stockausschlagswaldern”
(Nr. 2.1), ,,Erhalt von Biotopbdumen" (Nr. 2.4) und
,Belassen von Totholz" (Nr. 2.5) ist moglich.

Art, Umfang und Hoéhe der Zuwendung
Art der Forderung

Der Zuschuss wird als Projektférderung im Wege der
Festbetragsfinanzierung gewdhrt. Dem Zuschuss
liegen Kostenpauschalen zugrunde.

Hohe der Zuwendung
Hohe der Férderung

Die Hohe des Zuschusses ist in der Anlage aufge-
fihrt.

Die Hohe der Forderung fiir die MaBnahmen nach
Nr. 2.1.1 ,Verzicht auf die Uberfﬁhrung des Stock-
ausschlagswaldes in Hochwald" ist abhdngig davon,
ob der Uberfiihrungsverzicht bzw. die Wiederher-
stellung Mittelwald oder Niederwald betrifft. Die
Differenzierung erfolgt nach der Umtriebszeit.

Die Hohe der Forderung fiir die MaBnahmen nach
Nr. 2.1.2 ,,Entnahme des Unterholzes und Pflege" ist
abhdngig davon, ob es sich um einen Stockhieb oder
einen Pflegehieb handelt.
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Die Hohe der Forderung fiir die MaBnahmen nach
Nr. 2.3 ,Nutzungsverzicht" ist abhdngig davon, ob
im ersten Verpflichtungsjahr eine AuflichtungsmaB-
nahme durchgefiihrt wird.

Die Hohe der Forderung fir die MaBnahmen nach
Nr. 2.5 ,,Belassen von Totholz" ist von der Anzahl der
zu belassenden Baume oder Baumteile abhédngig.

Bagatellgrenze

Forderbetrage unter 100 Euro/Antrag und Jahr wer-
den nicht bewilligt.

Sonstige Bestimmungen

Bei im Rahmen der Antragstellung zu erstellenden
Pldanen, Konzepten, Gutachten u.A. sind jeweils die
Inhalte forderrechtlich verbindlich, die in das zwi-
schen der unteren Naturschutzbehoérde und dem
Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
abgestimmte MaBnahmenblatt, das Teil des Forder-
bescheids ist, ibernommen werden.

Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rah-
men der verfligbaren Haushaltsmittel.

Die Fordermittel sind Zuwendungen im Sinn der
Art. 23 und 44 BayHO. Es gelten deshalb die Ver-
waltungsvorschriften zu diesen Artikeln (VV und
VVK) und die jeweils anzuwendenden Allgemeinen
Nebenbestimmungen (ANBest-P, ANBest-K), soweit
im Zuwendungsbescheid und in diesen Richtlinien
nichts anderes bestimmt ist.

Die in den Allgemeinen Nebenbestimmungen ge-
nannten Prifrechte stehen auch den Priforganen
der Europdischen Union zu.

Fir die MaBnahmen Nrn. 2.1.1, 2.2, 2.3, 2.4 und 2.5
beginnt die zeitliche Bindung des Zuwendungs-
zwecks nach VV und VVK Nr. 4.2.3 zu Art. 44
BayHO und samtliche sonstigen mit der MafBnah-
me verbundenen Verpflichtungen am 1. Januar des
Jahres der erstmaligen Gewdahrung der Zuwendung.
Die Verpflichtungen enden am 31. Dezember vier
Kalenderjahre spater.

Die MaBnahme Nr. 2.1.2 unterliegt keiner Bindungs-
frist.

Verfahren

Antragstellung

Zuwendungen werden nur auf schriftlichen Antrag
gewahrt. Die Antrage sind vor Beginn der Maf-
nahme bei der zustandigen Bewilligungsbehoérde
auf den jeweils gultigen Antragsformularen einzu-
reichen.

Dem Erstantrag sind die darin geforderten Unterla-
gen (z.B. MaBnahmenblatt, Arbeitsplan, Pachtver-
trage und Einverstandniserklarung des Eigentiimers
bzw. Pachters) beizuftigen.

Fir MafBnahmen mit mehrjahrigen Verpflichtungen
(Nrn. 2.1.1, 2.2, 2.3, 2.4 und 2.5) miissen als Zah-
lungsvoraussetzung ab dem zweiten Jahr separate
jahrliche Zahlungsantrdge eingereicht werden.

Bewilligungsbehorde ist das zustandige Amt fiir Er-
ndhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF).

7.2

7.3

7.4

7.5

7.6

Der Antragstellung soll — soweit erforderlich — eine
gemeinsame fachliche Beratung der Waldbesitzerin
bzw. des Waldbesitzers durch die 6rtlich zustandige
Untere Naturschutzbehorde (UNB) und das AELF
vorausgehen. Inhalt der Beratung sind insbesondere
die naturschutzfachliche Zielsetzung, die zum Erhalt
des okologisch wertvollen Zustands zu erbringenden
Leistungen und die Forderflache.

Antragsprifung

Das AELF priift den Antrag insbesondere auf Voll-
standigkeit und Richtigkeit der Antragsunterlagen
sowie die Beachtung forstrechtlicher und -fachlicher
Voraussetzungen. Es ermittelt ferner die Hohe der
Zuwendung fiir die beantragten MaBnahmen.

Im Rahmen der Antragspriifung beteiligt das AELF
die ortlich zustandige UNB. Diese pruft und besta-
tigt die naturschutzrechtlichen und -fachlichen Vo-
raussetzungen fir die Bewilligung der MaBnahme
im Hinblick auf den Zuwendungszweck. Weiterhin
gibt die UNB aus ihrem Mittelkontingent die ent-
sprechenden Fordermittel frei.

MaBnahmenbeginn

Mit den MaBnahmen nach Nrn. 2.1.2 und 2.3.2
darf erst begonnen werden, wenn eine schriftliche
Zustimmung zum vorzeitigen MaBnahmenbeginn
(ZvM) oder ein Bewilligungsbescheid vorliegt. Als
MaBnahmenbeginn ist grundsatzlich das Datum der
Vergabe des Auftrags oder bei Eigenleistung der Be-
ginn der Gehélzentnahme zu sehen.

Kann eine MafBnahme nach Nrn. 2.1.2 und 2.3.2
nicht bis Ende November des der Antragstellung
folgenden Jahres begonnen werden, wird die ZvIM
grundsatzlich unwirksam.

Wird eine MaBnahme nicht bis zu dem in der ZvM
angegebenen Datum begonnen, kann vor Ablauf ein
begriindeter schriftlicher Antrag auf Verlangerung
dieser Frist gestellt werden. Ein Rechtsanspruch auf
Verldangerung besteht nicht.

Bewilligung

Die Bewilligung durch das AELF setzt die Beteili-
gung der UNB nach Nr. 7.2 und deren Mittelfreigabe
voraus.

Wird eine MafBnahme nach Nrn. 2.1.2 und 2.3.2
nicht bis zu dem im Bewilligungsbescheid ange-
gebenen Datum fertiggestellt, kann aufgrund eines
begriindeten schriftlichen Verldngerungsantrages
die Gultigkeit der Bewilligung verlangert werden.

Verwendungsnachweis

Die Fertigstellung der MaBnahme Nr. 2.1.2 ,Entnah-
me des Unterholzes und Pflege (Pflegehieb)” und der
MaBnahme Nr. 2.3.2 , Schaffung lichter Waldstruk-
turen mit vollstandigem Nutzungsverzicht" ist der
Bewilligungsbehorde anzuzeigen.

Auszahlung

Eine Zuwendung wird grundsatzlich erst dann zur
Auszahlung freigegeben, wenn die Férdervorausset-
zungen vorliegen bzw. die MaBnahme nach Nr. 2.1.2
oder Nr. 2.3.2 fertig gestellt ist und ein Abnahme-
protokoll vorliegt.
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Die Auszahlung der Fordergelder findet einmal im
Jahr geblockt statt.

Die Bewilligungsbehoérde legt die Hohe der zur Aus-
zahlung freizugebenden Gesamtzuwendung auf der
Grundlage des Priifergebnisses im Abnahmeproto-
koll fest. Bei der Berechnung der Zuwendung wird
auf volle Euro abgerundet. Die Zuwendung wird
auf die im Antrag bzw. Verwendungsnachweis/
Zuschussabruf angegebene Bankverbindung aus-
gezahlt.

Aufhebung eines Bewilligungsbescheides, Ruckfor-
derungen, Sanktionen

Die vollstandige oder teilweise Aufhebung (Ruck-
nahme oder Widerruf) oder Eintritt einer auflosen-
den Bedingung von Bewilligungsbescheiden, die
Rickerstattung gewdahrter Zuwendungen und ggf.
die Verhdngung einer Sanktion richten sich nach
den fur die Zuwendung einschlagigen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften und den im jeweiligen
Bewilligungsbescheid enthaltenen Auflagen und
Nebenbestimmungen.

Die Erhebung von Kosten richtet sich nach dem Bay-
erischen Kostengesetz.

Regelungen zu Cross Compliance

Die MaBnahmen Nrn. 2.1.1, 2.2, 2.3, 2.4 und 2.5
fallen unter die Cross Compliance Bestimmungen.
Die Antragssteller teilen deshalb sowohl mit dem
Erstantrag als auch mit den jahrlichen Zahlungs-
antrdgen Cross Compliance-relevante Angaben
mit. Auf die einschlagigen Bestimmungen in der
Broschiire ,,Cross Compliance"” des Staatsministe-
riums fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
wird verwiesen.

Subventionsbetrug

Die Zuwendungen nach diesen Richtlinien sind Sub-
ventionen im Sinn des § 264 StGB in Verbindung mit
§ 2 des Gesetzes gegen die missbrauchliche Inan-
spruchnahme von Subventionen (SubvG vom 29. Juli
1976, BGBIL I S. 2034, 2037) in Verbindung mit Art. 1
des Gesetzes tiber die Vergabe von Subventionen
nach Landesrecht (Bayerisches Subventionsgesetz
— BaySubvG —, BayRS 453-1-W). Bei Verdacht auf
Subventionsbetrug erfolgt eine Mitteilung an die
zustandige Staatsanwaltschaft.

Schlussbestimmungen

Fir Flachen, fir die bereits eine Verpflichtung auf-
grund einer Foérderung nach den ,Richtlinien tiber
Bewirtschaftungsvertrage des Naturschutzes und
der Landschaftspflege auf forstwirtschaftlich nutz-
baren Flachen (Bayerisches Vertragsnaturschutzpro-
gramm Wald - VNPWaldR)" vom 17. November 2004,
den ,Richtlinien tiber die Zuwendungen nach dem
Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm Wald
(VNPWaldR 2007)" vom 30. Marz 2010 (AlIMBI

Dr. Christian Barth

S. 113) oder eine Zweckbindung aufgrund einer
Forderung nach den ,Richtlinien zur Férderung
von MaBnahmen des Natur- und Artenschutzes, der
Landschaftspflege sowie der naturvertraglichen Er-
holung in Naturparken (Landschaftspflege- und Na-
turpark-Richtlinien - LNPR)" vom 5. Dezember 2003
(AlIIMBI S. 920), zuletzt gedndert durch Bekannt-
machung vom 23. Februar 2009 (AlIMBI S. 122),
besteht, ist eine Férderung nach diesen Richtlinien
ausgeschlossen.

Inkrafttreten

Die Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Januar
2012 in Kraft und gelten bis zum 31. Dezember 2017.
Gleichzeitig tritt die Gemeinsame Bekanntmachung
der Bayerischen Staatsministerien fiir Umwelt und
Gesundheit und fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten ,Richtlinien iber Zuwendungen nach dem
Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm Wald
(VNPWaldR 2007)" vom 30. Méarz 2010 (AlIMBI
S. 113) auBer Kraft.

Martin Neumeyer

Ministerialdirigent Ministerialdirektor
Anlage zu VNPWaldR 2012
Nr. MaSBnahmen Kostenpauschale
2.1 Erhalt und Wiederherstellung von Stockausschlags-
waldern
2.1.1 Verzicht auf die Uberfiihrung des Stockausschlags-
waldes in Hochwald
2.1.1.1 | Erhalt und Wiederherstellung ei- | 70 €/ha/Jahr
nes Mittelwaldes mit Umtriebszeit
bis einschlieBlich 30 Jahre
2.1.1.2 | Erhalt und Wiederherstellung ei- | 50 €/ha/Jahr
nes Mittelwaldes mit Umtriebszeit
tber 30 Jahre
2.1.1.3 | Erhalt und Wiederherstellung ei- | 40 €/ha/Jahr
nes Niederwaldes mit Umtriebs-
zeit bis einschlieBlich 25 Jahre
2.1.2 | Entnahme des Unterholzes und Pflege
2.1.2.1 | Stockhieb 600 €/ha
2.1.2.2 | Pflegehieb (Jugendpflege) 400 €/ha
2.2 Erhalt von Biberlebensraumen 150 €/ha/Jahr
2.3 Nutzungsverzicht
2.3.1 Vollstandiger Nutzungsverzicht | 110 €/ha/Jahr
2.3.2 Schaffung lichter Waldstrukturen | 250 €/ha/Jahr
mit vollstdndigem Nutzungsver-
zicht
2.4 Erhalt von Biotopbdumen 80 €/ha/Jahr
2.5 Belassen von Totholz
2.5.1 Uber 7 Baume/Baumteile je ha 40 €/ha/Jahr
2.5.2 | Uber 20 Baume/Baumteile je ha | 70 €/ha/Jahr
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7815-L

Anderung der Finanzierungsrichtlinien
Landliche Entwicklung

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 13. Dezember 2011 Az.: E5-7554-1/117

Nr. 7.2 der Finanzierungsrichtlinien Landliche Entwick-
lung (FinR-LE) vom 4. Januar 2008 (A1IMBI S. 123) erhélt
folgende Fassung:

.72 Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2008 in Kraft; sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2013 aulier Kraft, sofern sie nicht vor-
her durch den Erlass einer Nachfolgeregelung auf3er
Kraft gesetzt wird."”

Diese Anderung tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 2011
in Kraft.

Martin Neumeyer
Ministerialdirektor

7815-L

Dorferneuerungsrichtlinien zum Vollzug
des Bayerischen Dorfentwicklungsprogramms
(DoriR)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschait und Forsten

vom 19. Dezember 2011 Az.: E2-7516-1/55

Auf Grund von Art. 25 AGFlurbG erlédsst das Bayerische
Staatsministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten nachstehende Richtlinien. Der Freistaat Bayern ge-
wahrt nach MaBgabe dieser Richtlinien und der allgemei-
nen haushaltsrechtlichen Bestimmungen — insbesondere
der Art. 23 und 44 BayHO und der Verwaltungsvorschrif-
ten hierzu — Zuwendungen fiur die Férderung der Dorfer-
neuerung. Die Férderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im
Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel. Beim Einsatz
von Fordermitteln aus der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes" (GAK)
ist der Rahmenplan der GAK zu beachten.

1. Zuwendungszweck

(1) Die Dorferneuerung dient im Rahmen der ange-
strebten ldndlichen Entwicklung der nachhaltigen
Verbesserung der Lebens-, Wohn-, Arbeits- und Um-
weltverhdltnisse auf dem Lande, insbesondere der
agrarstrukturellen Verhdltnisse und stadtebaulich
unbefriedigender Zustdnde. Durch die Dorferneu-
erung sollen

— die ortlichen Rahmenbedingungen fir die Land-
wirtschaft verbessert,

— das Bewusstsein fiir die dorfliche Lebenskultur,
den heimatlichen Lebensraum, die Nahversorgung
sowie die Bereitschaft zur Zusammenarbeit in der
Region vertieft,

— die 6konomischen, 6kologischen, sozialen und
kulturellen Potenziale der landlichen Raume ge-
starkt,

— die Innenentwicklung der Doérfer und der spar-
same Umgang mit Grund und Boden geférdert,

— der eigenstandige Charakter landlicher Siedlun-
gen und die Kulturlandschaft erhalten sowie

— Beitrage zum Klimaschutz, zur Energiewende und
zur Anpassung an den Klimawandel geleistet wer-
den.

Damit sollen die Doérfer und landlich strukturierte
Gemeinden vor dem Hintergrund der aktuellen He-
rausforderungen, insbesondere des demografischen
Wandels und des Klimawandels, auf kiinftige Erfor-
dernisse vorbereitet werden.

(2) Die Dorferneuerung baut dabei auf die aktive
Mitwirkung der Blrgerinnen und Biurger bei der
Erarbeitung gemeindlicher Entwicklungsziele, bei
der Vorbereitung, Planung und Ausfiithrung ideeller
und materieller MaBnahmen sowie auf deren selbst-
verantwortliches Handeln auf dorflicher, gemeindli-
cher und ggf. auch tbergemeindlicher Ebene.

Gegenstand der Forderung

Im Rahmen der Dorferneuerung kénnen geférdert
werden

— Vorbereitungen, Planungen und Beratungen,

— gemeinschaftliche und 6ffentliche MaBnahmen
und Anlagen sowie

— private Vorhaben.

Die forderféahigen MaBnahmen sowie die Hohe der
Forderung werden in der Anlage ndher bestimmt.

Zuwendungsempidnger

Zuwendungen kénnen gewdahrt werden

— Teilnehmergemeinschaften,

— naturlichen und juristischen Personen sowie Per-
sonengemeinschaften,

— Gemeinden,

— den Verbanden fur Landliche Entwicklung und

dem Landesverband fir Landliche Entwicklung
Bayern.

Zuwendungsvoraussetzungen

(1) Die Dorferneuerung kann in landlich strukturier-
ten Gemeinden oder Gemeindeteilen einschlieBlich
im unmittelbaren rdumlichen Zusammenhang gele-
gener Weiler und Einzelanwesen durchgefiithrt wer-
den; ein beteiligter Gemeindeteil soll in der Regel
nicht mehr als 2.000 Einwohner haben.

(2) Vorrangig sollen solche Gemeinden oder Gemein-
deteile berticksichtigt werden, die

— vom Strukturwandel in der Landwirtschaft in be-
sonderer Weise betroffen sind,

— in strukturschwachen oder sonst benachteiligten
Gebieten liegen,

— in Teilrdumen mit negativer demografischer Ent-
wicklung liegen,

— durch tberortliche GroBbaumaBnahmen besonders
stark betroffen sind,
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— im Rahmen eines Integrierten Landlichen Ent-
wicklungskonzepts (ILEK) oder eines anderen
fachlich vergleichbaren Konzepts zielgerichtet und
abgestimmt vorgeschlagen wurden,

— finanzschwach sind.

(3) Zur Durchfiihrung einer Dorferneuerung ist
grundséatzlich ein Verfahren nach dem Flurbe-
reinigungsgesetz (FlurbG) anzuordnen. Mit dem
Anordnungsbeschluss wird das Verfahrensgebiet
festgestellt. Zur Férderung von Dorferneuerungs-
maBnahmen im Privatbereich soll ein Fordergebiet
festgesetzt werden, das vom Verfahrensgebiet abwei-
chen kann.

(4) Die Anordnung eines Verfahrens nach dem
FlurbG kann unterbleiben, wenn eine nur begrenz-
te Aufgabenstellung vorliegt sowie Bodenordnungs-
maBnahmen und 6ffentlich-rechtliche Regelungen
durch das Amt fiir Ladndliche Entwicklung (Amt)
nicht erforderlich sind. Das Amt setzt das Forderge-
biet mit Bescheid fest (Einleitung des Vorhabens).

(6) MaBnahmen sind nur zuwendungsfahig, wenn

— sie mit den Inhalten der Planungen zur Dorferneu-
erung (vgl. Nr. 7.6) im Einklang stehen,

— ihre Férderung vom Zuwendungsempfanger beim
Amt schriftlich beantragt wurde und

— sievor ihrem Beginn vom Amt fachlich und finan-
ziell genehmigt wurden oder dieses einem vorzei-
tigen Baubeginn zugestimmt hat (vgl. FinR-LE
Nr. 6.2) oder

— bei MaBnahmen nach den Nrn. 2.11 und 2.12 der
Anlage vor ihrem Beginn vom Amt Zuwendungen
dafiir bewilligt wurden oder das Amt einem vor-
zeitigen Baubeginn zugestimmt hat.

Art, Umfang und Hohe der Férderung

Art der Forderung

Die Férderung wird i.d. R. als Projektférderung mit-
tels Anteil- bzw. Festbetragsfinanzierung durch Zu-
schiisse gewdhrt. Dazu werden Fordermittel des Frei-
staates Bayern, des Bundes und der Europdischen
Union eingesetzt.

Zeitraum der Forderung

(1) Das Amt legt den Forderzeitraum fest, in dem
MafBnahmen nach den Nrn. 2.1 bis 2.10 der Anlage
ausgefiihrt und abgerechnet werden miissen.

(2) MaBnahmen nach den Nrn. 2.11 und 2.12 der An-
lage kénnen in

— Verfahren nach dem FlurbG bis zum Eintritt des
neuen Rechtszustandes beantragt werden; sie kon-
nen bis spatestens drei Jahre nach dem Eintritt des
neuen Rechtszustandes gefordert werden.

— Vorhaben nach Nr. 4 Abs. 4 bis spatestens sechs
Jahre nach der Einleitung gefordert werden.

Zuwendungsfahige Kosten

Die Kosten fiir die in der Anlage aufgefiihrten MaB-
nahmen sind zuwendungsfahig. Mit Zuwendungen
koénnen geférdert werden

5.4

5.5

(1) bei MaBnahmen nach den Nrn. 2.1 bis 2.10 die
durch Rechnungen nachgewiesenen Aufwendun-
gen einschlieBlich Umsatzsteuer abziiglich Rabatte
und Skonti. Freiwillige Arbeiten und Sachleistungen
einschlieBlich Sachspenden von Vereins- und Ge-
meindeangehérigen gehdren zu den zuwendungs-
fahigen Kosten. Kommunale Regiearbeiten werden
grundsatzlich nicht geférdert und sind daher, falls
solche geleistet werden, kostenméBig auszuscheiden.
Die vom Staatsministerium der Finanzen erlasse-
nen Regelungen zur Berticksichtigung von Eigen-
leistungen und Spenden sind zu beachten. Soweit
die Umsatzsteuer nach § 15 Umsatzsteuergesetz als
Vorsteuer abziehbar ist, gehort sie nicht zu den mit
Zuwendungen forderbaren Kosten (vgl. VV Nr. 2.6
zu Art. 44 BayHO).

(2) bei MaBnahmen nach den Nrn. 2.11 und 2.12 die
durch Rechnungen nachgewiesenen Aufwendungen
abzuglich Umsatzsteuer, Rabatte und Skonti.

Hohe der Forderung

(1) Die Forderung fur die Dorferneuerung soll 50 %
der forderfahigen Gesamtkosten nicht tiberschrei-
ten.

(2) Die Hohe der Forderung der EinzelmafBnahme
richtet sich nach der Anlage. Bei Mafnahmen nach
den Nrn. 2.1 bis 2.10 sind die jeweils aktuellen Re-
gelungen des Staatsministeriums zur Férderung auf
Grundlage der Finanzkraft der Gemeinden zu beach-
ten. Zur Starkung der interkommunalen Zusammen-
arbeit kann die sich daraus ergebende Forderung um
finf Prozentpunkte erh6ht werden, wenn die MaB-
nahme der Umsetzung eines Integrierten Landlichen
Entwicklungskonzepts (ILEK) dient.

(3) Bei MaBnahmen nach den Nrn. 2.7, 2.8, 2.9 Abs. 1
und Nr. 2.11 Abs. 2 der Anlage, die fiir den Erfolg ei-
ner Dorferneuerung von herausragender Bedeutung
sind, kann das Staatsministerium ausnahmsweise
einer Anhebung des Forderhochstbetrages zustim-
men, soweit dadurch die hochstmogliche prozentuale
Forderung nicht tiberschritten wird.

(4) In Vorhaben nach Nr. 4 Abs. 4 soll der Zuwen-
dungsbedarf fir MaBnahmen nach den Nrn. 2.1 bis
2.10 grundsatzlich nicht tber 250.000 Euro liegen.
Eine héhere Zuwendung bedarf der Zustimmung des
Staatsministeriums.

(6) Nicht gefordert werden

— Dorferneuerungen mit einem Gesamtzuwendungs-
bedarf von unter 25.000 Euro,

— private MafBnahmen nach den Nrn. 2.11 und 2.12
der Anlage mit einem Zuwendungsbedarf von un-
ter 1.000 Euro.

KAG-Beitrage

(1) Bei MaBnahmen, die im Rahmen eines Verfah-
rens nach dem FlurbG durchgefiihrt werden, bleibt
Art. 5 KAG insoweit unbertihrt, als die Gemeinde
Beitrage hochstens fiir die Kosten erheben kann, die
ihr als Kostenbeteiligung an MaBnahmen der Teil-
nehmergemeinschaft entstehen oder nach Abzug
der Kostenbeteiligung der Teilnehmergemeinschaft
verbleiben.
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(2) Bei Vorhaben nach Nr. 4 Abs. 4 sind Beitrdge gem.
Art. 5 KAG bei der Festsetzung der Forderung zu
berticksichtigen. Sie vermindern die zuwendungs-
fahigen Kosten.

Kombination mit anderen Foérderprogrammen

(1) Die MaBnahmen der Dorferneuerung sollen, so-
weit zweckmaBig und moglich, sachlich und zeitlich
mit anderen Programmen und Planungen des Frei-
staates Bayern, des Bundes oder der Europdischen
Union abgestimmt werden.

(2) Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Zuwen-
dungen aus anderen Forderprogrammen ist zuldssig,
soweit dies dort nicht ausgeschlossen ist.

(3) MaBnahmen, die origindr nach anderen Forder-
richtlinien bzw. Programmen geférdert werden kon-
nen, sollen nach diesen geférdert werden.

(4) Die Summe der Zuwendungen (Zuschiisse und
Forderdarlehen) darf bei 6ffentlichen und gemein-
schaftlichen MaBnahmen 90 %, bei privaten MaB-
nahmen 80 % der zuwendungsfahigen Kosten nicht
lUberschreiten.

Zeitliche Bindung bzw. Riickforderung von Zuwen-
dungen

(1) Die zeitliche Bindung des Zuwendungszwecks
nach VV Nr. 4.2.3 in Verbindung mit VV Nr. 8.2.4
zu Art. 44 BayHO endet bei Grundstiicken, Bauten
und baulichen Anlagen zwolf Jahre und bei sonsti-
gen geforderten Gegenstanden fiinf Jahre nach deren
Fertigstellung bzw. Kauf.

(2) Werden geforderte Grundstiicke, Bauten und
bauliche Anlagen bzw. sonstige geférderte Gegen-
stdande innerhalb der Zweckbindungsirist entgegen
dem Zuwendungszweck verwendet, so soll der Zu-
wendungsbescheid in der Regel widerrufen und die
zu erstattende Zuwendung festgesetzt werden. Diese
vermindert sich gegentiber dem vollen Zuwendungs-
betrag pro Jahr ordnungsgemaéaBer Verwendung bei
Grundstiicken, Bauten und baulichen Anlagen um
81/3% und bei sonstigen Gegenstdnden um 20 %.

(3) Die Einhaltung der Zweckbindungsfrist ist von
der Bewilligungsbehorde nachweislich zumindest
stichprobenartig zu prifen.

(4) Mogliche Erstattungsanspriiche aus Zuwendun-
gen zu einzelnen MaBnahmen sind nach VV Nr. 5.2.1
zu Art. 44 BayHO in geeigneter Weise zu sichern,
wenn durch ein hohes wirtschaftliches Risiko dieser
MafBnahme die Einhaltung des Forderzwecks wah-
rend der Bindungsfrist gefahrdet ist.

Haushalts- und Wirtschaftsfithrung

Die Finanzierungsrichtlinien Lédndliche Entwicklung
(FinR-LE) und die sonstigen einschldgigen Verwal-
tungsvorschriften sind zu beachten.

Verfahrensregelungen

Antrag auf Dorferneuerung

(1) Die Gemeinde stellt beim Amt schriftlich Antrag
auf Durchfiihrung einer Dorferneuerung im Sinn

7.2

7.3

dieser Richtlinien. Der Antrag ist zu begriinden.
Dabei ist darzulegen,

— welche Zielvorstellungen mit der Dorferneuerung
verfolgt werden sollen,

— obund ggf. welche Gesichtspunkte eine besonde-
re Dringlichkeit fir die Dorferneuerung begriin-
den.

(2) Nach Aufnahme der beantragten Dorferneuerung
in das Arbeitsprogramm des Amtes legt die Gemein-
de dar, ob im Hinblick auf die beabsichtigte Dorfer-
neuerung die Aufstellung, Anderung oder Aufhebung
von Bauleitplanen erforderlich ist (vgl. § 188 Abs. 1
BauGB), Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB erlassen
oder sonstige MafBnahmen nach BauGB durchgefiihrt
werden sollen. Dabei ist auch aufzuzeigen, welche
Ver- und Entsorgungseinrichtungen vorhanden bzw.
geplant sind und ggf. wann solche Einrichtungen zur
Ausfiihrung kommen.

Auswahl der Dorferneuerungen

(1) Das Amt wahlt in Abstimmung mit der Regierung,
den zustdndigen Amtern fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Forsten (AELF) und Landratsamtern sowie
im Benehmen mit den jeweiligen Gemeinden und
unter Beteiligung anderer bertihrter Behérden und
sonstiger Trager offentlicher Belange die Dorferneu-
erungsvorhaben aus, die in das Bayerische Dorfent-
wicklungsprogramm aufgenommen werden sollen.
Dabei ist die mehrjahrige Arbeits- und Finanzpla-
nung des Amtes entsprechend zu berticksichtigen.

(2) Die Regierung prift im Benehmen mit dem Land-
ratsamt, inwieweit die Gemeinde ihrer Verpflichtung,
Bauleitplane aufzustellen oder zu éndern (vgl. § 188
Abs. 1 BauGB), nachkommt und ob die Gemeinde
stadtebauliche Erneuerungsmafnahmen im Rahmen
der Stadtebauférderung beantragt hat, durchfiihrt
oder voraussichtlich durchfithren wird. Die Regie-
rung pruft ferner, ob die Ziele der Dorferneuerung
hinsichtlich der wirtschaftlichen Auswirkungen auf
die ortlichen Landwirtschafts-, Handwerks-, Han-
dels- und Kleingewerbebetriebe sowie der Erforder-
nisse der wirtschaftsnahen Infrastruktur tiber die
in diesen Richtlinien festgelegten Moglichkeiten
hinaus nach anderen Programmen unterstiitzt und
gefordert werden koénnen. Die Ergebnisse werden
dem Amt mitgeteilt.

Burgermitwirkung

(1) Die Burgerinnen und Biirger sind in Absprache
mit der Gemeinde und ggf. der Teilnehmergemein-
schaft auf geeignete Weise (z.B. in Form von Semi-
naren, Blirgerwerkstéatten, Arbeitskreisen, Projekt-
gruppen) aktiv an der Vorbereitung, Planung und
Ausfiihrung der Dorferneuerung zu beteiligen. Im
Sinn einer Verantwortungsgemeinschaft von Biirger,
Gemeinde und Staat baut die Dorferneuerung auf die
Eigeninitiative, Selbsthilfe und Eigenverantwortlich-
keit der Bilirgerinnen und Biirger sowie die Koopera-
tion der Planungspartner und der unterschiedlichen
gesellschaftlichen Gruppen.

Nach Moglichkeit sollen dorfliche Initiativen ange-
regt werden, die Uiber den Zeitraum der Forderung
nach diesen Richtlinien hinaus wirksam sind.
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(2) Die Multiplikatoren der Dorferneuerung (z.B.
Mitglieder des Vorstandes der Teilnehmergemein-
schaft, des Gemeinderates, der Arbeitskreise oder
ortlicher Vereinsvorstande) sollen sich durch Wahr-
nehmung geeigneter Bildungsangebote sowie mithil-
fe einschlagigen Informationsmaterials auf ihre Auf-
gaben vorbereiten und weiterbilden. Hierbei sollen
insbesondere die Angebote der Schulen der Dorf- und
Landentwicklung sowie der Landvolkshochschulen
genutzt werden.

(3) Die Ergebnisse der einzelnen Planungsabschnitte
sind den Biirgerinnen und Biirgern, der Gemeinde
sowie ggf. der Teilnehmergemeinschaft und anderen
Zuwendungsempfangern in geeigneter Form darzu-
stellen und mit ihnen zu erértern.

Vorbereitung und Einleitung der Dorferneuerung

(1) Rechtzeitig vor der geplanten Einleitung der
Dorferneuerung beginnen das Amt und die Gemein-
de mit Unterstiitzung des Verbandes fiir Landliche
Entwicklung (Verband), des AELF sowie ggf. anderer
berthrter Behorden und sonstiger Trager offentlicher
Belange mit den notwendigen Vorbereitungen fir die
Dorferneuerung (Projektvorbereitung).

(2) Art und Umfang der Projektvorbereitung werden
vom Amt im Einvernehmen mit der Gemeinde fest-
gelegt. Die Projektvorbereitung soll auf eine umfas-
sende und nachhaltige dorfliche und gemeindliche
Entwicklung ausgerichtet sein; sie umfasst insbeson-
dere

— Aktionen zur Starkung der Biirgermitverantwor-
tung, die Grindung und Betreuung von Arbeits-
kreisen, Dorfwerkstatten u.a. Burgerforen,

— die Erfassung, Analyse und Beurteilung der rele-
vanten Gegebenheiten, Probleme und Potenziale,

— die gemeinsame Erarbeitung von Zielvorstellun-
gen (Leitbild) fir die kiinftige Entwicklung,

— die Erstellung von Konzepten sowie

— die Berticksichtigung der Einbindung in die Ge-
samtgemeinde, in die Region und ggf. in interkom-
munale Prozesse.

(3) Das Amt erstellt nach Abstimmung der Ergebnisse
der Projektvorbereitung mit der Gemeinde, den betei-
ligten Behorden und sonstigen Tragern offentlicher
Belange die Projektbeschreibung.

(4) Wenn die Projektvorbereitung einen erfolgreichen
Verlauf der Dorferneuerung erwarten lasst, leitet das
Amtim Einvernehmen mit der Gemeinde die Dorfer-
neuerung ein. Als Einleitung gilt

— der Beschluss nach § 4 bzw. § 86 FlurbG, in dem
MaBnahmen der Dorferneuerung zum Erreichen
des Verfahrenszwecks als erforderlich benannt
sind, oder

— der Bescheid nach Nr. 4 Abs. 4.

(5) Das Amt setzt die Gemeinde, die Regierung, das
AELF, das Landratsamt und ggf. weitere beteiligte
Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange
schriftlich tiber die Einleitung der Dorferneuerung
in Kenntnis.

7.5

7.6

Trager der Dorferneuerung

Die Teilnehmergemeinschaft und die Gemeinde fiih-
ren die Dorferneuerung in gegenseitigem Einverneh-
men sowie in gemeinsamer Verantwortung mit den
Blrgerinnen und Burgern durch. Die Tragerschaft fiir
Vorhaben nach Nr. 4 Abs. 4 ist fallweise zu regeln.

Planungen zur Dorferneuerung

(1) Teilnehmergemeinschaft und Gemeinde stellen
auf der Grundlage der Ergebnisse der Projektvorbe-
reitung und ggf. weiterer Erhebungen und Planungen
unter Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger sowie
der beriihrten Behorden und sonstigen Trager offent-
licher Belange den Dorferneuerungsplan auf.

(2) Der Dorferneuerungsplan soll die baulich-ge-
stalterischen, agrar- und infrastrukturellen, boden-
ordnerischen, flachensparenden, wirtschaftlichen,
sozialen, kulturellen, 6kologischen, klima- und ener-
gierelevanten, wasserwirtschaftlichen oder sonstigen
Entwicklungsziele fiir das Dorf bzw. die Gemeinde
mit den Ordnungs- und Gestaltungsvorstellungen der
Gemeinde zu einer umfassenden und nachhaltigen
Handlungsstrategie zusammenfiihren; er umfasst

— die ortsraumliche Planung,
— Planungen zur Grinordnung — Dorfékologie,

— bei Bedarf weitere themen- bzw. objektbezo-
gene Fachplanungen und -gutachten (z.B. Vi-
talitats-Check, Innenentwicklungskonzepte,
Energiekonzepte oder Fachplanungen zu denk-
malpflegerischen, wirtschaftlichen, land- und
hauswirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Fragen),

— die beabsichtigten bzw. wiinschenswerten gemein-
schaftlichen und 6ffentlichen MafBnahmen,

— die beabsichtigten bzw. wiinschenswerten Mal3-
nahmen privater Trager, soweit sie mit den ge-
meinschaftlichen und 6ffentlichen MaBnahmen
abzustimmen sind,

— Aussagen Uber Moglichkeiten der Innenentwick-
lung sowie

— die anzustrebenden bodenordnerischen Mafinah-
men als Grundlage eines Bodenordnungskonzep-
tes.

(3) Der Dorferneuerungsplan soll auch Aussagen da-
ruber enthalten, ob es erforderlich ist, dass die Ge-
meinde Bauleitplane aufstellt, &ndert oder ergénzt;
er kann damit auch Grundlage fiir die gemeindliche
Bauleitplanung sein. Teilnehmergemeinschaft und
Gemeinde erfiillen so die Verpflichtung, ihre das
Gemeindegebiet betreffenden Absichten moglichst
frithzeitig aufeinander abzustimmen (vgl. § 188
Abs. 2 BauGB).

(4) Dartiber hinaus sind die Dorferneuerungsmaf-
nahmen mit den Vorhaben anderer 6ffentlicher und
privater Trager im Ortsbereich abzustimmen.

(5) Bei stadtebaulichen, 6kologischen, wirtschafts-
strukturellen, denkmalpflegerischen und bauge-
stalterischen Fragen sind neben dem Landratsamt
erforderlichenfalls auch das Landesamt fiir Denkmal-
pflege und die Regierung frithzeitig zu beteiligen.
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(6) Die Teilnehmergemeinschaft wahlt im Einverneh-
men mit der Gemeinde und dem Amt die MaBBnahmen
aus, die im Rahmen der Dorferneuerung ausgefiithrt
werden sollen. Sie veranlasst ggf. die planrechtliche
Behandlung der Dorferneuerungsmafnahmen durch
das Amt und nimmt diese — soweit erforderlich — in
den Plan tber die gemeinschaftlichen und 6ffentli-
chen Anlagen (vgl. § 41 FlurbG) und in den Plan nach
§ 58 FlurbG auf. Die Richtlinien zum Plan nach § 41
FlurbG - Landliche Entwicklung und die sonstigen
einschldgigen Verwaltungsvorschriften sind zu be-
achten.

(7) Bei Vorhaben nach Nr. 4 Abs. 4 legt das Amt den
Umfang der erforderlichen Planungen bedarfsgerecht
fest.

Forderregelungen

Fur die Bewilligung der Zuwendungen ist das Amt
zustandig.

Zuwendungen an Gemeinden

Ist eine Gemeinde Zuwendungsempfangerin, sind
die Verwaltungsvorschriften fiir Zuwendungen des
Freistaates Bayern an kommunale Korperschaften —
VKK - und die Allgemeinen Nebenbestimmungen
fir Zuwendungen zur Projektférderung an kommu-
nale Korperschaften — ANBest-K — (Anlagen 3 und
3a zu Art. 44 BayHO) anzuwenden.

10.

10.1

10.2

Schlussbestimmungen
Ubergangsregelung

— Bei MaBinahmen nach den Nrn. 2.1 bis 2.10 der An-
lage 1 DorfR vom 5. Mai 2009, die vor dem 1. Janu-
ar 2012 begonnen oder tiber die mit Zustimmung
des Amtes vor dem 1. Januar 2012 vertragliche
Vereinbarungen getroffen wurden,

— bei MafBnahmen nach den Nrn. 2.11 und 2.12 der
Anlage 1 DorfR vom 5. Mai 2009, fir die vor dem
1. Januar 2012 eine Forderung beantragt wurde,

sind die Bestimmungen der Bekanntmachung vom
5. Mai 2009 (AIIMBI S. 198) anzuwenden.

Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2012 in Kraft; sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2014 auBer Kraft, sofern sie nicht vor-
her verlangert wird.

Die Bekanntmachung vom 5. Mai 2009 (AlIMBI
S. 198) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2011 auBler
Kraft.

Martin Neumeyer
Ministerialdirektor
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Anlage
(zu Nr. 2 DorfR)

Mafinahmen der Dorferneuerung — Hohe der Forderung

Mafinahmenart

Vorbereitung und Begleitung

Die Dorferneuerung vorbereitende und sie begleitende Untersuchungen, Semina-
re, Moderationen, Aktionen, Wettbewerbe und Offentlichkeitsarbeit.

Planung

Konzepte, Planungen und Dokumentationen zur Dorf- bzw. Gemeindeentwick-
lung und -erneuerung sowie deren fachkundige Erlduterung und Darstellung;
ausgenommen sind die Aufwendungen fiir die Erstellung von Bauleitpldnen.

Beratung

Begleitende Beratung und gutachterliche Unterstiitzung bei MaBinahmen im Sinn
dieser Richtlinien bis spétestens drei Jahre nach Eintritt des neuen Rechtszustan-
des (in Verfahren nach dem FlurbG) bzw. sechs Jahre nach der Einleitung (in
Vorhaben nach Nr. 4 Abs. 4 DorfR).

Strafien und Wege
Dorf-* und bedarfsgerechte Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse.
Nicht gefordert werden Mallinahmen

— zur erstmaligen Herstellung von ErschlieBungsanlagen im Sinn von § 127
BauGB™.

— an Ortsdurchfahrten im Zuge von Kreis-, Staats- oder Bundesstraflen, soweit
sie nicht in der Baulast der Gemeinde liegen, nicht in deren Baulast {iberge-
hen, sich nicht auf die Einbindung in das dorfliche Umfeld beschrénken oder
nicht unmittelbar durch Maflnahmen der Dorferneuerung verursacht sind.

Okologie
(1) Renaturierung von Gewdssern, die Anlage von naturnahen Dorfweihern so-

wie die Verringerung von Hochwassergefahren fiir den Ortsbereich.

(2) Forderung der biologischen Vielfalt durch Erhaltung, Verbesserung und
Schaffung von Lebensrdumen fiir die heimische Tier- und Pflanzenwelt, von
dorfgerechten Griinflichen und Griinziigen sowie die griinordnerische Ein-
bindung des Dorfes in die umgebende Landschaft.

Bedarfsgerechte Ausstattung
Schaffung und Entwicklung von

(1) dorfgerechten” Freiflichen und Plitzen einschlieBlich ihrer Ausstattung
(hierzu gehdren auch gestalterische Verbesserungen im Ubergangsbereich der
offentlichen zu den privaten Flachen),

(2) dorfgerechten Freizeit- und Erholungseinrichtungen einschlieBlich der zuge-
horigen Ausstattung,

(3) kleineren offentlichen oder gemeinschaftlichen Anlagen zur umweltfreundli-
chen oder klimaschiitzenden Ver- und Entsorgung sowie

(4) Bewahrung, Wiederherstellung oder Schaffung von dorflichen Kulturelemen-
ten.

Hohe der Forderung

bis zu 70 % der Kosten"

bis zu 70 % der Kosten"

bis zu 70 % der Kosten"

bis zu 60 % der Kosten"

bis zu 60 % der Kosten" ?

bis zu 60 % der Kosten" ?
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2.7 Offentliche und biirgerschaftliche Einrichtungen

Schaffung von dorfgerechten® ffentlichen und biirgerschaftlichen Einrichtungen
zur Férderung der Nahversorgung, der Dorfgemeinschaft oder der Dorfkultur.

2.8 Léndlich-dorfliche Bausubstanz (6ffentlicher Bereich)

Erhaltung, Umnutzung und Gestaltung von

(1) Gebiuden® fiir gemeindliche oder gemeinschaftliche Zwecke.

(2) ortsplanerisch, kulturhistorisch oder denkmalpflegerisch besonders wertvol-
len 6ffentlichen Gebiauden®.

2.9 Boden- und Gebiudemanagement

(1) Erwerb von Gebduden zur Umnutzung (Nr. 2.7 oder 2.8) oder zum Abbruch
einschlieBlich Entsorgung und Entsiegelung im Zusammenhang mit Mal3-
nahmen der Innenentwicklung, der Bodenordnung oder sonstigen Mafinah-
men der Dorferneuerung.

(2) Erwerb und Verwertung von Grundstiicken und Gebéduden im Zusammen-
hang mit Maflnahmen der Dorferneuerung mit vorwiegend der Innenentwick-
lung dienender oder dkologischer Zielsetzung.

2.10 Sonstige Aufwendungen

(1) Durch gemeinschaftliche oder 6ffentliche Bauvorhaben oder durch die Bo-
denordnung im Rahmen der Dorferneuerung veranlasste Maflnahmen, Aus-
gleiche und Entschiddigungen im privaten Bereich.

(2) Aufwendungen fiir die Bodenordnung und den laufenden Betrieb sowie Bei-
trage an den Verband fiir Landliche Entwicklung.

2.11 Léndlich-dorfliche Bausubstanz (nichtoffentlicher Bereich)

Dorfgerechte’ Um-, An- und AusbaumaBnahmen sowie die dorfgerechte” Erhal-
tung, Umnutzung und Gestaltung von

(1) Wohn-, Wirtschafts- und Nebengebduden. Abbruch einschlielich Entsor-
gung und Entsiegelung sowie dorfgerechte® Ersatz- und Neubauten zur ge-
stalterischen Anpassung oder zur Innenentwicklung.

(2) ortsplanerisch, kulturhistorisch oder denkmalpflegerisch besonders wertvol-
len Gebauden.

2.12 Vorbereichs- und Hofriume (nichtoffentlicher Bereich)

Dorfgerechte® Gestaltung von Vorbereichs- und Hofrdumen.

bis zu 60 % der Kosten"? ¥,
hochstens jedoch
100.000 € pro Objekt

bis zu 60 % der Kosten" ??,
hochstens jedoch
150.000 € pro Objekt

bis zu 60 % der Kosten"?,
hochstens jedoch
150.000 € pro Objekt

bis zu 60 % der um den
Wiederverwertungswert ver-
ringerten Kosten"?

bis zu 60 % der Kosten" ?

bis zu 30 % der Kosten7),
hochstens jedoch
30.000 € je Anwesen

bis zu 60 % der Kosten”,
hochstens jedoch
60.000 € je Anwesen

bis zu 30 % der Kosten,
hochstens jedoch
10.000 € je Anwesen

b Grundlage fiir die Entscheidung ist die Finanzkraft je Einwohner, die in den Statistischen Berichten ,,Staats- und Kommunalschul-
den Bayerns am ....“ des Bayerischen Landesamtes fiir Statistik und Datenverarbeitung in der jeweils aktuellen Fassung ausgewie-

sen ist.

? In besonders finanzschwachen Gemeinden kann die Férderhohe ausnahmsweise auf bis zu 65 % der Kosten angehoben werden.

% Dorfgerecht sind MaBnahmen, die den Zielen der Planungen zur Dorferneuerung (vgl. Nr. 7.6) Rechnung tragen.

9 Forderfihig sind jedoch die Kosten fiir ErschliefungsmaBnahmen im Altortbereich, soweit diese zur Innenentwicklung erforderlich

und die Kosten von der Gemeinde zu tragen sind.

% Bei besonderen Aufwendungen fiir energiesparende MaBnahmen kann der Férderhchstbetrag um bis zu 20.000 € erhéht werden.

% Die Gemeinde, eine andere Korperschaft des 6ffentlichen Rechts oder ein sonstiger gemeinschaftlicher Triger muss Eigentiimer
des Gebdudes sein bzw. werden oder das uneingeschrinkte Belegungsrecht fiir das Gebdude haben.

7 Bei besonderen Aufwendungen fiir energiesparende MaBnahmen kann der Férderhchstbetrag um bis zu 10.000 € erhéht werden.
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7815-L

Anderung der Geschiftsordnung fiir die Amter fiir

Ldandliche Entwicklung in Bayern

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 20. Dezember 2011 Az.: E7-0203-1/2

I.

Die Geschaftsordnung fiir die Amter fiir Landliche Ent-
wicklung in Bayern (ALEGO) vom 27. Januar 2009 (AlIMBI
S. 76) wird wie folgt gedndert:

1.

In Nr. 1.3 Satz 1 werden die Worte ,,des hoheren techni-
schen Verwaltungsdienstes fiir Landliche Entwicklung"
durch die Worte ,,der Fachlaufbahn Naturwissenschaft
und Technik, fachlicher Schwerpunkt Landliche Ent-
wicklung, die in der vierten Qualifikationsebene ein-
gestiegen sind" ersetzt.

. In Nr. 1.4 Satz 3 werden die Worte ,,des hoheren Diens-

tes oder vergleichbaren Beschéftigten” durch die Worte
., die grundsatzlich mindestens ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 14 innehaben oder vergleichbaren
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern" ersetzt.

. In Nr. 3.1.1 Satz 2 werden die Worte , Beamtinnen und

Beamte des hoheren und des gehobenen Dienstes so-
wie vergleichbare Beschaftigte konnen" durch die Worte
,Nach MaBgabe des Art. 4 Abs. 1 AGFlurbG kénnen
Beamtinnen und Beamte sowie vergleichbare Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer” ersetzt.

. In Nr. 3.3.3 Buchst. ¢ werden die Worte ,,aller Laufbah-

nen' durch die Worte ,, der Fachlaufbahn Naturwissen-
schaft und Technik, fachlicher Schwerpunkt Landliche
Entwicklung" ersetzt.

. In Nr. 4.1 Satz 6 werden die Worte ,, des hoheren und

gehobenen Dienstes sowie vergleichbare Beschaftigte"
durch die Worte ,,der Fachlaufbahn Naturwissenschaft
und Technik, welche mindestens ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 10 innehaben sowie vergleichbare Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer" ersetzt.

. In Nr. 4.2.3 Buchst. e wird das Wort , Laufbahnpriifun-

gen" durch das Wort ,Qualifikationspriifungen” er-
setzt.

II.

Diese Anderungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 2011
in Kraft.

Martin Neumeyer
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787-L

Bayerisches Bergbauernprogramm
Teil A: Sanierungs- und Erhaltungsmanahmen
auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden

im Berggebiet
(BBP-A)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschait und Forsten

vom 13. Januar 2011 Az.: L 2-7292-7508

Inhaltsverzeichnis

XN N

Anlagen
Anlage 1:

Anlage 2:

Anlage 3:
Anlage 4:
Anlage 5:
Anlage 6:
Anlage 7:

Anlage 8:
Anlage 9:

Rechtsvorschriften

Zweck der Forderung
Gegenstand der Forderung
Zuwendungsempfanger

Art und Umfang der Férderung
Sonstige Bestimmungen
Verfahren

Inkrafttreten der Richtlinien

Bewertungs- und Kontrollblatt des AELF zur
Durchfiihrung von Sanierungs- und Erhal-
tungsmaBnahmen auf anerkannten Almen/
Alpen und Heimweiden

Merkblatt zur Durchfiihrung von Sanierungs-
und ErhaltungsmaBnahmen
Antragsvordruck

Bewilligungsbescheid
De-minimis-Bescheinigung
De-minimis-Beihilfenliste

Meldevordruck — Meldung tiber durchgefiihr-
te Sanierungs- und Erhaltungsmafnahmen
Auszahlungsmitteilung

Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 der Kommis-
sion vom 20. Dezember 2007 tber die Anwen-
dung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf
De-minimis-Beihilfen im Agrarerzeugnissek-
tor

1. Rechtsvorschriften

— Gesetz uber die Forstrechte (FoRG) vom 3. April
1958 (BayRS 7902-7-L) in der jeweils geltenden
Fassung,

— Gesetz lUiber den Schutz der Natur, die Pflege der
Landschaft und die Erholung in der freien Natur
(Bayerisches Naturschutzgesetz — BayNatSchG),

— Waldgesetz fiir Bayern (BayWaldG),

— Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 der Kommission
vom 20. Dezember 2007 tiber die Anwendung der
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-mimimis-
Beihilfen im Agrarerzeugnissektor (ABI L 337 vom
21. Dezember 2007, S. 35).

2. Zweck der Férderung

Zweck der Forderung ist die Freihaltung von Weide-

Ministerialdirektor

flachen auf anerkannten Almen/Alpen und Heimwei-
den im Berggebiet (z. B. von natiirlichem Baum- und
Strauchaufwuchs und Verunkrautung) sowie die Be-
seitigung von Schéden bei Lawinenabgdngen/Ver-
murungen und Entsteinung durch entsprechende im
Einklang mit der Natur stehende Sanierungs- und
ErhaltungsmafBnahmen.
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Gegenstand der Forderung

Gefordert werden Sanierungs- und Erhaltungsmaf-
nahmen auf anerkannten Almen/Alpen (Lichtweide-
flachen) und Heimweideflachen.

Erlaubnispflichtige Rodungen, MaBnahmen der che-
mischen Unkrautbekdmpfung sowie laufende Pflege-
maBnahmen sind nicht férderfahig.

Zuwendungsempidanger

Bewirtschafter von Almen/Alpen und Heimweiden
(z. B. Eigenttimer, Pachter, Berechtigte, Kooperationen,
Genossenschaften).

Art und Umfang der Forderung
Art der Forderung

Die Zuwendung wird in Form von Zuschiissen als Pro-
jektforderung (Festbetragsfinanzierung) gewéhrt.

Hohe der Forderung

Fir durchgefiihrte Sanierungs- und Erhaltungsma0B-
nahmen wird eine Férderung in Hoéhe von 900 €/ha
Lichtweideflache gewdhrt. Zuwendungen unter 900 €
je Betrieb werden nicht gewahrt. Férderhdchstbetrag:
3.000 €/Betrieb innerhalb von drei Kalenderjahren.

Sonstige Bestimmungen

Die Foérderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rah-
men der verfigbaren Haushaltsmittel. Die Férdermit-
tel sind Zuwendungen im Sinn von Art. 23 und 44 der
Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO). Es gelten
deshalb die Verwaltungsvorschriften (VV) zu diesen
Artikeln.

Neben Zuwendungen nach diesen Richtlinien koén-
nen — soweit die Voraussetzungen erfillt sind — die
Betriebspramienregelung sowie die Ausgleichszulage
und die Agrarumweltprogramme (KULAP-A/VNP) in
Anspruch genommen werden.

Die Unwirksamkeit, die Riicknahme oder der Widerruf
des Zuwendungsbescheides und als Folge davon die
Ruckforderung des Zuwendungsbetrages richten sich
nach Art. 43, 48, 49 und 49a des Bayerischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. Die Erhebung von Kosten
richtet sich nach dem Kostengesetz.

Verfahren

Antragstellung

Der Antrag ist unter Verwendung der Anlage 3 (An-
tragsvordruck) bei dem fiir den Betriebssitz zustandi-
gen Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
(AELF) einzureichen. Der Umfang der alm-/alpfachlich
notwendigen Sanierungs- und ErhaltungsmaBnahmen
ergibt sich aus dem Bewertungs- und Kontrollblatt
des AELF zur Durchfiihrung von Sanierungs- und
ErhaltungsmaBnahmen (vgl. Anlage 1), das vom zu-
stdndigen Alm-/Alpfachberater (Sachgebiet 2.7 Alm-/
Alpwirtschaft) vollstdndig auszufiillen und zu unter-
schreiben ist.

Der Antragsteller ist verpflichtet, soweit bisher De-
minimis-Beihilfen gewahrt wurden, die De-minimis-
Beihilfenliste (vgl. Anlage 6) unterschrieben mit dem
Antrag beim AELF einzureichen.

7.2

7.3

7.4

7.5

Beteiligung anderer Behorden/Stellen
Bei Sanierungs- und ErhaltungsmaBnahmen

— auf Eigentumsalmen, soweit es sich nicht um Fla-
chen im Sinn des §2 Abs. 2 Nr. 3 BWaldG handelt,
ist die ortliche untere Forstbehorde als zustandige
Fachbehorde zu beteiligen, wenn Zweifel bestehen,
ob es sich um einen geschlossenen Bestand im Sinn
von Art. 9 Abs. 2 Satz 3 BayWaldG handelt.

— auf Berechtigungsalmen ist zusatzlich der ortliche
Forstbetrieb der Bayerischen Staatsforsten (BaySF)
als Vertreter des Grundeigentiimers (in der Regel der
zustdndige Revierleiter der BaySF) zu beteiligen.

Dartber hinaus sind die entsprechenden Fachbehor-
den/Stellen einzuschalten/zu beteiligen, wenn neben
den forstlichen Belangen auch andere o6ffentliche Be-
lange (z. B. Naturschutz, Wasserwirtschaft) durch die
beantragten MafBnahmen betroffen sind.

Bewilligung

Das AELF bzw. der zustdndige Alm-/Alpfachberater
entscheidet Giber den Antrag, gibt die Antragsdaten
in die BALIS-Anwendung 10.3.6.10 ein und erteilt im
Rahmen der verfliigbaren Haushaltsmittel (Bewilli-
gungskontingent) einen Bewilligungsbescheid (vgl.
Anlage 4). Der Bewilligungsbescheid wird zentral vom
Staatsministerium erstellt und vom AELF an den Zu-
wendungsempfanger versandt.

Mit dem Zuwendungsbescheid erhdlt der Zuwen-
dungsempfénger die vom AELF entsprechend ausge-
fullte De-minimis-Bescheinigung (vgl. Anlage 5).

Vor-Ort-Kontrolle (VOK)

Nach Eingang der Meldung des Antragstellers tiber
die durchgefiihrten und abgeschlossenen Sanierungs-
und ErhaltungsmafBnahmen (vgl. Anlage 7) fiihrt das
AELF bzw. der/die Alm-/Alpfachberater eine Vor-Ort-
Kontrolle durch und stellt fest, ob die Durchfiihrung
der Sanierungs- und ErhaltungsmafBnahmen bestim-
mungsgemal erfolgt ist. Die Dokumentation der VOK
erfolgt geméaB Anlage 1 (Bewertungs- und Kontroll-
blatt). Ist dies erfolgt, setzt der Sachbearbeiter die
Auszahlung in der BALIS-Anwendung 10.3.6.10 auf
Jkorrekt".

Auszahlung der Zuwendung

Die Anweisung der Zuwendungen erfolgt zentral
durch das Staatsministerium. Vor Auszahlung der
Zuwendung pruft das AELF anhand einer selbst aus-
gedruckten Kontrollliste die Richtigkeit bzw. Voll-
standigkeit des Datenbestandes; ggf. sind die Daten
zu berichtigen. Die Daten der Kontrollliste sind nach
dem sogenannten ,Vier-Augen-Prinzip" (personelle
Trennung zwischen dem Bewilligungs- und Auszah-
lungsverfahren) als sachlich richtig durch Datum und
Unterschrift zu bestétigen.

Inkrafttreten der Richtlinien

Die Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Januar 2011
in Kraft und gelten bis 31. Dezember 2013.

Martin Neumeyer
Ministerialdirektor
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Anlage 1

Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF)

Alm-/Alpfachberater

Tel.-Nr.

Zum Antrag auf Foérderung fur die Durchfihrung des Bayerischen Bergbauernprogramms — Teil A: Sanierungs- und Erhaltungs-
mafinahmen auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden (BBP-A) vom:

Bewertungs- und Kontrollblatt des AELF fur
Sanierungs- und ErhaltungsmafRnahmen

auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden

Antragsteller (Name, Vorname, Ort)

Betriebsnummer

Aus alm-/alpwirtschaftlichen und landeskulturellen Griinden kénnen auf folgender/folgenden beantragten aner-
kannten Alm/Alpen und/oder Heimweiden Sanierungs- und ErhaltungsmalRnahmen

H durchgefiihrt
nicht durchgefuhrt

werden:

. Eigentums-/Genossenschaftsalmen/-alpen/Heimweiden

Flachengrole
Gesamtlicht- davon
weideflache beantragte
FID: DEBYLI Name der der Alm/Alpe, _Lichtweide- huszug
oder Alm(en)/Alpe(n), Heimweide fIache,__He|ml\lNe|de— ok
Gemarkung, Flurstiicks-Nr. Heimweide(n) fidche fur ) )
Sanierungs- und liegt bei
Erhaltungsmald-
nahmen
ha ha
FID = 1119000120 Musteralm/-alpe 80 3 ja
Il. Berechtigungs-/Gemeinschaftsalmen/-alpen/Heimweiden
Flachengrofie
Gesamtlicht- anteilige davon
weide- Lichtweide- beantragte
flache der flache, Heim- Lichtweide- Auszug
FID: DEBYLI Name der Alm/Alpe, weideflache | flache, Heim- aus der
oder Alm(en)/Alpe(n), Heimweide des Antrag- weideflache FeKa
Gemarkung, Flurstlicks-Nr. Heimweide(n) stellers fir Sanie- liegt bei
(Weidebe- rungs- und
rechtigter) Erhaltungs-
mafRnahmen
ha ha ha
FID = 1119000120 Musteralm/-alpe 100 20 3 ja
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lll. Stellungnahme des Alm-/Alpfachberaters

1. Angaben z. B. liber den pflanzenbaulichen Zustand der beantragten Weideflache(n), Festlegung von
durchzufiihrenden Sanierungs- und ErhaltungsmaBnahmen (liber Art und Umfang).

2. Beteiligung anderer Behorden/Stellen
Es erfolgte eine Abstimmung mit folgenden Behdrden/Stellen':

Bayerische Staatsforsten (BaySF)
Untere Naturschutzbehorde (uNB)
Wasserwirtschaftsamt

Andere Behorden/Stellen

"Die entsprechenden Stellungnahmen sind im Forderakt abgelegt.
_2_
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IV. Vor-Ort-Kontrolle (Prufblatt)

Hinweise fiir den Alm-/Alpfachberater:

Nach Eingang der Meldung des Antragstellers uber durchgefiihrte und abgeschlossene Erhaltungs- und Sanierungsmaf-
nahmen (vgl. Anlage 7 BBP-A) ist in jedem Fall eine Vor-Ort-Kontrolle — moglichst zeitnah — durchzufihren.

Folgende Auflagen/Bestimmungen wurden Uberpriift: keine Beanstandungen Beanstandungen'’
D Umfang der vereinbarten Lichtweideflache D D

erreicht nicht erreicht'
D Ziel der Sanierungs- und ErhaltungsmaRnahmen D D

Sonstige Sachverhalte und Bemerkungen:

Nahere Erlauterungen:

Ort, Datum Unterschrift
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Anlage 2

BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM FUR ERNAHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN

Merkblatt zur
Durchfihrung des
Bayerischen Bergbauernprogramms — Teil A:
Sanierungs- und Erhaltungsmafnahmen
auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden (BBP-A)

Lesen Sie dieses Merkblatt aufmerksam durch.
Es ist Bestandteil Ihres Antrages.

. Zielsetzung der MaBnahme

Freihaltung der Weideflachen z. B. von natirlichem Baum-
und Strauchwuchs und Verunkrautung sowie zur Beseitigung
von Schéaden bei Lawinenabgangen/Vermurungen und Ent-
steinung durch entsprechende Sanierungs- und Erhaltungs-
mafRnahmen.

. Wer kann Antrag stellen?

Bewirtschafter von anerkannten Alimen/Alpen und Heimwei-
den (z. B. Eigentimer, Pachter, Berechtigte, Kooperationen,
Genossenschaften).

. Wo und wann ist der Antrag zu stellen?

Der Antrag ist bei dem fir den Betriebssitz zustandigen Amt
fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) zu stellen.
Die Antragstellung ist ganzjahrig moglich.

. Verpflichtungen des Antragstellers

Der Antragsteller ist verpflichtet, die beantragte(n) Weidefla-
che(n) durch Freihaltung z. B. von natirlichem Holzaufwuchs
und Verunkrautung sowie durch die Beseitigung von Scha-
den bei Lawinenabgangen/Vermurungen und Entsteinung
durch entsprechende Sanierungs- und Erhaltungsmafnah-
men zu kultivieren.

. Beteiligung anderer Behorden/Stellen

« Eigentumsalmen/-alpen
Soweit es sich nicht um Flachen im Sinne des § 2 Abs. 2
Nr. 3 BWaldG handelt und wenn Zweifel bestehen, ob es
sich um einen ,geschlossenen Bestand® im Sinn von Art. 9
Abs. 2 Satz 3 BayWaldG handelt, ist die ortliche untere
Forstbehorde als zustandige Fachbehdrde zu beteiligen.

» Berechtigungsalmen/-alpen
Es ist zuséatzlich der ortliche Forstbetrieb der Bayerischen
Staatsforsten (BaySF) als Vertreter des Grundeigentiimers
(i. d. R. der zustandige Revierleiter der BaySF) zu beteiligen.

. Hohe der Férderung

Hoéhe der Forderung: 900 €/ha Lichtweideflache
Zuwendungen unter 900 €/Betrieb

werden nicht gewahrt
Forderhéchstbetrag: 3.000 €/Betrieb

innerhalb 3 Kalenderjahre
Die beihilferechtliche Grundlage ist die Verordnung (EG)
Nr. 1535/2007 vom 20. Dezember 2007. Die einem Betrieb/
Unternehmen gewahrten De-minimis-Beihilfen nach dieser
Verordnung darf insgesamt 7.500 €, bezogen auf einen Zeit-
raum von 3 Jahren, nicht Ubersteigen. Der Antragsteller ist
daher verpflichtet, mit dem Antrag eine De-minimis-Beihil-
fenliste (beim AELF erhaltlich) mit dem aktuellen Sachstand
beim AELF einzureichen (nahere Informationen hierzu erteilt
das zustandige AELF).

7. Meldung der abgeschlossenen Sanierungs-
und ErhaltungsmaBnahmen

Die Auszahlung der beantragten Fordermittel ist nur moglich,
wenn die vereinbarten MalRnahmen ordnungsgemaf durch-
gefuhrt wurden und der Abschluss der Malnahme zeitnah
dem zustandigen AELF gemeldet wird (néahere Auskunft hier-
zu erteilt das AELF).

8. Sonstige Bestimmungen

» Die Antragsflachen missen in Bayern liegen.

» Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen
der verfligbaren Haushaltsmittel.

Erlaubnispflichtige Rodungen, MafRnahmen der che-

mischen Unkrautbekdmpfung sowie laufende Pflegemal}-

nahmen sind nicht férderfahig.

» Der Zuwendungsempfanger ist verpflichtet unverztglich
der Bewilligungsbehdrde anzuzeigen, wenn
— der Verwendungszweck oder flr die Bewilligung der Zuwen-

dung maRgebliche Umsténde sich andern oder wegfallen,
— sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu
erreichen ist,
— ein Konkursverfahren gegen ihn eréffnet wird.

» Der Zuwendungsempfanger hat die erforderlichen Unterla-

gen bereit zu halten und die notwendigen Auskunfte zu er-

teilen. Der Bayerische Oberste Rechnungshof ist berech-
tigt, bei allen Zuwendungsempfangern zu prifen oder prii-
fen zu lassen.

Wenn festgestellt wird, dass

— falsche Angaben gemacht wurden und/oder

— Voraussetzungen nicht gegeben bzw. Verpflichtungen
nicht eingehalten wurden

ist mit weitgehenden Konsequenzen zu rechnen. Diese

kénnen vom teilweisen oder ganzen Verlust der Forderung

und/oder Ausschluss von der kinftigen Teilnahme am Pro-
gramm bis zur Strafverfolgung wegen Subventionsbetrug
fihren.

* Um Unstimmigkeiten zu vermeiden (z. B. bei der Beseiti-
gung von Schwendmaterialien durch Verbrennen) sollte
rechtzeitig die Kreisverwaltungsbehdrde entsprechend in-
formiert werden.

Bayerisches Staatsministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten, Ludwigstrae 2, 80539 Miinchen www.stmelf.bayern.de
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Anlage_3

Antragsteller (Name, Vorname)

Betriebsnummer

Stralle, Hs.-Nr., Ortsteil

PLZ, Ort

Telefon

M 1

An das
Amt fiir Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten (AELF)

L _

Antrag auf Forderung

nach den Richtlinien 2011 des Bayerischen Staatsministeriums
fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten zur Durchfuhrung des
Bayerischen Bergbauernprogramms —Teil A:

Sanierungs- und ErhaltungsmaRBnahmen

auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden (BBP-A)

Anlage
Auszug aus der FeKa

D Als Bewirtschafter einer anerkannten Alm/Alpe und/oder
Heimweide

Kontroll- und Bearbeitungs-
vermerke des AELF

Datum/NZ

Eingangsstempel angebracht

Vorkontrolle

D Antrag ist plausibel und vollstandig

Name der Aim/Alpe/Heimweide

D Im Namen und Auftrag der

EDV-Eingabe

D Antrag

Vor-Ort-Kontrolle
Datum der Kontrolle

Name der Alm-/Alp-/Weidegenossenschaft

beantrage ich auf folgender/folgenden Lichtweideflache/n,
Heimweideflache/n notwendige Sanierungs- und Erhaltungs-
maflnahmen.

Fehlende/unvollstandige
Antragsunterlagen

Auszug aus der FeKa

Aufstellung Uiber
De-minimis-Beihilfen

]

erledigt/
Datum/NZ

]
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A Eigentums-/Genossenschaftsalmen/-alpen/Heimweiden

FID: DEBYLI' Name der
oder Alm(en)/Alpe(n),
Gemarkung, Flurstiicks-Nr. Heimweide

Flachengrofe

Gesamtlicht-
weideflache
der Alm/Alpe,

Heimweideflache

davon

beantragte?
Lichtweideflache,
Heimweideflache fiir
Sanierungs- und
ErhaltungsmaRnahmen

ha ha
FID = 1119000120 Musteralm/-alpe 80 3
B Berechtigungs-/Gemeinschaftsalmen/-alpen/Heimweiden
FlachengroRe
Gesamtlicht- anteilige Licht- davon
weide- weideflache, beantragte?
FID: DEBYLI Name der flache der Heimweideflache | Lichtweideflache,
oder Alm(en)/Alpe(n), Alm/Alpe, des Antrag- Heimweideflache
Gemarkung, Flurstiicks-Nr. Heimweide Heimweide- stellers fur Sanierungs-
flachen (Weidebe- und Erhaltungs-
rechtigter) maflnahmen
ha ha ha
FID = 1119000120 Musteralm/-alpe 100 20 3

Die beantragten Flachen liegen in einem:
D Landschaftsschutzgebiet

D Wasserschutzgebiet

D Naturschutzgebiet

D Nationalpark

]

" Flachenidentifikator. Falls Feldstlick in der ,Digitalen Feldstlickskarte Bayern* (FeKa) nicht erfasst, Gemarkung und Flurstiicksnummer

angeben.

2 Die beantragte Flache ist vom Antragsteller in die FeKa exakt einzuzeichnen (ggf. StichmaRe setzen).

_2_
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1. Beginn der MaBnahmen

Mit den Sanierungs- und ErhaltungsmalRnahmen darf erst nach Bewilligung der Mafinahmen begonnen
werden.

D Mit den Malinahmen habe ich noch nicht begonnen.

2. Ich versichere, dass die vorgesehenen MalRnahmen entsprechend den Vorgaben der zustandigen
Behorden durchgefihrt werden. Sofern Belange der Forstwirtschaft, Naturschutz und der Landespflege, der
Wasserwirtschaft oder sonstiger Behdrden/Stellen berthrt werden, sind die entsprechenden Behorden/
Stellen einzuschalten.

3. Bisherige Forderung

Ich erklare, dass meinem Betrieb/Unternehmen im laufenden Jahr sowie in den zwei vorangegangenen Jahren

D keine De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 vom 20. Dezember 2007 gewahrt
wurden.

D De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 vom 20. Dezember 2007 gewahrt
wurden. Eine Aufstellung Uber erhaltene De-minimis-Beihilfen liegt dem Antrag bei.

4. Mehrfachforderung

Ich erklare, dass ich fiur die in die Férderung einbezogene(n) Flache(n) keine sonstigen Fordermittel fir
Sanierungsmaflnahmen (z. B. staatliche/kommunale Mittel) beantrage bzw. erhalte.

Falls ja, Zuwendungsgeber, Hohe der Mittel

5. Mir ist bekannt, dass

— die Angaben im Antrag und die Angaben in den mit dem Antrag eingereichten Unterlagen subventions-
erheblich im Sinn des § 264 des Strafgesetzbuches in Verbindung mit Art. 1 des Bayerischen
Subventionsgesetzes, § 2 des Subventionsgesetzes sind.

— die Landwirtschaftsverwaltung verpflichtet ist, Tatsachen, die den Verdacht eines Subventionsbetruges
begriinden, den Strafverfolgungsbehdrden mitzuteilen,

— wegen Subventionsbetrug bestraft wird,
« wer Uber subventionserhebliche Tatsachen unrichtige, unvollstandige oder fir ihn vorteilhafte
Angaben macht oder
« den Subventionsgeber Uber subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lasst.

— die beigefligten Anlagen, sofern erforderlich, Bestandteil des Antrags sind.

6. Datenschutzrechtlicher Hinweis
Die mit diesem Antrag erhobenen Angaben werden zur Bearbeitung des Antrags und zur Berechnung der
Forderhdhe bendtigt und zu diesem Zweck auch mit Angaben aus friheren und aktuellen anderen Forder-

antragen (z. B. Mehrfachantrag) verglichen.

7. Das Merkblatt zur Durchfiihrung des Bayerischen Bergbauernprogramms — Teil A: Sanierungs- und
ErhaltungsmalRnahmen auf anerkannten Aimen/Alpen und Heimweiden (BBP-A) ist Bestandteil des
Antrages. Von den darin enthaltenen Verpflichtungen habe ich Kenntnis genommen.

Ich versichere, dass die in diesem Antrag enthaltenen Angaben richtig und vollstandig sind.

Ort, Datum Unterschrift des Antragstellers’

'Bei Personengemeinschaften bzw. juristischen Personen die mit der Geschaftsfiih-
rung beauftragte Person.
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Amt flr Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF)

Telefon

Herrn/Frau

Bewilligungsbescheid

_

Anlage 4

Betriebsnummer

Datum

Forderung nach den Richtlinien des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndahrung, Landwirtschaft und Forsten zur Durchfiihrung
des Bayerischen Bergbauernprogramms Teil A:
Sanierungs- und ErhaltungsmaRnahmen
auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden (BBP-A)

Anlagen

Alpen und Heimweiden
1 Merkblatt
1 Luftbild (Detailansicht)

Sehr geehrte Damen und Herren,

aufgrund lhres Antrages vom

1 Bescheinigung tber De-minimis-Beihilfen
1 Vordruck — Meldung Uber durchgefuhrte Sanierungs- und Erhaltungsmaf3nahmen auf anerkannten Almen/

zur Forderung von Sanierungs- und ErhaltungsmalRnahmen auf

anerkannten Almen/Alpen bzw. Heimweiden wird lhnen eine Zuwendung (Projektférderung) in Hohe von

bewilligt.

€

Grundlage fir die Ermittlung des Auszahlungsbetrages ist der beantragte Flachenumfang (ha) fir Sanierungs- und
ErhaltungsmalRnahmen, multipliziert mit dem Forderbetrag in Hohe von 900 € je Hektar (ha)/Lichtweideflache.

Einbezogene Flache
ha

Forderbetrag
je ha Lichtweideflache
900 €

Auszahlungsbetrag
€




3.2

3.3
3.4

3.5

4.2

4.3
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Zuwendungszweck
Freihaltung der beantragten Weideflache(n) von z. B. natirlichen Holzaufwuchs und Verunkrautung sowie die
Beseitigung von Schaden bei Lawinenabgangen/ Vermurungen und Entsteinung.

Allgemeine Nebenbestimmungen
Die Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P) sind Bestandteile des
Bescheides, soweit sich nachfolgend nichts Abweichendes ergibt.

Besondere Nebenbestimmungen

Die Vorgaben im Antrag sind Bestandteile dieses Bescheides und verbindlich.

Sie sind verpflichtet, die im Merkblatt zur Durchfiihrung von Sanierungs- und Erhaltungsmaflnahmen genannten
Bestimmungen auf den beantragten Weideflachen einzuhalten.

Die Férdermittel werden von der Bewilligungsbehorde zur Auszahlung erst freigegeben, wenn der Antragsteller
dem AELF unter Verwendung des beiliegenden Meldevordrucks (vgl. Anlage) mitgeteilt hat, dass die beantragten
Sanierungs- und ErhaltungsmalRnahmen bestimmungsgemaf durchgefihrt wurden.

Der Zuschuss wird vorbehaltlich verfligbarer Haushaltsmittel ausgezahit.

Der Bewilligungsbescheid wird unwirksam und die bewilligten Férdermittel verfallen, sofern der Zuwendungsemp-
fanger nicht spatestens bis , die beantragten Sanierungs- und ErhaltungsmafRnahmen
durchgeflhrt hat.

Alle mit der Férderung zusammenhangenden Unterlagen (z. B. Bewilligungsbescheid, Auszahlungsmitteilung)
sind mindestens sechs Jahre, De-minimis-Bescheinigungen mindestens zehn Jahre aufzubewahren.

Hinweise

Die Finanzierung der Sanierungs- und Erhaltungsmaflnahmen erfolgt ausschlieRlich aus Foérdermitteln des
Freistaates Bayern. Die beihilferechtliche Grundlage stellt die Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 vom 20. Dezem-
ber 2007 dar. Die einem Betrieb/Unternehmen nach dieser Verordnung gewahrte Beihilfe darf insgesamt 7.500 €
bezogen auf einen Zeitraum von drei Jahren nicht Ubersteigen (De-minimis-Beihilfe).

Unwirksamkeit, Riicknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides sowie als Folge hiervon die Erstattung
der Zuwendung richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht (Art. 43, 48, 49, 49a BayVwVf{G).

Die Erhebung von Kosten richtet sich nach dem Kostengesetz.

Der Subventionsbetrug ist gemaf § 264 StGB strafbar. Auf die Erklarung zu den subventionserheblichen Tat-
sachen und die beiliegenden Rechtsvorschriften zum Subventionsgesetz wird hingewiesen.

Ort, Datum Unterschrift
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Anlage 5

Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) Betriebsnummer

Datum

Herrn/Frau

L _

De-minimis-Bescheinigung

fiir Sanierungs- und ErhaltungsmafRnahmen
auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden (BBP-A)

Bei der bewilligten Zuwendung handelt es sich um eine De-minimis-Beihilfe nach der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 der
Kommission vom 20. Dezember 2007 Uber die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis-Beihilfen im
Agrarerzeugnissektor. Der maximal zulassige Gesamtbetrag (Subventionswert) solcher Beihilfen darf in einem Zeitraum von
drei Kalenderjahren ab dem Zeitpunkt der erstmaligen Gewahrung einer De-minimis-Beihilfe 7.500 € nicht tGbersteigen. Dieser
Betrag umfasst alle Formen von 6ffentlichen Beihilfen (z. B. Zuschisse, Beteiligungen, Darlehen, Blrgschaften), die als
De-minimis-Beihilfen gewahrt wurden und berihrt nicht die Moglichkeit, dass der Empfanger sonstige von der Kommission
genehmigte oder freigestellte Beihilfen erhalt.

lhren Angaben im Antrag zufolge wurden im laufenden sowie in den zwei vorangegangenen Kalenderjahren folgende
De-minimis-Beihilfen (als solche von der jeweiligen Bewilligungsbehérde im Bewilligungsbescheid bezeichnet) gewahrt:

Datum des Zuwendunasaeber Zuschuss
Bewilligungsbescheids 959 €

Nach Abzug bereits erhaltener Subventionswerte (Zuschisse) vom Schwellenwert 7.500 € verbleibt eine Restfordermoglichkeit
von €.

Die jetzt mit Bescheid vom erfolgte Bewilligung in Hohe von € konnte erfolgen.

Nach Art. 3 Abs. 2 der VO 1535/2007 kann eine Kirzung der Zuwendung zur Einhaltung der 7.500 €-Grenze nicht erfolgen.

Ort, Datum Unterschrift

Hinweis:

Diese Bescheinigung ist

— zehn Jahre vom Unternehmen aufzubewahren und auf Anforderung der Europaischen Kommission, der Bundesregierung,
der Landesregierung oder bewilligenden Stelle auf deren Anforderungen innerhalb von einer Woche oder einer in der
Anforderung festgesetzten langeren Frist vorzulegen. Wird die Bescheinigung innerhalb der Frist nicht vorgelegt, entfallt
ruckwirkend die Bewilligung mit der Folge, dass die Beihilfe zuzliglich Zinsen zuriickgefordert wird.

— bei zukiinftigen Beantragungen als Nachweis fiir die vergangenen De-minimis-Beihilfen vorzulegen.
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Anlage 6

Betriebsnummer

Datum

Sanierungs- und Erhaltungsmafnahmen
auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden (BBP-A)

De-minimis-Beihilfenliste

Aufstellung uber erhaltene De-minimis-Beihilfen

Die De-minimis-Regelungen nach der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 vom 20. Dezember 2007 lassen eine For-
derung in den geforderten Bereichen in einem Zeitraum von drei Jahren (Bewilligungsdatum mafgeblich) héchstens

7.500 € (Subventionswert) je Antragsteller zu.

Der Zuwendungsempfanger verpflichtet sich, die im laufenden sowie in den vorangegangenen Kalenderjahren (Steuer-
jahren) gewahrte De-minimis-Beihilfen der o. a. Verordnung anzugeben.

Zuwendungsempfanger, die nach den De-minimis-Regelungen nach der oben genannten Verordnung gefordert
werden, erhalten zusammen mit dem Bewilligungsbescheid eine De-minimis-Bescheinigung.

Datum des Bewilligungs-
bescheids

Forderprogramm

Betrag
€

Ort, Datum

Unterschrift
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Antragsteller (Name, Vorname)

Betriebsnummer

Stralle, Hs.-Nr., Ortsteil

PLZ, Ort
Telefon
[ Bl
An das
Amt fir Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten (AELF)
L _J

Meldung tiber durchgefiihrte

Sanierungs- und ErhaltungsmaBnahmen

auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden
(Bayerisches Bergbauernprogramm — Teil A)

Hiermit zeige ich an, dass die Mallnhahmen wie beantragt durchgeflhrt wurden.

Mir ist bekannt, dass eine Auszahlung der beantragten Fordermittel erst nach Feststellung der

ordnungsgemalfen Durchfuhrung der Sanierungs- und Erhaltungsmaflnahmen durch den

Alm-/Alpfachberater nach einer Vor-Ort-Kontrolle erfolgen kann.

Ort, Datum

Unterschrift
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Anlage 8
Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) Betriebsnummer
[ N R
Datum
-
Herrn/Frau
L _
Bayerisches Bergbauernprogramm — Teil A:
Sanierungs- und Erhaltungsmafnahmen
auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden (BBP-A)
Auszahlungsmitteilung
Sehr geehrte Frau ,
Sehr geehrter Herr ,
aufgrund Ihres Antrages vom wird Ihnen fur die ordnungsgemafie Durchfihrung von
Sanierungs- und ErhaltungsmafRnahmen folgende Férderung gewahrt:
Einbezogene Flache Forderbetrag Forderbetrag
ha 900 € je ha €
Der zur Zahlung féllige Betrag in Hohe von insgesamt € wird auf das
Konto bei der (BLZ ) Uberwiesen.
Hinweis:

Im Falle einer fehlerhaften Berechnung bleibt die Riickforderung des Auszahlungsbetrages oder von Teilbetragen
vorbehalten.

Unterschrift
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1535/2007 DER KOMMISSION
vom 20. Dezember 2007

iiber die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis-Beihilfen im
Agrarerzeugnissektor

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 994/98 des Rates vom
7. Mai 1998 iiber die Anwendung der Artikel 92 und 93 des
Vertrags zur Griindung der Europiischen Gemeinschaft auf be-
stimmte Gruppen horizontaler Beihilfen ('), insbesondere auf
Artikel 2 Absatz 1,

nach Veroffentlichung des Entwurfs dieser Verordnung (3),

nach Anhorung des Beratenden Ausschusses fiir staatliche Bei-
hilfen,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 994/98 wird die Kom-
mission ermdchtigt, mittels Verordnung einen Hochstbe-
trag festzusetzen, bis zu dem Beihilfen als Mafnahmen
angesehen werden, die nicht alle Tatbestandsmerkmale
des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag erfiillen und daher
auch nicht dem Anmeldungsverfahren gemif$ Artikel 88
Absatz 3 EG-Vertrag unterliegen.

(2)  Die Kommission hat in zahlreichen Entscheidungen die
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag angewandt und dabei ins-
besondere den Begriff der Beihilfe im Sinne des Arti-
kels 87 Absatz 1 EG-Vertrag naher ausgefiihrt. Sie hat
ferner, zuerst in ihrer Mitteilung tiber De-minimis-Beihil-
fen () und anschliefend in der Verordnung (EG) Nr.
69/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 {iiber
die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf
,De-minimis“-Beihilfen (), die am 1. Januar 2007 durch
die Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission
vom 15. Dezember 2006 iiber die Anwendung der Arti-
kel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis-Beihilfen (°)
ersetzt wurde, ihre Politik im Hinblick auf den Hochst-
betrag, bis zu dem Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag als
nicht anwendbar angesehen werden kann, erldutert. Da
fir den Agrarsektor Sondervorschriften gelten und die
Gefahr besteht, dass dort selbst kleine Beihilfebetrige
die Tatbestandsmerkmale des Artikels 87 Absatz 1 EG-
Vertrag erfiillen, hat die Verordnung (EG) Nr. 69/2001
den Agrarsektor aus ihrem Geltungsbereich ausgeschlos-
sen. Die Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 hat ihrerseits
den Sektor der Erzeugung landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse aus ihrem Anwendungsbereich ausgeschlossen.

(3)  Da die Erfahrung im Laufe der Jahre jedoch gezeigt hat,
dass Agrarbeihilfen mit geringfiigigen Betrigen unter be-
stimmten Bedingungen nicht unter die Tatbestandsmerk-

() ABL L 142 vom 14.5.1998, S. 1.
() ABL C 151 vom 5.7.2007, S. 16.
() ABL C 68 vom 6.3.1996, S. 9.
() ABL L1
() ABL L3

0 vom 13.1.2001, S. 30.
79 vom 28.12.2006, S. 5.

male von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag fallen, hat die
Kommission mit der Verordnung (EG) Nr. 1860/2004
der Kommission vom 6. Oktober 2004 iiber die Anwen-
dung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis-
Beihilfen im Agrarsektor (°) Vorschriften fiir die Gewih-
rung von De-minimis-Beihilfen in diesem Sektor erlassen.
Die vorgenannte Verordnung, gemifS der die an ein Un-
ternehmen gewdhrten De-minimis-Beihilfen als Mafnah-
men gelten, die nicht alle Tatbestandsmerkmale von Arti-
kel 87 Absatz 1 EG-Vertrag erfiillen, wenn sie insgesamt
3000 EUR je Empfinger bezogen auf einen Zeitraum
von drei Jahren und gleichzeitig ein Beihilfegesamtvolu-
men je Mitgliedstaat in Hohe von 0,3 % des jdhrlichen
Produktionswerts der Landwirtschaft nicht iibersteigen,
gilt sowohl fiir die Primdrerzeugung als auch fiir die Ver-
arbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse.

Aufgrund der Ahnlichkeiten zwischen Titigkeiten der
Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse einerseits und industriellen Titigkeiten anderer-
seits sind die Tatigkeiten der Verarbeitung und Vermark-
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse in den Geltungsbe-
reich der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 aufgenommen
worden, die die De-minimis-Beihilfen fiir die industriellen
Tatigkeiten regelt. Die vorgenannten Titigkeiten sind so-
mit aus dem Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 1860/2004 ausgeschlossen worden. In dem Bemiihen
um Klarheit ist die Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 auf-
zuheben und durch eine neue Verordnung zu ersetzen,
die nur fur den Agrarerzeugnissektor gilt.

Nach den bisherigen Erfahrungen der Kommission kén-
nen der Beihilfehochstbetrag von 3 000 EUR je Empfin-
ger bezogen auf einen Zeitraum von drei Jahren auf
7 500 EUR und die Hochstgrenze von 0,3 % des jihr-
lichen Produktionswerts des Agrarsektors auf 0,75 % an-
gehoben werden, ohne dass der Handel zwischen den
Mitgliedstaaten beeintrachtigt oder der Wettbewerb ver-
zerrt wird und ohne dass die im Rahmen dieser Ober-
grenzen gewihrten Beihilfen den Tatbestand von Arti-
kel 87 Absatz 1 EG-Vertrag erfiillen, sofern bestimmte
Bedingungen eingehalten werden. Diese Anhebung wird
es auflerdem erlauben, die Verwaltungslast zu erleichtern.
Bei den zugrunde zu legenden Jahren handelt es sich um
die Steuerjahre, die fur das Unternehmen in dem betref-
fenden Mitgliedstaat mafigebend sind. Der Referenzzeit-
raum von drei Jahren ist flie€end, d. h. bei jeder Neu-
bewilligung einer De-minimis-Beihilfe ist die Gesamt-
summe der im laufenden Steuerjahr sowie in den voran-
gegangenen zwei Steuerjahren gewihrten De-minimis-Bei-
hilfen festzustellen. Es sollte nicht méglich sein, iiber den

(°) ABL. L 325 vom 28.10.2004, S. 4. Verordnung zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 875/2007 (ABL L 193 vom
25.7.2007, S. 6).
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Hochstbetrag von 7 500 EUR hinausgehende Beihilfebe-
trdge in mehrere kleinere Tranchen aufzuteilen, um so in
den Anwendungsbereich dieser Verordnung zu gelangen.

Diese Verordnung darf nicht fiir Ausfuhrbeihilfen oder
Beihilfen gelten, die heimische Erzeugnisse gegeniiber Im-
portwaren begiinstigen. Insbesondere sind Beihilfen zur
Finanzierung des Aufbaus und des Betriebs eines Ver-
triebsnetzes in anderen Lindern aus ihrem Anwendungs-
bereich auszuschlielen. Beihilfen, die die Teilnahme an
Messen, die Durchfihrung von Studien oder die Inan-
spruchnahme von Beratungsdiensten zwecks Lancierung
eines neuen oder eines bestehenden Produkts auf einem
neuen Markt ermdglichen sollen, stellen in der Regel
keine Ausfuhrbeihilfen dar.

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europi-
ischen Gemeinschaften sind die Mitgliedstaaten verpflich-
tet, sobald die Gemeinschaft eine Regelung tiber die Er-
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation fiir einen
bestimmten Agrarsektor erlassen hat, sich aller Mafdnah-
men zu enthalten, die von dieser Regelung abweichen
oder sie verletzen konnen (). Deshalb darf diese Verord-
nung nicht fiir Beihilfen gelten, deren Hohe sich nach
dem Preis oder der Menge der angebotenen oder erwor-
benen Erzeugnisse richtet.

Aus Griinden der Transparenz, Gleichbehandlung und
korrekten Anwendung der De-minimis-Hochstbetrage
miissen die Mitgliedstaaten identische Berechnungsme-
thoden anwenden. Um diese Berechnung zu vereinfa-
chen, sind Beihilfen, die nicht in Form einer Barzuwen-
dung gewihrt werden, in ihr Bruttosubventionsiquivalent
umzurechnen. Die Berechnung des Subventionsiquiva-
lents der anderen Formen transparenter Beihilfen als
der Barzuwendungen oder der in mehreren Tranchen ge-
wihrten Beihilfen hat auf der Grundlage der zum Ge-
wihrungszeitpunkt geltenden marktiiblichen Zinssitze
zu erfolgen. Im Hinblick auf eine einheitliche, transpa-
rente und unkomplizierte Anwendung der Vorschriften
tiber staatliche Beihilfen sind fiir die Zwecke dieser Ver-
ordnung die marktiiblichen Zinssitze als Referenzzins-
sitze heranzuziehen, die von der Kommission in regel-
mifSigen Abstinden anhand objektiver Kriterien festge-
setzt und im Amtsblatt der Europdischen Union oder im
Internet verdffentlicht werden. In Abhdngigkeit von den
gestellten Sicherheiten oder der Risikoposition des Beihil-
feempfiangers kann es jedoch erforderlich sein, zusitzli-
che Basispunkte auf den Mindestsatz aufzuschlagen.

In demselben Interesse der Transparenz, Gleichbehand-
lung und korrekten Anwendung der De-minimis-Hochst-
betrige darf diese Verordnung nur fiir transparente De-
minimis-Beihilfen gelten. Eine Beihilfe ist dann transpa-
rent, wenn sich ihr Bruttosubventionsdquivalent genau
im Voraus berechnen ldsst, ohne dass eine Risikobewer-
tung erforderlich ist. Eine solche prizise Berechnung ist
beispielsweise bei Zuschiissen, Zinszuschiissen und be-
grenzten Steuerbefreiungen moglich. Beihilfen in Form
von zinsgiinstigen Darlehen miissen als transparente
De-minimis-Beihilfen gelten, wenn das Bruttosubventions-
dquivalent auf der Grundlage der zum Bewilligungszeit-
punkt geltenden marktiiblichen Zinssitze berechnet wor-
den ist. Beihilfen in Form von Kapitalzufithrungen der

(") Urteil vom 19. September 2002 in der Rechtssache C-113/00 Spa-

nien gegen Kommission, Slg. 2002, S. 7601, Rdnr. 73.

(10)

(11)

12)

Offentlichen Hand diirfen nur dann als transparente
De-minimis-Beihilfen gelten, wenn der Gesamtbetrag des
zugefithrten Kapitals unter dem zuldssigen De-minimis-
Hochstbetrag je Empfinger liegt. Risikokapitalbeihilfen
im Sinne der Leitlinien der Gemeinschaft fiir staatliche
Beihilfen zur Forderung von Risikokapitalinvestitionen in
kleine und mittlere Unternehmen (?) diirfen nur dann als
transparente De-minimis-Beihilfen gelten, wenn die betref-
fende Risikokapitalregelung fiir jedes Zielunternehmen
Kapitalzufithrungen nur bis zum De-minimis-Hochstbe-
trag je Empfinger vorsieht.

Es ist erforderlich, Rechtssicherheit zu schaffen fiir Biirg-
schaftsregelungen, die keine Beeintrichtigung des Handels
oder Verzerrung des Wettbewerbs bewirken konnen und
hinsichtlich derer ausreichend Daten verftigbar sind, um
jegliche moglichen Wirkungen verldsslich festzustellen.
Diese Verordnung muss deshalb eine biirgschaftsspezifi-
sche Obergrenze auf der Grundlage des verbiirgten Be-
trages des durch die Biirgschaft besicherten Einzeldarle-
hens vorsehen. Diese Obergrenze muss nach einer Me-
thode zur Berechnung des Beihilfebetrags in Biirgschafts-
regelungen fur Darlehen zugunsten leistungsfihiger Un-
ternehmen ermittelt werden. Sie darf daher nicht an-
wendbar sein auf individuelle Einzelbeihilfen auferhalb
einer Biirgschaftsregelung oder auf Biirgschaften fiir
Transaktionen, die nicht auf einem Darlehensverhiltnis
beruhen, wie zum Beispiel Biirgschaften hinsichtlich Ei-
genkapitalmaflnahmen. Die spezifische Obergrenze muss
bestimmt werden auf der Grundlage der Feststellung, dass
unter Beriicksichtigung eines Faktors von 13 % (Netto-
ausfallquote), der das Szenario des ungiinstigsten anzu-
nehmenden Falles fiir Biirgschaftsregelungen in der
Gemeinschaft darstellt, das Bruttosubventionsiquivalent
einer Biirgschaft in Hohe von 56 250 EUR als identisch
mit dem De-minimis-Hochstbetrag von 7 500 EUR ange-
sehen werden kann. Diese spezielle Obergrenze soll ledig-
lich auf Biirgschaften anwendbar sein, deren Verbiir-
gungsanteil bis zu 80 % des zugrunde liegenden Darle-
hens betrdgt. Eine von der Kommission nach Notifizie-
rung auf der Grundlage einer Kommissionsregelung im
Bereich der staatlichen Beihilfen genehmigte Methode
kann ebenfalls von den Mitgliedstaaten verwendet wer-
den, um im Rahmen der vorliegenden Verordnung das
Bruttosubventionsdquivalent der Biirgschaft zu bestim-
men, wenn sich die genehmigte Methode ausdriicklich
auf die betreffenden zugrunde liegenden Arten von Biirg-
schaften und Transaktionen bezieht.

In Anbetracht der Schwierigkeiten bei der Festlegung des
Bruttosubventionsiquivalents von Beihilfen an Unterneh-
men in Schwierigkeiten im Sinne der Leitlinien der
Gemeinschaft fiir staatliche Beihilfen zur Rettung und
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkei-
ten (}) darf diese Verordnung fiir solche Unternehmen
nicht anwendbar sein.

Im Einklang mit den Grundsitzen fiir die Gewahrung
von Beihilfen, die unter Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag
fallen, sollte als Bewilligungszeitpunkt der De-minimis-
Beihilfe der Zeitpunkt gelten, zu dem das Unternehmen
nach dem anwendbaren einzelstaatlichen Recht einen
Anspruch auf die Beihilfe erwirbt.

(3 ABL C 194 vom 18.8.2006, S. 2.

() ABL C 244 vom 1.10.2004, S. 2.
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(13)  Um eine Umgehung der in verschiedenen EG-Rechtsakten lichen Beihilfen im Allgemeinen in regelmafigen Abstin-
vorgegebenen Beihilfehochstintensititen zu verhindern, den neu iiberdacht werden muss, ist die Geltungsdauer
diirfen De-minimis-Beihilfen nicht mit anderen staatlichen dieser Verordnung zu beschrinken. Falls diese Verord-
Beihilfen fiir dieselben forderbaren Aufwendungen kumu- nung nach Ablauf dieses Zeitraums nicht verldngert
liert werden, wenn die aus der Kumulierung resultierende wird, wiirden die Mitgliedstaaten fiir alle unter diese Ver-
Forderintensitit diejenige Forderintensitit {ibersteigen ordnung fallenden De-minimis-Beihilfen tiber eine sechs-
wiirde, die in einer Rechtsvorschrift der Gemeinschaft monatige Anpassungsfrist verfiigen —
hinsichtlich der besonderen Merkmale eines jeden Falles
festgelegt wurde. HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1
(14) Die vorliegende Verordnung schliefft die Moglichkeit .
nicht aus, dass eine Mafnahme, die von den Mitglied- Geltungsbereich
staaten beschlossen wird, aus andergn als den in die;er Diese Verordnung gilt fiir Beihilfen an Unternehmen des Agrar-
Yerordnung djargelegten Griinden nicht als Belhllfe im erzeugnissektors, mit folgenden Ausnahmen:
Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag gilt, so z. B.
wenn Kapitalzufithrungen oder Biirgschaften im Einklan . . .
mit dempPrinzip des rgnarktwirtschagftlich handelnden Ing— 3 Beihllfel? , deren HOheﬁ SICh. I}llaCh. dem Preis oder der Menge
vestors ohne jegliche staatliche Intervention beschlossen vermarkteter Erzeugnisse richtet;
werden.
b) Beihilfen fiir exportbezogene Tatigkeiten, d. h. Beihilfen, die
unmittelbar mit den ausgefithrten Mengen, dem Aufbau und
. - . . . dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder anderen laufenden
(15)  Die Kommission muss dafiir sorgen, dass die Vorschriften Ausoaben einer Exporttitiokeit in Zusammenhane stehen:
tiber staatliche Beihilfen und insbesondere auch die Be- g P g g ’
dingungen, unter denen eine De-minimis-Beihilfe gewéhrt o ) o
wird, eingehalten werden. Nach dem in Artikel 10 EG- ) Belhllfeq, die Von"der bevorzugten Verv&ien(.iung heimischer
Vertrag verankerten Grundsatz der Zusammenarbeit sind Erzeugnisse gegeniiber Importwaren abhéngig gemacht wer-
die Mitgliedstaaten gehalten, der Kommission diese Auf- den;
gabe zu erleichtern, indem sie durch geeignete Mechanis-
men sicherstellen, dass der im Rahmen der De-minimis- d) Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten.
Regelung gewihrte Gesamtbeihilfebetrag  weder die
Schwelle von 7 500 EUR je Empfinger noch das von Artikel 2
der Kommission auf Basis des Produktionswerts der . .
Landwirtschaft festgesetzte Gesamtvolumen iiberschreitet. Begriffsbestimmungen
Hierzg.sqllten' Qie Mitgliedstaaten bei Gewihrung einer Im Sinne dieser Verordnung sind:
De-minimis-Beihilfe dem betreffenden Unternehmen unter
Bezugnahme auf diese Verordnung den Beihilfebetrag . . .
mitteilen und darauf hinweisen, dass es sich um eine 1. ,.,Unternehrr.l'en des Agrarerzeugmssektqrs : Untemehfnen,"d.le
De-minimis-Beihilfe handelt. Der betreffende Mitgliedstaat mn der Primérerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse titig
sollte die Beihilfe erst gewihren, nachdem er eine Erkla- sind;
rung des Unternehmens erhalten hat, in der alle anderen
in dem betreffenden Steuerjahr sowie in den vorangegan- 2. landwirtschaftliche ~Erzeugnisse/Agrarerzeugnisse®: die in
genen zwei Steuerjahren erhaltenen De-minimis-Beihilfen Anhang I EG-Vertrag aufgefithrten landwirtschaftlichen Er-
angegeben sind, und nachdem er sorgfiltig gepriift hat, zeugnisse, ausgenommen Fischerei- und Aquakulturerzeug-
dass der De-minimis-Hochstbetrag durch die neue Beihilfe nisse, die unter den Geltungsbereich der der Verordnung
nicht tiberschritten wird. Die Einhaltung dieser Hochstbe- (EG) Nr. 104/2000 des Rates (1) fallen.
trage kann auch anhand eines Zentralregisters iiberpriift
werden. Falle von Biirgschaftsregelungen, die vom Euro- Artikel 3
pdischen Investmentfonds eingerichtet wurden, kann L
letzterer selbst eine Liste von Empfingern erstellen und De-minimis-Beihilfen
die Mitgliedstaaten veranlassen, die Empfanger tber die (1)  Beihilfen, die die Voraussetzungen der Absitze 2 bis 7
erhaltene De-minimis-Beihilfe zu informieren. dieses Artikels erfiillen, gelten als Mafnahmen, die nicht alle
Tatbestandsmerkmale von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag erfiil-
len, und unterliegen daher nicht der Anmeldepflicht nach Arti-
(16)  Die Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 sollte urspriinglich kel 88 Absatz 3 EG-Vertrag.
am 31. Dezember 2008 auslaufen. Da die vorliegende
Verordnung vor diesem Zeitpunkt in Kraft treten soll, (2) Die Gesamtsumme der einem Unternehmen gewihrten
sind die Konsequenzen klarzustellen, die ihre Anwend- De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei Steuer-
barkeit auf die den Unternchmen im Agrarerzeugnissek- jahren 7 500 EUR nicht iibersteigen. Dieser Hochstbetrag gilt
tor geméf der Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 gewdhr- fir Beihilfen gleich welcher Art und Zielsetzung. Der zugrunde
ten Beihilfen haben wird. zu legende Zeitraum bestimmt sich nach den Steuerjahren, die
fur das Unternehmen in dem betreffenden Mitgliedstaat mafige-
bend sind.
(17)  Aufgrund der bisherigen Erfahrungen der Kommission

und der Tatsache, dass die Politik im Bereich der staat-

() ABL L 17 vom 21.1.2000, S. 22.
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Ubersteigt der Beihilfegesamtbetrag einer Beihilfemanahme den
in Unterabsatz 1 genannten Hochstbetrag, so kann der Rechts-
vorteil dieser Verordnung auch nicht fiir einen Bruchteil der
Beihilfe in Anspruch genommen werden, der diesen Hochstbe-
trag nicht tiberschreitet. Der Rechtsvorteil dieser Verordnung
kann in diesem Fall fiir eine solche Beihilfemafinahme weder
zum Zeitpunkt der Beihilfegewdhrung noch zu einem spiteren
Zeitpunkt in Anspruch genommen werden.

(3) Die Gesamtsumme der den Unternechmen des Agrarer-
zeugnissektors bezogen auf einen Zeitraum von drei Steuerjah-
ren von den einzelnen Mitgliedstaaten gewihrten De-minimis-
Beihilfen darf die im Anhang festgesetzten Werte nicht iber-
steigen.

(4)  Die Hochstwerte nach den Absitzen 2 und 3 beziehen
sich auf Barzuwendungen. Bei den eingesetzten Betrigen sind
Bruttobetrdge, d. h. die Betrige vor Abzug von Steuern und
sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen. Wird die Beihilfe nicht
als Zuschuss, sondern in anderer Form gewihrt, so bestimmt
sich die Hohe der zu beriicksichtigenden Beihilfe nach ihrem
Bruttosubventionsiquivalent.

(5) In mehreren Tranchen gezahlte Beihilfen werden zum
Zeitpunkt ihrer Gewdhrung abgezinst. Der Zinssatz, der fiir
die Abzinsung und die Berechnung des Bruttosubventionsiqui-
valents anzusetzen ist, ist der zum Zeitpunkt der Gewihrung
geltende Referenzsatz.

(6)  Diese Verordnung gilt nur fir Beihilfen, die in einer Form
gewdhrt werden, fir die das Bruttosubventionsiquivalent im
Voraus genau berechnet werden kann, ohne dass eine Risikobe-
wertung erforderlich ist (,transparente Beihilfen®). Insbesondere

a) Beihilfen in Form von Darlehen gelten als transparente Bei-
hilfen, wenn das Bruttosubventionsiquivalent auf der Grund-
lage der zum Bewilligungszeitpunkt geltenden marktiiblichen
Zinssitze berechnet worden ist;

=

Beihilfen in Form von Kapitalzufihrungen gelten nicht als
transparente De-minimis-Beihilfen, es sei denn, der Gesamt-
betrag der zugefithrten offentlichen Mittel liegt unter dem
De-minimis-Hochstbetrag;

¢) Beihilfen in Form von Risikokapitalmanahmen gelten nicht
als transparente De-minimis-Beihilfen, es sei denn, die betref-
fende Risikokapitalregelung sieht vor, dass jedem Zielunter-
nehmen nur Kapital bis in Hohe des De-minimis-Hochstbe-
trags zur Verfiigung gestellt wird;

d) auf der Grundlage einer Biirgschaftsregelung gewihrte Ein-
zelbeihilfen an Unternehmen, die nicht in Schwierigkeiten
sind, gelten dann als transparente De-minimis-Beihilfen,
wenn der verbiirgte Teil des Darlehens, fiir das im Rahmen
dieser Regelung eine Einzelbiirgschaft gewihrt wird, 56 250
EUR je Unternechmen nicht sibersteigt. Stellt der verbiirgte
Teil des zugrunde liegenden Darlehens lediglich einen Anteil
dieses Hochstbetrags dar, so ergibt sich das Bruttosubven-
tionsdquivalent der Biirgschaft, indem man diesen Anteil

auf den in Absatz 2 genannten Hochstbetrag bezieht. Der
Verbiirgungsanteil des zugrunde liegenden Darlehens darf
80 % nicht {ibersteigen.

Biirgschaftsregelungen gelten zudem als transparente Beihilfere-
gelungen, wenn folgende Bedingungen erfiillt werden:

i) vor ihrer Inkraftsetzung wurde die Methode zur Bestimmung
des Bruttosubventionsiquivalents von Biirgschaften zur An-
wendung der vorliegenden Verordnung im Rahmen einer
Kommissionsregelung im Bereich der staatlichen Beihilfen
von der Kommission genehmigt;

i) die genehmigte Methode nimmt ausdriicklich auf die Art der
Garantien und die Art der zugrunde liegenden Transaktionen
im Zusammenhang mit der Anwendung der vorliegenden
Verordnung Bezug.

(7)  Die De-minimis-Beihilfen diirfen nicht mit staatlichen Bei-
hilfen fiir dieselben forderbaren Aufwendungen kumuliert wer-
den, wenn die aus der Kumulierung resultierende Forderintensi-
tdt diejenige Forderintensitit iibersteigen wiirde, die in der Ge-
meinschaftsregelung hinsichtlich der besonderen Merkmale eines
jeden Falles festgelegt wurde.

Artikel 4
Kontrolle

(1)  Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, einem Unternehmen eine
De-minimis-Beihilfe zu gewiahren, so teilt er diesem Unterneh-
men schriftlich die Hohe der Beihilfe (ausgedriickt als Brutto-
subventionsdquivalent) mit und setzt es unter ausdriicklichen
Verweis auf diese Verordnung mit Angabe ihres Titels und der
Fundstelle im Amtsblatt der Europdischen Union davon in Kennt-
nis, dass es sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt. Wird die
De-minimis-Beihilfe auf der Grundlage einer Regelung verschie-
denen Unternehmen gewihrt, die Einzelbeihilfen in unterschied-
licher Hohe erhalten, so kann der betreffende Mitgliedstaat sei-
ner Informationspflicht dadurch nachkommen, dass er den Un-
ternehmen einen Festbetrag mitteilt, der dem auf der Grundlage
der Regelung gewihrten Beihilfehochstbetrag entspricht. In die-
sem Fall ist fiir die Feststellung, ob der Beihilfehochstbetrag in
Artikel 3 Absatz 2 eingehalten worden ist, dieser Festbetrag
mafSgebend. Vor Gewidhrung der Beihilfe hat das betreffende
Unternehmen seinerseits dem Mitgliedstaat schriftlich in Papier-
form oder in elektronischer Form jede De-minimis-Beihilfe mit-
zuteilen, die es in den vorangegangenen zwei Steuerjahren so-
wie im laufenden Steuerjahr erhalten hat.

Dem Mitgliedstaat wird von jedem Empfinger eine Erklirung
iibermittelt, aus der hervorgeht, dass der vom Unternehmen
erhaltene Beihilfebetrag den in Artikel 3 Absatz 2 genannten
Hochstwert nicht {ibersteigt. Wird dieser Hochstwert iiberschrit-
ten, so trigt der betreffende Mitgliedstaat dafiir Sorge, dass die
Beihilfemafdnahme, die zur Uberschreitung fithrt, der Kommis-
sion mitgeteilt oder diese Beihilfe beim Empfinger wiedereinge-
zogen wird.
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(2)  Der Mitgliedstaat gewdahrt eine De-minimis-Beihilfe erst,
nachdem er iiberpriift hat, dass der Gesamtbetrag der in dem
betreffenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen
Steuerjahren bezogenen De-minimis-Beihilfen die in Artikel 3
Absitze 2 und 3 festgesetzten Hochstwerte nicht tiberschreitet.

(3)  Verfiigt ein Mitgliedstaat iiber ein Zentralregister mit voll-
standigen Informationen iiber simtliche unter den Geltungsbe-
reich dieser Verordnung fallender und von staatlicher Seite ge-
wihrter De-minimis-Beihilfen, so entfillt die Bedingung von Ab-
satz 1 Unterabsatz 2, sofern das Register einen Zeitraum von
mindestens drei Jahren erfasst.

(4)  Wenn ein Mitgliedstaat Beihilfen in Form einer Biirgschaft
auf der Basis einer Biirgschaftsregelung gewihrt, die aus dem
Haushaltsplan der Europiischen Union unter dem Mandat des
Europiischen Investitionsfonds finanziert wird, ist Absatz 1 Un-
terabsatz 1 moglicherweise nicht anzuwenden.

In solchen Fillen wird folgendes Kontrollsystem angewendet:

a) der Europiischen Investitionsfonds erstellt jahrlich auf der
Basis der Informationen, die die Finanzmittler ihm tibermit-
teln miissen, eine Liste der Beihilfeempfanger sowie des Brut-
tosubventionsiquivalents eines jeden Beihilfeempfingers; der
Europdischen Investitionsfonds ibersendet diese Informatio-
nen dem betreffenden Mitgliedstaat und der Kommission;

=

der betreffende Mitgliedstaat leitet diese Informationen inner-
halb von drei Monaten nach Erhalt an die endgiltigen Bei-
hilfeempfinger weiter;

¢) dem Mitgliedstaat wird von jedem Empfinger eine Erklirung
iibermittelt, aus der hervorgeht, dass der von diesem erhal-
tene Gesamtbetrag an De-minimis-Beihilfen nicht den De-mi-
nimis-Hochstbetrag tiberschreitet. Wird dieser Hochstbetrag
tiberschritten, so tragt der betreffende Mitgliedstaat dafiir
Sorge, dass die Beihilfemanahme, die zur Uberschreitung
fihrt, der Kommission mitgeteilt oder diese Beihilfe beim
Empfinger wiedereingezogen wird.

(5) Die Mitgliedstaaten sammeln und registrieren simitliche
mit der Anwendung dieser Verordnung zusammenhingenden
Informationen. Die so zusammengestellten Aufzeichnungen
miissen Aufschluss dariiber geben, ob die Bedingungen fiir die
Anwendung dieser Verordnung erfiillt worden sind.

Die in Unterabsatz 1 genannten Aufzeichnungen

a) iiber De-minimis-Einzelbeihilfen sind ab dem Zeitpunkt der
Beihilfegewahrung zehn Jahre lang aufzubewahren;

b) tiber De-minimis-Beihilferegelungen sind ab dem Zeitpunkt,
zu dem letztmals eine Einzelbeihilfe nach der betreffenden
Regelung gewidhrt wurde, zehn Jahre lang aufzubewahren.

(6)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission auf de-
ren schriftliches Ersuchen innerhalb von zwanzig Arbeitstagen
oder einer von ihr in dem Auskunftsersuchen festgesetzten lin-
geren Frist alle Informationen, die diese bendtigt, um zu beur-
teilen, ob die Bedingungen dieser Verordnung eingehalten wur-
den; hierzu zdhlt insbesondere der Gesamtbetrag der De-mini-
mis-Beihilfen, die ein bestimmtes Unternehmen und die der
Agrarsektor des betreffenden Mitgliedstaats erhalten hat.

Artikel 5
Aufhebung

Die Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 wird am 1. Januar 2008
aufgehoben.

Artikel 6
Ubergangsbestimmungen

(1)  Diese Verordnung gilt fir die Beihilfen, die vor dem 1.
Januar 2008 Unternchmen des Agrarerzeugnissektors gewahrt
werden, sofern die Beihilfen alle in den Artikeln 1 bis 4 der
Verordnung festgelegten Voraussetzungen erfiillen, ausgenom-
men den ausdriicklichen Verweis auf die vorliegende Verord-
nung gemifll Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1. Beihilfen, die
diese Voraussetzungen nicht erfiillen, werden von der Kommis-
sion nach den geltenden Rahmenvorschriften, Leitlinien, Mittei-
lungen und Bekanntmachungen beurteilt.

(2)  Zwischen dem 1. Januar 2005 und sechs Monate nach
Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung gewihrte De-minimis-
Einzelbeihilfen, die die Voraussetzungen der Verordnung (EG)
Nr. 1860/2004 erfiillen, die bis zum Inkrafttreten der vorliegen-
den Verordnung fiir den Sektor der Erzeugung landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse gilt, werden als Mafnahmen angesehen, die
nicht alle Tatbestandsmerkmale von Artikel 87 Absatz 1 EG-
Vertrag erfiillen und daher nicht der Anmeldepflicht nach Arti-
kel 88 Absatz 3 EG-Vertrag unterliegen.

(3)  Nach Ablauf der Giiltigkeitsdauer dieser Verordnung kén-
nen De-minimis-Beihilfen, die die Bedingungen dieser Verord-
nung erfiillen, noch weitere sechs Monate unter den Bedingun-
gen dieser Verordnung angewandt werden.

Artikel 7
Inkrafttreten und Giiltigkeitsdauer

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veroffentli-
chung im Amitsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2013.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 20. Dezember 2007

Fiir die Kommission
Mariann FISCHER BOEL
Mitglied der Kommission
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Kumulierter Hochstbetrag der De-minimis-Beihilfen fiir die Unternehmen des Agrarerzeugnissektors nach Mitgliedstaaten

(Artikel 3 Absatz 3):

ANHANG

(in EUR)
BE 51532500
BG 23115 000
cz 26 257 500
DK 59 445 000
DE 297 840 000
EE 3502 500
IE 40 282 500
EL 75 382 500
ES 274 672 500
FR 438 337 500
IT 320 505 000
CcY 4327 500
LV 5550 000
LT 11 572 500
LU 1777 500
HU 44 497 500
MT 870 000
NL 165322 500
AT 40 350 000
PL 119 542 500
PT 47 782 500
RO 98 685 000
SL 8167 500
SK 11 962 500
FI 26 752 500
SE 30 217 500
UK 152 842 500
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Bayerisches Berghauernprogramm
Teil B: Forderung der Weide- und
Alm-/Alpwirtschaft
(BBP-B)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 6. April 2011 Az.: L 2-7292-7512
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Rechtsvorschriften sind

— Bayerisches Gesetz zur nachhaltigen Entwicklung
der Agrarwirtschaft und des ldndlichen Raumes
(Bayerisches Agrarwirtschaftsgesetz — BayAgrarWiG),

— Gebietskulisse der Richtlinie 75/268/EWG des Rates
vom 28. April 1975 tber die Landwirtschaft in Berg-
gebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten
(ABIL 128 vom 19. Mai 1975, S. 1),

— Alpenkonvention in Bayern, Protokoll ,,Berglandwirt-
schaft"”,

— Landesentwicklungsprogramm Bayern,

— Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom
15. Dezember 2006 tber die Anwendung der Artikel 87
und 88 EG-Vertrag auf , De-minimis"-Beihilfen (ABI L
379 vom 28. Dezember 2006, S. 5).

1. Zweck der Forderung

Die Forderung von notwendigen und zweckmaBigen
MabBnahmen im Bereich der Alm-/Alp- und Weide-
wirtschaft soll

— die Sanierung, Erhaltung und Gestaltung der
Kulturlandschaft gewéhrleisten,

— zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt
durch extensive Bewirtschaftung von Griinland
beitragen,

— die Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeu-
gung an die Marktentwicklung unterstiitzen
und

— zur Entlastung des Bergwaldes von der Waldwei-
de beitragen.

2. Gegenstand der Forderung

2.1  Sanierung und Neubau von landwirtschaftlich ge-
nutzten Alm-/Alpgebduden, die der Erhaltung und
Verbesserung der Funktionsfahigkeit bzw. der Ar-
beitsbedingungen dienen

Gefordert werden konnen:

Stall, Futter- und Bergeraum, Dungstatte sowie An-
lagen zur Energieversorgung des Alm-/Alpgebau-
des;

technische Einrichtungen zur Sicherstellung der
Funktionsfahigkeit von Alm-/Alpgebduden wie
Aufstallung, Melkanlage, Milchkihlung sowie die
technische Ausstattung einer Sennalm/-alpe zur
Herstellung von Bergkase;!)

ausschlieBlich fiir das Alm-/Alppersonal der Wohn-
teil mit Heizung, sanitaren Einrichtungen sowie die
fur die alm-/alpwirtschaftliche Nutzung und die fur
eine untergeordnete Gastebewirtung (max. zehn
Sitzplatze) wahrend der Alm-/Alpsaison benétigte
Klaranlage.

2.2 Schaffung und Erneuerung von Einrichtungen zur
ordnungsgemdBen Weidewirtschaft

Gefordert werden konnen:

2.2.1 Viehschutzhttten, die aufgrund der Bauweise und
Ausstattung fiir den vortiibergehenden Schutz von
Tieren bestimmt sind.

2.2.2 Anlagen zur Wasserversorgung wie Brunnen, Quell-
fassung, Tranken, Wasserhebung mit Widder.

2.2.3 Weidegerate wie Weidezaune, Weideroste, Elektro-
bzw. Solargerate fir Weidezdune, Fang-, Wiege- und
Futterungseinrichtungen, Beobachtungskanzeln so-
wie Klauenpflegestdnde.

2.3 Bauvon Anschluss- und Triebwegen im Bereich von
anerkannten Almen/Alpen bzw. von Ersatzflachen
im Zusammenhang mit einer Waldweidebereini-
gung sowie deren grundlegende Erneuerung (Aus-
bau, Befestigung, Béschungsverbauung, Regelung
des Oberflachenwassers)

2.4  Beschaffung von Spezialmaschinen
Gefordert werden kénnen:

Fabrikneue Spezialschlepper und -fahrzeuge, die
aufgrund der besonderen ErschlieBungssituation
(geringe Wegbreite) zur Beibehaltung der landwirt-
schaftlichen Bewirtschaftung der Almen/Alpen er-
forderlich sind.

2.5 Einschrankungen

2.5.1 Ein Neubau von Alm-/Alpgebauden wird nur gefor-

dert, wenn

— die Wiederherstellung der Funktionsfahigkeit des
Gebdudes durch wirtschaftlich sinnvolle Sanie-
rungsmaflnahmen nicht erreicht werden kann;
dies ist durch Kostenvoranschldge oder eine Stel-
lungnahme des Fachberaters fiir landwirtschaft-
liches Bauwesen in Bayern nachzuweisen.

1) Bei Investitionen zur Herstellung von Bergkase miissen die Be-
dingungen der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 vom 15. Dezem-
ber 2006 (,,De-minimis"-Beihilfen Gewerbe) erfiillt werden.
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— im Zusammenhang mit einer Waldweidebereini-
gung oder einer Alm-/Alpanerkennung ein Alm-/
Alpgebdaude erforderlich ist.

Auf anerkannten Almen/Alpen oder Ersatzflachen
im Zusammenhang mit der Waldweidebereinigung
werden Einrichtungen fir eine landwirtschaftliche
Wildtierhaltung bzw. eine ganzjdhrige Viehhaltung
nicht gefoérdert.

AuBerhalb von anerkannten Almen/Alpen bzw. der
im Rahmen einer Waldweidebereinigung geschaffe-
nen Ersatzflachen werden Weideeinrichtungen nur
gefordert, wenn die Weiden ausschlieBlich fur die
extensive Viehhaltung (Jungrinderaufzucht, Kalbin-
nen- und Ochsenmast, Mutter- und Ammenkiihe,
Schafe, Ziegen oder Pferde) sowie fiir die Haltung
von Dam-, Rot- und Sikawild sowie Muffelwild ge-
mab den Richtlinien vom 2. Januar 2007 (A1IMBI
S. 156) genutzt werden.

Kooperationen werden nur geférdert, wenn

— die gemeinschaftlich genutzten Almen/Alpen
mindestens 10 ha Lichtweide oder die gemein-
schaftlich genutzten Weiden fiir extensive Vieh-
haltung mindestens 5 ha umfassen und

— die Uberbetriebliche Zusammenarbeit vertraglich
geregelt ist (beliebige Rechtsform). Der Vertrag
muss schriftlich abgeschlossen sein. Die Zusam-
menarbeit kann den gesamten Betrieb oder ein-
zelne Betriebszweige oder Teilaufgaben umfas-
sen.

Von der Férderung ausgeschlossen sind

— Kléaranlagen, die nicht ausschlieBlich der alm-/
alpwirtschaftlichen Nutzung mit untergeordneter
Gastebewirtung dienen,

— Einrichtungsgegenstande wie Mobel, Lampen,
Kihlschrank, Kachelofen etc. sowie aufwendige
Einbauten im Wohnteil von Alm-/Alpgebduden,

— wiederkehrende notwendige und tibliche Repara-
tur- und UnterhaltsmaBnahmen wie Streich- und
Ausbesserungsarbeiten bei Alm-/Alpgebduden,
laufende Zaun- und WegeunterhaltungsmafBnah-
men sowie

— ,stallahnliche" Viehschutzhiitten in massiver
Ausfiihrung mit Versorgungseinrichtungen (Fut-
terraum, Dungstatte, Giilleraum).

Zuwendungsempfdanger
Antragsberechtigt sind

Unternehmen der Landwirtschaft, unbeschadet der
gewdhlten Rechtsform, die mindestens 3 ha land-
wirtschaftlich genutzte Flache (LF) selbst bewirt-
schaften; unterhalb dieser Grenze jedes Unterneh-
men, das mindestens in den fiinf Kalenderjahren vor
der Antragstellung im Rahmen des Mehrfachantra-
ges Fordermittel aus der ersten und/oder zweiten
Fordersaule der GAP erhalten hat.

Eigenttimer von Almen/Alpen, auch wenn die Vor-
aussetzungen nach Nr. 3.1 nicht erfullt sind.

Landwirtschaftliche Kooperationen (z.B. Alm-,
Alp- und Weidegenossenschaften), die im Namen
und Auftrag ihrer antragsberechtigten Mitglieder
Antrag stellen.

4.2

4.3

4.4

4.4.1

4.4.2

4.4.3

4.5

Fordervoraussetzungen

Der Zuwendungsempfanger hat berufliche Fahigkei-
ten fur eine ordnungsgemalBe Bewirtschaftung des
landwirtschaftlichen Unternehmens nachzuweisen.
Bei juristischen Personen und Personengesellschaf-
ten muss mindestens ein Mitglied der Unterneh-
mensleitung diese Voraussetzungen erfullen.

Fordermittel diirfen nur fir MaBnahmen innerhalb
des Berg- und Kerngebietes gewahrt werden.

Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinn der , Leit-
linien der Gemeinschaft fiir staatliche Beihilfen zur
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen
in Schwierigkeiten” (verdffentlicht im ABI C 244
vom 1. Oktober 2004, S. 2) sind von der Forderung
ausgeschlossen (vgl. Erklarung im Antragsvordruck
—Anlage 2).

Die besondere Forderung fiir FolgemaBnahmen ei-
ner Waldweidebereinigung (Verlegung, Ablosung,
Trennung von Wald und Weide, Umwandlung) kann
gewdhrt werden, wenn

— eine Bereinigung

* im Staatswald durch notariellen Vertrag bzw.
privatrechtliche Vereinbarung zwischen Weide-
berechtigtem und dem Freistaat Bayern, vertre-
ten durch die Bayerische Staatsforsten (BaySF),
erfolgt oder

* im Privat- und Korperschaftswald durch die
Weiderechtskommission und das Amt fiir Er-
nadhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF)
anerkannt wird und

— die freigestellte Waldflache im Berggebiet liegt
und

— ein fachliches Konzept vorliegt, das Angaben zu
Art und Umfang der Bereinigung (tatsédchliche
Waldweidebereinigung in Normalkuhgrasern
[NKG]) und zu notwendigen FolgemaBnahmen
sowie deren zeitlicher Umsetzung enthalt. Das
Konzept erstellen die Weiderechtskommission
und das AELF in Zusammenarbeit mit dem zu-
standigen Unternehmen ,Bayerische Staatsfors-
ten" und dem Antragsteller. Dabei ist eine den
Umstanden des Einzelfalles entsprechende mog-
lichst vollstandige Bereinigung anzustreben.

Die besondere Forderung fiir FolgemaBnahmen
kann bis funf Jahre nach Vertragsabschluss bzw.
Anerkennung des Verfahrens beantragt werden.

Die vertraglichen Regelungen zur Waldweideberei-
nigung sowie das fachliche Konzept sind — soweit sie
in Zusammenhang mit einer Férderung nach diesen
Richtlinien stehen — als Auflagen Bestandteile des
Zuwendungsbescheides.

Auf einer Alm/Alpe kann ein Bewirtschafter bzw.
Berechtigter — auch bei schrittweiser Waldweidebe-
reinigung — nur einmal die erhéhte Forderung in
Anspruch nehmen. Nach Abschluss einer Trennung
von Wald und Weide sind weitere Investitionen nur
nach den tblichen Satzen zuwendungsfahig.

Beginn der Malnahmen

Die Investitionen (MaBnahmen) dirfen vor Bewilli-
gung nicht begonnen sein.
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Die Bewilligungsstelle kann in begriindeten Harte-
fallen (z.B. Brand, Elementarschaden) zustimmen,
dass MaBnahmen, die nach Antragstellung ohne Be-
willigung begonnen wurden, noch in die Férderung
einbezogen werden.

Forderhaufigkeit

Bei den MaBinahmen nach den Nrn. 2.1 bis 2.4 dir-
fen die in den Nrn. 5.3.1 bis 5.3.4 jeweils festgeleg-
ten Hochstbetrage innerhalb von sechs Jahren nicht
uUberschritten werden. Die Hochstbetrdge gelten je-
weils fiir eine funktionsgerechte Einheit (z. B. Alm-/
Alpgebaude einschl. Kldranlage, Energie- und Was-
serversorgung). Eine Férderung von Bauabschnitten
zur Umgehung der Hochstbetrdge ist nicht zulas-

sig.

Bei den MaBinahmen nach den Nrn. 2.2.2, 2.2.3 und
2.4 konnen Ersatzbeschaffungen vor Ablauf der zeit-
lichen Bindung des Zuwendungszweckes nur ge-
fordert werden, wenn durch einen Kostenvorschlag
nachgewiesen wird, dass eine Reparatur hohere
Kosten als eine Neuanschaffung verursacht.

Art und Umfang der Forderung
Art der Forderung

Die Forderung wird als Zuschuss im Wege der An-
teilfinanzierung gewahrt (Projektférderung).

Zuwendungsfahige Kosten

Zuwendungsfahig sind die durch Rechnungen und
Zahlungsbelege seitens des Handels, des Gewerbes,
anderer Betriebe und Unternehmen oder des Maschi-
nenrings nachgewiesenen Ausgaben ohne Umsatz-
steuer, Rabatte und Skonti sowie Arbeitsleistungen
von Genossenschaftsmitgliedern entsprechend den
Verrechnungssatzen der Maschinen- und Betriebs-
hilfsringe nach Abzug der Umsatzsteuer, sofern die
Genossenschaft als ,,selbststandiges Unternehmen”
fungiert und einen Jahresabschluss erstellt.

Fur Eigenleistungen (z.B. Selbsthilfe durch Ange-
horige oder Betriebskrafte, Holz, Kies und dgl. aus
dem eigenen Betrieb, Selbstanfertigungen u.A.),
Leistungen an Private, behordliche Gebtiihren, Abga-
ben, satzungsmaéaBige Anschlussbeitrdge und dgl. an
staatliche, kommunale oder tibergebietliche Stellen
sowie fiir Leistungen eines gewerblichen Neben-
betriebes des Antragstellers werden keine Zuwen-
dungen gewéahrt.

Bei besonders kostenintensiven MafBnahmen kon-
nen die zuwendungsfédhigen Kosten auf der Grund-
lage einfacherer und kostengtiinstigerer, aber noch
funktionsgerechter und dem Zuwendungszweck
entsprechender Vorhaben festgesetzt werden (Ver-
gleichsangebot).

Sind Investitionen als Folge eines Brandes erforder-
lich, miissen bare Eigenmittel mindestens in Hohe
des Betrages in die Finanzierung eingebracht wer-
den, der sich bei ordnungsgemaBer Versicherung
nach den Bedingungen fir die gleitende Neuwert-
versicherung von landwirtschaftlichen Gebduden
als Entschadigung errechnet oder errechnen wiirde.
Bei der Festsetzung der zuwendungsfahigen Kosten

5.3

53.1

5.3.2

5.3.3
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5.4
5.5

7.2

ist der Entschadigungsbetrag der Brandversicherung
von den Bruttokosten vorrangig abzusetzen.

Hohe der Férderung
Es konnen folgende Zuschiisse gewdhrt werden:

Bei MaBnahmen nach Nr. 2.1 (Alm-/Alpgeb&dude im
Berggebiet)

50 v.H. der zuwendungsfahigen Aufwendungen,
jedoch hochstens 56.200 €, bei Sennalmen/-alpen
jedoch hochstens 66.500 €;

Bei MafBnahmen nach den Nrn. 2.2.1 bis 2.2.3 und
2.3 (Viehschutzhiitten, Anlagen zur Wasserversor-
gung, Weidegerate, Ausschlusswegebau) jeweils
50 v. H. der zuwendungsfahigen Aufwendungen,
jedoch hochstens jeweils 15.300 €;

Besondere Forderung fur FolgemafBnahmen einer
Waldweidebereinigung

Tatsdchliche | Zuschiisse bis zu .... v. H. der zuwen-
Waldweide- | dungsfihigen Aufwendungen, h6chs-
bereinigung | tens jedoch
in NKG
66.500 € je Alm-/ | 25.600 € je MaB-
Alpgebaude nahme
(Viehschutz-
hiitte/Wasser-
versorgung/
Weidegerate/
Anschlussweg)
>1,0-2,99 65 70
3,0-4,99 75 80
>5,0 75 90

Bei MaBnahmen nach Nr. 2.4 (Spezialmaschinen zur
Verbesserung der ErschlieBung von Almen/Alpen)
50 v. H. der zuwendungsfahigen Aufwendungen,
jedoch hochstens insgesamt 25.600 €.

Die Zuwendungen sind auf volle Euro abzurunden.

Zuwendungen unter

— 500 € bei MaBnahme 2.2,

— 1.000 € bei MafBnahmen 2.1 und 2.3,
— 2.000 € bei MaBnahme 2.4

je Antrag werden nicht gewdahrt.

Mehrfachférderung

Nur bei denkmalgeschiitzten Alm-/Alpgebdauden
kann eine Forderung nach diesen Richtlinien mit
Mitteln aus anderen staatlichen Forderprogram-
men und mit kommunalen Zuwendungen kombi-
niert werden. Dabei darf jedoch die Summe aller
Zuwendungen, die sich auf den Denkmalschutz
beziehen, 80 v. H. der zuwendungsfahigen Aufwen-
dungen nicht tberschreiten. Gegebenenfalls ist die
Zuwendung nach diesen Richtlinien entsprechend
zu reduzieren.

Sonstige Bestimmungen

Die Férderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rah-
men verfugbarer Haushaltsmittel.

Die Fordermittel werden nach MafBigabe dieser Richt-
linien und Art. 23 und 44 der Bayerischen Haus-
haltsordnung (BayHO) als Zuwendungen gewéhrt.



72

7.3
7.3.1

7.3.2

7.3.3

7.3.4

7.4

8.2

AlIMBI Nr. 1/2012

Es gelten deshalb die Verwaltungsvorschriften (VV)
zu diesen Artikeln.

Die Unwirksamkeit, die Riicknahme oder der Wider-
ruf des Zuwendungsbescheides und als Folge davon
die Riickforderung des Zuwendungsbetrages richten
sich nach Art. 43, 48, 49 und 49a des Bayerischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Ergdnzend bzw. abweichend gilt:

Die zeitliche Bindung des Zuwendungszweckes nach
VV Nr. 4.2.3 zu Art. 44 BayHO endet

— bei geférderten BaumafBnahmen einschlieBlich
technischer Einrichtungen zwolf Jahre nach Fer-
tigstellung,

— bei geforderten sonstigen Investitionen flinf Jahre
nach Fertigstellung bzw. Lieferung.

— Die Aufbewahrungsfrist fiir Férderunterlagen be-
tragt zehn Jahre. Die Bewilligungsbehorde be-
wahrt dartiber hinaus die Férderunterlagen zehn
Jahre lang ab dem Zeitpunkt auf, zu dem letzt-
mals eine Einzelbeihilfe nach diesen Richtlinien
gewdahrt wurde.

Nr. 3 ANBest-P (Vergabe von Auftragen) wird nicht
angewendet.

Auf den von der Waldweide freigestellten Flachen
ist die Austibung der Waldweide mindestens auf die
Dauer von 20 Jahren ausgeschlossen.

Bei geforderten Alm-/Alpgebduden ist eine Nutzung
des Wohnteils fiir nicht landwirtschaftliche Zwecke
wéahrend der Alm-/Alpsaison unzuldssig.

Soweit FordermaBnahmen im Vollzug dieses Pro-
gramms Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege bertihren, ist die untere Naturschutz-
behorde zu beteiligen.

Verfahren
Antragstellung

Der Antrag ist unter Verwendung der Anlage 2 (An-
tragsvordruck) bei dem fiir den Betriebssitz zustan-
digen AELF einzureichen.

Bei MaBinahmen/Investitionen zur Herstellung von
Bergkdse (vgl. Nr. 2.1.2) ist der Antragsteller ver-
pflichtet, eine De-minimis-Erklarung (vgl. Anlage 6)
unterschrieben mit dem Antrag beim AELF einzu-
reichen.

Bewilligung

Das AELF entscheidet tiber den Antrag, gibt die
Antragsdaten in die EDV ein (BALIS-Anwen-
dung 10.3.1.2) und erteilt im Rahmen des Bewil-
ligungskontingentes einen Bewilligungsbescheid
(Anlage 3). Bei Mehrfachférderungen (vgl. Nr. 6)
ist bei der Bewilligung nach diesen Richtlinien die
Forderung anderer Zuwendungsgeber zu bertick-
sichtigen.

Mit dem Bewilligungsbescheid erhdlt der Zuwen-
dungsempfanger bei MafBnahmen/Investitionen
zur Herstellung von Bergkése (vgl. Nr. 2.1.2) die

8.3

8.4

vom AELF entsprechend ausgefiillte De-minimis-
Bescheinigung (vgl. Anlage 7).

Nachfinanzierung/ZusatzmafBnahmen

Einem Antrag auf Nachfinanzierung kann unter
Zugrundelegung eines strengen MafBstabes zuge-
stimmt werden, wenn bei der Durchfithrung des
bereits bewilligten Vorhabens erhebliche Kosten-
steigerungen entstehen, die zum Zeitpunkt der An-
tragstellung (Erstbewilligung) nicht vorhersehbar
waren, und das Vorhaben ohne erganzende Forde-
rung gefahrdet ware.

Bei De-minimis-Beihilfen Gewerbe miissen die An-
derungen auf das Kalenderjahr der Erstbewilligung
angerechnet werden (Obergrenzenprifung).

Antrage auf Anderungen (Umbewilligung), die sich
innerhalb des bewilligten Férderrahmens der Erst-
bewilligung bewegen, sollten grundsatzlich nur be-
rucksichtigt werden, sofern ein sachlicher Zusam-
menhang zum Ausgangskonzept besteht und die
MaBnahme notwendig und sinnvoll ist.

Zusatzliche InvestitionsmaBnahmen, die tiber den
bewilligten Forderrahmen des Erstbescheides hi-
nausgehen, sind im Rahmen von Neuantrdgen zu
behandeln.

Prufung des Verwendungsnachweises und Auszah-
lung der Zuwendung

Das AELF pruft den vorgelegten Verwendungs-
nachweis (Anlage 4) und die bestimmungsgemaéBe
Durchfiihrung der MaBnahmen, ggf. im Rahmen
einer Vor-Ort-Kontrolle.

Bei MaBnahmen mit einem Investitionsvolumen von
tber 15.300 € kann die Auszahlung der Zuwendung
in zwei Raten, in begriindeten Fdllen in drei Raten
erfolgen; die bei einem teilweisen Mittelabruf vor-
gelegten Rechnungsbelege sind dem Antragsteller
erst nach der Schlussabrechnung/Auszahlungsmit-
teilung (letzte Rate) zurtickzugeben (Anlage 5).

Vor Auszahlung der Zuwendung pruft das AELF
anhand einer selbst ausgedruckten Kontrollliste die
Richtigkeit bzw. Vollstdndigkeit des Datenbestandes;
ggf. sind die Daten zu berichtigen. Die Daten der
Kontrollliste sind als sachlich richtig durch Datum
und Unterschrift zu bestatigen.

Die Zuwendungen werden vom Staatsministerium
uber das zentrale Auszahlungsprogramm (ZAP) di-
rekt auf das Konto der Hausbank des Zuwendungs-
empfangers ausgezahlt. Die Auszahlungslisten sind
vom AELF selbst auszudrucken.

Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Januar
2011 in Kraft und gelten bis zum 31. Dezember 2013;
sie ersetzen die Richtlinien vom 30. Mai 2007

(Az.: L. 2-7292-6574).

Martin Neumeyer
Ministerialdirektor
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Anlage 2
Antragsteller (Name, Vorname) Betriebsnummer
I Y B R
Strae, Hs.-Nr, Ortsteil Anderung der Bankverbindung lja
(wenn ja, neue Bankverbindung angeben) nein
PLZ, Ort Kontonummer Bankleitzahl
Telefon Bank (Name, Ort)
An das

Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten (AELF)

Eingangsstempel

L _

Antrag auf Forderung
nach den Richtlinien 2011 des Bayerischen Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten

zur Durchfiihrung des Bayerischen Bergbauernprogramms — Teil B (BBP-B)
Weide- und Alm-/Alpwirtschaft

Kontroll- und Bearbeitungs-

1. Erkldrungen vermerke des AELF

Zuwendungsberechtigter Personenkreis: Zutreffendes bitte ankreuzen & ! l:l gepriift/Voraussetzung erfiillt

I:l It. Ausdruck MFA: mehr als 3 ha oder
mind. fiinfiahrige Bewirtschaftung

D Ich bewirtschafte selbst mindestens 3 ha landwirtschaftlich genutzte Flache
D Ich habe in den vergangenen funf Jahren im Rahmen der Mehrfachantragstellung jeweils
Fordermittel erhalten (z. B. Betriebspramie, Ausgleichszulage, KULAP, Vertragsnaturschutz).

oder bei Genossenschaften
I:l bei Genossenschaft: Mindestgroe

(5 bzw. 10 ha) It. Nachweis erreicht
D Wir bewirtschaften gemeinschaftlich mind. 10 ha Lichtweideflache (Almen/Alpen) bzw. 5 ha

Weiden

D Ich bin Eigentiimer einer Alm/Alpe (sofern vorgenannte Voraussetzungen nicht erfiillt werden).

I:l Zuwendungsberechtigter Personen-
kreis

Ich habe folgende berufliche Fahigkeiten:

D mind. dreijahrige Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen Betriebes

D Bei Bewirtschaftungsdauer von weniger als drei Jahren l:l Berufl. Fahigkeiten erfilt
. (ggf. durch Gesellschafter)
(bei Genossenschaft (Name des Mitglieds: )
I:l bei Genossenschaft:
D die bestandene Abschlusspriifung in einem Agrarberuf oder mind. ein Mitglied erfilt
|:| . . . Ausbildungsvoraussetzung
den erfolgreichen Abschluss der landwirtschaftlichen Fachschule oder

D eine gleichwertige Berufsbildung: oder
D Alm-/Alplehrkurs und mind. ein BiLa-Seminar oder
D mind. zwei BiLa-Seminare

Waldweidebereinigung

Die geplanten MaRnahmen stehen in Zusammenhang mit einer Waldweidebereinigung. Ich be-
antrage ein fachliches Konzept (Art und Umfang der Bereinigung, notwendige Folgemafinah-
men und deren zeitliche Umsetzung). Die Waldweidebereinigung liegt im Berggebiet und erfolgt

D im Staatswald (notarieller Vertrag bzw. privatrechtliche Vereinbarung liegt bei) l:l Waldweidebereinigung

D im Privat- und Korperschaftswald. Ich beantrage die Anerkennung als Verfahren zur Waldwei-
debereinigung. Auf den Flachen (FI.-Nr. )
verzichte ich mindestens auf die Dauer von 20 Jahren auf die Ausiibung der Waldweide.

1=
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Alm-/Alpwirtschaft

Die MaRRnahmen sind auf der

DAIm/AIpe

DSennaIm/-aIpe
geplant.

Der Wohnteil des Alm-/Alpgebaudes wird auch auRerlandwirtschaftlich genutzt, z. B. Gastebewirtung,
Vermietung auf3erhalb der AiIm-/Alpsaison etc.:

D nein Dja. Wenn ja, bitte erlautern

Bei Gastebewirtung, Anzahl der Sitzplatze:
Genehmigung der Kreisverwaltungsbehorde
Die baurechtliche Genehmigung

I:l liegt bereits vor I:l ist bereits/wird noch beantragt I:l ist nicht notwendig
(Datum und Nr. der Genehmigung)

Ggf. die naturschutzrechtliche Genehmigung

I:l liegt bereits vor I:l ist bereits/wird noch beantragt I:l ist nicht notwendig
(Datum und Nr. der Genehmigung)

Bisherige Forderung

D In den letzten sechs Jahren habe ich nach o. g. Programm folgende Férderungen erhalten
(Datum der Bewilligung):

Mehrfachférderung
Fir die unter Nr. 2 aufgefihrten Malnahmen werden/wurden anderweitig Forderungsmittel beantragt.

D nein Dja, und zwar (Stelle und Betrag, ggf. Antragsdatum angeben):

MaBnahmenbeginn

Mit den MalRnahmen darf erst nach Bewilligung der MaRnahme(n) begonnen werden. Bereits begonne-
ne Mafinahmen sind von der Férderung ausgeschlossen. Dabei gilt der Abschluss eines der Ausfuihrung
zugrundeliegenden Lieferungs- und Leistungsvertrages (z. B. Bestellung, Kaufvertrag, Werkvertrag)
bereits als Mallnahmenbeginn. Bei Baumalinahmen gelten Planung, Baugrunduntersuchung und
Herrichten des Grundstiicks (z. B. Gebaudeabbruch, Planieren) nicht als Malnahmenbeginn.

D Mit den Malinahmen habe ich noch nicht begonnen.

75

Kontroll- und Bearbeitungs-
vermerke des AELF

I:l Anerkannte Alm/Alpe

I:l geprift/Voraussetzung erfillt

I:l Nutzung des Wohnteils

I:l Genehmigung

[ ]

I:l Forderhaufigkeit

I:l Mehrfachférderung

I:l geprift
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Eigenmittel

D Ich bestatige, dass bare Eigenmittel bzw. Fremdmittel in entsprechender Hohe zur Finanzie-
rung des Gesamtvorhabens zur Verfligung stehen. Bei groReren Vorhaben kann die Bewilli-
gungsbehdrde einen Nachweis Uber diese Mittel verlangen

Erkldrung ,,Unternehmen in Schwierigkeiten*

D Ich erklare, dass
— in meinem Unternehmen nicht mehr als die Halfte der in den Geschaftsbiichern aus-
gewiesenen Eigenmittel bzw. des gezeichneten Kapitals (bei Rechtsform der GmbH)
verschwunden und nicht mehr als ein Viertel davon wahrend der letzten zwdlf Monate
verlorengegangen ist und
—  bezlglich meines Unternehmens keine Voraussetzungen fiir die Eréffnung eines Insol-
venzverfahrens erflllt sind.

2. Geplante MaBnahmen
(Kosten-/Lieferangebot, Bau-/Lageplan etc. beiftigen)

Sanierung bzw. Neubau von Alm-/Alpgebauden (MaBnahme 2.1)"?

I:l Eigenmittel

I:l gepruft

Geschatzte Kosten
einschl. MwSt. und
Eigenleistungen
- EUR® -

Vom AELF auszu-
filllen davon
zuwendungsfahig
—EUR? -

Schaffung, Erneuerung von Weideeinrichtungen zur ordnungsgemafen Weidewirt-
schaft (MaBnahme 2.2)'

D Viehschutzhiitte (einschlieBlich technischer Einrichtungen)
DAnIagen zur Wasserversorgung

D Weideeinrichtungen

Bau bzw. grundlegende Erneuerung von Anschluss- oder Triebwegen im Bereich von
Almen/Alpen (MaBnahme 2.3)"

Spezialschlepper bzw. -fahrzeug zur Versorgung von Almen/Alpen (MaBRnahme 2.4)"

Voraussichtliche Gesamtkosten
davon Wert unbarer
Sach- und Arbeitsleistungen

1 Kurzbeschreibung: Umfang, GroRenordnung usw.
2 Bei Investitionen zur Herstellung von Bergkadse mussen die Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006
vom 15. Dezember 2006 (,De-minimis“-Beihilfen Gewerbe) erflillt werden.

3 Auf volle Euro abrunden.
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4. Warnung vor Subventionsbetrug

Unrichtige oder unvollstandige Angaben sowie das Unterlassen von Angaben konnen zur Ablehnung des Antrages bzw. Riick-
forderung der Zuwendung, ggf. auch zu einer Strafverfolgung wegen Subventionsbetrug fiihren.

Subventionserhebliche Tatsachen sind

- die Angaben zu den Nrn. 1 und 2 dieses Vordrucks,

- die Angaben in den mit dem Antrag und Verwendungsnachweis eingereichten Unterlagen,

- Tatsachen, die durch Scheingeschéafte oder Scheinhandlungen verdeckt werden.

Die Behorden sind gesetzlich verpflichtet, den Verdacht eines Subventionsbetrugs den Strafverfolgungsbehdrden mitzuteilen.

5. Unternehmen in Schwierigkeiten

Die Forderung darf nicht an Unternehmen gewahrt werden, die sich in Schwierigkeiten im Sinn der ,Leitlinien der Ge-
meinschaft fir staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten® befinden
(veroffentlicht im ABI der EU C 244 vom 1. Oktober 2004, S. 2).

6. Hinweis nach dem Bayerischen Datenschutzgesetz

Die mit diesem Antrag erhobenen Angaben werden zur Feststellung der Férderberechtigung und Férderhdhe bendtigt. Daten
im Antrag und im Verwendungsnachweis werden teilweise gespeichert. Mit Ablauf des zwdlften Kalenderjahres nach Bewil-
ligung werden diese Daten geldscht.

Die Daten werden ferner an das Bayerische Staatsministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten fir statistische
Zwecke sowie fUr die Erstellung des Agrarberichtes und sonstiger Berichte Gibermittelt. Einzeldaten werden nicht veréffentlicht.

Datum Unterschrift des Antragstellers

* Bei Personengesellschaften, juristischen Personen bzw. Personenge-
meinschaften die vertretungsberechtigte Person

Anlagen:
D Bauplan, Lageplan, Skizzen D Vereinbarung bzw. Vertrag zur Waldweidebereinigung
Kosten-, Lieferangebot Ausbildungsnachweis

Bau- bzw. naturschutzrechtliche Genehmigung

Bearbeitungsvermerk des AELF

Angaben des Antragstellers wurden geprift ja nein
— Die MaRRnahmen sind notwendig und zweckmaRig D D
— Die Voraussetzungen flr eine Férderung sind gegeben |:| |:|

Ggf. Auflagen, Empfehlungen:

Besondere Vermerke (z. B. Ablehnungsgriinde):

Datum Unterschrift des Sachbearbeiters

—4-
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Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF)

Telefon

Herrn/Frau

Bayerisches Bergbauernprogramm - Teil B
Forderung der Weide- und Alm-/Alpwirtschaft

Bewilligungsbescheid

Anlagen

_

Anlage 3

Betriebsnummer

Datum

—  Allgemeine Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P)

- Formblatt ,Verwendungsnachweis”

- Rechtsvorschriften zum Subventionsgesetz

Zuwendung als Projektforderung — Anteilfinanzierung fiir folgende MaRnahmen bewilligt:

Sanierung bzw. Neubau von
Alm-/Alpgebauden (MaRnahme 2.1)

Schaffung, Erneuerung von Weideeinrichtungen

zur ordnungsgemafen Weidewirtschaft
(Mafinahme 2.2)

— Viehschutzhitte
einschlieBlich technischer Einrichtungen

— Anlagen zur
Wasserversorgung

— Weideeinrichtungen

Bau, Erneuerung von Anschlusswegen zu
Almen/Alpen (MaRnahme 2.3)

Kauf eines Spezialschleppers bzw.
-fahrzeuges zur Versorgung von
Almen/Alpen (MalRnahme 2.4)

Kurze Beschreibung der Malinahmen (variabler Text):

%

%

%

%

%

%

der zuwendungsfahigen
Kosten, héchstens jedoch

der zuwendungsfahigen
Kosten, héchstens jedoch

der zuwendungsfahigen
Kosten, héchstens jedoch

der zuwendungsfahigen
Kosten, héchstens jedoch

der zuwendungsfahigen
Kosten, héchstens jedoch

der zuwendungsfahigen
Kosten, héchstens jedoch

Zuwendung insgesamt

. Auf lhren Antrag vom 20 , wird Ihnen nach den jeweils geltenden Richtlinien fur das o. g. Programm eine

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

Die bewilligten Mittel dtrfen nur fiir die o. g. aufgeflihrten Investitionen verwendet werden. Eine abweichende Verwendung bedarf

der vorherigen Genehmigung.

1=
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2. Zuwendungszweck

Zweck der Zuwendung ist die Sanierung, Erhaltung, Pflege und Gestaltung der Kulturlandschaft durch Férderung der Weide-
und Alm-/Alpwirtschaft.

3. Inanspruchnahme der bewilligten Mittel

Zuschusse kdnnen erst ausgezahlt werden, wenn der Bewilligungsbehdrde Rechnungen mit Zahlungsnachweisen in entspre-
chender Hohe vorgelegt werden. Zuwendungen unter 500,- € bei MaRnahme 2.2, 1.000,- € bei Maflnahme 2.1 und 2.3 und
2.000,- € bei MaRnahme 2.4 je Antrag werden nicht gewahrt. Bei Manahmen mit einem Investitionsvolumen von iber 15.300 €
kann die Auszahlung in zwei Raten, in begriindeten Féllen in drei Raten erfolgen. Eine erste Rate kann ausgezahlt werden
nachdem die MaRnahmen etwa zur Halfte durchgefiihrt sind. Die Zuwendung wird auf das von lhnen angegebene Konto des
jeweiligen Jahres Uberwiesen. Sind die jahrlich verfligbaren Haushaltsmittel erschopft, kdnnen die Mittel erst im darauffolgenden
Jahr ausgezahlt werden.

4. Verfall der bewilligten Mittel
Bewilligte Mittel verfallen, soweit sie nicht spatestens vor Ablauf des auf das Bewilligungsjahr folgenden zweiten Kalenderjahres
beansprucht werden. Bei Vorliegen besonderer Hindernisgriinde oder Umstande ist Fristverlangerung moglich. Die Verlangerung
muss vor Fristablauf schriftlich beantragt werden.

5. Allgemeine Nebenbestimmungen

Die beigefugten ,Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P)“ sowie das fachliche
Konzept (Waldweidebereinigung) sind Bestandteil dieses Bewilligungsbescheides.

Abweichend bzw. ergédnzend zur ANBest-P gilt:

5.1 Die zeitliche Bindung des Zuwendungszweckes nach Nr. 4.1 ANBest-P endet
— bei geférderten Baumafinahmen einschlieRlich technischer Einrichtungen zwolf Jahre nach Fertigstellung.
— bei geférderten sonstigen Investitionen flnf Jahre nach Fertigstellung bzw. Lieferung.

Werden geforderte Investitionen vor Ablauf der oben festgelegten zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwen-
dungszweck verwendet, mindert sich in der Regel der zurlickzuzahlende Zuwendungsbetrag pro volles Jahr ordnungsgemafRer
Verwendung bei Baumafinahmen um 8 1/3 %, gerechnet ab Fertigstellung und bei sonstigen Investitionen um 20 %, gerechnet
ab Fertigstellung bzw. Lieferung. Sofern besondere Grinde fiir einen Widerruf des Zuwendungsbescheides auch mit Wirkung
fur die Vergangenheit vorliegen, ist die Zuwendung in voller Héhe zurtickzuzahlen.

5.2 Die Nrn. 3 und 4.2 ANBest-P werden nicht angewendet.

5.3 Anstelle von den Nrn. 6.1.1 bis 6.1.5 ANBest-P gilt:
Der Nachweis Uber die Verwendung der Zuwendung wird durch den zahlenmafRigen Nachweis gemaf Formblatt erbracht. Auf
Nr. 6.3 ANBest-P wird besonders hingewiesen.

5.4 Die Aufbewahrungsfrist fir die Férderunterlagen betragt abweichend von Nr. 6.3 grundsatzlich zehn Jahre, sofern keine Iangeren
Aufbewahrungsfristen nach anderen Vorschriften eingehalten werden mussen.

6. Besondere Nebenbestimmungen

6.1 Auf den von der Waldweide freigestellten Flachen ist die Ausiibung der Waldweide mindestens auf die Dauer von 20 Jahren
ausgeschlossen.

6.2 Bei geforderten Alm-/Alpgebauden ist eine Nutzung des Wohnteils fur nicht landwirtschaftliche Zwecke wahrend der Alm-/
Alpsaison unzulassig.

6.3 Auf die Verwendung H-FCKW-haltiger Dammstoffe ist mit Ausnahme besonderer Anwendungsfélle, fir die es derzeit noch
keine technisch gleichwertigen Ersatzprodukte mit H-FCKW-freien Dammstoffen gibt, zu verzichten.

6.4 Sofern die tatsachlichen Ausgaben niedriger als die bei der Bewilligung zugrundegelegten Kosten sind, ermafigt sich die
Forderung auf die nach den Richtlinien zuldssigen Betrage (Nr. 2.1 ANBest-P). Insoweit richtet sich die endgliltige Héhe der
Forderungsbetrage nach den im Verwendungsnachweis nachgewiesenen Ausgaben.

6.5 Bei Investitionen zur Herstellung von Bergkase (MalRnahme 2.12) missen die Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006
vom 15. Dezember 2006 (,De-minimis“-Beihilfen Gewerbe) erfiillt werden.

6.6 Weitere Nebenbestimmungen

7. Hinweise

7.1 Die Unwirksamkeit, die Riicknahme oder der Widerruf des Bewilligungsbescheides und als Folge davon die Ruckforderung
des Zuwendungsbetrages richtet sich nach Art. 43, 48, 49 und 49a Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz.

7.2 Auf die Strafbarkeit des Subventionsbetruges nach § 264 Strafgesetzbuch wird hingewiesen.

Unterschrift D Abdruck Bereich Forsten am zustandigen AELF
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Anlage 4

Antragsteller (Name, Vorname) Betriebsnummer

Stralle, Hs.-Nr, Ortsteil

PLZ, Ort

Telefon

M 1

An das
Amt fUr Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF)

Eingangsstempel

L _

Bayerisches Bergbauernprogramm — Teil B
Forderung der Weide- und Alm-/Alpwirtschaft

Verwendungsnachweis
Anlage(n)
Rechnungsbelege mit Zahlungsnachweisen

Zum Bewilligungsbescheid vom

Die MalRnahmen sind D etwa zur Halfte durchgefihrt.
insgesamt fertiggestellt bzw. abgeschlossen. Bisher wurden bereits EUR ausgezahilt.

Die Ausgaben sind durch beiliegende Originalrechnungen mit Quittungen oder sonstigen Zahlungsnachweisen belegt (siehe
Rickseite bzw. weitere Zusammenstellungen). Auflagen — soweit verfiigt — wurden eingehalten.
Die Ausgaben waren notwendig. Es wurde wirtschaftlich und sparsam verfahren. Die Angaben stimmen mit den Blichern und Belegen uberein.

Fur die gleichen MaRnahmen habe ich von anderer Seite folgende Mittel bereits erhalten/zugesagt erhalten bzw. beantragt
(Stelle, Datum des Bescheides, Zuwendungsbetrag):

Férderungsbedeutsame Sachverhalte (z. B. zwischenzeitliche Ubergabe oder Verpachtung, wesentliche Abweichungen bei den
Kosten, ggf. noch nicht durchgefiihrte Arbeiten etc.):

Kosten It. umseitiger Vom AELF auszufiillen

MafRnahmen Aufstellung
in EUR!

Zuwendungsfahige Fordersatz Zuschuss
Ausgaben in EUR! in % in EUR?

Sanierung bzw. Neubau von Alm-/Alpgebauden
(MaRnahme 2.1)"

Schaffung und Erneuerung von Weideeinrichtungen zur ord-
nungsgemafen Weidewirtschaft (MaRnahme 2.2)

— Viehschutzhitte

— Weideeinrichtungen

Anschluss- und Triebwegebau im Bereich anerkannter
Almen/Alpen (MaRRnahme 2.3)

Spezialschlepper und -fahrzeug zur Versorgung von
Almen/Alpen (MalRnahme 2.4)

Summe Ausgaben/Zuschuss

" Bei Investitionen zur Herstellung von Bergkase miissen die Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 vom 15. Dezember 2006 (,De-minimis“-Beihilfen Gewerbe) erfillt werden..
2 Auf volle Euro abrunden.

Datum, Unterschrift des Antragstellers



AlIMBI Nr. 1/2012 81

ZahlenmaRiger Nachweis

Rechnungsbelege nach MaRnahmen (siehe Vorderseite) sortieren, mit fortlaufender Nummer versehen und Daten in die Zusam-
menstellung eintragen.

Die Aufzahlung kann auf neutralem Papier fortgesetzt werden. Vom AELF
auszufiillen
davon zuwen-
Beleg Datum der Rechnungssteller Gegenstand oder ausgefiihrte Leistungen gezghlter Betrag dungsfahig
Nr. Rechnung in EUR"2 EURI>
Summe:

" Auf volle Euro abrunden.

2 Nur Betrage ohne Rabatte und Skonto fiir
— Leistungen und Lieferungen des Handels, Gewerbes oder ahnlicher Unternehmen oder des Maschinenrings;
—Arbeitsleistungen von Genossenschaftsmitgliedern (z. B. fur Tagschichten) nach den Verrechnungssatzen der Maschinen- und Betriebshilfsringe
(Beleg mit Name, Anschrift des Zahlungsempfangers, Art und Umfang der Leistung, Datum und Stunden/Tage);
Nicht aufzufiihren sind Betrage fir
— Einrichtungen im Wohnteil von Alm-/Alpgebauden, wie Mébel, Lampen, Kihlschrank etc.
— Wiederkehrende Unterhaltsmal3nahmen, wie Streicharbeiten bei Alm-/Alpgebauden, Zaunniederlegung im Herbst bzw. Aufstellung im Frihjahr.
— Behordliche Gebuhren, Abgaben und dergleichen.

3 MwSt.-Faktor (19 % = 0,84033)

Prifungsvermerk des AELF: ja nein
— Der Verwendungsnachweis entspricht den Anforderungen. D D
— Die Angaben im Verwendungsnachweis und die vorgelegten Belege wurden gepruft (Vollstandigkeit, D D
Vorhabensbeginn, Plausibilitdt der Aufwendungen).
— Der Zuwendungszweck wurde erreicht. D D
Datum Fur die sachliche (fachtechnische)/rechnerische Richtigkeit

Unterschrift Sachbearbeiter
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Anlage 5
Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) Betriebsnummer
[ N R
Telefon Datum
B
Herrn/Frau
L _
Bayerisches Bergbauernprogramm — Teil B
Forderung der Weide- und Alm-/Alpwirtschaft
Auszahlungsmitteilung
Anlage(n)
Rechnungsbelege mit Zahlungsnachweisen
Aufgrund lhres Verwendungsnachweises (Schlussabrechnung) vom bzw. Ihres Zuwendungsbescheides
vom betragt die Férderung:
Sanierung bzw. Neubau von Alm-/Alpgebauden (MaRnahme 2.1) EUR
Schaffung, Erneuerung von Weideeinrichtungen zur ordnungsgemafen
Weidewirtschaft (MaRnahme 2.2)
— Viehschutzhiitte einschlieRlich technischer Einrichtungen EUR
— Anlagen zur Wasserversorgung EUR
— Weideeinrichtungen EUR
Anschluss- und Triebwegebau im Bereich anerkannter Almen/Alpen
(MaRnahme 2.3) EUR
Spezialschlepper und -fahrzeug zur Versorgung von Almen/Alpen
(Manahme 2.4) EUR
Gesamtforderbetrag EUR

Erlauterungen etc.

Unterschrift
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Anlage 6
Anlage zum Antrag vom
Erklarung zum Antrag auf Gewahrung einer Beihilfe

als De-minimis-Beihilfe” (Gewerbe)

Foérderprogramm:

Unternehmen:

Betriebsnummer:

Zutreffendes bitte ankreuzen und ausfiillen.

D Uber die beantragte Beihilfe hinaus wurden im laufenden sowie in den zwei vorangegangenen Kalenderjahren
(Steuerjahren) keine De-minimis-Beihilfen gewahrt.

D Uber die beantragte Beihilfe hinaus wurden im laufenden sowie in den zwei vorangegangenen Kalenderjahren
(Steuerjahren) folgende De-minimis-Beihilfen gewahrt:

) Form der bewilligten Subventions-
Datum des Zuwendungs- bzw. Aktenzeichen und Beihilfe (z. B. Férdersumme?|  wert® bzw.
Bewilligungs- . Name der . L
bescheids Beihilfegeber MaRnahme Darlehen, Zuschuss, in EUR Beihilfebetrag
Biirgschaft, Beteiligung) in EUR
I:l Uber die Beihilfe hinaus wurden folgende De-minimis-Beihilfen beantragt¥, aber noch nicht gewahrt?:
. Form der beantrag- Subventions-
Datum der Zuwendungs- Aktenzeichen und | "0 B iice (o g | D9AMMAGt e in EUR
o Name der Foérdersumme? .
Antragstellung bzw. Beihilfegeber Maknahme Darlehen, Zuschuss, . (soweit be-
Biirgschaft, Beteiligung) in EUR kannt)
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De-minimis-Beihilfen diirffen neben anderen genehmigten oder freigestellten Beihilfen fiir dieselben férderbaren
Kosten nur bis zu der maximalen Forderintensitdt gewdhrt werden, welche die Rechtsgrundlage der anderen Beihilfe
gestattet.

Wichtige Hinweise:

1. Die vorstehend gemachten Angaben sind subventionserheblich im Sinn von § 264 des Strafgesetzbuchs (StGB)
i. V.m. Art. 1 des Bayerischen Subventionsgesetzes (BaySubvG), § 2 des Subventionsgesetzes (SubvG). Nach diesen
Vorschriften wird u. a. bestraft, wer Uber subventionserhebliche Tatsachen unrichtige oder unvolistandige Angaben
macht, oder den Subventionsgeber Uber subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lasst (Subventionsbetrug).

2. Anderungen sind der Beihilfe gewahrenden Stelle (Bewilligungsbehérde) vor einer Zuschusszusage mitzuteilen.

Ort, Datum Name und rechtsverbindliche Unterschrift des Antrag stellenden
Unternehmens

) Bei De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15.12.2006 ber die Anwendung der Artikel 87
und 88 EG-Vertrag auf ,De-minimis“-Beihilfen, Amtsblatt EU L 379 vom 28.12.2006, S. 5, handelt es sich um Beihilfen, die einen Gesamtbe-
trag von 200.000 EUR innerhalb von drei Kalenderjahren (Steuerjahren) nicht Gberschreiten dirfen. Beihilfen im Rahmen dieser Verordnung
unterliegen nicht der Anmeldepflicht nach Artikel 88 Abs. 3 EG-Vertrag. Jedoch sind die Antragsteller verpflichtet, der jeweiligen Bewilligungs-
behérde eine vollstandige Ubersicht der in den letzten drei Kalenderjahren (Steuerjahren) auf Basis dieser Verordnung erhaltenen
De-minimis-Beihilfen vorzulegen.

2) Einzutragen ist der ausgewiesene Betrag aus der De-minimis-Bescheinigung (z. B. bei Zuschiissen der Zuschussbetrag, bei zinsverbilligten
Darlehen die Hohe der Darlehenssumme, bei Biirgschaften der Biirgschaftsbetrag etc.). Bei beantragten, aber noch nicht gewahrten
De-minimis-Beihilfen (De-minimis-Bescheinigug liegt nicht vor) ist in analoger Weise vorzugehen.

%) Einzutragen ist der ausgewiesene Betrag der De-minimis-Bescheinigung. Der Subventionswert ist der Vorteil, den ein Unternehmen aus
einer Beihilfe (Forderung) zieht. Er dient zum Vergleich unterschiedlicher Beihilfearten und ist deshalb mafigeblich fir die Férderobergrenze.
Bei beantragten, aber noch nicht gewahrten De-minimis-Beihilfen (De-minimis-Bescheinigung liegt nicht vor) ist in analoger Weise vorzu-
gehen. Beispiele: Bei Zuschissen ist die Hohe des Zuschusses auch gleichzeitig der Subventionswert. Bei zinsverbilligten Darlehen stellt
der Zinsvorteil zum Referenzzinssatz den Subventionswert dar.

4 Die Angaben zu den beantragten, aber noch nicht abschlieRend gewahrten Beihilfen werden solange bei der Berechnung der einzelbetrieb-
lichen Obergrenze berlicksichtigt, bis der Antragsteller nachgewiesen hat, dass ihm die Beihilfe nicht gewahrt wurde.

5 Hier sind nur diejenigen De-minimis-Beihilfen einzutragen, die nict Gegenstand dieses Antrags sind.
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Anlage 7

Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) Betriebsnummer

Datum

Herrn/Frau

L _

De-minimis-Bescheinigung (Gewerbe)

fiir das Bayerische Bergbauernprogramm - Teil B
(MaBnahme 2.1.2 Investitionen zur Herstellung von Bergkase)

zum Zuwendungsbescheid vom

Bei der o. g. bewilligten Zuwendung handelt es sich um eine De-minimis-Beihilfe im Sinn der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006".

Der maximal zulassige Gesamtbetrag (Subventionswert) solcher Beihilfen darf im Zeitraum von drei Kalenderjahren (Steuerjah-
ren) ab dem Zeitpunkt der erstmaligen Gewahrung einer De-minimis-Beihilfe 200.000 € nicht tbersteigen.

Dieser Hochstbetrag gilt fur alle Formen von De-minimis-Beihilfen (z. B. Zuschisse, Beteiligungen, Darlehen), mit Ausnahme
von Burgschaften. Er berihrt nicht die Moglichkeit, dass der Empfanger sonstige von der Kommission genehmigte oder frei-
gestellte Beihilfen erhalt.

Ihren Angaben im Antrag zufolge wurden im laufenden sowie in den zwei vergangenen Kalenderjahren (Steuerjahren) folgende
De-minimis-Beihilfen (als solche von der jeweiligen Bewilligungsbehdrde im Zuwendungsbescheid bezeichnet) gewahrt bzw.
beantragt:

Datum des Zuwendunas-/ Aktenzeichen und Form Férdersumme Subventions-
Bewilligungsbescheids Beihilfe eger Name der der € wert
bzw. des Antrags 9 MaRnahme Beihilfe €

Nach Abzug bereits erhaltener und beantragter Subventionswerte vom Schwellenwert 200.000 € verbleibt eine Restférder-
moglichkeit von €.

Es konnte daher eine De-minimis-Beihilfe in Hohe von € gewahrt werden.
D Die mit Bescheid vom erfolgte Bewilligung wurde aufgrund der Endfestsetzung vom
auf folgenden Wert festgelegt €.

Diese De-minimis-Bescheinigung ersetzt die De-minimis-Bescheinigung vom

"Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006 tiber die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis-
Beihilfen, Amtsblatt EU L 379 vom 28. Dezember 2006, S. 5
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Wichtige Hinweise:

Diese Bescheinigung ist

— zehn Jahre vom Unternehmen aufzubewahren und auf Anforderung der Europaischen Kommission, der Bundesregierung,
der Landeserwaltung oder bewilligenden Stelle innerhalb von einer Woche oder einer in der Anforderung festgesetzten
langeren Frist vorzulegen.

— bei zuklinftigen Beantragungen als Nachweis fiir die vergangenen De-minimis-Beihilfen vorzulegen.

Ort, Datum Unterschrift
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7900-L

Dritte Anderung der Dienstkleidungsvorschrift
fiir die Beschaitigten
der Bayerischen Forstverwaltung

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 10. Januar 2012 Az.: F6-0547.1-1/19

Die Dienstkleidungsvorschrift fiir die Beschaftigten der
Bayerischen Forstverwaltung (Dienstkleidungsvorschrift
—Dk1V) vom 1. September 2006 (A1IMBI S. 333), zuletzt ge-
andert durch Bekanntmachung vom 5. August 2010 (AlIM-
Bl S. 222), wird im Einvernehmen mit dem Bayerischen
Staatsministerium der Finanzen wie folgt gedandert:

1. Die Einleitungsformel erhdlt folgende Fassung:
LAuf Grund von Art. 75 des Bayerischen Beamten-
gesetzes — BayBG — in der Fassung der Bekannt-
machung vom 29. Juni 2008 (GVBI S. 500, BayRS
2030-1-1-F), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
20. Dezember 2011 (GVBI S. 689), und Art. 102
Satz 3 des Bayerischen Besoldungsgesetzes -—
BayBesG —vom 5. August 2010 (GVBL S. 410, ber. S. 764,
BayRS 2032-1-1-F), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
20. Dezember 2011 (GVBI S. 689), erlasst das Bayerische
Staatsministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats-
ministerium der Finanzen folgende Verwaltungsvor-
schrift:"

2. Nr. 8.1 erhéalt folgende Fassung: ,,Diese Bekanntmachung
tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 in Kraft.”

3. Nr. 1 der Anlage zur DkIV wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 werden die Worte ,,sind auf der Vordersei-
te der Schriftzug , BAYERISCHE FORSTVERWAL-
TUNG' sowie das Logo der Bayerischen Forstverwal-
tung, ein stilisierter Baum, silbergrau" ersetzt durch
die Worte ,ist auf der Vorderseite die Wort-Bild-Mar-
ke der Bayerischen Forstverwaltung".

b) Die Séatze 10 bis 16 werden gestrichen.

c) Der bisherige Satz 17 wird zu Satz 10 und wie
folgt gedndert: Die Zahl ,,5" wird durch die Worte
.10 g/m?2" ersetzt.

4. Nr. 2 der Anlage zur DkIV wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort .Fleecejacke" durch
das Wort ,, Dienstfleecejacke" ersetzt.

b) Satz 2 erhalt folgende Fassung: ,,Auf Brusthohe ver-
lauft auf der Vorderseite eine zweifarbige Passe in
Mittelblau und Schwarz, die nach oben von einer
Reflexpaspel begrenzt wird."

c) In Satz 3 werden die Worte ,, dem Fleece das Logo der
Bayerischen Forstverwaltung blau" durch die Wor-
te ,der Passe die Wort-Bild-Marke der Bayerischen
Forstverwaltung" ersetzt.

d) Die Satze 5 bis 10 werden gestrichen.

e) Satz 11 wird zu Satz 5 und wie folgt gedndert: Die
Worte ,,ca. 275 g/m?" werden durch die Worte ,,320
g/m? + 10 g/m?" ersetzt.

. Nr. 3 der Anlage zur DkIV wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,, Fleeceweste" durch
das Wort , Dienstwindstopperweste" ersetzt.

b) Satz 2 erhéalt folgende Fassung: ,,Auf Brusthohe ver-
lauft auf der Vorderseite eine zweifarbige Passe in
Blau und Schwarz, die nach oben von einer Reflex-
paspel begrenzt wird."”

Q
-

Es wird folgender neuer Satz 3 angeftigt: ,Der vom
Kragen bis zum Saum durchgehende Reiflverschluss
ist an den Kanten eingefasst."

d) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und wie folgt ge-
andert: Die Worte ,,Das Logo der Bayerischen Forst-
verwaltung ist blau” werden durch die Worte ,, Die
Wort-Bild-Marke der Bayerischen Forstverwaltung
ist" ersetzt.

e

N5

Der bisherige Satz 4 wird zu Satz 5.

f) Der bisherige Satz 5 wird zu Satz 6 und wie folgt
gedndert: Die Worte ,,ca. 320 g/m?" werden durch die
Worte ,,320 g/m? + 30 g/m?" ersetzt.

. Nr. 4 der Anlage zur DkIV wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Langarmhemd"
durch das Wort , Diensthemd" ersetzt.

b) In Satz 1 wird das Wort ,,Funktionshemd" durch das
Wort ,, Diensthemd" ersetzt.

c) In Satz 2 werden die Worte ,,befindet sich in Blau
eingestickt das Logo der Bayerischen Forstverwal-
tung" durch die Worte ,,ist die Wort-Bild-Marke der
Bayerischen Forstverwaltung eingestickt"” ersetzt.

d) Satz 3 erhalt folgende Fassung: , Auf dem linken
Armel ist das Hoheitsabzeichen aufgenéaht.”

e) Die Satze 4 bis 6 werden gestrichen.

f) Der bisherige Satz 7 wird Satz 4 und wie folgt geédn-
dert: Nach ,130 g/m?" werden die Worte ,,+ 10 g/m?2"
erganzt.

. Nr. 5 der Anlage zur DKkIV wird gestrichen.
. Aus der bisherigen Nr. 6 der Anlage zur DkIV wird Nr. 5.

Im letzten Satz wird die Zahl ,,5" um die Angabe , g/m?2"
erganzt.

. Es wird folgende Nr. 6 angeftgt:

6. Beschreibung Hoheitsabzeichen

Das Hoheitsabzeichen ist ein auf schildférmige
Tuchunterlage gesticktes Abzeichen. Uber dem
Wappen des Freistaats Bayern ist in goldfarbener
Schrift das Wort , Forstverwaltung” eingestickt. Das
Hoheitsabzeichen ist ca. 10 cm hoch und ca. 8 cm
breit."

Georg Windisch
Ministerialdirigent
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schaftsplane im Koérperschaftwald

Gesetzliche Grundlagen und Aufgabe der Forst-
einrichtung

Die gesetzliche Grundlage fiir die Forsteinrich-
tung im Korperschaftswald sind Art. 19 Abs. 2 des
Waldgesetzes fiir Bayern (BayWaldG) sowie die
§§ 1 bis 5 der Verordnung uber die Bewirtschaf-
tung und Beaufsichtigung des Koérperschaftswal-
des (Korperschaftswaldverordnung — KWaldV).
Danach muss die Bewirtschaftung des Korper-
schaftswaldes auf Forstwirtschaftsplane, bei
kleineren Waldern bis zu einer GroB3e von 100
Hektar auf Forstbetriebsgutachten gesttitzt sein;
bei Waldern unter 5 Hektar GroBe entfallt diese
Verpflichtung.

Die grundsatzlichen Ausfiihrungen tiber Inhalt
der Forstwirtschaftsplane und Forstbetriebsgut-
achten sowie Ablauf und Zustandigkeiten sind
im Ersten Teil der KWaldV enthalten. Die forst-
lichen Planungen stiitzen sich insbesondere auf
die Ergebnisse der Standorterkundung und der
Waldfunktionsplanung.

Die Richtlinien fir die Forsteinrichtung im
Korperschaftswald (FER-K6W 2012) regeln
die Erstellung von Forstwirtschaftsplanen und
Forstbetriebsgutachten. Sie schreiben die Min-
deststandards fest und stellen eine verbindliche
Vorgabe fiir die Ausarbeitung der Forstwirt-
schaftsplane und Forstbetriebsgutachten dar. Sie
dienen auch dazu, den zustdandigen Forstbehor-
den einheitliche MaBstédbe fir die Anforderun-
gen bei Abschluss von Werkvertragen und fiir die
Abnahme der Arbeiten zu setzen.

Aufgabe der Forsteinrichtung als mittel- und
langfristige Forstbetriebsplanung ist es, in peri-
odischen Zeitabstdnden

— den Waldzustand aufzunehmen (Zustandsauf-
nahme),

— das Ergebnis des bisherigen Vorgehens zu
tberprifen und zu bewerten (Erfolgsprifung)
sowie

— MaBnahmen ausgerichtet an 6konomischen,
Okologischen und sozialen Zielvorstellungen
fir den nachsten Zeitabschnitt und dartber
hinaus festzulegen (Planung). Besondere Be-
dirfnisse der Kérperschaften sind dabei in an-
gemessener Weise zu berticksichtigen (Art. 19
Abs. 1 BayWaldG und § 2 Abs. 1 KWaldV).

Die Forsteinrichtung im Kérperschaftswald ist so-
mit eine wesentliche Grundlage, um die in Art. 19
Abs. 1 in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Satz 1
BayWaldG gesetzlich vorgeschriebene vorbild-
liche Waldbewirtschaftung umzusetzen und die
Nachhaltigkeit sicherzustellen.

Die Ergebnisse werden im Forstwirtschaftsplan
bzw. Forstbetriebsgutachten zusammengefasst.
Sie sind die Grundlage fir

— die nachhaltig nutzbaren Holzmengen,

— die mittelfristige betriebswirtschaftliche Pla-
nung,

— die jahrliche Betriebsplanung,
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— den Betriebsvollzug und die Betriebskontrol-
le,

— die Sicherung der Waldfunktionen und der Na-
turschutzbelange sowie

— die Betriebsleitung und Betriebsausfiihrung.

Die Forsteinrichtung dient damit der Steuerung
des gesamten Betriebsablaufes. Die Ziele und ge-
planten MafBnahmen der Forsteinrichtung sind
verbindlich und sollen im Planungszeitraum er
fillt und umgesetzt werden.

Forstwirtschaftsplane

Forstwirtschaftsplane werden fiir gréBere Korper-
schaftswalder (ab 100 Hektar) erstellt. Der Forst-
wirtschaftsplan besteht regelmédBig aus

— dem Textteil (mit Anhang),
— dem Revierbuch inklusive Ergebnislisten,

der Forstbetriebskarte sowie

- ggf. der Ubersichtskarte, aus der die Lage der
Waldungen hervorgeht.

Der Forstwirtschaftsplan hat nach Aufbau und
Inhalt nachstehenden Mindestanforderungen zu
entsprechen.

Textteil

Die sich auf den Gesamtbetrieb beziehenden Er-
gebnisse aus der Aufnahme des Waldzustandes,
der Erfolgspriifung und der Planung sind in ei-
nem Textteil niederzulegen. Der Textteil ist im
Anhalt an die nachstehenden Ausfiihrungen zu
gliedern (vgl. auch Nr. 7 des Anhangs).

Er umfasst regelméaBig folgende Abschnitte:

— Einleitung

— Ergebnisse der Waldzustandsaufnahme

— Beurteilung der bisherigen Bewirtschaftung

Planung der kiinftigen Bewirtschaftung

Einleitung

Hier ist kurz auf den Anlass zur Neuerstellung
des Forstwirtschaftsplanes sowie auf den Arbeits-
ablauf und die angewandten Verfahren einzuge-
hen.

Ergebnisse der Waldzustandsaufnahme

Flachenerfassung und -gliederung

Die Gesamtflache des Forstbetriebs ist flurnum-
mernweise nach Gemeinden und Gemarkungen
zu erheben und in einer Ubersicht (vgl. Nr. 8 des
Anhangs, Formblatt 1) darzustellen. Der Besitz-
stand, der die Grundlage fiir alle flachenbezo-
genen Angaben im Forstwirtschaftsplan bildet,
ist unter Berticksichtigung der zum Stichtag des
Forstwirtschaftsplanes notariell oder durch Ver-
waltungsabkommen festgelegten, grundbuchamt-
lich jedoch noch nicht vollzogenen Flachenan-
derungen zu ermitteln. Die Korperschaft ist
verpflichtet, spatestens bis zur Auftragsvergabe
eine aktuelle Zusammenstellung der zum Forst-
betrieb gehérenden Grundstiicke zur Verfiigung
zu stellen. Relevante Flachendnderungen wah-
rend der AuBenaufnahmen sind nach Moéglichkeit
zu bertlicksichtigen.

2.1.2.2
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Die Gesamtflache (GF]) setzt sich wie folgt zu-
sammen:

1. Forstbetriebsflache (FBFI)
a) Holzboden (HB)

— Wirtschaftswald in regelmaBigem Betrieb
(WiW i. 1. B.)

— Wirtschaftswald auBer regelmaBigem
Betrieb (WiW a. 1. B.)

b) Nichtholzboden (NHB)
2. Sonstige Flache (SF)

Eine genaue Erldauterung der Flachenkategorien
findet sich in Nr. 2 des Anhangs (,,Hinweise zur
flurnummernweisen Zusammenstellung nach Ge-
meinden und Gemarkungen im Korperschafts-
wald").

Unter sonstigen Flachen sind nur solche zu er-
fassen, die im rdumlichen oder betrieblichen Zu-
sammenhang mit dem Korperschaftswald stehen.
Dartber hinaus sollen auch ehemals landwirt-
schaftlich genutzte und andere Flachen einbe-
zogen werden, wenn sie zur Aufforstung in nachs-
ter Zeit vorgesehen sind oder einer nattirlichen
Wiederbewaldung unterliegen. Bei einem hohen
Anteil an sonstigen Flachen (z. B. Hochgebirge)
kann bereits beim Grundlagenbegang festgelegt
werden, dass auf deren Erfassung im Einzelnen
verzichtet wird. Dies gilt nicht fiir sonstige Fla-
chen, die Wald im Sinn des Art. 2 BayWaldG sind
(z. B. Latschenfelder).

Waldeinteilung

GroBere Waldflachen sind dauerhaft in Distrikte
und Abteilungen zu gliedern. Die historisch ge-
wachsene Waldeinteilung und ihre Bezeichnun-
gen sind méglichst beizubehalten. Anderungen an
der Waldeinteilung werden im Forstwirtschafts-
plan im Einzelnen dargestellt und begriindet.

Die Gesamtflache wird in Distrikte gegliedert. Im
Regelfall bildet jede von Fremdgrund umschlos-
sene Waldfldche einen Distrikt. Sind diese Wald-
flachen kleiner als die ortsiiblichen Abteilungen,
koénnen ausnahmsweise mehrere benachbarte, je-
doch voneinander getrennt liegende kleine Wald-
flachen zu einem Distrikt zusammengefasst oder
in geringer Entfernung liegende kleinere Wald-
flachen dem benachbarten Distrikt zugeordnet
werden. Eine Ubersicht der Distrikte mit Flachen-
angaben wird in den Forstwirtschaftsplan aufge-
nommen. Distrikte werden mit romischen Ziffern
und in der Regel mit Namen (in GroBbuchstaben)
bezeichnet.

GroBere Distrikte werden in Abteilungen un-
tergliedert. Abteilungen werden mit arabischen
Ziffern und in der Regel mit Namen (in Nor-
malschreibweise) bezeichnet. Eine weitere Un-
terteilung in Unterabteilungen sollte nur in Aus-
nahmefdllen erfolgen. Unterabteilungen werden
mit kleinen Buchstaben beginnend mit ,a)" be-
zeichnet.

Innerhalb von Distrikten/Abteilungen (ggf. Un-
terabteilungen) werden Besténde als kleinste Pla-
nungs- und Behandlungseinheit ausgeschieden.
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Réaumlich getrennt liegende Flachen kénnen zu
einem Bestand zusammengefasst werden.

Bestdande werden in der Regel nach Nutzungsar-
ten ausgeschieden. Eine ndhere Beschreibung der
Nutzungsarten enthdlt Teil 1 Nr. 1.2 des Anhangs.
Im Einvernehmen mit der Kérperschaft konnen
andere Kriterien fiir die Bestandsausscheidung
festgelegt werden.

Fir die Bezeichnung von Bestdnden werden ara-
bische Hochziffern verwendet. Dabei ist der &l-
teste Verjungungsbestand in der Regel mit Null
zu bezeichnen. Die weiteren Bestande werden
gereiht nach Nutzungsarten und abnehmendem
Alter mit steigenden Hochziffern bezeichnet.

Bedeutsame Unterschiede auf kleineren Flachen
werden auf der Forstbetriebskarte durch Ein-
punktierung hervorgehoben und in der Bestands-
beschreibung kurz erldutert.

Die Bezifferung des Waldeinteilungsnetzes be-
ginnt in der Regel im Nordosten und wird im
Uhrzeigersinn fortgesetzt. Distrikte werden in-
nerhalb des Forstbetriebs, Abteilungen innerhalb
der Distrikte fortlaufend nummeriert. Die Kenn-
zeichnung des Waldeinteilungsnetzes in der Na-
tur ist Aufgabe der Korperschaft.

Rechtsbelastungen

Mit Nutzungsrechten belastete Waldorte sind
gesondert aufzufiihren. Soweit sachlich gebo-
ten kann ein eigenes Forsteinrichtungswerk er-
stellt (§ 1 Abs. 3 KWaldV) oder eine eigene Be-
triebsklasse (vgl. Nr. 2.1.4.3) gebildet werden. Die
erforderlichen Angaben tiber Art und Umfang der
Berechtigungen sowie die Zahl und Anteile der
Berechtigten sind von der Korperschaft nach ak-
tuellem Stand bereitzustellen.

Standortliche Grundlagen

Die standortlichen Verhéltnisse des Forstbetriebs
sind kurz darzustellen. Dabei sollten die Stand-
orteinheiten aus Griinden der Ubersichtlichkeit
zu Gruppen mit &hnlichen Wuchsbedingungen
(Standorteinheitengruppen) zusammengefasst
werden. Die waldbaulichen Besonderheiten der
Standorteinheitengruppen sowie die Auswirkun-
gen fir die waldbauliche Planung sind darzustel-
len.

Die Standorterkundung ist selbststandiger Teil
der Forsteinrichtung. In Koérperschaftswaldun-
gen, in denen bisher keine Standorterkundung
durchgefiihrt wurde, ist diese vor oder zusam-
men mit der Neuerstellung der Forsteinrichtung
durchzufiithren.

Die Auswirkungen des Klimawandels auf die
Baumarteneignung sind im Rahmen der Planung
zu bertcksichtigen. Den Forstsachverstandigen
werden dazu seitens der Forstverwaltung geeig-
nete Hilfsmittel zur Verfigung gestellt.

Forstgeschichte

Aussagen zur Forstgeschichte sind ggf. aus den
Vorgangeroperaten zu tibernehmen und um den
abgelaufenen Zeitraum fortzuschreiben.

2.1.2.6

2.1.2.7

Wald mit besonderem Rechtsstatus

Einschlagige Rechtsvorschriften sind bei der
Erstellung des Forsteinrichtungswerkes zu be-
achten und umzusetzen. Walder mit besonderem
Rechtsstatus werden im Textteil mit ihrer Flache
angegeben und bei Bedarf, insbesondere wenn
sie die Bewirtschaftung im Planungszeitraum we-
sentlich beeinflussen, in den Kartenunterlagen
dargestellt. RegelmédBig werden die folgenden
Kategorien erfasst und in der Einzelbestandsbe-
schreibung mit den nachstehenden Kurzbezeich-
nungen aufgefihrt:

— Schutzwald nach Art. 10 Abs. 1 BayWaldG
(Schw)

— Bannwald nach Art. 11 BayWaldG (BW)
— Erholungswald nach Art. 2 BayWaldG (EW)

— Naturschutzgebiet (NSG) und Naturdenkmal
(ND), Landschaftsschutzgebiet (LSG), Natio-
nalpark (NP), Naturpark (Schutzzone; NatP),
geschiitzter Landschaftsbestandteil (gLB),
Nationales Naturmonument (NN), Kernzone
Biosphérenreservat (KB)

— Fauna-Flora-Habitat-Gebiet (FFH)
— Européisches Vogelschutzgebiet (SPA)

— Naturwaldreservat nach Art. 12a BayWaldG
(NWR)

— Wald in festgesetzten Wasserschutzgebieten
(WSchW)

— verbindlich erklarter Schutzwald nach dem
BundesfernstraBengesetz (StSchw)

Auch fur Ausgleichs- und ErsatzmafBnahmen
festgesetzte Flachen, die im Kompensations-
verzeichnis nach Art. 9 des Gesetzes Uber den
Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und
die Erholung in der freien Natur (Bayerisches
Naturschutzgesetz — BayNatSchG) eingetragen
sind und Flachen fiir das Okokonto sind mit zu
erfassen.

Wald mit besonderer Bedeutung nach Waldfunk-
tionsplanung

Die Ziele und Ergebnisse der Waldfunktionspla-
nung (Waldfunktionspldne) sind bei der Erstel-
lung des Forsteinrichtungswerkes zu berticksich-
tigen. Der Einfluss auf die Waldbehandlung ist
zu wirdigen. Walder mit besonderer Bedeutung
gemdB Waldfunktionsplanung werden im Textteil
mit ihrer Flache angegeben und bei Bedarf, ins-
besondere wenn sie die Bewirtschaftung im Pla-
nungszeitraum wesentlich beeinflussen, in den
Kartenunterlagen dargestellt. RegelmdBig werden
die folgenden Kategorien erfasst und in der Ein-
zelbestandsbeschreibung mit den nachstehenden
Kurzbezeichnungen aufgefihrt:

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir den Was-
serschutz, ausgenommen Wald in festgesetz-
ten Wasserschutzgebieten (WS-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir den
Bodenschutz (BS-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir den
Lawinenschutz (LS-WFP)
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— Wald mit besonderer Bedeutung fiir den
Klimaschutz (KS-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir den
Immissionsschutz (IS-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir den
Larmschutz (LAS-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir den
Sichtschutz (SS-WFP)

— Erholungswald der Intensitédtsstufe I
(E I-WFP)

— Erholungswald der Intensitédtsstufe II
(E II-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung als Lebens-
raum und fir die biologische Vielfalt
(OKO-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir das
Landschaftsbild (LB-WFEP)

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir Lehre
und Forschung (LF-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung als forsthis-
torischer Bestand und im Bereich von Kultur-
denkmalern (HIST-WFP)

— Wald mit besonderer Bedeutung fiir die Er-
haltung genetischer Ressourcen (GEN-WFP)

Naturschutzrelevante Tatbestande

Um den Belangen des Naturschutzes bei der
Waldbewirtschaftung Rechnung zu tragen, sind
die fir den jeweiligen Betrieb relevanten Tatbe-
stdnde in einem eigenen Kapitel darzustellen.
Als naturschutzrelevante Tatbestande kommen
insbesondere in Betracht:

— Waldflachen mit besonderem Status nach Na-
turschutzrecht (vgl. Nr. 2.1.2.6)

— naturschutzrelevante Sonderstandorte im Wald
einschliefBlich Waldrander

— Vorkommen besonders oder streng geschutzter
Arten

— VNP-Wald-Flachen

Inventurverfahren

Die Durchfithrung einer Waldinventur und
die daraus resultierenden Kenntnisse tiber den
Waldzustand und seine Verdnderungen sind eine
grundlegende Voraussetzung fiir eine fundierte
Erfolgsprifung und Planung.

Grundsatzlich kénnen bestandsweise oder be-
triebsweise Inventuren zur Anwendung kommen.
Die Wahl des Verfahrens richtet sich vorrangig
nach dem Flachenumfang des Forstbetriebs. Bei
der Festlegung des anzuwendenden Verfahrens
sind ferner der Informationsbedarf der Koérper-
schaft und die Struktur des Betriebs zu bertick-
sichtigen. Vor Angebotseinholung wird festgelegt,
welches Verfahren fiir den einzurichtenden Forst-
betrieb anzuwenden ist (siehe Regelverfahren un-
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ten). Weitere Verfahren sind bei Vorliegen ent-
sprechender Griinde nach Festlegung durch die
koordinierenden Stellen (an den Amtern fiir Er-
nahrung, Landwirtschaft und Forsten Wiirzburg,
Bayreuth und Pfaffenhofen a.d.Ilm angesiedelte
iberregionale Funktionsstellen) zuldssig.

Die Inventur hat grundsatzlich gemeinsam mit
der Neuerstellung bzw. vorzeitigen Neuerstel-
lung der Forstwirtschaftsplane und Forstbe-
triebsgutachten zu erfolgen. Die Durchfiihrung
einer Inventur kann auch erforderlich sein, wenn
die Uberpriifung der Forstwirtschaftsplane und
Forstbetriebsgutachten nach Ablauf von zehn
Jahren (,Zwischenrevision") ergibt, dass eine
Wiederholungsinventur (= Ergdnzung im groBe-
ren Umfang) erforderlich ist (vgl. Nr. 6).

Im Rahmen der Waldinventur sind die folgenden
Regelverfahren anzuwenden:

— Betriebe < 500 Hektar: Bestandsweise
Inventur

— Betriebe 500-1.000 Hektar: Bestandsweise
Inventur oder Betriebsinventur

— Betriebe > 1.000 Hektar: Betriebsinventur

Die Kosten, die im Rahmen des jeweils festge-
legten Regelverfahrens anfallen, werden entspre-
chend Art. 19 Abs. 2 BayWaldG von der Forst-
verwaltung anteilig ibernommen. Dies gilt auch
fur die Verfahren, die nach Festlegung durch
die koordinierenden Stellen zugelassen wurden.
Sollen Inventurverfahren zur Anwendung kom-
men, die Uber die Regelverfahren bzw. durch die
koordinierenden Stellen festgelegten Verfahren
hinausgehen, tragt die Forstverwaltung anteilig
lediglich die Kosten, die bei Durchfiihrung des
jeweiligen Regelverfahrens angefallen waren.
Wiinscht die Kommune die Durchfiihrung einer
Inventur auBerhalb der oben bezeichneten Anlas-
se, hat sie die vollen Kosten selbst zu tragen.

Bestandsweise Inventur

Bestandsweise Inventuren kénnen grundsatzlich
auf Vollerhebungen, Stichproben oder auf Anwen-
dung von Ertragstafeln basieren. Bei groBeren
Betrieben mit homogenen Bestandsstrukturen
konnen auch groBere Straten (z. B. Bestandsfor-
mengruppen innerhalb von Nutzungsarten) ge-
bildet werden. Die Festlegung, welche Verfahren
zur Anwendung kommen, erfolgt vor Angebots-
einholung.

Tabelle 1 gibt einen Uberblick, welche Verfahren
fiir welche Planungseinheiten geeignet sind. Die
angegebenen Werte zur Genauigkeit sind Emp-
fehlungen und beziehen sich auf vergleichsweise
homogene Planungseinheiten. Bei der Ausschei-
dung weniger, aber groBerer Planungseinheiten
sollten die jeweils hoheren Genauigkeitsanforde-
rungen eingehalten werden.



92

AlIMBI Nr. 1/2012

Tabelle 1: Verfahren fiir die bestandsweise Inventur (die jeweils hoheren Genauigkeitsanforderungen gelten bei der Anlage weniger,
relativ groBer Planungseinheiten)

Vorratserhebung Holzan{all
Nutzungsart Bestands- Verfahren | Erhebung der | Genauigkeit Verfahren Erhebung der
entwicklung Starkeklassen Stirkeklassen
JP Jungwuchs/ | Ertragstafel nein entfallt Schatzung nein
Dickung
JD Stangenholz | Ertragstafel nein entfallt Probeauszeichnungen und/oder bei Probeaus-
aktuelle Hiebsanfalle zeichnung ja
AD Baumbholz Représenta- moglich + 10 bzw. Probeauszeichnungen und/oder ja
tivaufnahme 15v. H. aktuelle Hiebsanfdlle
VJ, LB, PL | Altholz (Ver- | Représenta- ja + 5 bzw. Quantifizierung mithilfe von ja
jingungs- | tivaufnahme 10 v. H. Nutzungsquote und Haubar-
nutzung) (oder Voll- keitsertrag, Absicherung mit
kluppung) Probeauszeichnungen

2.1.2.9.2

Betriebsweise Inventur

Betriebsweise Inventuren liefern statistisch abge-
sicherte Daten fir den Gesamtbetrieb und verbes-
sern damit die Qualitdt der Forsteinrichtung, der
Betriebssteuerung und der nachhaltigen Bewirt-
schaftung erheblich. Die Vorteile betriebsweiser
Inventuren liegen insbesondere in der Bereitstel-
lung genauer Daten zu Vorrat und Vorratsstruktur
des Betriebs sowie zu den Zuwachsverhaltnissen,
was eine fundierte Hiebssatzherleitung ermog-
licht. Sie sind in der Regel ab einer Betriebsgroe
von 500 Hektar sinnvoll. Um die Daten bei der
Planung nutzen zu koénnen, sollte die Inventur mit
ausreichend zeitlichem Vorlauf vor Durchfiihrung
des Begangs erfolgen.

Grundsatzlich kénnen die Stichprobenpunkte
dauerhaft markiert (permanente Inventur) oder
bei jeder Inventur neu ausgewdhlt werden (tempo-
rare Inventur). Die permanente Inventur ermog-
licht genauere Aussagen zur Veranderung des
Waldzustandes und den Zuwachsverhdltnissen.
Dies gilt jedoch nur unter der Voraussetzung, dass
ein groBer Teil der Baume sowohl zum Zeitpunkt
der Erst- als auch zum Zeitpunkt der Wiederho-
lungsinventur gemessen werden kann.

Erforderlich ist in jedem Fall eine Stichproben-
dichte, die fiir die ZielgréBen statistisch hin-
reichend gesicherte Ergebnisse erbringt. Als
Orientierungsrahmen koénnen hierzu folgende
Mindeststichprobendichten angesehen werden:

Betriebsfldche Mindeststichproben-

dichte

ab 500 Hektar bis etwa
1.000 Hektar

1 Stichprobenpunkt je
1,5 Hektar

ab etwa 1.000 Hektar bis
etwa 2.000 Hektar

1 Stichprobenpunkt je 2
Hektar

ab etwa 2.000 Hektar mindestens etwa 1.000

Punkte

Die Stichprobendichte kann z. B. nach Nutzungs-
arten differenziert werden (beispielsweise ver-
dichtete Aufnahme in Endnutzungsbestanden).

Als Aufnahmeverfahren fiir temporare Betriebsin-
venturen kommen insbesondere Kreisstichproben
(konzentrische Probekreise) oder Relaskopstich-
proben (Winkelzahlprobe) infrage. Bei permanen-

ten Stichprobeninventuren erfolgt die Aufnahme
in der Regel innerhalb von konzentrischen Pro-
bekreisen, deren Mittelpunkt dauerhaft und ver-
deckt markiert wird.

Im Rahmen von Betriebsinventuren im Korper-
schaftswald sind an jedem Stichprobenpunkt re-
gelmédBig folgende Baumdaten zu erheben:

— Baumart (Erfassung aller Baume ab 0,2 Meter
Hohe)

— Alter (durch Quirlzdhlung, Jahrringzdahlung
an Stocken oder Bohrspdnen, Schatzung oder
Fortschreibung)

— Brusthohendurchmesser (BHD), Angabe in
ganzen Zentimetern, forstiiblich abgerundet

— Schicht (Ober-/Unterschicht, Vorausverjin-
gung: Baume ab 0,2 Meter bis 5 Meter Hohe in
Bestanden mit deutlich tiber 5 Meter Oberhohe,
Uberhalter, Nachhiebsreste)

— Hohe und ggf. Alter (mindestens eine Mes-
sung pro Baumart von Baumen aus dem oberen
Durchmesserbereich)

— Schéaden (insbesondere Riicke- und Wildscha-
den)

Zusétzlich kénnen beispielsweise Daten tiber die
Schaftqualitat der aufgenommenen Baume oder
zum Totholz erhoben werden.

Aus den Aufnahmedaten sind fir den gesamten
Forstbetrieb (bzw. erforderlichenfalls fir Be-
triebsklassen) regelméBig folgende Auswertungen
— ggf. untergliedert nach Baumarten(gruppen),
Altersklassen und Nutzungsarten — vorzuneh-
men:

— Flachenanteile der Baumarten

— Mittelh6hen

— mittlere Brusthohendurchmesser

— Stammzahlen/Hektar, Grundflachen/Hektar

— Vorrat/Hektar und Gesamtvorrat (Erntefest-
meter Derbholz ohne Rinde) unterteilt nach
Starkeklassen

— Vertrauensbereich des Vorrats

— Zuwachs/Hektar und Gesamtzuwachs (Ernte-
festmeter Derbholz ohne Rinde)
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¢ Erstaufnahmen: Herleitung des Zuwach-
ses anhand verfiigbarer Daten (vgl. Nr.
2.1.2.12)

* Wiederholungsaufnahmen nicht permanen-
ter Inventuren: Berechnung des ertragsge-
schichtlichen Zuwachses. Dessen Aussage-
kraft wird durch den Vergleich mit weiteren
Zuwachswerten eingeschatzt. Auf dieser
Basis wird der Zuwachs schlieflich gutacht-
lich bestimmt — gegebenenfalls abweichend
vom errechneten ertragsgeschichtlichen Zu-
wachs.

* Wiederholungsaufnahmen permanenter In-
venturen: Zuwachsberechnung anhand des
Vergleichs zweimal gemessener Baume un-
ter Berticksichtigung von eingewachsenen
und ausgeschiedenen Baumen

— Flachen- und Baumartenanteile der Vorausver-
jingung

— Durchschnittsalter

— durchschnittliche Ertragsklassen

— durchschnittliche Bestockungsgrade

— Schichtung

— Schéden an der Bestockung

Soweit erforderlich kénnen entsprechende Aus-
wertungen mit Angabe der statistischen Genauig-
keit auch fir weitere Untereinheiten erfolgen.

Die Forstbehorden stellen sicher, dass die beauf-
tragten Sachverstandigen die Betriebsinventu-
ren den fachlichen Anforderungen entsprechend
sachgemdB durchfiihren. Insbesondere bei per-
manenten Inventuren muss sichergestellt werden,
dass die gewonnenen Daten auch fiir Wiederho-
lungsaufnahmen in geeigneter digitaler Form zur
Verfiigung stehen.

Bestandsbeschreibung

Bestandsbeschreibungen sind Teil des Revierbu-
ches (vgl. Nr. 2.2).

Stand und Beschaffenheit der Altersklassen

Die Flachenverteilung des Betriebs auf Alters-
klassen ist darzustellen und nach Baumarten und
Bestandsformen zu strukturieren. In der Regel er-
folgt die Zuweisung zu Altersklassen tiber das Be-
standsalter. Bei Stichprobeninventuren und sehr
ungleichaltrigem Bestandsaufbau kann die Zu-
weisung auch tber das Inventuralter erfolgen.

Vorrat und Zuwachs

Vorrat und Zuwachs sind wichtige Kenngrofen
fur die Ermittlung des nachhaltigen Hiebssat-
zes und zur Beurteilung der Vermogenssitua-
tion des Betriebs. Die Vorratsermittlung erfolgt
in Erntefestmeter Derbholz ohne Rinde. In
Vornutzungsbestanden ist die Herleitung mit-
hilfe von Ertragstafeln ausreichend. Sofern Da-
ten aus Stichprobenerhebungen vorliegen (vgl.
Nr. 2.1.2.9), stehen insbesondere folgende Verfah-
ren zur Volumenermittlung zur Verfiigung:

— Verfahren nach Laer/Spiecker (Hilfstafeln fiir
die Forsteinrichtung)

— Mittelstammtarif nach Krenn (Hilfstafeln fiir
die Forsteinrichtung)

2.1.2.13

2.1.3
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— Formhohenfunktion des Forsteinrichtungspro-
gramms der ehemaligen Bayerischen Staats-
forstverwaltung in Kombination mit den ent-
sprechenden Einheitshohenkurven

— Massentafeln von Grundner und Schwap-
pach

— das fiuir die Bundeswaldinventur entwickel-
te Sorten- und Volumenprogramm BDAT
(FVA Baden-Wiirttemberg)

Fur die Zuwachsermittlung stehen folgende Ver-
fahren zur Verfiigung:

— Herleitung tiber eine fir die Wuchsverhaltnisse
geeignete Ertragstafel (eine gutachterliche An-
passung der Ertragstafelwerte an die tatsach-
lichen Gegebenheiten kann ggf. erforderlich
sein)

— Zuwachsbohrungen

— Zuwachsermittlung aus Wiederholungsinven-
turen (ertragsgeschichtlicher Zuwachs und
Zuwachs aus Permanentinventur)

— Zuwachssimulationen

— Vergleichswerte benachbarter, standoértlich
ahnlicher Forstbetriebe mit Betriebsinventur

— Ergebnisse der Bundeswaldinventuren — BWI
(unter www.bundeswaldinventur.de)

Uber die jeweils anzuwendenden Verfahren wird
im Rahmen des Grundlagenbegangs entschie-
den.

Sonstiges

Hier ist auf weitere fiir die Bewirtschaftung des
Korperschaftswaldes wichtige Einflussgrofen,
insbesondere Personalverhdltnisse und Arbeits-
organisation, ErschlieBung (z.B. Wegenetz,
Lagerplatze, FeinerschlieBung), die jagdliche
Situation unter besonderer Berticksichtigung
der Wildschaden, Waldschaden und besondere
Naturereignisse sowie Moglichkeiten fir Erstauf-
forstungen einzugehen.

Beurteilung der bisherigen Bewirtschaftung

Aufgaben

Der Umfang der Erfolgspriifung richtet sich nach
der GroBe und Bedeutung des Korperschaftswal-
des. Im Rahmen der Forsteinrichtung werden
Planung und Betriebsvollzug im vergangenen
Forsteinrichtungszeitraum gegentibergestellt und
bewertet. Wesentliche Grundlage einer zielfiih-
renden Erfolgspriifung sind sorgfaltig gefiihrte
Nachweisungen. Hinsichtlich der Anforderungen
an die erforderlichen Nachweisungen ergehen
gesonderte Regelungen. Die Ergebnisse der Er-
folgsprifung sind Grundlage fiir die neue Pla-
nung, die Steuerung und die Qualitatssicherung
des Forstbetriebs.

Inhalt

Der aktuelle Waldzustand wird mit den Vorgaben
der letzten Planung verglichen. Die Abweichun-
gen werden unter Beachtung der jeweiligen Rah-
menbedingungen gewtlirdigt. Insbesondere wird
eingegangen auf:

— Verjlingungs- und Kulturtatigkeit
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— Einschlag und Hiebssatz
— Pflegetatigkeit und Astung

— Ereignisse, die den Forstbetrieb wesentlich be-
einflusst haben

— ErschlieBung
— Wildschaden

Die Erfullung der Naturschutz- und Sozialfunk-
tionen hinsichtlich Umfang und Qualitdt sowie
eingetretene Verdnderungen werden gewturdigt.

Sofern die Korperschaft betriebswirtschaftliche
Daten zur Verfliigung stellt, wird der Wirtschafts-
erfolg durch Gegentiberstellung von Einnahmen
(Betriebsertrag) und Ausgaben (Betriebsaufwand)
dokumentiert und analysiert. Die Wirtschaftlich-
keit des Handelns bei der Umsetzung der Ziele
des Forstbetriebs wird analysiert. Die Ergebnisse
der Erfolgsprifung kénnen mit Kennzahlen aus
Betrieben im Testbetriebsnetz verglichen wer-
den.

Planung der kiinftigen Bewirtschaftung

Allgemeine Zielsetzungen

In einem einleitenden Abschnitt sind die allge-
meinen Ziele, auf welche die gesamte Bewirt-
schaftung des Korperschaftswaldes ausgerichtet
werden soll, darzulegen, wobei die Nutz-, Schutz-
und Erholungsfunktionen gleichermaflen zu
berticksichtigen sind. Dabei ist der Auftrag aus
dem Waldgesetz fiir Bayern zu beachten, dass der
Korperschaftswald, ebenso wie der Staatswald,
dem Gemeinwohl in besonderem MalBe verpflich-
tet und deshalb vorbildlich zu bewirtschaften ist
(Art. 19 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 18 Bay-
WaldG); hierbei sind die besonderen Bediirfnisse
der Korperschaft angemessen zu berticksichtigen
(Art. 19 Abs. 1 Satz 2 BayWaldG).

Grundsatzlich ist der langfristigen Betriebspla-
nung im Koérperschaftswald die Aufgabe gestellt,
Dauer, Stetigkeit und Gleichmal der sozialen,
landeskulturellen und wirtschaftlichen Funkti-
onen des Waldes zu sichern und zu optimieren.
Dies hat insbesondere durch die Erhaltung bzw.
Begrindung standortgemaéBer, naturnaher, ge-
sunder, leistungsfahiger und stabiler Walder zu
erfolgen (Art. 19 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 18
Abs. 1 BayWaldG).

Planungszeitraum und Laufzeit

Die Laufzeit des Forstwirtschaftsplanes betragt
regelmaBig zwanzig Jahre (§ 3 Abs. 1 KWaldV).
Soweit erforderlich (z.B. bei unterschiedlichen
waldbaulichen Schwerpunkten innerhalb der
Laufzeit der Forsteinrichtung, Betrieben mit be-
triebsweisen Inventuren) konnen die waldbauli-
che Planung sowie der Hiebssatz fiir die beiden
zehnjahrigen Zeitabschnitte getrennt ausgewie-
sen werden. Nach Ablauf von zehn Jahren tiber-
pruft die untere Forstbehorde die Festsetzungen
des Forstwirtschaftsplanes, insbesondere den
Hiebssatz, und entscheidet, ob eine vorzeitige
Erneuerung oder eine Ergdnzung erforderlich
ist (,Zwischenrevision"). Auf die Ausfiihrungen
unter Nr. 6 wird hingewiesen.

2143

2144

2.1.4.5

2.14.6

2.1.4.7

Planungseinheit

Alle Waldflachen im Besitz der Korperschaft bil-
den in der Regel die Planungseinheit. Kommen
innerhalb eines Korperschaftswaldes auf belang-
vollen Flachen gravierende Unterschiede vor, die
fir die Ertragsregelung und Bewirtschaftung von
besonderer Bedeutung sind, kénnen Betriebsklas-
sen gebildet werden. Dies kann unter anderem
der Fall sein bei unterschiedlichen Betriebsar-
ten, stark unterschiedlichen Betriebsverhaltnis-
sen oder bestehenden Rechtsbelastungen. Die
Betriebsklasse bildet eine Nachhaltseinheit mit
eigenem Hiebssatz.

Waldbauliche Zielsetzungen

Fur die im Korperschaftswald vorkommenden
Nutzungsarten und Hauptbestandsformen sind
die waldbaulichen Zielsetzungen fiir den Pla-
nungszeitraum darzustellen. Die Ausfihrun-
gen sollen beschreiben, wie die Pflege-, Besto-
ckungs- und Verjlingungsziele unter Beachtung
der oOrtlichen Rahmenbedingungen (Standort,
Klimawandel, besondere Bediirfnisse der Kor-
perschaft, gesetzliche Vorgaben) verwirklicht
werden konnen. Sie sind mdoglichst so abzufassen,
dass bei der bestandsweisen Einzelplanung im
Revierbuch darauf verwiesen werden kann oder
erganzende Ausfiihrungen fir den Einzelbestand
kurz gehalten werden kénnen.

Allgemeines Bestockungsziel

Das allgemeine Bestockungsziel beschreibt das
langfristig anzustrebende Baumartenverhdltnis
fur den Korperschaftswald. Es wird hergeleitet
unter Beruicksichtigung der aktuellen und kiinftig
zu erwartenden standortlichen Situation, der zu
erwartenden Verjungungsdynamik, der Ergeb-
nisse der Waldfunktionsplanung, der Belange des
Naturschutzes und der besonderen Verhdaltnisse
der betreffenden Korperschaft.

Durchschnittlicher Produktionszeitraum

Der durchschnittliche Produktionszeitraum fur
den Forstbetrieb wird durch Festlegung von Pro-
duktionszeitrdumen zur Erreichung moglichst
groBer Mengen bestimmter Zielsorten fir die
einzelnen Baumarten (ggf. betriebsklassenwei-
se) ermittelt. Dabei sind folgende Aspekte zu be-
achten:

Standortverhaltnisse

Waldfunktionen und Naturschutz

Gesundheit der Bestande
— Wertleistung
— Naturverjingungsmoglichkeiten

— Bodenschutz

Holznutzung und Festsetzung des Hiebssatzes

Die fiir den Planungszeitraum vorgesehene jahr-
liche Holznutzung wird mit dem Hiebssatz fest-
gelegt. Der Hiebssatz ist so zu bemessen, dass
die Nutzungspotentiale im Rahmen der unter
Nr. 2.1.4.1 genannten Zielsetzung ausgeschopft
werden und die waldbaulichen Notwendigkeiten
umgesetzt werden kénnen. MaBeinheit fiir die
Holznutzung ist der Erntefestmeter Derbholz ohne



2.1.4.71

AlIMBI Nr. 1/2012

Rinde. Bei mehreren Betriebsklassen ist ein Ge-
samthiebssatz herzuleiten. Die tatsachliche jahrli-
che Nutzung kann vom Hiebssatz abweichen und
ist im Planungszeitraum auszugleichen.

Der Hiebssatz wird in der Regel auf der Grund-
lage der waldbaulichen Einzelplanung, der In-
venturergebnisse und der gesamtbetrieblichen
Zielsetzung festgesetzt. Bei groBeren Betrieben
sollte eine Hiebssatzherleitung tiber pauscha-
lierte Entnahmesatze nach Nutzungsarten und
Bestandsformen erfolgen. Erfolgt die Bestands-
ausscheidung nach anderen Kriterien (vgl
Nr. 2.1.2.2), wird der Hiebssatz entsprechend
hergeleitet. Holznutzungen werden ab Derbholz-
starke (> sieben Zentimeter ohne Rinde) geplant,
unabhdngig von derzeitigen und zu erwartenden
Vermarktungsmoglichkeiten.

Der Hiebssatz ist wie folgt zu gliedern:

Endnutzung

VJ: Verjingungsnutzung

LB: langfristige Behandlung (inklusive
Eicheniiberfiihrung)

PL.: Plenternutzung

UB/UW:  Umbau bzw. Umwandlung

UH/NHR: Uberhélter und Nachhiebsreste

AU: Ausstockung

Vornutzung

JP: Jungbestandspflege

JD: Jungdurchforstung

AD: Altdurchforstung

UD: Uberfiihrungsdurchforstung

Holzanfalle aus Bestdnden im auBerregelma-
Bigen Betrieb (a. r. B.-Bestande) sind im Hiebs-
satz getrennt von Vornutzung und Endnutzung
auszuweisen und nicht in die Hiebssatzplanung
einzubeziehen. Nehmen a. r. B.-Bestdnde einen
groBeren Anteil des Betriebs ein, ist die Auswei-
sung einer eigenen Betriebsklasse sinnvoll.

Planung in Endnutzungsbestdanden

Die Planung in der Verjiingungsnutzung umfasst
die bestandsweise Festlegung von (zu den Defi-
nitionen vgl. Nr. 1 des Anhangs):

— Bestockungsziel (BZ)

— Verjingungsziel (VZ)

— Verjungungssollflache

— Pflanzverjingungsziel (PVZ)
— Nutzungsquote

— PflegemaBnahmen in der Vorausverjingung
(PflegeVVI).

In die langfristige Behandlung, die Plenternut-
zung und die Eichentiberfiihrung, werden Be-
stdnde mit kontinuierlicher bzw. sehr langfristiger
Verjingungs- und Pflegetdtigkeit gestellt. Es wer-
den die Nutzungsmoglichkeiten im Planungszeit-
raum als Entnahmesatz in Festmeter pro Hektar
sowie die Anzahl der Pflegedurchgange und die
jahrliche Pflegeflache angegeben. Die Angabe
von Verjingungssollflache, Bestockungs- und

2.1.4.7.2
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Verjiingungszielen ist moglich und muss erfolgen,
wenn Pflanzungen oder Saaten geplant werden.

Relevante Nutzungsmoglichkeiten von Nach-
hiebsresten (NHR) und Uberhaltern (UH) werden
gesondert angegeben.

Eine pauschale Planung auf Stratenebene sollte
in der Endnutzung nur in Ausnahmefdllen und
nur bei homogenen standortlichen und waldbau-
lichen Ausgangslagen erfolgen.

Der vorlaufige Hiebssatz in der Endnutzung er-
gibt sich aus der Addition der nutzungsartenwei-
se hergeleiteten Entnahmemengen inklusive der
Nachhiebsreste und Uberhélter sowie der Masse
der Ausstockungen.

Planung in Vornutzungsbestdanden

In den Vornutzungsbestanden werden die Nut-
zungsmoglichkeiten bestandsweise als Entnah-
mesatz in Festmeter pro Hektar angegeben. Sie
werden mit den zu pflegenden Flachen multi-
pliziert, aufsummiert und ergeben das jeweili-
ge Massensoll der einzelnen Nutzungsarten im
Planungszeitraum. Die gesamte zu pflegende
Flache ergibt sich aus der Gesamtflache einer
Pflege- und Nutzungsart abziliglich der in Hiebs-
ruhe stehenden Bestdande. Das Pflegeflachensoll
ergibt sich durch Aufsummierung der bestands-
weise geplanten Pflegeflachen (= zu pflegende
Flache x Pflegeumlauf). Das Pflegeflachensoll in
der Jungbestandspflege erhoht sich um die pfle-
gebedurftige Vorausverjingungsflache in End-
nutzungsbestanden.

In groBeren Betrieben ist eine Hiebssatzherlei-
tung uUber pauschalierte Entnahmesatze nach
Nutzungsarten und Bestandsformen (Straten)
moglich. Die Anzahl der Pflegedurchgange im
Planungszeitraum (Pflegeumlauf) wird bestands-
weise bzw. flr Straten festgelegt.

Der vorlaufige Vornutzungshiebssatz ist getrennt
fir Jungbestandspflege, Jungdurchforstung und
Altdurchforstung anzugeben.

Hiebssatzherleitung und -festsetzung

Die Summe der in der End- und Vornutzung ge-
planten Holzanfdlle bezogen auf die Holzboden-
flache im regelméBigen Betrieb (i.1. B.) ergibt den
vorlaufigen jéhrlichen Gesamthiebssatz (Hiebs-
satzvoranschlag/waldbaulicher Hiebssatz). Der
vorlaufige Gesamthiebssatz ist mit geeigneten
Nachhaltsweisern zu vergleichen und unter Wiir-
digung der Zustandsaufnahme, der Ergebnisse
der Waldfunktionsplanung, der waldbaulichen
Verhéltnisse und der besonderen Bedtirfnisse
der Korperschaft endgtltig festzusetzen und zu
erlautern. Abweichungen oder Rundungen vom
Hiebssatzvoranschlag sind bei Uberschreitung
einer Toleranzgrenze von =10 v. H. zu begriinden.
Die Erfullung der waldbaulichen Ziele muss ge-
wahrleistet sein.

Als Nachhaltsweiser kommen vor allem der lau-
fende jahrliche Gesamtzuwachs (Ist-Zuwachs)
und der durchschnittliche jahrliche Gesamtzu-
wachs (dGZu) bzw. Normalzuwachs in Betracht.
Soweit vergleichbare Messergebnisse vorliegen,
kommt der Entwicklung des Holzvorrats ein be-
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sonderer Weiserwert zu (ertragsgeschichtlicher
Zuwachs). Zuwachswerte aus Inventuren benach-
barter Forstbetriebe mit vergleichbaren Standort-
verhéltnissen kénnen ebenfalls herangezogen
werden.

Revierbuch und Ergebnislisten

Das Revierbuch enthalt die Ergebnisse der be-
standsweisen Erhebungen und Planungen (Be-
schreibungen und MaBnahmen). Es wird in
Papierform und/oder in elektronischer Form als
Datei zur Verfugung gestellt. Auf Nr. 1 des An-
hangs wird verwiesen.

Bestandsbeschreibung bei bestandsweiser Inven-
tur

Bei einzelbestandsweiser Inventur sind im Revier-
buch fir jeden Bestand die folgenden Beschrei-
bungsmerkmale sowie die jeweils einschldagigen
PlanungsgroBen festzuhalten:
Beschreibungsmerkmale

— Waldort

— Fléache

— Bestandsform

— Umfang der Schutzfunktionen und Funktionen
nach Waldfunktionsplanung

— Alter
— Baumartenanteile

— Ertragsklasse, Bestockungsgrad, Alter, Vorrat
der Baumarten

— Vorausverjingung in Verjingungsbestanden

— Beschreibung der Einpunktierungen, Beson-
derheiten

— Vorrat der Uberhélter, Nachhiebsreste

2.2.2

Planungsgrofen

— Nutzungsart

— Entnahmesatz

— Pflegeumlauf und -flache

— Dringlichkeit

— Verjungungs- und Bestockungsziel
— Pflanzverjingungsziel

— Haubarkeitsertrag

— Nutzungsquote

— Verjingungssollflache

— Pflege in der Vorausverjingung
— waldbauliche MaBnahmen

Fakultativ kénnen aufgenommen werden:
— Schichtung (Unter- und Nebenbestand)
— Mischungsform

— Qualitat (Wertholzerwartung, Astung)

— Besonderheiten und nennenswerte Bestands- 2.2.3

schaden (Verbiss-, Schal-, Splitter-, Schnee-
bruch- und sonstige die Nutzholztauglichkeit
beeintrachtigende Schaden)

— Astungsplanung

— Zulassung zur Gewinnung von forstlichem
Vermehrungsgut

— stichwortartig die geplanten MafBnahmen

Bei der Pauschalplanung werden alle zur Pau-
schalplanung vorgesehenen Bestdnde einer Pau-
schalierungsebene (Stratum) zugeordnet. Die
Zugehorigkeit der Bestdnde zu den jeweiligen
Straten ist im Revierbuch entsprechend kenntlich
zu machen. Fir jede Pauschalierungsebene sind
eindeutige Bezeichnungen zu definieren und die
notwendigen Pauschalansétze (z. B. Pflegeflache,
Pflegeumlauf und Entnahmesatz) anzugeben. In
der Vornutzung kénnen Pflegefldache, Pflegeum-
lauf und Entnahmesatz, in der Endnutzung Nut-
zungsquote, Bestockungs- und Verjlingungsziel
sowie die Pflegeflache in der Vorausverjiingung
pauschaliert werden.

Fur die Einheitsbewertung von Betrieben tiber
30 Hektar ist es erforderlich, dass im Revierbuch
auch Angaben iiber Bestandsschaden (Rotfédule an
Fichte sowie Splitterschdaden an Fichte, Kiefer und
Pappel) gemacht werden, sofern vom Normalfall
abweichende Verhaltnisse nach dem Formblatt
EW 602 ,,Erlduterungen zur Anlage Forst II" der
Finanzverwaltung vorliegen. Bei Kiefer sind da-
ruber hinaus besondere Gilitemerkmale des Hol-
zes anzusprechen. Sofern Pappeln in relevantem
Umfang im Betrieb vorhanden sind, sind diese
gesondert auszuweisen. Die vorgenannten Daten
sind im Anhalt an das Formblatt EW 602 , Erlau-
terungen zur Anlage Forst II" der Finanzverwal-
tung und Nr. 1 des Anhangs zu erheben.

Hinweis: Fur Forstbetriebe, die ganz oder tiber-
wiegend im Hochgebirge (Bewertungsgebiete
8208 und 8209) liegen, gelten gesonderte Rege-
lungen (vgl. Formblatter EW 502/H und 602/H).

Bestandsbeschreibung bei betriebsweiser Stich-
probeninventur

Als Erganzung zu den Ergebnissen der Be-
triebsinventur wird im Rahmen des Waldbegangs
eine einfache Bestandsbeschreibung gefertigt
und im Revierbuch abgedruckt. Die Datener-
fassung soll sich auf folgende Mindestangaben
beschranken:

— Waldort
— Flache
— Nutzungsart
— Bestandsform

— Umfang der Waldfunktionen, Schutz- und Son-
derfunktionen

In Sonderfallen (z. B. bei zu geringer Anzahl von
Stichprobenpunkten pro Bestand bzw. Stratum)
sollten zusatzlich zu den Mindestangaben weitere
Daten erhoben werden. Der genaue Umfang der
bestandsweise zu erhebenden Informationen bzw.
Zusatzinformationen wird vor Angebotseinholung
festgelegt.

Ergebnislisten

Die bestandsweise Planung (Massen- und Fla-
chenanséatze getrennt fiir alle Nutzungsarten)
wird in folgenden Ergebnislisten zusammenge-
fasst:

— Liste der Vornutzungsbestande
— Liste der Endnutzungsbestdnde

— Liste der Bestdande mit Astungsmoglichkeit
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Bei betriebsweisen Inventuren sind die notwendi-
gen Ergebnislisten im Rahmen des Grundlagen-
begangs festzulegen.

Natura 2000

In Natura 2000-Gebieten sind die folgenden
Punkte zu beachten:

Verschlechterungsverbot

Bei der Durchfiithrung forstwirtschaftlicher Ma8-
nahmen ist das Verschlechterungsverbot nach
§ 34 Abs. 1 des Gesetzes liber Naturschutz und
Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz —
BNatSchG) zu beachten. Demnach sind Verdande-
rungen und Stérungen, die Natura 2000-Gebie-
te in den fir ihre Erhaltungsziele mafBgeblichen
Bestandteilen (im Standarddatenbogen genann-
te Arten nach Anhang II bzw. Lebensraumtypen
nach Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Ra-
tes vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der nattirli-
chen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen — FFH-Richtlinie) sowie Vogelarten
gemdB Anlage 1 der Verordnung tber die Fest-
legung von Europdischen Vogelschutzgebieten
sowie deren Gebietsbegrenzungen und Erhal-
tungszielen (Vogelschutzverordnung — VoGEV)
erheblich beeintrdchtigen kénnen, verboten. Es
wird daher empfohlen, bereits im Rahmen der
Planung der kiinftigen Bewirtschaftung solche
MaBnahmen zu vermeiden, die zu einer Ver-
schlechterung fiihren kénnten. Gema8 Nr. 10.1
der Gemeinsamen Bekanntmachung der Baye-
rischen Staatsministerien des Innern, fir Wirt-
schaft, Verkehr und Technologie, fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten, fiir Arbeit und So-
zialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit
sowie fur Landesentwicklung und Umweltfra-
gen zum Schutz des Europdischen Netzes Na-
tura 2000 vom 4. August 2000 (A1IMBI S. 544)
werden MafBnahmen der ordnungsgemdfBen
forstwirtschaftlichen Bodennutzung nicht durch
die FFH-Bestimmungen beschrankt, soweit die
Erhaltungsziele fiir das jeweilige Gebiet bertick-
sichtigt werden. Dies sind z. B.:

— Wechsel der forstlichen Betriebsart

— Wahl des Verjingungsverfahrens in der Wald-
bewirtschaftung

— Verdnderung der Vorratshaltung in der Wald-
bewirtschaftung

— Anderung der Baumartenzusammensetzung
unter Bertlicksichtigung der Erhaltungsziele fiir
das Gebiet

Erhaltungsziele, Standarddatenbdgen sowie die
Vogelschutzverordnung kénnen vom Natura
2000-Sachbearbeiter der jeweils zustandigen
unteren Forstbehorde erhalten oder von den In-
ternetseiten des Landesamts fiir Umwelt bzw. des
Staatsministeriums fiir Umwelt und Gesundheit
heruntergeladen werden.

Erhaltungs- und WiederherstellungsmaBnahmen
in Managementpldanen

Die Managementpldne und die darin genannten
ErhaltungsmafBnahmen richten sich an den Frei-
staat Bayern und seine Behorden, nicht aber an
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den einzelnen Grundbesitzer. Eine Verbindlich-
keit, konkrete ErhaltungsmafBnahmen der jewei-
ligen Managementplane in die Forsteinrichtung
im Kommunalwald zu integrieren, besteht daher
nicht. Gleichwohl wird empfohlen, bei der Er-
stellung der Forsteinrichtungswerke die jeweils
einschldgigen Managementpldne als Informa-
tionsquelle heranzuziehen. Mégliche Konflikt-
felder mit dem Verschlechterungsverbot kénnen
so vorab identifiziert werden. Erhaltungs- und
WiederherstellungsmaBnahmen kénnen anerken-
nungsfahige AusgleichsmafBnahmen im Sinn des
Okokontos (siehe Nr. 2.4) umfassen. Bei Fragen
koénnen die Natura 2000-Sachbearbeiter der je-
weils zustdndigen unteren Forstbehorde einge-
bunden werden.

Okokonto

Fir die Durchfihrung von AusgleichsmaBnah-
men auf Waldflachen der Kérperschaft kénnen
im Rahmen der AuBenaufnahmen geeignete Aus-
gleichsflachen erfasst und naturschutzfachlich
sinnvolle AusgleichsmafBnahmen vorgeschlagen
werden. Die dabei entstehenden zuséatzlichen
Kosten sind zu 100 v. H. von der Kommune zu
tragen. Vereinbarungen dartber sind vor Ange-
botseinholung zu treffen und schriftlich zu doku-
mentieren. Die Vorschlage fiir Ausgleichsflachen
und die darauf durchzufiihrenden MafBnahmen
sind nicht verpflichtender Bestandteil des Forst-
wirtschaftsplanes bzw. Forstbetriebsgutachtens
und in einem Anhang zu dokumentieren. Aner-
kennungsfahige AusgleichsmaBnahmen miissen
uber das gesetzlich vorgeschriebene Niveau der
vorbildlichen Waldbewirtschaftung hinausge-
hen. Auf die vom Staatministerium fiir Landes-
entwicklung und Umweltfragen herausgegebene
Broschiire , Eingriffsregelung in der Bauleitpla-
nung. Bauen im Einklang mit Natur und Land-
schaft. Ein Leitfaden"”, 2. Auflage Miinchen 2003,
wird verwiesen.

Forstbetriebsgutachten

Forstbetriebsgutachten werden fiir kleinere Kor-
perschaftswalder (5 bis 100 Hektar) erstellt. Die
Forstbetriebsgutachten bestehen jeweils aus ei-
nem einfachen Text- und Tabellenteil, den Be-
standsbeschreibungen (Revierbuch) und den
dazugehoérenden Karten. Der Umfang des Forst-
betriebsgutachtens richtet sich nach Grée und
Bedeutung des Kérperschaftswaldes. Uber den
Umfang der Forstbetriebsgutachten entscheidet
im Einzelfall die untere Forstbehorde im Einver-
nehmen mit der Kérperschaft.

Der Textteil besteht aus folgenden Teilen:

— Zustandserfassung: kurze Charakterisierung
des Betriebs; in einfachen Fallen ist Formblatt
2 (vgl. Nr. 8 des Anhangs) ausreichend. Die
Vorratserhebung erfolgt in JP- und JD-Be-
stdnden mithilfe der Ertragstafeln, in AD- und
Endnutzungsbestdnden durch Reprasentativ-
aufnahmen (vgl. Tabelle 1 in Nr. 2.1.2.9.1), die
Zuwachsermittlung ebenfalls mithilfe der Er-
tragstafeln.
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— Erfolgspriifung: Gegeniiberstellung von Hiebs-
satz und Einschlag und kurze Ausfiihrungen
zum Erreichen der waldbaulichen Zielvorga-
ben sowie Besonderheiten im abgelaufenen
Zeitraum.

— Planung der kiinftigen Bewirtschaftung: hier
sind neben der Bestandsbeschreibung (Revier-
buch) ausreichend

¢ Hinweise auf waldbauliche Besonderheiten
und Arbeitsschwerpunkte,

¢ gutachtliche Festsetzung der Umtriebszeit,

 Ubersicht der Nutzungs- und Ertragsmég-
lichkeiten (Flachen- und Massensoll, Sorten-
anfall).

Die Hinweise zu Natura 2000 (Nr. 2.3) und zum
Okokonto (NT. 2.4) gelten sinngeméB auch fiir die
Forstbetriebsgutachten. Eine gestraffte verbale
Form gentigt; wo sinnvoll, sind stichwortartige
Angaben ausreichend.

Kartenunterlagen

Im Regelfall sind die Forsteinrichtungskarten in
Papierform und zusatzlich in geeigneter digitaler
Form (in der Regel Shape-Format) zu erstellen.
Die Anforderungen an Form, Format und Ausge-
staltung der Karten sind in dem der Angebotsein-
holung zugrunde liegenden Leistungsverzeichnis
zu beschreiben und im Werkvertrag zu verein-
baren.

Die Grundlage fir die kartenmédBige Erfassung
des Besitzstandes im Korperschaftswald bilden
die digitalen Flurkarten der Vermessungsverwal-
tung.

Die Forstbetriebskarte (Waldpflege- und Nut-
zungskarte), die den Waldbesitzstand der Kor-
perschaft zum Stichtag des Forstwirtschaftspla-
nes ausweist, ist moglichst als Waldpflege- und
Nutzungskarte im Mafstab 1:10.000 zu erstellen.
Die Forstbetriebskarte soll forstlich wichtige De-
tails klar und richtig wiedergeben und ist nach
Moglichkeit — insbesondere im bergigen Gelan-
de — mit Hohenschichtlinien zu versehen. Sie ist
zum Gebrauch fir den AuBlendienst beidseitig mit
einer wetterbestdndigen, wasserabweisenden Fo-
lie zu Uberziehen. Einzelheiten zur Anfertigung
der Forstbetriebskarte konnen Nr. 3 des Anhangs
entnommen werden.

Bei stark parzelliertem Waldbesitz ist zur Dar-
stellung der einzelnen Waldteile zuséatzlich eine
Ubersichtskarte beizugeben, in der die Waldun-
gen der Korperschaft und das Verkehrsnetz, ins-
besondere die Zufahrten zu den Distrikten (ein-
schlieBlich der mit Lkw befahrbaren Waldwege)
einzutragen sind.

Die notwendigen Kartengrundlagen (Flurkarten,
Hohenschichtlinienkarten, Luftbildkarten u. A.)
sind den Sachverstdandigen in digitaler Form zeit-
gerecht zur Verfligung zu stellen.

Organisation und Zustdandigkeiten

Mogliche Anlasse zur Erstellung von Forstein-
richtungswerken:

5.1

5.2

a) Das Ende der reguldren Laufzeit eines
Forstwirtschaftsplanes/-betriebsgutachtens
(§ 3 Abs. 1 KWaldV). Die zustandigen unteren
Forstbehérden erheben dazu jahrlich anhand
der Korperschaftswalddatei (Datensamm-
lung tiber die Korperschaftswalder), welche
Forstwirtschaftsplane/-betriebsgutachten zum
Ende des folgenden Jahres ablaufen.

b) Eine Prifung durch die untere Forstbehérde
nach zehn Jahren (Halfte der Laufzeit) eines
Forstwirtschaftsplanes/-betriebsgutachtens
ergibt die Notwendigkeit fiir eine vorzeitige
Erneuerung (§4 Abs. 2 KWaldV).

c) AuBerplanméaBige Umstande machen eine
Bewirtschaftung nach dem bisherigem
Forstwirtschaftsplan/-betriebsgutachten un-
moglich oder erschweren diese erheblich oder
wesentliche Anderungen der Bediirfnisse der
Korperschaft erfordern eine Erneuerung (§ 4
Abs. 3 KWaldV).

Einen detaillierten Uberblick {iber den reqularen
Ablauf der Forsteinrichtung (Variante a) gibt die
Nr. 6 des Anhangs.

Die Forstwirtschaftspldane und Forstbetriebs-
gutachten werden gemdaB Art. 19 Abs. 2 Satz 3
BayWaldG und § 2 Abs. 1 Satz 1 KWaldV im Ein-
vernehmen mit den Korperschaften von freibe-
ruflich tatigen Sachverstdndigen im Auftrag der
Forstbehodrden oder von diesen selbst erstellt.
Eine Erstellung von Forstwirtschaftsplanen oder
Forstbetriebsgutachten durch die unteren Forst-
behoérden selbst soll nur in Ausnahmeféallen erfol-
gen, insbesondere wenn geeignete freiberufliche
Sachverstandige nicht vorhanden oder nicht in-
teressiert sind.

Die Koérperschaft hat gemaB Art. 19 Abs. 2 Satz 4
BayWaldG 50 v. H. der dem Staat entstehenden
Kosten zu tragen. Sofern die Forstverwaltung
die Forstwirtschaftsplane oder Forstbetriebsgut-
achten selbst erstellt, fallen nur die planerischen
Tatigkeiten, die tiblicherweise von freiberuflich
tatigen Sachverstandigen wahrgenommen wer-
den, unter die Kostenpflichtigkeit gemaf Art. 19
Abs. 2 Satz 4 BayWaldG. Hierfur ist die gesetz-
liche Umsatzsteuer in Rechnung zu stellen und
abzufthren.

Einleitung der Forsteinrichtung

Die untere Forstbehorde teilt der betreffenden
Korperschaft rechtzeitig fiir die Haushaltsplanung
der Korperschaft mit, dass der Forstwirtschafts-
plan/das Forstbetriebsgutachten zur Erneuerung
ansteht und stellt das Einvernehmen mit der Kor-
perschaft her. Dabei ist die Kérperschaft umfas-
send uber den Ablauf des Verfahrens, Anzahl der
notwendigen Begdnge, den Kostenrahmen, ihre
Rechte (Einvernehmensregelung, Berticksich-
tigung besonderer Belange der Kommune) und
ihre Mitwirkungspflichten zu informieren.

Auftragsvergabe

Im Rahmen der verfiigharen Haushaltsmittel
ermdachtigen die koordinierenden Stellen die
unteren Forstbehdrden zur Auftragsvergabe im
jeweiligen Zustdndigkeitsbereich. Die unteren
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Forstbehorden legen die Vergabeart fest, fithren
die Vergabe im Einvernehmen mit der Kommu-
ne nach den einschldgigen Bestimmungen durch
und schlieBen einen Werkvertrag mit einem frei-
beruflichen Forstsachverstandigen ab. Hierzu
muss insbesondere das Leistungsverzeichnis
im Einvernehmen mit der Kérperschaft erstellt
werden. Die koordinierenden Stellen wirken ggf.
beratend mit.

Die Erstellung von Forstwirtschaftsplanen und
Forstbetriebsgutachten im Korperschaftswald ist
als freiberufliche Dienstleistung anzusehen und
kann daher unterhalb des EU-Schwellenwertes
freihdndig vergeben werden (vgl. § 1 Spiegel-
strich 2 VOL/A). Sofern der Umfang der Leistun-
gen unter dem in der Vergabeverordnung festge-
legten Schwellenwert liegt, konnen Auftrage nach
§ 1 Spiegelstrich zwei der VOL/A als freiberufliche
Leistung freihandig vergeben werden. Um einen
entsprechenden Wettbewerb sicherzustellen, sind
bei der Vergabe grundsatzlich jeweils mehrere
Bewerber, mindestens aber drei, zur schriftlichen
Angebotsabgabe aufzufordern. Der Angebotsein-
holung muss ein Leistungsverzeichnis zugrunde
liegen.

Bereitstellung von Datenmaterial

Die unteren Forstbehorden stellen den Sachver-
stdndigen die erforderlichen Unterlagen bzw. di-
gitalen Daten (z.B. Flurkarten, Hohenlinienkar-
ten, Luftbilder, Klimarisikokarten) zur Verfiigung.
Soweit die Korperschaft digitale Daten besitzt,
die den Amtern fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten nicht zur Verfiigung stehen, stellt
sie diese den Sachverstandigen zweckgebunden
und kostenfrei fiir die Durchfiihrung der Forst-
einrichtung zur Verfiigung. Im Werkvertrag sind
Umfang, Qualitdat und Aktualitat sowie Format
der zu ubergebenden Daten zu bezeichnen. Es
ist darzulegen, welche Stelle welche Daten zur
Verfliigung stellt. Ferner ist festzuhalten, dass die
Daten von den Sachverstandigen nur zum Zweck
der jeweiligen Forsteinrichtung verwendet wer-
den dtirfen.

Mitwirkung der Korperschaft

Im Rahmen der Vorbereitung fiir die AuBenar-
beiten haben die Koérperschaften rechtzeitig die
Grenzen im Geldande kenntlich zu machen. Der
Planfertiger hat Anspruch auf eine Einweisung in
die Lage der Waldungen. Von der Koérperschaft ist
spatestens bis zum Vertragsabschluss eine aktu-
elle flurnummernweise Zusammenstellung aller
zu bearbeitenden Forstbetriebsflachen/sonstigen
Flachen zu liefern. Schwebende Grundstiicksge-
schéfte sind zu bertcksichtigen. Auf § 5 Abs. 3
KWaldV wird verwiesen. Die Korperschaften
stellen auBlerdem das erforderliche Hilfsperso-
nal fir die Waldaufnahme (Art. 19 Abs. 2 Satz 5
BayWaldG). Hilfspersonal kann u. a. fiir folgende
einfache Tatigkeiten erforderlich sein: Freilegung
und Markierung von Eigentumsgrenzen und
Inventurpunkten, einfache Messungen unter
Anleitung, Transport von Geréten etc. Darunter
fallen aber nicht qualifizierte Tatigkeiten bei der
Waldaufnahme, die nur von speziell geschultem
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Personal durchgefiihrt werden kénnen, wie z. B.
eine selbststdandige Durchfiihrung einer Stichpro-
beninventur oder Leitung eines Inventurtrupps.

Grundlagenbegang

Der Ausarbeitung und Aufstellung des Forstwirt-
schaftsplanes hat regelmdBig eine Grundlagenbe-
sprechung mit Waldbegang (Grundlagenbegang)
vorauszugehen (§ 2 Abs. 2 KWaldV). Hierbei sind
unter anderem die folgenden Gesichtspunkte an-
zusprechen:

— Festlegung der zu bearbeitenden Flachen

— Methodik der Zustandserfassung (z. B. Fest-
legung der Ertragstafeln), Planungstechnik

— Ausgestaltung des Forstwirtschaftsplanes ein-
schlieBlich Karten und Revierbtiicher

— besondere Bedirfnisse und Zielsetzungen der
Korperschaft

— Grundziige der kiinftigen Bewirtschaftung
(z.B. Produktionszeit nach Baumarten und
Bestandsformen, Waldbauverfahren, Besto-
ckungsziele und Verjlingungsziele)

Das Ergebnis der Besprechung und des Wald-
begangs ist in einer Niederschrift festzuhalten,
die dem Forstwirtschaftsplan beizuheften ist.

Bei der Erstellung von Forstbetriebsgutachten
findet vor Aufnahme der Arbeiten auf Veranlas-
sung der unteren Forstbehorde ein Grundlagen-
gesprach zwischen der unteren Forstbehorde und
dem Sachverstandigen statt. Wenn es die untere
Forstbehorde fir erforderlich erachtet, kann das
Gesprach um einen gemeinsamen Begang des
Korperschaftswaldes erganzt werden. Vertreter
der Korperschaft sollen an dem Gesprach bzw.
Begang teilnehmen. Die Ergebnisse sind schrift-
lich festzuhalten.

Prifung und Abnahme der Planung

Nach Fertigstellung des Entwurfes des Forst-
wirtschaftsplanes bzw. Forstbetriebsgutachtens
legt der Sachverstandige diesen (inklusive aller
Anlagen) der unteren Forstbehorde zur fachlichen
Uberpriifung vor. Als MaBstab fiir die Uberprii-
fung gelten die in diesen Richtlinien festgeschrie-
benen Standards. Bei groBen Korperschaftswal-
dern und/oder besonderen Verhdltnissen (z.B.
betriebsweise Inventur, Standorterkundung)
kénnen auch Teile des Werkes durch die untere
Forstbehorde geprift und fachlich abgenommen
werden.

Vor Abgabe der abschlieBenden Stellungnahme
durch die Koérperschaft findet auf Wunsch der
Korperschaft ein féormlicher Abnahmebegang
statt (§ 3 Abs. 2 KWaldV). Besteht dieser Wunsch
nicht, kann bei Vorliegen entsprechender Griinde
ein Abnahmegesprach oder ein Abnahmebegang
durch die untere Forstbehotrde angeregt werden.

Nach Vorliegen der abschliefenden Stellungnah-
me der Korperschaft tibergibt die untere Forstbe-
hoérde den Entwurf an den Sachverstandigen zur
endgtltigen Fertigstellung.
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Verbindlichkeitserklarung

Nach der Fertigstellung des gesamten verein-
barten Leistungsumfangs wird das Forstein-
richtungswerk von der unteren Forstbehorde fur
verbindlich erklart (vgl. § 3 Art. 1 KWaldV). Die
Inrechnungstellung des Kostenbeitrags der Kor-
perschaft nach Art. 19 Abs. 2 Satz 4 BayWaldG
erfolgt gesondert durch eine Kostenrechnung.

Die endgtiltige Fassung des Forstwirtschaftspla-
nes bzw. Forstbetriebsgutachtens ist in mehrfa-
cher Ausfertigung zu erstellen und den folgenden
Akteuren zur Verfligung zu stellen:

— Korperschaft

— Betriebsleitung

Betriebsausfithrung

untere Forstbehorde (sofern nicht Betriebslei-
tung)

Vollzug der Forstwirtschaftspldne und Forst-
betriebsgutachten

Fiir den Vollzug der Forstwirtschaftspldne bzw.
Forstbetriebsgutachten gelten § 3 Abs. 3 und §5
KWaldV.

Uberpriifung und Ergdnzung von Forstwirt-
schaftspldanen und Forstbetriebsgutachten

§4 Abs. 2 KWaldV sieht eine Uberpriifung der
Forstwirtschaftsplane und Forstbetriebsgutach-
ten nach Ablauf von zehn Jahren vor (,,Zwischen-
revision"). Diese Regelung zielt darauf ab, dass
den Korperschaften moglichst aktuelle Planungs-
grundlagen zur Verfiigung stehen. So kénnen die-
se auch an notwendige Anderungen der naturalen
Grundlagen zeitnah angepasst werden. Die Zwi-
schenrevision tragt mit dazu bei, die vorbildliche
Bewirtschaftung des Korperschaftswaldes sicher-
zustellen. Zur Umsetzung von § 4 Abs. 2 KWaldV
werden folgende Hinweise gegeben:

Die Zwischenrevision liegt in der Verantwortung
der ortlich fiir den jeweiligen Kommunalwald zu-
standigen unteren Forstbehorde. Die Durchfiih-
rung der Zwischenrevision ist verbindlich.

Das Vorgehen hangt mafBgeblich von dem jewei-
ligen Anderungs- bzw. Erganzungsbedarf ab.
Folgende Falle sind denkbar:

a) Keine Erganzungen erforderlich

Die zustandige untere Forstbehorde dokumen-
tiert in diesem Fall die Uberpriifung und tragt
dies in der Korperschaftswalddatei vor. Die
Korperschaft wird schriftlich tiber das Ergebnis
der Uberpriifung informiert. Diese Mitteilung
stellt keinen Verwaltungsakt dar (kein Rechts-
behelf erforderlich).

b) Erganzungen in geringem Umfang erforder-
lich

7.

Dies ist z. B. der Fall bei einer pauschalen Neu-
festsetzung des Hiebssatzes und Anderungen
der waldbaulichen Planung in einzelnen Be-
stdnden. Die Ergdnzungen werden von der
unteren Forstbehorde selbst erstellt. Die tiber-
arbeitete Planung wird durch die untere Forst-
behorde fiir den Rest der reguldren Laufzeit fiir
verbindlich erklart, nachdem die abschlieBen-
de Stellungnahme der Korperschaft eingeholt
wurde (§ 3 Abs. 2 Satz 1 KWaldV). Der Korper-
schaft entstehen hierfiir keine Kosten.

c) Erganzungen in groBerem Umfang erforder-
lich
Dies umfasst z. B. die Anpassung der waldbau-
lichen Planung in zahlreichen Bestdnden, die
Neuerstellung der Wirtschaftskarte, groiere
Flachendnderungen, Naturkatastrophen oder
Schadlingskalamititen oder wesentliche Ande-
rung der Bediirfnisse der Koérperschaft. Hierfiir
gilt Nr. 5 dieser Richtlinien entsprechend.
Die tiberarbeitete Planung wird durch die un-
tere Forstbehorde fiir den Rest der reguldren
Laufzeit (bei Wiederholungsinventuren fiir
zehn Jahre) fiir verbindlich erklart, nachdem
die abschlieBende Stellungnahme der Kor-
perschaft eingeholt wurde (§ 3 Abs. 2 Satz 1
KWaldV). Betragt die Restlaufzeit des Opera-
tes weniger als fiinf Jahre, ist eine vorzeitige
Erneuerung (vgl. Buchst. d) in Erwagung zu
ziehen.

d) Vorzeitige Erneuerung des Operates
Falls Anderungen in der Planung erforderlich
werden, die nicht mehr im Rahmen einer Zwi-
schenrevision bewaltigt werden konnen, ist das
Operat vorzeitig zu erneuern. Hierfuir gilt das
Verfahren nach §§2, 3 KWaldV. Hierfir gilt
Nr. 5 dieser Richtlinien entsprechend.

Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

Diese Richtlinien treten am 1. Februar 2012 in
Kraft. Mit Ablauf des 31. Januar 2012 treten die
Zusammengefassten Bestimmungen zur Erstel-
lung von Forstwirtschaftspldénen und Forstbe-
triebsgutachten fiir den Koérperschaftswald in
Bayern (FE-K6W 1982) aus dem Jahr 1982 aufBier
Kraft.

Diese Richtlinien wurden in enger Abstimmung
mit den kommunalen Spitzenverbanden, dem
Bayerischen Waldbesitzerverband und dem Bay-
erischen Bauernverband sowie den Berufsverban-
den erstellt. Sie sollen die bewdhrte Tradition der
Forsteinrichtung im bayerischen Korperschafts-
wald mit modernen Mitteln fortsetzen, damit der
Wald auch fir kiinftige Generationen seine viel-
faltigen Leistungen nachhaltig erfiillen kann.

Georg Windisch
Ministerialdirigent
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Anhang

zu den Richtlinien fiir die Forsteinrichtung im Koérper-

schaftswald (FER-KoW 2012) vom 10. Januar 2012

Inhaltsverzeichnis

1.
1.1
1.2
1.3
2.

»

4.1
4.2

1.1

Erlauterungen zur Erstellung des Revierbuchs
Beschreibungsmerkmale

Planungsgrofien

Angaben zur Einheitsbewertung

Hinweise zur flurnummernweisen Zusammen-
stellung nach Gemeinden und Gemarkungen im
Korperschaftswald (Formblatt 1)

Hinweise zur Fertigung der Forstbetriebskarte
Sonderbestimmungen fiir Nieder-, Mittel- und Uber-
gangswadlder

Erhaltung von Nieder- und Mittelwald
Ubergangswald

Regelablauf Forsteinrichtung

Mustergliederung Forstwirtschaftsplan
Formblatter

Erlduterungen zur Erstellung des Revierbuchs

Das Revierbuch enthdlt die Ergebnisse der bestands-
weisen Erhebungen und Planungen (Beschreibungen
und MaBnahmen) sowie die Nachweisungen der ge-
tatigten MaBnahmen. Es wird in Papierform oder in
elektronischer Form als Datei zur Verfigung gestellt.

Die wichtigsten in Nr. 2.2 der Richtlinien genannten
Beschreibungsmerkmale und PlanungsgréBen werden
im Folgenden naher beschrieben.

Beschreibungsmerkmale
— Waldort

Zur Beschreibung des Waldortes sind die Bezeich-
nungen der Elemente des Waldeinteilungsnetzes
heranzuziehen (z.B. II 3 al).

— Flache

Die Flache ist in zehntel Hektar anzugeben.

— Bestandsform

Bei der Bestandsform ist die flihrende Baumart an
erster Stelle zu nennen. Die nachsthdufigen haupt-
standigen Mischbaumarten sind an zweiter bzw.
dritter Stelle aufzunehmen. Voraussetzung daftir,
dass eine Baumart als Mischbaumart erwahnt wird,
ist, dass sie mindestens fiinf v. H. der Flache des Be-
stands einnimmt. Dartliber hinaus ist der vorhande-
ne Nebenbestand anzugeben (z. B. Kiefern-Larchen-
Buchenbestand mit Buchennebenbestand bzw. Kie/
La/Bu/Bu).

Umfang der Schutzfunktionen und Funktionen nach
Waldfunktionsplanung

Der Umfang der eventuell gegebenen Schutzfunk-
tionen sowie der Funktionen nach Waldfunktions-
planung ist unter Anschatzung des Flachenanteils
anzugeben. Dabei sind die in den Nrn. 2.1.2.6 und
2.1.2.7 der Richtlinie aufgefiihrten Kurzbezeichnun-
gen zu verwenden.

Alter

Das Alter ist durch Fortschreibung zuverlassiger
friherer Altersangaben oder durch Zahlung der
Jahrringe bzw. Astquirle, notfalls auch durch Schat-
zung, moglichst genau zu ermitteln. Das Bestands-
alter ist als flaichengewogenes Durchschnittsalter
(J.) anzugeben und um die Angabe der Altersspanne

zu ergdnzen, z. B. ,,100 J. (70-120)". Bei ausgeprag-
ten Altersunterschieden einzelner Baumarten (z. B.
Uberhalter) sind diese gesondert anzugeben.

Baumartenanteile

Die Baumarten sind, sofern nicht im Rahmen der
Waldinventur ausreichend genau ermittelt, in finf-
v.-H.-Stufen nach ihren geschéatzten Flachenantei-
len anzugeben. Begleitbaumarten, die auf weniger
als funf v. H. der Flache vorkommen, sind in Klam-
mern aufzufithren und mit den Attributen zahlrei-
che (,,z."), mehrere (,m.") bzw. einzelne (,,e.") zu
versehen.

Ertragsklassen

Die Ertragsklassen sind fir jede Baumart, die mit
einem entsprechenden Flachenanteil (siehe oben)
vorgetragen ist, aufgrund von ausreichenden und
reprasentativen Hohenmessungen durch Ertrags-
tafelvergleich zu erheben. Fir die Ermittlung der
Ertragsklassen soll die den oOrtlichen Wuchsver-
haltnissen am besten angepasste Ertragstafel aus
den ,Hilfstafeln fir die Forsteinrichtung”, heraus-
gegeben vom Staatsministerium fiir Erndahrung,
Landwirtschaft und Forsten 1990, verwendet wer-
den. Eine gutachterliche Anpassung der Ertragsta-
felwerte an die tatsachlichen Gegebenheiten kann
ggf. erforderlich sein.

Ertragsklassen und Bestockungsgrade fir die
Nadelbdaume Fichte und Kiefer, die nicht auf den
Ertragstafeln von Wiedemann ,MaBige Durch-
forstung" beruhen, sind auf die Angaben dieser
Ertragstafeln fiir Zwecke der Einheitsbewertung
umzurechnen (es gentigen hierfuar Durchschnitts-
werte fiir Altersstufen). Fiir Pappel sind zum Zweck
der Einheitsbewertung die in Anlage 7 zu Ab-
schnitt 4.13 Abs. 2 der Richtlinien fur die Bewer-
tung des land- und forstwirtschaftlichen Vermogens
(BewR L) enthaltenen Ertragstafeln fiir Wirtschafts-
pappel anzuwenden.

Vorrate und Zuwachse der Baumarten

Vgl. Ausfihrungen Nr. 2.1.2.12 der Richtlinien.

Vorausverjlingung in Verjingungsbestdnden

Fur den Fall, dass gesicherte und zielgeméaBGe Na-
turverjingungen bzw. Voranbauten unter Schirm
vorhanden sind, sind diese in zehn-v.-H.-Stufen an-
zugeben (z. B. 50 v. H. der Flache Naturverjiingung
von 50 v. H. Buche und 50 v. H. Tanne) und ihre un-
gefahre flachenméBige Ausdehnung kartenmaBig
durch Schraffur darzustellen.

Bestockungsgrad

Der Bestockungsgrad stellt das Verhdltnis der
Grundflache oder Masse des gegebenen Bestands
zu den Angaben fiir den jeweils entsprechenden Er-
tragstafelbestand dar.

1.2 PlanungsgroBen

— Nutzungsarten

Jede Waldflache in regelmdBigem Betrieb
(WiWi.r. B.) ist einer der folgenden Nutzungsarten
zuzuordnen:
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Vornutzung

a) Jungbestandspflege (JP)
MafBnahmen in Bestdnden zur Jungwuchs- und
Dickungspflege (Sicherungsphase, Differenzie-
rung und beginnende Qualifizierung).

b) Jungdurchforstung (JD)
Pflegeeingriffe in Bestanden, die nach den
Grundsatzen der Auslesedurchforstung zu be-
handeln sind (Qualifizierungsphase).

c) Altdurchforstung (AD)
Pflegeeingriffe in Bestdanden, in denen der Kro-
nenausbau und die Férderung des Durchmes-
serwachstums im Vordergrund stehen (Dimen-
sionierungsphase).

d) Uberfiithrungsdurchforstung (UD)
Pflegeeingriffe in Nieder- und Mittelwaldbestan-
den, die in Hochwald uberfiihrt werden.

Endnutzung

a) Verjungungsnutzung (VJ)
MaBnahmen in Bestdnden, die im Planungszeit-
raum ganz oder auf Teilflachen verjungt werden.
Der Auszug von Altbdumen tiber gesicherter
Verjungung zahlt zur Verjingungsnutzung; das
Gleiche gilt fur die gezielte abschlieBende Kro-
nenpflege von Samenbdumen.
Die Verjiingungsnutzung ist nach der beabsich-
tigten Verjingungsform zu untergliedern in
* Verjingung auf ganzer Flache (VJ),
* Verjungung auf (ideeller) Teilflache (VJT).

b) Plenternutzung (PL)
MaBnahmen in Bestdnden, die einen ungleichalt-
rigen, stufigen Bestandsaufbau aufweisen und
nach den Grundsatzen der Einzel- bzw. Grup-
penplenterung zu behandeln sind.

¢) Langfristige Behandlung (LB)

MabBnahmen in Bestdanden, deren Strukturviel-
falt langfristig durch kleinflachige Verjingungs-
und Pflegeeingriffe erh6ht bzw. erhalten werden
soll. Hierunter fallen auch Eichentberfiihrungen
sowie aus Naturschutzsicht besonders wertvolle
Einzelbestande, die in ihrem Bestandsaufbau
erhalten werden sollen.

d) Umbau (UB)

MafBnahmen in nicht hiebsreifen Bestanden,
die durch Naturereignisse (z. B. Schneebruch,
Sturm), Krankheiten oder sonstige Einwirkungen
(z.B. Immissionen) so stark geschédigt wurden
oder deren Bestockung nach genetischem Poten-
tial, Ausformung oder Funktionentauglichkeit
in keinem Verhaltnis zur standértlichen Leis-
tungskraft oder zu den o¢rtlich gegebenen Vor-
rangfunktionen steht. In der Regel werden auf
ganzer Flache oder auf Teilflachen Verjiingungs-
maBnahmen erforderlich, um standortgemaSe,
stabile Nachfolgebestockungen zu erzielen.

e) Umwandlung (UW)
VerjingungsmaBnahmen (nattrliche oder
kiinstliche) in geringwertigen, vorratsarmen,
wuchsmiiden Stockausschlagsbestdanden, die
die Standortskraft nicht ausnutzen, unter Wech-
sel der Betriebsart. Bei kleinflachigem Wechsel
verschiedenwertiger Bestockungsteile oder von
der GroBe der umzuwandelnden Flache her kann

unter Umstdnden Umwandlung auf Teilflache
(UWT) geboten sein. Umwandlungsbediirftige
Bestdande, die im Planungszeitraum noch nicht
verjingt werden kénnen, sind vorerst in die AD
(Ruckstellungs-AD) zu stellen.

Der Endnutzung werden ferner zugeordnet:

f) Ausstockung (AU)
MafBnahmen auf Flachen, die voriibergehend
oder dauernd der Holzproduktion entzogen wer-
den (z.B. fur Pflanzgérten, Trassenaufhiebe).

g) Unbestockte Flachen (u)
Flachen, die im Planungszeitraum kiinstlich oder
nattrlich wiederbestockt werden sollen.

Entnahmesatz

Nutzungsmoglichkeiten (in Erntefestmeter/Hektar)
innerhalb des Bestands/Stratums im Planungszeit-
raum. Der Holzanfall auf Pflege- und Riickegassen
ist bei der Herleitung mit zu berticksichtigen.

Zu pflegende Flache

Gesamtflache des Bestands abztglich der in Hiebs-
ruhe stehenden Teilflachen. Die Multiplikation der
zu pflegenden Fldache mit dem Pflegeumlauf ergibt
das Pflegeflachensoll im Planungszeitraum.

Pflegeumlauf

Zahl der Pflegedurchgédnge im Planungszeitraum.
Dringlichkeit

Die Pflegedringlichkeit kann durch die Angaben
,dringlich"”, ,normal" oder ,riickstellbar” gekenn-
zeichnet werden. Pflegedringlich sind alle Vornut-
zungsbestdnde, in denen innerhalb der néachsten
drei Jahre nach Laufzeitbeginn der Forsteinrichtung
MaBnahmen durchgefiihrt werden sollen. Bestédnde,
in denen im Planungszeitraum aus waldbaulichen
oder ertragskundlichen Griinden keine Nutzung
moglich ist, sind in ,,Hiebsruhe" zu stellen.

Bestockungs- (BZ) und Verjiingungsziel (VZ)

Das Bestockungsziel beschreibt die Bestandsform
zu Beginn der Altdurchforstung. Im Verjingungs-
ziel wird die anzustrebende Baumartenmischung
der gesicherten Verjingung vor Eintritt in die
Dickungsphase in Standraumprozenten (in finf-
v.-H.-Stufen) zahlenmaBig fiir den gesamten Be-
stand festgelegt.

Pflanzverjingungsziel (PVZ)

Anteil einer Baumart an der Bestandsflache, der im
Planungszeitraum tiber Pflanzung oder Saat rea-
lisiert werden soll.

Pflege in der Vorausverjingung (Pflege VVJ)
Voraussichtlich notwendige Pflegemafinahmen in
der Vorausverjiingung werden als Flachensoll fest-
gelegt.

Haubarkeitsertrag und Nutzungsquote

In Verjingungsbestanden wird die im Planungs-
zeitraum fir eine zielgemédBe Verjingung erfor-
derliche Entnahmemenge festgelegt. Sie wird als
Nutzungsquote (Massenquote) in Prozent des Hau-
barkeitsertrags (durchschnittlicher Vorrat je Hektar
des Bestands/Stratums zuziiglich des laufenden Zu-
wachses innerhalb des halben Planungszeitraums)
angegeben. Die Nutzungsquote ist so zu bemessen,
dass das Holz der zu verjingenden Bestdnde ern-
tereif ist sowie Naturverjingungsmoglichkeiten
sinnvoll ausgenutzt, die je nach Standorten und
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Funktionen notwendigen Mischbaumarten recht-
zeitig eingebracht und besondere Belange der Land-
schafts- und Bodenpflege und des Naturschutzes
berticksichtigt werden kénnen. Die Nutzungsquote
enthdlt auch die Entnahmemenge fiir erforderliche
Pflegeeingriffe.

— Verjungungssollflache
Ideeller (bzw. absoluter) Anteil der Flache des
Gesamtbestands, der im Planungszeitraum mit
zielgerechter, gesicherter Verjingung gedeckt sein
soll.

— Waldbauliche MafBnahmen

Unter diesem Punkt kénnen in Verjingungsbe-
stdnden kurz das Verjingungsverfahren, die Ver-
jingungsart (Natur- oder Kunstverjingung) sowie
evtl. erforderliche unterstiitzende MaBnahmen (z. B.
Z&unung, Bodenbearbeitung, Diingung) beschrie-
ben werden. Fir Vornutzungsbestdnde gentigt ein
Hinweis auf Schwerpunkte der Pflege.

Angaben zur Einheitsbewertung

Die Ansprache eventueller Bestandsschaden sowie be-
sonderer Gilitemerkmale des Holzes bei der Kiefer hat
sich auf nachstehende Kriterien zu beziehen:

— Rotfaule- und Schalschaden bei der Fichte, wenn
uber zehn v. H. der Stamme rotfaul sind (unter An-
gabe des Rotfauleanteils in zehn-v.-H.-Stufen).

— Splitterschaden an Fichte, Kiefer, Pappel (Angaben
in zehn-v.-H.-Stufen).

— Besondere Giitemerkmale des Holzes bei der Kiefer,
falls mehr als 20 v. H. des Stammbholzes eine bessere
oder mehr als 20 v. H. eine schlechtere durchschnitt-
liche Giiteklasse als B erwarten lassen (Angabe in
zehn-v.-H.-Stufen; z. B. Kiefer 50 v. H., Kiefer mit
30 v. H. Wertholz).

Hinweise zur flurnummernweisen Zusammenstel-
lung nach Gemeinden und Gemarkungen im Korper-
schaftswald (Formblatt 1)

Die im Besitz der Kérperschaft befindliche, zum Forst-
betrieb gehorende Flache (Gesamtflache GF) ist zu
gliedern nach

— Forstbetriebsflache (FBFI) und
— sonstigen Flachen (SF).

Zur Forstbetriebsflache rechnen die Fldachen, die dem
forstlichen Betrieb dienen und keine eigenwirtschaft-
liche Bedeutung haben. Sie wird in Holzboden (HB)
und Nichtholzboden (NHB) gegliedert.

Der Holzboden umfasst die dauernd zur Holzerzeu-
gung bestimmte Flache einschlieBlich der Wege,
Schneisen, Leitungstrassen und Graben — jeweils bis
zu finf Meter Gesamtbreite —, der Wasserlaufe sowie
anderer unbestockter Flachen, deren Grof3e den Zu-
sammenhang der Bestockung nicht wesentlich unter-
bricht.

Der Holzboden wird in Wirtschaftswald in regelma-
Bigem Betrieb (WiWi.r. B.) und Wirtschaftswald au-
Ber regelméaBigem Betrieb (WiW a. 1. B; vgl. Nr. 1.2)
unterteilt.

Nichtholzboden sind die tibrigen Flachen innerhalb
der Forstbetriebsflache, die nicht direkt der Holzer-
zeugung dienen, deren Grofie den Zusammenhang
der Bestockung aber nicht wesentlich unterbricht und

die keine eigene wirtschaftliche Bedeutung haben,
namlich:

— stadndige Forstpflanzgéarten, wenn mehr als zwei
Drittel der erzeugten Pflanzen im eigenen Forstbe-
trieb verwendet werden,

— Samenplantagen,

— Betriebs- und Dienstgebdaude mit Umgriff (Haus-
gérten bis ca. 0,1 Hektar), soweit sie im forstbetrieb-
lichen Einheitswert enthalten sind,

— Schneisen, Wege, Schutzstreifen, Graben usw. tiber
funf Meter Breite,

— Flachen mit besonderen Sozialfunktionen in Ei-
genregie (Parkplatze, Rastplatze, Spielpldtze ohne
Bestockung, Skiabfahrten usw.),

— Trassen von Versorgungsleitungen mit Aufhieb tiber
finf Meter Breite,

— Wildwiesen und Wildacker ohne Wertzahl im Lie-
genschaftskataster,

— Abbauland in Eigenbetrieb (soweit die abgebaute
Bodensubstanz tiberwiegend im eigenen Forstbe-
trieb nutzbar gemacht wird),

— Holzlagerplatze.

Zu den sonstigen Flachen rechnen alle Flachen, die
dem Forstbetrieb nicht dienen:

— bewirtschaftete landwirtschaftliche Flachen (z.B.
Pachtwiesen, -acker, Almen, einschl. der Wirt-
schaftswege auBerhalb des Korperschaftswaldes
unter finf Meter Breite, Hausgarten tiber 0,1 Hekt-
ar; vgl. Nr. 2.11 des Mantelbogens EW 500),

— nicht bewirtschaftete landwirtschaftliche Grenzer-
tragsboden mit Wertzahl (vgl. Nr. 2.11 des Mantel-
bogens EW 500),

— fischereiwirtschaftliche Wasserflachen (Wasserfla-
chen, auf denen die Koérperschaft ein Fischereirecht
austiibt oder austiiben lasst, sowie Wasserflachen, auf
denen Teichwirtschaft oder Fischzucht moéglich ist;
vgl. Nr. 2.5 des Mantelbogens EW 500),

— sonstige Wasserflachen (unproduktive Wasser-
flaichen, Damme, Uferstreifen; vgl. Nr. 2.62 des
Mantelbogens EW 500),

— Moore (soweit nicht Abbauland), Odland und Hei-
deflachen, ausgeschiedene WeidebloBen und Wie-
sen ohne Wertzahl (vgl. Nr. 2.61 des Mantelbogens
EW 500),

— Fels, Kies- und Schotterbanke, Plaiken, aufgelasse-
ne Kiesgruben u. a. (vgl. Nr. 2.62 des Mantelbogens
EW 500),

— verpachtetes Abbauland (Steinbriiche, Kies-, Ton-,
Sandgruben, Torfstiche; vgl. Nr. 2.7 des Mantel-
bogens EW 500),

— landwirtschaftliche Hof- und Gebdaudeflachen ein-
schlieBlich Hausgarten bis 0,1 Hektar (vgl. Nr. 2.81
des Mantelbogens EW 500),

— Wirtschaftswege aulerhalb des Korperschaftswal-

des tiber fiinf Meter Breite, Hecken, Grenzraine u. a.
(vgl. Nr. 2.82 des Mantelbogens EW 500),

— vermietete Gebaude, die nicht der Land- und Forst-
wirtschaft dienen (mit Umgriff bis 0,1 Hektar),

— Erbbaugrundstticke,

— verpachtetes Kleingartenland,
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— sonstige verpachtete Flachen (Sportplatze, Cam-
pingpldtze, Liegewiesen, Seilbahntrassen, Skiab-
fahrten u.a.),

— Wildwiesen und Wildacker mit Wertzahl im Liegen-
schaftskataster,

— Kurzumtriebskulturen und Christbaumkulturen
(soweit nicht Wald im Sinn des BayWaldG),

— Latschenfelder und Spirkenbestockungen auf Moo-
ren und im Hochgebirge, die nach dem Waldgesetz
fur Bayern zur Waldfldache zahlen.

Hinweise zur Fertigung der Forstbetriebskarte

Die Karte wird im MafBstab 1:10.000 gefertigt. Bei
kleinen Betrieben kann auf Wunsch der Koérper-
schaft auch der MaBstab 1:5.000 verwendet werden.
Die Forstbetriebskarte soll forstlich wichtige Details
klar und richtig wiedergeben und ist nach Mdoglich-
keit — insbesondere im bergigen Gelande — mit Ho-
henschichtlinien zu versehen. Im Regelfall ist die
Forstbetriebskarte in Papierform sowie in geeigneter
digitaler Form (Shape-Datei) zur Verfligung zu stellen.
Zum Gebrauch fiir den AuBlendienst ist die Karte in
Papierform beidseitig mit einer wasserabweisenden
Folie zu tiberziehen.

Auf der Forstbetriebskarte werden alle zum Forst-
betrieb der Korperschaft gehdrenden Flachen erfasst.
Sonstige Flachen, die kein Wald im Sinn des Wald-
gesetzes sind, werden nur erfasst, wenn sie im raum-
lichen oder betrieblichen Zusammenhang mit dem
Korperschaftswald stehen. Die verschiedenen Elemen-
te des Waldeinteilungsnetzes (Distrikte, Abteilungen,
Unterabteilungen, Bestdande) sind in der Karte gemé&B
Nr. 2.1.2.2 der Richtlinien zu bezeichnen und zu num-
merieren. Die Grenzen der einzelnen Elemente sind
vollstandig und richtig wiederzugeben. Die Besitz-
grenzen sind inklusive der Grenzsteine und — soweit
verfligbar — deren Nummern darzustellen.

Besondere Schutz- und Sonderfunktionen (z.B. Er-
holungswald nach Waldfunktionsplanung der Inten-
sitatsstufe I, Wasserschutzgebietszonen, Schutzwald
nach Art. 10 Abs. 1 BayWaldG, Naturschutzgebiete,
FFH- und SPA-Gebiete, Kultur- und Naturdenkma-
ler u.a.) sind kartenméBig zu erfassen, wenn sie den
Forstbetrieb im Planungszeitraum wesentlich beein-
flussen.

Mit Lkw befahrbare Wege, Riickewege, Schneisen so-
wie Leitungstrassen sind vollstandig und lagegenau
darzustellen. Geldufige Wegebezeichnungen sind in
die Karte zu tibernehmen. Auf eine vollstandige und
richtige Wiedergabe der Uberhalter und Nachhiebsres-
te sowie baulicher Anlagen (z. B. Schutzhiitten, Wind-
rader, Mobilfunkmasten) ist zu achten.

Die verschiedenen Nutzungsarten sind gemall den
Vorgaben des Planzeichenkatalogs darzustellen. In
der Vornutzung kann farblich zwischen Bestanden mit
flihrendem Nadelholz (heller Farbton) und fiihrendem
Laubholz (dunkler Farbton) unterschieden werden.

Zur naheren Charakterisierung der Bestande konnen
die Bestandsformen eingetragen werden. Bei Bedarf
konnen ferner die Baumartenanteile je Bestand (ab
finf v. H.) sowie das Durchschnittsalter in die Forst-
betriebskarte eingetragen werden. Die Eintragungen
diirfen die Ubersichtlichkeit des Kartenbildes nicht
beeintrachtigen.

Angrenzende Grundstiicke und Wege sind entspre-
chend den Signaturen der topografischen Karte mit
aufzunehmen (AuBendetail). Dabei sind umliegende
Waldflachen mit einem hellen Griinton einzufarben
und mit Lkw befahrbare Wege als solche zu kenn-
zeichnen.

Der kartenmaBigen Darstellung des Forstbetriebs ist
der nachfolgende Planzeichenkatalog zugrunde zu
legen.

CMYK CMYK
Legendensymbol |Grundfarbe  |Signatur
Nutzungsarten
a) Vornutzung
Jungbestandspflege 17,0,49,8
Jungdurchforstung 48,15,0,9
Altdurchforstung 6,56,46,5
Uberfiihrungsdurchforstung 75,45,60,0
b) Endnutzung
Unbestockte Flache 12,12,24,2
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CMYK CMYK

Legendensymbol |Grundfarbe Signatur
Zur Verjiingung eingereihte Fliache - 0,0,0,59
Verjiingung auf Teilfliche 0,0,0,25

0,0,0,59
Bestandsinnenarbeit (Verjiingung auf ideeller Teilfldche) 7// 0,0,0,20 0,0,0,49
Verjiingungsnutzung (mit abschlieBender Kronenpflege) 0,0,0,25
Plenternutzung - 40,60,20,0
Langfristige Behandlung - 9,61,7,7
Eicheniiberfiihrung @ 0,0,0,25 15,60,7,7
Umbau (z. B. in der JD) - 48.15,0,9 0,0,0,49
Umbau auf Teilfliche (z. B. in der ID) - 48,15,0,9 0,0,0,49
Umwandlung I 0,30,80,0
Umwandlung auf Teilfliche 0,0,0,0 0,30,80,0
¢) Zusitzliche Signaturen im Hochgebirge
u-Flichenanteil im Bestand > 30 v. H. (z. B. in der LB) V// 9,61,7,7 0,0,0,0
NHB/SF-Anteil im Bestand > 30 v. H. (z. B. in der AD) - 6,46,46,5 17,33,42,25
Anteil von Latschenfeldern > 30 v. H. (z. B. in der LB) - 9,61,7,7 70,80,45,0
d) Ubrige Nutzungsarten

AuBerregelmiBiger Betrieb (a. r. B.) 3,0,10,0 55,30,0,3
Nichtholzboden - 8,25,47,15
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CMYK CMYK

Legendensymbol |Grundfarbe  |Signatur
Sonstige Fliachen 17,33,42,25
Schiitzen und Pflegen 0,0,55,0
Latschenfelder, Griinerlen 35,20,17,7
Berechtigungsalmen/-alpen 40,10,100,0 10,0,0,69
Niederwald 29,29,70,0
Mittelwald 29,29,70,0 6,56,46,5
Buschwald 0,0,0,0 45,70,80,5

Schutzkategorien

Schutzwald nach Art. 10 Abs. 1 BayWaldG 0,100,23,0
Wasserschutzgebiet (engere Schutzzone) 90,45,25,0
Wasserschutzgebiete (weitere Schutzzone) 90,45,25,0

FFH-Gebiet 55,85,100,0
&\\\\\\\\'
SPA-Gebiet 2 Gebiets:hr [0,33,100,0
/
Urssssssssy
Naturschutzgebiet = 80,45,70,0
: NSG
FEEEEEER
Naturwaldreservat § 100,34,48,0
\\\\\\\\\\\\\
Erholungswald WFP Intensitétsstufe I bzw. nach Art. 12 i 100,55,70,0

BayWaldG

Besitzgrenzen/Waldeinteilung

Grenze des Korperschaftswaldes

Grenze Betriebsklasse
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CMYK CMYK
Legendensymbol |Grundfarbe Signatur
Distriktsgrenze
Abteilungsgrenze

Unterabteilungsgrenze

Bestandsgrenzen

strichliert/Schneise
Steig

Riickeweg

Zusammenpunktierung (ErschlieBung trennt nicht den Be-
stand)

Einpunktierung

Verkehrsanlagen

Lkw-Weg

Sommerweg

Riickeweg (schlepperfahrbar)

Riickegasse/Schneise

Steig

Bahnlinie

Sonstiges

Gesicherte Vorausverjiingung

78,34,100,0

Nachhiebsreste

00
o

Uberhilter

Dringliche Bestéinde

Bestdnde mit naturnaher Baumartenzusammensetzung

Zaun
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CMYK CMYK
Legendensymbol |Grundfarbe Signatur

Hiitte

4
Gebéude

|
Kabel
Wasserleitung
Elektrische Erdleitung

Elektrische Uberlandleitung

Gas-Leitung

Parkplatz

Ruine

Besonderer Einzelbaum

Naturdenkmal

Kulturdenkmal

Briicke

Steinbruch, Kiesgrube

neaaR

Mobilfunkmast [H
Windrad _1(
Gewidsser ‘
Nassboden ==
Quelle
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CMYK CMYK
Legendensymbol |Grundfarbe Signatur
Graben ganzjdhrig wasserfithrend
Graben zeitweise wasserfithrend
Rettungspunkt
&

Sonderbestimmungen fiir Nieder-, Mittel- und Uber-
gangswalder

Erhaltung von Nieder- und Mittelwald

Bei Vorkommen von Nieder- und Mittelwaldern sollte
ihre Erhaltung angestrebt werden (hoher 6kologischer
und waldgeschichtlicher Wert, bestehende Nutzungs-
rechte). Hier ist bei der Zustandsaufnahme und Pla-
nung wie folgt vorzugehen:

Betriebsklasse

Treten in einem Forstbetrieb neben Bestanden des
schlagweisen Hochwaldes in bedeutendem Umfang
auch Nieder- und Mittelwaldbestande auf, so sind die-
se aufgrund ihrer speziellen waldbaulichen Behand-
lung sowie der Ergebnisse der Zustandsaufnahme und
der Planung durch Ausweisung einer Betriebsklasse
gesondert darzustellen.

Bestandsausscheidung

Die Bestandsausscheidung soll moglichst groBzigig
erfolgen. Fir die Abgrenzung gentigen im Allgemei-
nen Wege, Schneisen, Gewdsser und Ahnliches.

Zustandsaufnahme

In den Bestdnden sind die Baumartenanteile, bei Be-
darf getrennt fiir Oberholz und Unterholz, zu schatzen.
Die Alter sind als Durchschnittsalter fiir Oberholz und
Unterholz getrennt zu ermitteln. Der Flachenanteil von
Oberholz und Unterholz ist anzuschatzen und bei Be-
darf in einer Altersklassentibersicht vorzutragen.

Umtrieb

Der Oberholzumtrieb richtet sich nach den vorherr-
schenden Baumarten und dem Betriebsziel; der Un-
terholzumtrieb nach den o6rtlichen Notwendigkeiten
und der Ausschlagfahigkeit der Stocke.

Waldpflege- und Nutzungsplan, Nutzungsgang

Im Revierbuch ist nach Oberholz- und Unterholznut-
zung zu trennen. Der Nutzungsgang und die Hiebs-
wiederkehr sind fiir die einzelnen Bestdande festzule-
gen.

Hiebssatz

Fur die Hiebssatzermittlung sind die nachhaltige jahr-
lich Schlagflache und der Haubarkeitsertrag mafige-
bend. Zur Ermittlung des Haubarkeitsertrages gent-
gen Schatzungen oder Probekluppungen. Bei Bedarf
ist der Massenhiebsatz fiir das Oberholz gesondert
anzugeben.

Ubergangswald

Ehemalige Nieder- und Mittelwaldbestdande, die sich
seit langerem im Zustand der Uberfithrung in Hoch-

wald befinden, sind wie vergleichbare Hochwaldbe-
stdnde zu behandeln, d. h. entweder der Vornutzung
(in der Regel der Altdurchforstung) oder der Endnut-
zZung zuzuweisen.

Sofern der Stockausschlagbetrieb erst relativ kurze Zeit
zurlickliegt und die Bestdnde in Aufbau und Zusam-
mensetzung noch deutlich préagt, ist ehemaliger Nie-
der- und Mittelwald unter Beachtung nachstehender
Gesichtspunkte als Ubergangswald auszuscheiden.

Bestandsausscheidung

Die Bestandsausscheidung soll im Ubergangswald
moglichst groBziigig vorgenommen werden. Dabei
sind die Behandlungstypen Umwandlung (UW), Um-
wandlung auf Teilflichen (UWT) und Uberfiihrungs-
durchforstung (UD) auszuscheiden.

Zustandsaufnahme

Im Ubergangswald sind Flachenanteile, Durch-
schnittsalter, Baumartenanteile, Wiichsigkeit (Bonitéat)
und Schlussgrad — soweit erforderlich getrennt nach
Oberholz und Unterholz — anzugeben. Dabei kann die
Bonitat als Mittelwert aus Mittelh6hen- und Brustho-
hendurchmesser angeschéatzt werden. Bei Bedarf ist
eine Altersklassentibersicht zu fertigen. Die Holzvor-
rdte sind durch Schétzungen und Probekluppungen
zu ermitteln.

Nutzungsarten — Nutzungstubersicht

Fiir Ubergangswald sind folgende Nutzungsarten vor-
zusehen:

UW: Umwandlung (Verjingung) auf ganzer Flache
UWT: Umwandlung (Verjingung) auf Teilflache
UD:  Uberfithrungsdurchforstung

Umwandlung ist die nattrliche oder kiinstliche Ver-
jingung von geringwertigen, vorratsarmen, wuchsmii-
den Stockausschlagbestdnden, die die Standortskraft
nicht ausnutzen.

Umwandlung auf Teilflache kann durch kleinflachi-
gen Wechsel verschiedenwertiger Bestockungsteile
oder von der GroBe der umzuwandelnden Flache her
geboten sein.

Eine Uberfithrungsdurchforstung ist dann vorzusehen,
wenn bei entsprechender Bestandsverfassung durch
PflegemaBnahmen ein hochwaldartiger Bestandsauf-
bau zu erreichen ist. Bei Bedarf sind die Bestande nach
dem Uberfithrungszeitraum weiter zu untergliedern.
Umwandlungsbediirftige Bestdnde, die im Planungs-
zeitraum noch nicht verjiingt werden kénnen, sind vor-
erst in die UD zu stellen (Rﬁckstellungs-UD).
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Hiebssatz

Der Hiebssatz ist als Summe der bestandsweisen Pla-
nungen zu veranschlagen. Die Umwandlung zahlt zur

Regelablauf Forsteinrichtung

Verjiingungsnutzung, ist jedoch als eigene Nutzungs-
art auszuscheiden. Die Uberfithrungsdurchforstung ist
der Pflegenutzung zuzurechnen.

Ablauf StMELF Koordinierende | Untere | Sachver- | Korper-
Stelle (KOS) Forst- standige | schaft
behérde
(AELF)
K-Wald-Datei mit FE-Daten fiihren E, M M D
Feststellung: FWP/FBG ist erneuerungsbediirftig M fallweise E
Vorbesprechung AELF — Korperschaft M fallweise E,D M
Meldung des FE-Bedarfs an die KOS zu jeweiligen Stich- E,D
tag
Meldung des FE-Bedarfs zum Jahresende an das StMELF E,D
Festsetzung der Budgets fiir die KOS E, D
Prioritdtensetzung und Erméachtigung der AELF zur Ver- E,D
gabe von Projekten
Erstellung Leistungsverzeichnis M fallweise E,D M
Auftragsvergaben und Ausfertigung der Werkvertrage M fallweise D Zustim- Einver-
mung nehmen
Vorarbeiten fiir AuBenaufnahmen D M
Grundlagenbegang (FWP, siehe auch Text) M fallweise | M/QS fallweise E D M
Grundlagenniederschrift (FWP) M/QS fallweise E.M D Einver-
nehmen
Abschlagsrechnungen, Feststellung der Richtigkeit M (fallweise) E,D
Auszahlung Abschlage D
AuBenaufnahmen D
Ggf. fachliche Teilabnahmebegange M/QS fallweise E D (M)
Ggf. Abnahmebegang (auf Wunsch der Korperschaft) M fallweise | M/QS fallweise E D M
Fertigung Entwurf FWP/FBG D
Fachliche Prifung des Entwurfs M/QS fallweise E I
AbschlieBende Stellungnahme der Koérperschaft M E,D
Endfertigung des FWP/FBG D
Verbindlichkeitserklarung E, D I
Endabrechnung, Feststellung der Richtigkeit M (fallweise) E,D
Auszahlung D
Abrechnung Kostenbeteiligung I E,D M
Abrechnung Kostenbeteiligung (Unterfranken) E,D I M

Legende: D: Durchfiihrung; E: Entscheidung; M: Mitwirkung; I: Information; QS: Qualitdtssicherung; FWP: Forstwirtschafts-

plan; FBG: Forstbetriebsgutachten
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Mustergliederung Forstwirtschaftsplan

Verbindliche Teile sind in Normalschrift, optionale

Teile stehen in Klammern.

Bestandteile:

Forstbetriebskarte MafBstab 1:10.000
(Ubersichtskarte)

Textteil mit Anhang

Revierbuch

Inhaltsverzeichnis Textteil

1.
2.

2.1
2.2
2.3
2.4
2.5
2.6
2.7
2.8
2.9
291
2.9.2
2.10
2.10.1
2.10.2
2.11

3.1

3.2
3.3
3.4
3.4.1
3.4.2
3.4.3

EINFUHRUNG

ERGEBNISSE DER WALDZUSTANDSAUF-
NAHME

Flachenerfassung und -gliederung
Waldeinteilung

Rechtsbelastungen

Standortliche Grundlagen

Geschichtlicher Riickblick

Schutzgebiete und Waldfunktionen
Naturschutzrelevante Tatbestdnde
Inventurverfahren

Stand und Beschaffenheit der Altersklassen
... nach Baumarten

... nach Bestandsformen

Vorrat und Zuwachs

Vorrat

Zuwachs

Sonstiges

BEURTEILUNG DER BISHERIGEN
BEWIRTSCHAFTUNG
(Flachenverdnderungen seit der letzten Forst-
einrichtung)

Vergleich zwischen Hiebssatz und Fallung
Verjlingungstatigkeit und Kulturen

Der Pflegebetrieb

Altdurchforstung (AD)

Jungdurchforstung (JD)
Jungbestandspflege (JP)

111

3.5  Astung der Bestdnde

3.6 ErschlieBung des Waldes

3.7 Wildschaden

3.8 Erfullung der Naturschutz- und Sozialfunkti-
onen

3.9 (Wirtschaftserfolg)

4. PLANUNG DER KUNFTIGEN BEWIRT-
SCHAFTUNG

4.1 Allgemeine Zielsetzungen

4.2 Planungszeitraum und Laufzeit

4.3 Planungseinheiten

4.4 Waldbauliche Zielsetzungen

4.5  Allgemeines Bestockungsziel

4.6 Durchschnittlicher Produktionszeitraum

4.7 Holznutzung und Festsetzung des Hiebssat-
zes

4.7.1 Planung in Endnutzungsbestanden

4.7.2  Planung in Vornutzungsbestanden

4.7.3 Herleitung des vorlaufigen Hiebssatzes

4.7.4 Verprobung des vorlaufigen Hiebssatzes

4.7.5 Festsetzung des Hiebssatzes

5. (ARBEITSPLANUNG)

5.1 (Planung des Arbeitsvolumens)

5.2 (Planung der Arbeitskapazitat)

5.3  (Vergleich Arbeitsvolumen — Arbeitskapazitat)

6. SCHLUSSBEMERKUNGEN

7. ANLAGEN

Formbldtter

Die im Folgenden aufgefiihrten Formblatter sind ver-
bindliche Bestandteile der Forstwirtschaftspldne und
Forstbetriebsgutachten.

Formblatt 1: Flurnummernweise Zusammenstellung

nach Gemeinden und Gemarkungen

Formblatt 2: Ergebnisse der Zustandsaufnahme und

Planung

Formblatt 3: Nachweisung des Vollzugs der Forstwirt-

schaftsplane im Korperschaftswald
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Gemeinde

Gemarkung

‘wnz pueys
:yeyosiadigy

413V

Flur-Nr.

Wirtschaftswald i. r. B.

|Wirtschaftswald a. r. B.

la) Summe Holzboden

Istandige Forstpflanzgérten, wenn mehr als % der erzeugten
Pflanzen im eigenen Forstbetrieb verwendet werden;
ISamenplantagen

Betriebs- und Dienstgebdude mit Umgriff (Hausgérten bis ca.
0,1 Hektar), soweit sie im forstbetrieblichen Einheitswert

lenthalten sind

ISchneisen, Wege, Schutzstreifen, Graben usw. iiber 5 m Breite

Flachen mit & en Sozialfunkti in Eig gi
(Parkplatze, Rastplatze, Spielplitze ohne Bestockung,
ISkiabfahrten usw.)

ITrassen von Versorgungsleitungen mit Aufhieb tber 5 m Breite

\Wildwiesen und Wildacker ohne Wertzahl im
Liegenschaftskataster

|Abbauland in Eigenbetrieb (soweit die abgebaute
Bodensubstanz tiberwiegend im eigenen Forstbetrieb nutzbar

lgemacht wird)

Holzlagerplatze

b) Summe Nichtholzboden

Forstbetriebsfliche (a + b)

bewirtschaftete landwirtschaftliche Flachen

‘mzq

“uaJalppenzjne asiamual|eds puls uayde|4 alp ‘2191qa9 3l
uaSuNyJeWD BIMOS USPUIBWY JNJ UBP|IQ NZ pUIs (Yde[Iwesan) ) 91jeds Ul UsWWNSUSBYISIMZ

IRPIOH [23UYBZ Ul UBYIE|H Jap aqeSuy

nicht bewirtschaftete landwirtschaftliche Grenzertragsboden
mit Wertzahl

[fischereiwirtschaftliche Wasserflachen (nur produktive
|Wasserflache)

ISonstige Wasserflichen (unproduktive Wasserflachen, Damme,
Uferstreifen)

Geringstland (Moore ohne Bestockung, Odland, Heideflachen,
lausgeschiedene WeidebléRBen und Wiesen ohne Wertzahl)

Unland; Flachen, die auch bei geordneter Wirtschaftsweise
keinen Ertrag abwerfen kénnen (Fels, Kies- und Schotterbénke,
aufgelassene Kiesgruben u. a.)

landwirtschaftliche Hof- und Gebéudeflachen einschlieBlich
Hausgdrten

verpachtete Kleingartenland

|Wirtschaftswege auBerhalb des Kérperschaftswaldes tiber 5 m
Breite, Hecken, Grenzraine u. a.

Iverpachtetes Abbauland (Steinbriiche, Kies-, Ton-, Sandgruben,
[Torfstiche)

lvermietete Geb&ude, die nicht der Land- und Forstwirtschaft
dienen (mit Umgriff bis 0,1 Hektar), Erbbaugrundstiicke;
lsonstige Grundstiicke im Grundvermégen

ISonstige verpachtete Flachen (Sportplatze, Campingplétze,
Li i il rassen, Ski ten u. a.)

Gravierende Sonderfélle (z. B. Flachen im Eigentumsiibergang
an Dritte)

und Spirk

Christ en, Kurzumtri en

\Wildwiesen und Wildacker mit Wertzahl im
Liegenschaftskataster

ISumme Sonstige Flachen

(F i El + Sonstige Flichen)

T Bejquuioy

uagun)Jewan pun uapuIBWIL Yoeu Sun||a)susWWESNZ SISMUIdWWNUIN4
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Formblatt 2: Ergebnisse der Zustandsaufnahme und Planung |

Korperschaft:

Stand:

Betriebsklasse:

I. Fldchen (ha)

Holzboden

Nichtholzboden

Forstbetriebsflache

Sonstige Flachen

Gesamtflache

Wald mit besonderer Bedeutung nach Waldfunktionsplanung:

Schlagweiser Hochwald i.r.B.

Plenter-/Ubergangswald i.r.B.

Wirtschaftswald i.r.B.
Wirtschaftswald a.r.B.

Waldflache im Sinn des Art. 2
BayWaldG

Wald mit besonderem Rechtsstatus:

Kategorie ha % HB Kategorie ha % HB
Erholung |
1. Baumarten und Altersklassen Datenquelle:
Produktionszeit: unbest. | 1 1l v \ Vi \| VII+ Summe/|Zuwachs |Baumart | Allgem.
1-201J. 21-40 41-60 61-80 81-100 | 101-120 | 121-140 | Gb.140J.| Mittel | Efm/ha/a| Ant-% BZ %
Fichte ha
EK
g
Tanne ha
EK
B
Douglasie ha
EK
B°
Kiefer ha
EK
B®
Larche ha
EK
g
Sonst. Ndh. ha
EK
ge
Sa. Ndh
Buche ha
EK
ge
Eiche ha
EK
g
Edellaubh. ha
EK
B°
sonst. Lbh. ha
EK
B®
Sa. Lbh ha
Gesamt ha
Soll ha Verwend. Ertragstafeln:
Abweich. ha
Ist-%
Soll-%
Fl.Durchschn.-Alter
Bestockungsgrad

FER-K6W 2012 (Stand: Januar 2012)
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Formblatt 2: Ergebnisse der Zustandsaufnahme und Planung II

Korperschaft:

Stand:

Holzboden (ha):

Betriebsklasse:

11l. Vorrat und Zuwachs Datenquelle:
insgesamt jeha HB insgesamt jehaHB
Istvorrat (fm) Istzuwachs (fm)
Sollvorrat (fm)* Sollzuwachs (fm)*
IV. Flachen- und Massenplanung Datenquelle: |
|jéhr|iche Verjlingungs-Sollflache (ha) normal*: festgesetzt:| Haubarkeitsertrag (fm/ha): |
Flachensoll Massensoll
M I
Hiebs- bzw. jahrliche jahrliche assenscll pro
. zu pflegende Pflege- N ha zu pflegende
Nutzungsart (NA) NA-Flache (ha)| Pflegeruhe . Pflegeflache Nutzung % .
(ha) Flache (ha) umlauf (ha) (Fm)** Flache und
Jahrzehnt
\]
LB inklusive EiU

PL

uB

uw

a.r.B.
UH/NHR
Ausstockung

Summe Endnutzung

Jp

Pflege VVIJ

JD

AD

Summe Vornutzung

Gesamt

Hiebssatz fm pro ha HB:

V. Pflanzverjiingungsziel fiir den Planungszeitraum

Baumart

Flache (ha)

Summe Nadelhélzer

Summe Laubhdlzer

Gesamt

* In Dauerwaldbetrieben Angabe nicht erforderlich.
** Eine weitere Aufteilung des Hiebssatzes (z. B. nach Baumarten, Sorten, Stérkeklassen) ist optional méglich.

FER-K6W 2012 (Stand: Januar 2012)
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793-L

Verfahrensvorschriften zur Erprobung
der ,, Fischerpriifung-Online"

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 3. Januar 2012 Az.: Z5-7973-1/14

Auf Grund des § 33 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung zur Aus-
filhrung des Bayerischen Fischereigesetzes (AVBayFiG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2004 (GVBI
S. 177, ber. S. 270, BayRS 793-3-L), zuletzt gedndert durch
Verordnung vom 3. Juni 2010 (GVBI S. 279, ber. S. 309),
erldsst das Bayerische Staatsministerium fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten nach Anhérung des Landesfi-
schereiverbands Bayern e. V. folgende Bekanntmachung:

Inhaltstibersicht

1.

© 00 N O G x W N

e
N = O

I
N

1.2

2.2

2.3

Grundsatze

. Begriffsbestimmungen

. Aufgaben des Prufungsausrichters
. Befugnisse der Priufungsbehérde

. Zeit und Ort der Online-Priifung

. Priifungslokale

. Vorbereitungslehrgang

. Prifungsgebiihr

. Anmeldung

. Durchfithrung der Online-Prifung
. Sonstige Bestimmungen

. Inkrafttreten und AuBlerkrafttreten

Grundsatze

Mit Inkrafttreten dieser Bekanntmachung wird zur
Durchfithrung der Fischerpriifung ein neues Verfah-
ren erprobt, fiir das abweichend von den Vorschriften
der §§ 4 bis 8 AVBayFiG die nachfolgenden Rege-
lungen gelten (Erprobungsverfahren). Soweit diese
Bekanntmachung nichts Abweichendes bestimmt,
gelten fiir das Erprobungsverfahren die Vorschriften
der §§ 4 bis 8 AVBayFiG entsprechend.

Das bisherige Verfahren zur Ablegung der Fischer-
prifung bleibt vom Erprobungsverfahren unberiihrt.
Im Erprobungszeitraum (Nr. 12) kann jeder Bewer-
ber die Fischerpriifung auch nach dem bisherigen
schriftlichen Verfahren ablegen.

Begriffsbestimmungen
Schriftliche Fischerpriifung
Das bisherige Verfahren, bei dem die Fischerpriiffung

durch Ausfiillen von Prifungsbogen schriftlich ab-
gelegt wird.

Fischerprifung-Online (Online-Prifung)

Das Erprobungsverfahren, bei dem die Fischerpru-
fung an einem bereitgestellten Computer anhand ei-
ner daflir programmierten Benutzeroberflache online
abgelegt wird.

Online-Prifungssystem

Die Gesamtheit der Fachanwendungen und Pro-
gramme, die der computerbasierten Ablegung der
Online-Priifung zugrunde liegen.

24

2.5

2.6

3.2

3.3

4.2

Prifungsausrichter

Der Landesfischereiverband Bayern e. V., der mog-
lichst unter Einschaltung der Bezirksfischereiverban-
de, ohne Ubertragung hoheitlicher Befugnisse, den
organisatorischen Teil der Online-Prifung im Auf-
trag des Freistaats Bayern selbststdndig ausrichtet.

Prifungsleiter

Eine sachkundige Person, die vom Prifungsaus-
richter bestimmt wird. Der Prufungsleiter darf nicht
gleichzeitig Kursleiter sein. Er ist nach § 1 des Geset-
zes Uber die formliche Verpflichtung nichtbeamteter
Personen (Verpflichtungsgesetz) zu verpflichten und
fur die ordnungsgemaBe Durchfithrung der Online-
Prifung vor Ort verantwortlich.

Prifungsaufsicht

Geeignete, vom Priifungsausrichter entsandte Krafte
in bedarfsgerechter Zahl, die nach § 1 des Verpflich-
tungsgesetzes zu verpflichten sind. Die Priifungsauf-
sicht fihrt bei Durchftihrung der Online-Priifung vor
Ort die Aufsicht und unterstiitzt den Priifungsleiter
nach dessen Anweisung.

Aufgaben des Priifungsausrichters

Der Prufungsausrichter hat durch geeignete Maf3-
nahmen sicherzustellen, dass seine anderweitigen
Tatigkeiten in organisatorischer, informationstech-
nischer und datenschutzrechtlicher Hinsicht von der
Aufgabe nach Nr. 2.4 getrennt sind und es insoweit
zu keinen Interessenskonflikten kommt.

Der Prufungsausrichter hat der Prifungsbehoérde
spatestens vier Wochen vor dem ersten Termin zur
Durchfiihrung der Online-Prufung eine schriftliche
Auflistung zu tibermitteln, aus der sich die Personen
ergeben, die als Prifungsleiter eingesetzt werden sol-
len. Bei Anderung des mitgeteilten Personenkreises
ist der Prufungsbehorde unverziiglich eine aktuali-
sierte Auflistung zu tibermitteln.

Fur Kontroll- und Prufzwecke sind der beim Pri-
fungsausrichter anfallende elektronische Schrift-
verkehr tiber die Organisation und die Ergebnisse
der online abgelegten Priifungen sowie sonstige
elektronische Unterlagen mindestens 14 Monate zu
speichern und zur Einsichtnahme durch Bedienste-
te der zustandigen Behorden des Freistaats Bayern
verflugbar zu halten.

Befugnisse der Priiffungsbehorde

Bei begriindeten Zweifeln an der Zuverlassigkeit oder
Eignung eines Pruifungsleiters fiir die ordnungsge-
maBe Durchfiihrung der Online-Prifung hat die
Prifungsbehorde (§4 Abs. 2 Satz 3 AVBayFiG) das
Recht, die betreffende Person befristet oder auf Dauer
als Priifungsleiter abzulehnen. Ein abgelehnter Pri-
fungsleiter darf vom Prufungsausrichter nicht mehr
eingesetzt werden.

Die Priifungsbehorde, das Staatsministerium fir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten sowie der
Bayerische Oberste Rechnungshof haben das Recht,
die ordnungsgemadBe Erfiillung der nach dieser Be-
kanntmachung tibernommenen Aufgaben und Ver-
pflichtungen, insbesondere nach den Nrn. 2.4 und
3.1, zu prifen oder prifen zu lassen. Fir Prifungs-
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zwecke konnen die zur Aufgabenerfiillung genutzten
Raumlichkeiten betreten und Einsicht in die Biicher,
Belege oder sonstigen Unterlagen genommen wer-
den.

Zeit und Ort der Online-Priifung

Die Online-Priifung findet an mehreren Terminen im
Jahr an verschiedenen Orten statt. Die angebotenen
Termine und Orte sind vom Priifungsausrichter be-
darfsgerecht festzulegen. Es besteht kein Anspruch
auf Durchfithrung der Online-Priifung an einem be-
stimmten Termin und/oder Ort oder in regelmédBigen
Zeitabstanden.

Die Prufungsbehdrde ist befugt, insbesondere bei
Wegfall der vertraglichen Grundlage fiir die Zu-
sammenarbeit mit dem Prifungsausrichter, die
Online-Prifung in eigener Regie auszurichten. Sie
Ubernimmt insoweit die Aufgaben des Prifungsaus-
richters. Ungeachtet der Griinde kann die Priifungs-
behorde von dieser Moglichkeit auch neben dem An-
gebot des Prifungsausrichters Gebrauch machen.

Im Rahmen der Online-Prifung wird nicht zwischen
Haupt- und Nachholtermin gemédB §4 Abs. 1 Nrn. 1
und 2 AVBayFiG unterschieden. Die Bewerber kon-
nen zwischen den angebotenen Terminen und Orten
frei wahlen und an der Online-Prifung mehrmals
teilnehmen.

Priifungslokale

Die Online-Priifung findet in einem Priifungslokal an
einem dem Bewerber dort zugewiesenen Computer
statt.

Der Prifungsausrichter kann im Zusammenwirken
mit der Prifungsbehoérde zur Erweiterung des An-
gebots der Online-Prifung mobile Priifungslokale
einrichten. Erforderliche Regelungen gibt die Pri-
fungsbehodrde bekannt.

Vorbereitungslehrgang

Die Bestimmung des §4 Abs. 3 AVBayFiG gilt ent-
sprechend fur die Online-Prifung. Abweichend von
§4 Abs. 4 Satz 2 AVBayFiG erfolgen Uberpriifung
und Nachweis der vollstandigen Lehrgangsteilnah-
me bereits bei der Anmeldung zur Prifung (siehe
Nr. 9.3).

Prifungsgebiihr

Fur die Online-Prifung einschlieBlich der Erteilung
des Priifungszeugnisses (§ 8 Abs. 2 AVBayFiG) wird
eine Gebtihr von 30 € erhoben.

Anmeldung

Fur die schriftliche und die Online-Prifung gelten
getrennte Anmeldeverfahren. Dies gilt auch, wenn
zur Ablegung der schriftlichen Priifung das bisherige
Online-Anmeldeverfahren genutzt werden soll. Ein
Wechsel von der Online- zur schriftlichen Prifung
und umgekehrt ist grundséatzlich nicht moglich. Wer
an der schriftlichen Priifung teilnehmen will, hat sich
innerhalb der Frist des §4 Abs. 2 Satz 1 AVBayFiG
gesondert hierfiir anzumelden. Eine bereits bezahlte
Prifungsgebtiihr fir die Online-Priifung kann nicht
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als Zahlung fir die schriftliche Priifung behandelt
werden und umgekehrt.

Wer sich zur Online-Prifung anmelden mdéchte, be-
notigt zundchst eine Registrierung seiner Person im
Online-Prifungssystem. Diese kann von den Bewer-
bern selbst, von der Prifungsbehoérde oder vom Lan-
desfischereiverband e. V. vorgenommen werden.

Abweichend von §4 Abs. 2 AVBayFiG ist eine An-
meldung fir die Online-Prifung erst nach Erfillung
der Teilnahmevoraussetzungen (insb. Mindestalter,
vollstandige Lehrgangsteilnahme und Zahlung der
Priufungsgebiihr) moéglich. Die Anmeldung selbst
hat online zu erfolgen. Die Anmeldemaske wird erst
zuganglich, nachdem die Teilnahmevoraussetzun-
gen im Online-Priufungssystem als erfullt verzeich-
net sind. Eine erfolgreiche Anmeldung wird durch
Schreiben der Prifungsbehorde (Ladungsschreiben)
bestatigt; die elektronische Form ist zulassig.

Eine gleichzeitige Anmeldung fiir mehrere Termine
der Fischerpriifung ist nicht zuldssig.

Wer sich fur die Online-Prifung angemeldet hat,
kann diese Anmeldung spatestens 14 Tage vor dem
Prifungstermin ohne Angabe von Griinden zurtick-
nehmen. Bei fristgerechter Riicknahme der Anmel-
dung verbleibt die bereits bezahlte Prufungsgebtihr
als Gutschrift im Online-Prifungssystem fir eine
neue Anmeldung zur Online-Prifung verzeichnet;
eine Ruckzahlung der Prifungsgebtihr ist nicht még-
lich.

Mit Ablauf der Frist nach Nr. 9.5 verfallt die bezahlte
Prifungsgebtihr ohne Riicksicht darauf, ob die On-
line-Prifung abgelegt wird oder nicht. Die Griinde
fiir eine Nichtteilnahme an der Online-Priifung sind
ohne Belang. Vor jeder weiteren Anmeldung zur On-
line-Priifung wird die Priifungsgebiihr in voller Hohe
erhoben.

Durchfiihrung der Online-Priifung

Vor dem Start der Online-Priifung durch den Prii-
fungsleiter hat jeder Teilnehmer zur sicheren Fest-
stellung seiner Person die ihm im Ladungsschreiben
mitgeteilte Prifungs-PIN an dem ihm gemdf3 Nr. 6.1
zugewiesenen Computer einzugeben. Ist eine recht-
zeitige Ubersendung des Ladungsschreibens mit
der zugehorigen Prifungs-PIN im Einzelfall nicht
erfolgt, sorgt die Prifungsbehorde dafir, dass die
Prufungs-PIN vor Prifungsbeginn dem betroffenen
Teilnehmer vom Priifungsleiter personlich mitgeteilt
wird.

Abweichend von § 7 Abs. 2 Satz 1 AVBayFiG werden
die Prifungsfragen der Online-Prifung fiir jeden
Einzelfall vom Online-Prifungssystem nach dem
Zufallsprinzip individuell generiert. Die Prufungs-
fragen entstammen dem von der Prifungsbehoérde
erstellten Fragenkatalog mit Musterlésung. Die Pri-
fungsbehorde ist jederzeit befugt, insbesondere bei
Anderung der Sach- und Rechtslage, Fragen aus dem
Fragenkatalog zu l6schen oder den Katalog um wei-
tere Fragen zu erganzen.

Die Online-Prifung wird vom Prufungsleiter fiir alle
Teilnehmer gleichzeitig gestartet. Ab dem Start be-
ginnt die zur Verfiigung stehende Arbeitszeit von 120
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Minuten zu laufen. Bei Dolmetscherpldtzen betragt
die zur Verfiigung stehende Arbeitszeit 150 Minuten.
Wer verspatet zur Online-Priifung erscheint, kann
auch nach Start der Priifung noch in den laufenden
Prifungsbetrieb aufgenommen werden, hat aber ent-
sprechend weniger Zeit zur Verfligung.

Der Priifungsleiter kann im Bedarfsfall (vor allem bei
Ausfall eines Priifungs-Computers) die Online-Pri-
fung unterbrechen und zu gegebener Zeit wieder auf-
nehmen. Diese Moglichkeit steht dem Priifungsleiter
sowohl fiir den einzelnen als auch fiir alle Teilnehmer
gemeinsam zur Verfiigung. Die Unterbrechungszeit
wird nicht auf die Arbeitszeit nach Nr. 10.3 angerech-
net.

Die Prifung kann entweder von den einzelnen Be-
werbern oder vom Prifungsleiter beendet werden.
Das Beenden durch den Bewerber kommt insbeson-
dere in Betracht, wenn vor Ablauf der zur Verfiigung
stehenden Arbeitszeit alle Fragen beantwortet sind.
Fur Bewerber, die nicht selbst die Online-Prifung
vorzeitig abschlieen, beendet der Priifungsleiter die
Priifung nach Ablauf der Arbeitszeit nach Nr. 10.3.

Das Prifungsergebnis wird jedem Bewerber unmit-
telbar nach dem Ende der Online-Priifung an seinem
Bildschirm dargestellt.

Sonstige Bestimmungen

Regelungen zu Fragen auflerhalb der dem Priifungs-
ausrichter tibertragenen Aufgaben gibt die Priifungs-
behoérde bekannt.

Das Néhere zur Durchfiihrung der Online-Prifung
einschlieBlich der angebotenen Termine, der Anmel-
dung, der Fristen, der Modalitdten der Zahlung der
Priifungsgebiihr, der Ubersendung oder Ubergabe
des Ladungsschreibens mit Prifungs-PIN gibt der
Prifungsausrichter bekannt. Nr. 6.2 bleibt unbe-
rihrt.

Inkrafttreten und AuBlerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Februar 2012 in
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2014 auBer
Kraft.

Martin Neumeyer
Ministerialdirektor
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2002-A

Errichtung einer Geschaftsstelle
fiir das gesonderte Auswahlverfahren
im Geschaftsbereich
des Bayerischen Staatsministeriums fiir Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

vom 25. Oktober 2011 Az.: A3/0212.15-1/2

1. Bei der Verwaltungsschule der Sozialverwaltung in
Wasserburg am Inn wird gema0 § 2 Abs. 2 der Verord-
nung Uber das gesonderte Auswahlverfahren im Ge-
schéftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums fiir
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen (Aus-
wV-AM) vom 14. September 2011 (GVBI S. 498, BayRS
2038-3-8-8-A) eine Geschaftsstelle fiir das gesonderte
Auswahlverfahren errichtet.

2. Aufgaben der Geschéftsstelle sind

die Durchfihrung des gesonderten Auswahlverfah-
rens im Geschaftsbereich des Staatsministeriums fir
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen sowie

die Zuweisung von Bewerberinnen und Bewerbern an
die Behorden und Gerichte zur Einstellung.

3. Die Leitung der Geschéftsstelle wird dem Leiter oder
der Leiterin der Verwaltungsschule tibertragen.

4. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 25. Ok-
tober 2011 in Kraft.

Seitz
Ministerialdirektor

2160-A

Richtlinien zur Férderung der Durchfiihrung des
Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ) in Bayern
(FSJ-Forderung)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

vom 20. Dezember 2011 Az.: 1115/6013.02-1/1

Der Freistaat Bayern gewdahrt nach Mafgabe dieser Richt-
linien und der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestim-
mungen (insbesondere der Art. 23 und 44 der Bayerischen
Haushaltsordnung — BayHO und der dazu erlassenen Ver-
waltungsvorschriften) und des Gesetzes zur Forderung
von Jugendfreiwilligendiensten (JFDG) vom 16. Mai 2008
(BGBII S. 842) Zuwendungen an die zugelassenen Trager
zur Durchfiihrung des FSJ in Bayern. Die Foérderung er-
folgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel.

I
Allgemeine Beschreibung des Férderbereichs
1. Zweck der Forderung

Ziel der Forderung ist es, in Bayern eine bedarfsge-
rechte Anzahl von Pléatzen fiir Teilnehmer im FSJ

5.2
52.1
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nach dem JFDG zu erreichen und diese mit einer
qualitativ hochwertigen Durchfiihrung zu sichern.

Gegenstand der Forderung

Gefordert wird die padagogische Begleitung der
Teilnehmenden am FSJ in bayerischen Einsatzstel-
len gemalB § 3 Abs. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 2
JFDG und die mit der Durchfiihrung des FSJ im
Zusammenhang stehende Verwaltungstatigkeit der
Trager.

Zuwendungsempfianger

Zuwendungsempfdanger sind die gemalf § 10 JFDG
fur die Durchfiihrung des FSJ in Bayern zugelas-
senen Trager.

Fordervoraussetzungen

Der Trager gewdhrleistet die rechtmédBige Durch-
fihrung des FSJ in Bayern. Die Mindeststandards
fir die Qualitat im FSJ in Bayern sind einzuhalten.
Es ist sicherzustellen, dass ein Mindestbetrag fiir
Taschengeld in Hohe von 150 € an die Freiwilligen
geleistet wird, wenn Unterkunft und Verpflegung
kostenfrei ermoglicht werden. Ist die Erbringung von
Sachleistungen an die Freiwilligen nicht mdoglich,
darf die Gesamtsumme aller Leistungen an die Frei-
willigen (Taschengeld und entsprechende Gelder-
satzleistung fir Unterkunft und Verpflegung) eine
Hohe von 300 € monatlich nicht unterschreiten.

Art und Umfang der Zuwendung

Die Zuwendung wird als Festbetrag im Rahmen
einer Projektférderung gewdhrt.

Als forderfahige Ausgaben kommen insbesondere
in Betracht:

Kosten der Seminare (insbesondere Raummiete,
Referentenhonorare, Seminarmaterialien, Unter-
kunft und Verpflegung, Fahrtkosten)

Personalkosten fir haupt- und nebenberufliche pa-
dagogische Fachkrafte. RegelmaBig wird je 40 Frei-
willige eine Vollzeitkraft anerkannt; die Forderfahig-
keit beschrankt sich auf die Kosten fiir vergleichbare
Beschaftigte im 6ffentlichen Dienst

Personalkosten der Trager fiir die im Zusammen-
hang mit der Durchfiihrung des FSJ stehende Ver-
waltung, die Forderfahigkeit beschrankt sich auf
die Kosten fiir vergleichbare Beschéftigte im 6ffent-
lichen Dienst

Sachkosten der Trager, die im Zusammenhang mit
der Durchfiihrung des FSJ stehen (insbesondere In-
formations- und Bewerbungsmaterialien, Arbeits-
und Biiromaterial, Post- und Fernmeldegebtihren)

Umfang der Forderung und Forderzeitraum

Die Forderung erfolgt als Festbetrag — Teilnehmer-
pauschale — je tatsdchlich tatiger/tatigem Freiwilli-
gen und je nach Dienstmonaten.

— Die Hohe der Pauschale betragt bis zu 335 € bei
zwolfmonatiger Dienstzeit,

— bei Verlangerungen der Dienstzeit tiber zwolf
Monate hinaus betrdgt die Pauschale fiir jeden
weiteren Dienstmonat bis zu 15 €,
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— bei Dienstzeiten von weniger als zwolf Monaten
betragt die Pauschale bis zu 25 € je vollem Dienst-
monat.

Die Zuwendungsbetrage verringern sich, wenn der
Trager im Bewilligungszeitraum einen Uberschuss
erzielt, um die Héhe des Uberschusses, héchstens
bis zur Zuwendungshohe. Ein angemessener Ei-
genanteil in der Regel von mindestens zehn v. H.
an den forderfahigen Gesamtausgaben ist dabei zu
berticksichtigen.

Forderzeitraum

Die Foérderung erfolgt nach FSJ-Projektjahren
(1. September bis 31. August des Folgejahres).

Auszahlung der Zuwendung

Die Auszahlung der bewilligten Zuwendung erfolgt
in Raten unter Beachtung der haushaltsrechtlichen
Vorschriften bis zu héchstens 80 v. H. innerhalb des
Forderzeitraumes. Die Restzahlung erfolgt nach Prii-
fung des Verwendungsnachweises.

Entfallen der Forderung

Eine Forderung nach diesen Richtlinien entfallt,
wenn fir die MaBnahme anderweitige Mittel des
Freistaates Bayern oder Mittel aus einem Programm
der Europdischen Union in Anspruch genommen
werden. MaBnahmen, die fiir regelméaBig weniger
als finf Freiwillige durchgefiihrt werden, werden
nicht gefordert.

II.
Verfahren

Antragsverfahren und Durchfiihrung

Antrage sind schriftlich jeweils zum 15. Oktober
beim Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS)
in 95447 Bayreuth einzureichen. Fur die Antragstel-
lung und den Verwendungsnachweis sind die beim
ZBFS verfuigbaren Formblatter zu verwenden.

Das ZBFS prift die Antrage, bewilligt die Zuwen-
dungen und ist fiir die Priifung des Verwendungs-
nachweises einschliefllich etwaiger Riickforderun-
gen zustandig.

III.
Schlussbestimmung

Inkrafttreten und AuBerkrafttreten

Diese Forderrichtlinien treten mit Wirkung vom
1. September 2011 in Kraft. Sie treten mit Ablauf des
31. Dezember 2015 auBer Kraft.

Seitz
Ministerialdirektor

2172-A

Anderung der Vergabegrundsitze
fiir die Gewdahrung von Leistungen

der Landesstiftung ,, Hilfe fiir Mutter und Kind"

an Schwangere in Not

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

1.

fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

vom 30. Dezember 2011 Az.: VI2/6562.01-1/20

Der Stiftungsrat der Landesstiftung , Hilfe fiir Mutter
und Kind" hat nach § 8 Abs. 1 Nr. 4 der Stiftungssatzung
vom 31. Juli 1987 in der Fassung vom 6. Mai 2010 Ande-
rungen der Vergabegrundsétze fir die Gewahrung von
Leistungen an Schwangere in Not (Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums fiir Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen vom 5. Dezember
2008, AIIMBI S. 869) beschlossen, die in der Anlage
bekanntgegeben werden.

. Die Anderungen der Vergabegrundsatze treten mit Wir-

kung vom 1. Januar 2012 in Kraft.

Seitz
Ministerialdirektor

Anlage

Anderung der Vergabegrundsitze
fiir die Gewdahrung von Leistungen

der Landesstiftung , Hilfe fiir Mutter und Kind"

2.2

2.3

an Schwangere in Not

In Nr. 1 Satz 2 werden die Worte ,,infolge ihres korper-
lichen und seelischen Zustandes in einer Konfliktlage"
ersetzt durch ,,in einer Notlage".

Nr. 3 wird wie folgt gedndert:

In Nr. 3.1.2.1 werden die Worte ,,infolge ihres korper-
lichen und seelischen Zustandes in einer Konfliktlage"
ersetzt durch ,in einer Notlage".

In Nr. 3.2 Satz 1 wird ,1,7-fachen" ersetzt durch
,2-fachen", vor dem Wort , Kosten" wird das Wort ,,an-
gemessenen” eingefiigt und ,,55 v. H." wird ersetzt
durch ,,90 v. H.".

Der Nr. 3.2 Satz 4 werden folgende Satze 5 bis 8 ange-
fugt: ,,Dabei ist § 53 der Abgabenordnung zu beachten.
Bei der Feststellung der Hohe des Einkommens kon-
nen unter besonderen Voraussetzungen auch laufen-
de Belastungen aus Schulden berticksichtigt werden.
Die Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse sind
unter Berticksichtigung des Einzelfalls grundsatzlich
nachzuweisen. In begrindeten Ausnahmeféallen ist
eine Glaubhaftmachung ausreichend.”



AlIMBI Nr. 1/2012 121

2173-A

Rahmenvereinbarung zwischen den
Spitzenverbdnden der freien
Wohlfahrtspflege und dem
Bayerischen Staatsministerium fiir Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen
iiber die Grundsatze fiir die Weiterentwicklung
der gemeinniitzigen Familienerholung
in Familienferienstatten und fiir Angebote
der Eltern- und Familienbildung an Wochenenden
sowie der Forderung durch den Freistaat Bayern

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

vom 13. Januar 2012 Az.: VI2/6552.02-1/7

Es wurde die nachfolgend abgedruckte Vereinbarung tiber
die Grundsatze fiir die Weiterentwicklung der gemeinntit-
zigen Familienerholung in Familienferienstatten und fir
Angebote der Eltern- und Familienbildung am Wochen-
ende sowie der Forderung durch den Freistaat Bayern ge-
schlossen.

Rahmenvereinbarung
zwischen den Spitzenverbdnden der
freien Wohlfahrtspflege und dem
Bayerischen Staatsministerium fiir Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen
vom 13. Januar 2012 Az.: VI2/6552.02-1/7

I
Gemeinsame Grundsatze fiir die Weiterentwicklung der
Familienerholung in Familienferienstdtten
und fiir Angebote der Eltern- und Familienbildung
am Wochenende

Zur Qualitatssicherung und Weiterentwicklung der ge-
meinnttzigen Familienerholung in Familienferienstatten
sowie der Angebote fir Eltern- und Familienbildung am
Wochenende beschlieBen die Spitzenverbdande der freien
Wohlfahrtspflege und der Freistaat Bayern folgende ge-
meinsame Grundsatze.

A. Familienerholung in Familienferienstatten

1. Ein gemeinsamer Familienurlaub kann — neben
der notwendigen gesundheitlichen Erholung —
wesentlich dazu beitragen, das Familienklima zu
verbessern, die Beziehungen zwischen den Eltern,
vor allem aber auch zwischen Eltern und Kindern
zu stdrken und so wichtige und belastbare Grund-
lagen fur den Familienalltag zu schaffen. Ziel ist
es, Familien in wirtschaftlich schwierigen Situatio-
nen einmal im Jahr einen Urlaub zu ermoéglichen.

2. Die Spitzenverbande der freien Wohlfahrtspflege
und die ihnen angeschlossenen Organisationen als
Trager anerkennen die Notwendigkeit, geeignete
Einrichtungen (gemeinnititzige Familienferienstat-
ten) auch in Zukunft zu betreiben. Die Schaffung
und Erhaltung eines bedarfsgerechten, familien-
freundlichen und preisgunstigen Angebots wird
dauerhaft angestrebt.

3. Die Trager verpflichten sich, in den gemeinntitzi-
gen Familienferienstatten wochentlich ein Angebot

der Eltern- und Familienbildung durchzufiihren
und dafiir Sorge zu tragen, dass die Familien min-
destens ein Angebot wahrnehmen. Die Vernetzung
mit geeigneten Anbietern in der Region (z. B. Be-
ratungsstellen zu Partner- oder Erziehungsfragen,
Krankenkassen zu Erndhrungsfragen) wird weiter
ausgebaut.

Die Trager der gemeinntitzigen Familienferienstat-
ten verpflichten sich, ihre Angebote am Bedarf der
Familien zu orientieren. Bei der Ausstattung und
beim Betrieb der Einrichtungen sind deshalb die
Belange aller Familienmitglieder zu berticksich-
tigen, insbesondere geeignete Angebote fur die
Kinder.

Die Trager wirken bei der Beratung und Informa-
tion der Familien iiber die gemeinniitzige Famili-
enerholung mit. Fragen zu Urlaubsangeboten und
-zielen werden von einzelnen Beratungsdiensten in
Bayern beantwortet. Im Rahmen der Méglichkei-
ten der Beratungsstellen kénnen Familien in ihrer
Antragstellung dort beraten werden.

B. Angebote der Eltern- und Familienbildung
am Wochenende

Eltern leisten mit der Erziehung ihrer Kinder einen
unverzichtbaren, nicht zu ersetzenden Beitrag fiir
die positive Entwicklung ihrer Kinder und fir die
Zukunft unserer Gesellschaft. Ziel der Eltern- und
Familienbildung ist es, dazu beizutragen, dass El-
tern, Elternteile, Pflegeeltern und allein erziehende
Miitter und Véter oder werdende Miitter und Vater
in ihrer Erziehungskompetenz gestarkt werden und
so ihre Erziehungsverantwortung besser wahrneh-
men kénnen (§ 16 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch - SGB VIII).

Die Spitzenverbande der freien Wohlfahrtspflege
und die ihnen angeschlossenen Organisationen
sind Trager der Angebote flr die Eltern- und Fa-
milienbildung am Wochenende. Sie verpflichten
sich, die Angebote im Sinn des § 16 SGB VIII ent-
sprechend den Bedirfnissen der Familien auszu-
gestalten.

Die Angebote der Eltern- und Familienbildung am
Wochenende richten sich grundsatzlich an alle El-
tern. Sie sollen bedarfsgerecht und vor allem auch
niedrigschwellig sein, um den Zugang so einfach
wie moglich zu gestalten. Die Durchfiihrung der
Angebote erfolgt durch Fachpersonal. Dies sind Di-
plom-Psychologen, Sozialpddagogen oder andere,
spezifisch geschulte, qualifizierte Fachkrafte. Die
Qualitat der Angebote soll moglichst durch eine
entsprechende Evaluierung sichergestellt sein.

Orte, an denen Angebote der Eltern- und Famili-
enbildung am Wochenende durchgefiihrt werden,
sind vor allem Kindertagesstatten und Familien-
bildungsstéatten, in besonderen Fallen auch andere
Einrichtungen der Familienbildung und sonstige
geeignete Institutionen.

Die Angebote richten sich an die ganze Familie.
Bei jedem Angebot ist ein Bildungs- und Betreu-
ungsangebot fiir Kinder sicherzustellen.
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Die einzelnen Trager streben aktiv eine starkere
Vernetzung mit geeigneten Anbietern in ihrer Re-
gion an.

II.
Forderung des Freistaates Bayern

Der Freistaat Bayern gewdahrt nach MaBgabe der allge-
meinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen und den
nachfolgenden Kriterien Zuwendungen fiir Mafinahmen
der Familienerholung in Familienferienstatten und fiir An-
gebote der Eltern- und Familienbildung am Wochenende.
Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen
der verfiigharen Haushaltsmittel.

1.

1.1

1.2

2.1

2.2

Gegenstand der Forderung
Forderfahig sind

MaBnahmen der Familienerholung in Familien-
ferienstdtten, die in dem als Anlage 1 beigefiigten
Verzeichnis aufgefiihrt sind,

Angebote der Eltern- und Familienbildung am
Wochenende.

Zuwendungsempidnger
Zuwendungsempfanger sind
fir MaBnahmen nach Nr. 1.1

Eltern, Elternteile, Pflegeeltern, allein erziehende
Miitter und Vater und in begriindeten Ausnahme-
fallen auch GroBeltern (z.B. bei Erkrankung der
Eltern) (Nr. 4.2.1),

fiir Angebote nach Nr. 1.2

Eltern, Elternteile, Pflegeeltern, allein erziehende
Miitter und Vater oder werdende Miitter und Véter
(Nr. 4.2.2.1)

und

die Spitzenverbande der freien Wohlfahrtspflege
oder die ihnen angeschlossenen Organisationen
(Nr. 4.2.2.2).

Zuwendungsvoraussetzungen
Allgemeine Voraussetzungen

Berticksichtigungsfahig sind nur Familien, die
ihren Hauptwohnsitz in Bayern haben und deren
Familiennettoeinkommen im Kalenderjahr unter-
halb folgender Einkommensgrenzen liegt:

Einkommenshochstgrenzen

— fir allein erziehende Eltern 15.600 €
— fir beide Eltern 17.400 €
— und je weiteres Kind 4.800 €

Soweit in begriindeten Ausnahmefdllen GroBeltern
die Zuwendungsempfanger sind (Nr. 2.1), ist das
Einkommen der GroBeltern fiir die Berechnung
malBgeblich.

Als Berechnungsgrundlage fiir das Familiennetto-
einkommen ist die Summe der positiven Einkiinfte
des vorvergangenen Jahres der Zuwendungsemp-
fanger abziglich pauschal 27 v. H. fiir Steuer und
Sozialabgaben, beziehungsweise 22 v. H. bei ver-
sicherungsfreien oder nicht der gesetzlichen Ren-
tenversicherungspflicht unterliegenden Arbeitneh-

3.2

mern heranzuziehen. Als Nachweis der positiven
Einkiinfte dient der maBgebliche Einkommensteu-
erbescheid. Bestandteil des Familiennettoeinkom-
mens sind auch etwaige Transferleistungen (z.B.
Arbeitslosengeld, Renten aus der gesetzlichen So-
zialversicherung, Bundeselterngeld). Als Nachweis
dienen geeignete Dokumente der bewilligenden
Institutionen. Soweit in dieser Rahmenvereinba-
rung nicht anders geregelt, ist fiir die Berechnung
des Familiennettoeinkommens Art. 6 des Bayeri-
schen Landeserziehungsgeldgesetzes sinngemaf
anzuwenden.

Auf Antrag wird das Einkommen neu ermittelt,
wenn das durchschnittliche monatliche Nettoein-
kommen der sechs vor der Antragstellung liegenden
Kalendermonate um mindestens 20 v. H. geringer
ist, als das erzielte durchschnittliche monatliche
Nettoeinkommen des vorvergangenen Jahres.

Bei der Berechnung des Familiennettoeinkommens
werden das Kindergeld, der Kindergeldzuschlag
sowie das Bayerische Landeserziehungsgeld nicht
berticksichtigt.

Bezieht/Beziehen der/die Zuwendungsempfanger
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem SGB II oder Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem SGB XII, entfdllt eine Einkommenspri-
fung.

MaBnahmen der Familienerholung in Familienfe-
rienstatten (Nr. 1.1)

Die Familienferienstatten missen tiber eine kin-
der- und familiengerechte Ausstattung verfiigen
und eine familiengerechte Preisgestaltung nach-
weisen konnen. Ein geeignetes Betreuungsangebot
fur Kinder ist sicherzustellen.

Fur Eltern, Pflegeeltern, allein erziehende Miitter
und Vater und GroBeltern sind wochentlich Ange-
bote der Eltern- und Familienbildung durchzufiih-
ren.

Berticksichtigungsfahig sind nur gemeinsame Er-
holungsaufenthalte von Eltern, Elternteilen, Pflege-
eltern und allein erziehenden Miittern und Vatern
mit einem oder mehreren Kindern, fiir das/die Kin-
dergeld bezogen wird. In begriindeten Ausnahme-
fallen sind gemeinsame Erholungsaufenthalte von
GroBeltern mit einem oder mehreren Enkelkindern
bertcksichtigungsfahig, fir das/die Eltern, Eltern-
teile, Pflegeeltern und allein erziehende Miitter
und Vater Kindergeld beziehen.

Gefordert werden nur Aufenthalte in Bayern oder
in vom Freistaat Bayern geférderten Einrichtun-
gen, wahrend der bayerischen Schulferienzeit auch
im Ubrigen Bundesgebiet.

Gefordert wird jahrlich ein Erholungsaufenthalt.
Je Erholungsaufenthalt sind mindestens sechs,
hochstens vierzehn Verpflegungstage forderfahig.
Der An- und Abreisetag gelten zusammen als ein
Verpflegungstag. Erholungsaufenthalte unter sechs
Verpflegungstagen werden nicht gefoérdert.

Gefordert werden nur Erholungsaufenthalte, fiir die
ein bestdtigter Nachweis gemdB Anlage 2 erbracht
wird. Die Zuwendungsempfanger sind verpflichtet,
sich den Aufenthalt von der Familienferienstatte
bestdtigen zu lassen.
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Angebote der Eltern- und Familienbildung am
Wochenende (Nr. 1.2)

Angebote der Eltern- und Familienbildung am
Wochenende sind nur berticksichtigungsféhig,
wenn sie flr Eltern, Elternteile, Pflegeeltern und
allein erziehende Miitter und Vater mit einem oder
mehreren Kindern im Alter bis zum vollendeten
achtzehnten Lebensjahr oder werdende Miitter
und Vaéter bestimmt sind. Die MaBnahmen sollen
praventive Begleitung in den verschiedenen Pha-
sen der Partnerschaft, Ehe und Familie bieten. Sie
sollen zur Verbesserung der Beziehungen und der
Kommunikation zwischen Paaren sowie Eltern
und ihren Kindern beitragen. SchwerpunktmaBig
missen die Angebote auf die Unterstiitzung in den
besonderen Familienphasen ausgerichtet sein, vor
allem vor und nach der Geburt eines Kindes sowie
bei Erziehungsproblemen (gemaB § 16 SGB VIII).

Es sollen auch MaBnahmen fiir Familien mit mehr
als zwei Kindern angeboten werden.

Bei jedem Angebot ist ein Bildungs- und Betreu-
ungsangebot fiir Kinder sicherzustellen.

Forderfahig sind ausschlieBlich MaBnahmen, die
mit Fachpersonal (vgl. Teil I Buchst. B Nr. 3) durch-
gefiihrt werden.

Die Angebote kénnen
— als Wochenendseminar (Freitag, Samstag, Sonn-
tag),

— als Tageskurs am Wochenende (Samstag oder
Sonntag)

durchgefiihrt werden.

Je Wochenendseminar miissen wenigstens drei-
zehn Unterrichtseinheiten (jeweils 45 Minuten),

je Tageskurs am Wochenende miissen wenigstens
sechs Unterrichtseinheiten (jeweils 45 Minuten)

fur die Eltern- und Familienbildung verwendet
werden.

Seminare, die mehr als ein Wochenende Zeit erfor-
dern, konnen als zweiteilige Wochenendseminare
angeboten werden. Bei der Férderung kénnen An-
gebote bis zu maximal sechs Tagen berticksichtigt
werden.

Bei der Durchfithrung der Angebote sind vor allem
Familien mit Einkommen unterhalb der Einkom-
menshochstgrenze nach Nr. 3.1 zu berticksichtig-
ten. Die Trager sind verpflichtet, diesen Personen-
kreis bevorzugt anzusprechen und die fachliche
Gestaltung der MaBnahmen entsprechend auszu-
richten.

Gefordert werden nur Angebote, fir die ein besta-
tigter Nachweis gemaBl Anlage 2 erbracht wird. Die
Zuwendungsempfanger sind verpflichtet, sich die
Teilnahme durch den Trager bestatigen zu lassen.

Regionale Angebote sind dem 6rtlichen Tréager der
Jugendhilfe, iberregionale Angebote dem Zentrum
Bayern Familie und Soziales — Bayerisches Landes-
jugendamt vor Beginn des Angebots mitzuteilen.

Angebote, fir deren Durchfihrung vom Trager
pauschale oder individuelle Zuschiisse der 6ffent-
lichen Jugendhilfe beantragt werden, sollen mit
dem zustdndigen Jugendhilfetrager rechtzeitig ab-
gestimmt werden.

4.2
4.2.1

4.2.2

4221

4.2.2.2

4.3
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Nicht férderfahig sind tiberwiegend religiose oder
nicht familienbezogene Angebote.

Art und Umfang der Zuwendung

Art der Forderung

Die staatlichen Zuschiisse werden als Festbetrags-
finanzierung im Rahmen einer Projektférderung
gewdhrt.

Umfang der Férderung

MaBnahmen der Familienerholung in Familienfe-
rienstatten (Nr. 1.1)
Die Zuwendung betragt je Verpflegungstag

fiir jedes berticksichtigungsfahige
Kind und jeden berticksichtigungs-

fahigen erwachsenen Teilnehmer 13,00 €
fir jedes berticksichtigungsfahige

Kind, das nicht nur voriibergehend

korperlich, geistig oder seelisch

behindert ist 17,00 €

Angebote der Eltern- und Familienbildung am
Wochenende (Nr. 1.2)

Wochenendseminare

Die Tagespauschale betragt je
Veranstaltungstag fur jedes

berucksichtigungsfahige Kind 23,50 €
fir jeden bertcksichtigungsfahigen
Erwachsenen 26,50 €

Fur Kinder unter einem Jahr wird grundsatzlich
keine Forderung gewahrt.

Reichen die staatlichen Zuwendungen zur Teilnah-
me berticksichtigungsfdhiger Personen oder Fa-
milien mit niedrigen Einkommen nicht aus, weil
die Teilnehmerbeitrdge oder Fahrtkosten nicht auf-
gebracht werden kénnen, wird dem zustédndigen
Jugendhilfe- und/oder Sozialhilfetrager empfohlen,
diese Kosten nach § 16 Abs. 2 in Verbindung mit
§ 90 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 SGB VIII oder nach § 27
Abs. 1 SGB XII unter besonderer Bertlicksichtigung
des § 16 SGB XII zu tibernehmen.

Tageskurse am Wochenende

Die Pauschale betragt

je Veranstaltung 250,00 €

Mit der staatlichen Forderung soll die Teilnahme
von Familien mit Einkommen unterhalb der Ein-
kommenshochstgrenze ermoglicht werden. Durch
die Pauschale werden etwaige Verpflegungskosten
nicht abgegolten.

Mehrfachférderung

Eine Forderung nach dieser Rahmenvereinbarung
entfallt, wenn fiir den gleichen Zuwendungszweck
andere Mittel des Freistaates Bayern, des Bundes
oder der Europdischen Union in Anspruch genom-
men werden.

Rechnet ein Dritter den staatlichen Zuschuss fiir
die forderféhigen MaBnahmen auf seine Leistun-
gen an, so entfdllt die staatliche Férderung.
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Verfahren
Allgemeine Voraussetzungen, Zustandigkeit

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales ist fiir
den verwaltungsmaBigen Vollzug der Bewilligung
der Mittel (Antragspriifung, Bescheiderteilung,
Mittelauszahlung) und die Priifung des Verwen-
dungsnachweises zustandig.

Bewilligungszeitraum ist das Kalenderjahr. MaB-
nahmen, die tiber den 31. Dezember hinausgehen,
sind voll im darauf folgenden Bewilligungszeit-
raum zu berticksichtigen.

Antragsverfahren bei MafBnahmen der Familiener-
holung in Familienferienstatten und bei Angeboten
der Eltern- und Familienbildung am Wochenende
(Wochenendseminare), Berechnung, Auszahlung,
Nachweis der Verwendung

Antrdge auf Zuschiisse fiir MaBnahmen der Famili-
enerholung in Familienferienstatten bzw. fiir Ange-
bote der Eltern- und Familienbildung am Wochen-
ende (Wochenendseminare) sind ausnahmslos vor
Beginn der jeweiligen MafBnahme an das Zentrum
Bayern Familie und Soziales zu richten. Sie sind
grundsdtzlich mindestens drei Wochen vor Beginn
der jeweiligen MafBnahme an das Zentrum Bayern
Familie und Soziales zu richten. In begriindeten
Fallen sind Ausnahmen mdéglich. Antrage, die bei
einem Trager gestellt werden, sind unverziglich
an das Zentrum Bayern Familie und Soziales wei-
terzuleiten. Die Antragsteller haben schriftlich zu
versichern und nachzuweisen, dass ihre Angaben
zu den Einkommensverhaltnissen richtig sind.

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales stellt die
Forderfahigkeit fest und berechnet die zustehenden
Zuschussbetrage.

Die Auszahlung der Zuschussbetrdge erfolgt nach
Vorlage der Bestdatigung nach Nr. 3.2 bzw. nach
Nr. 3.3. Die Bestatigung ist dem Zentrum Bayern
Familie und Soziales innerhalb von drei Monaten
nach Beendigung der jeweiligen MafBnahme vor-
zulegen. Fir die Bestatigung ist einheitlich der
Vordruck gemdfl Anlage 2 zu verwenden.

Der Nachweis der Verwendung wird durch Vorla-
ge der Bestdtigung nach Nr. 3.2 bzw. nach Nr. 3.3
erbracht.

Antragsverfahren bei Angeboten der Eltern- und
Familienbildung (Tageskurse am Wochenende),
Auszahlung, Nachweis der Verwendung

Antrédge sind durch die Spitzenverbande der frei-
en Wohlfahrtspflege schriftlich bis spéatestens
15. Marz des Antragsjahres in einfacher Ausferti-

gung beim Zentrum Bayern Familie und Soziales
einzureichen.

5.3.2 Der Zuwendungsempfdnger hat in Form eines
einfachen Verwendungsnachweises (Nr. 6.1.5
ANBest-P) darzustellen, dass die Zuschiisse ent-
sprechend den Vorgaben dieser Rahmenverein-
barung verwendet worden sind. Die Darstellung
hat eine Auflistung der durchgefiihrten Angebote
einschlieBlich stichpunktartiger Beschreibung so-
wie des Fachpersonals zu enthalten. Der Nachweis
der Verwendung ist in einfacher Ausfertigung bis
31. Mérz des auf die Bewilligung folgenden Jahres
beim Zentrum Bayern Familie und Soziales einzu-
reichen.

6. Die in Teil II genannten Forderbestimmungen
konnen einseitig seitens des Freistaates Bayern
gedndert werden. Die Spitzenverbdnde der freien
Wohlfahrtspflege sind zu hoéren.

III.
Befristung der Rahmenvereinbarung
und der Fordergrundsadtze

Diese Rahmenvereinbarung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft
und ist bis 31. Dezember 2015 befristet. Sie kann von bei-
den Seiten vorzeitig (bis 31. Mérz eines Jahres) zum Ende
eines Kalenderjahres gekiindigt werden, wenn besondere
Grunde dafur vorliegen.

Bayerisches Staatsministerium
fir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Friedrich Seitz, Amtschef

Arbeiterwohlfahrt — Landesverband Bayern e. V.
Andrea Ziegler, Geschaftsfihrerin

Bayerisches Rotes Kreuz — Landesgeschaftsstelle
Leonhard Stark, Sprecher der Landesgeschaftsfithrer

Diakonisches Werk Bayern der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
Landesverband Bayern der Inneren Mission e. V.

Birgit Lowe, Mitglied des Vorstandes

Landes-Caritasverband Bayern e. V.

Monsignore Bernhard Piendl, Landes-Caritasdirektor

Der PARITATISCHE Wohlfahrtsverband —
Landesverband Bayern e. V.

Margit Berndl, Vorstand Verbands- und Sozialpolitik
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Anlage 1

Verzeichnis Familienferienstitten

(Stand: 9. Dezember 2011)

Baden-Wiirttemberg

Haus Lutzenberg
Backnanger Strafie 9, 71566 Althiitte
www.haus-lutzenberg.de

Feriendorf Tieringen
Im Oberdorf, 72469 Mefstetten (Tieringen)
www.feriendorf-tieringen.de

Feriendorf Gomadingen
Stuttgarter Weg 1, 72532 Gomadingen
www.feriendorf-gomadingen.de

Feriendorf Sonnenmatte
Sonnenmatte 51, 72820 Sonnenbiihl-Erpfingen
www.feriendorf-sonnenmatte.de

Freizeit- und Bibelheim Monbachtal
Im Monbachtal 1, 75378 Bad Liebenzell
www.liebenzell.org

Naturfreundehaus Bodensee
Radolfzeller Strafie 1, 78315 Radolfzell
www.nfhb.de

Haus Insel Reichenau
Markusstraf3e 15, 78479 Reichenau
www.familienferien-freiburg.de

Familienbildungs- und Feriendorf ,,Eckenhof*
Dr.-Helmut-Junghans-Strafie 50, 78713 Schramberg-Sulgen
www.familienerholungswerk.de

Feriendorf Todtnau
Hanna-Brauweiler-Strafle, 79674 Todtnau
www.dew-hamburg.de

Familienferienstatte ,,Liborihof*
Alpenblickstrale 6, 79682 Todtmoos-Lehen
www.kforeisen.de

Haus Feldberg-Falkau
Schuppenhornlestrale 74, 79868 Feldberg-Falkau
www.familienferien-freiburg.de

Feriendorf Langenargen
Rosenstraf3e 11/1, 88085 Langenargen
www.familienerholungswerk.de

Feriendorf Eglofs
Alpgaustralie 20, 88260 Eglofs-Argenbiihl
www.familienerholungswerk.de

Bayern

Haus Chiemgau
Dechantshof 3, 83317 Teisendorf
www.haus-chiemgau.de

Caritas-Familienferienstitte

»St. Heinrich und Kunigunde*
Rathausweg 2, 83730 Fischbachau-Hundham
www.familienferienhaus.de

Die Langau — Bildungs- und Erholungsstitte
Langau 1, 86989 Steingaden

www.langau.de

Haus der Familie
Schonstatt auf'm Berg 68, 87448 Waltenhofen-Memholz
www.schoenstatt-memhoelz.de

Haus Zauberberg
Kolpingstralie 23, 87459 Pfronten-Rehbichl
www.haus-zauberberg.de

AllgduHaus Kolping-Familienferienzentrum
Kolpingstralie 1-7, 87497 Wertach
www.allgaeuhaus-wertach.de

Naturfreundehaus Freibergsee
Hollwiesenweg 2, 87651 Oberstdorf
www.naturfreundehaus-freibergsee.de

Familienferienstétte ,,Haus St. Christophorus®
Conrad-Forster-Straf3e 60, 88149 Nonnenhorn
www.bistum-augsburg.de/index.php/bistum/
Verbaende/Familienbund/Sonstiges/
Familienferienstaette-Haus-St.-Christophorus

Ferienhaus ,,Bergsicht Scheffau*
Scheffau 33, 88175 Scheidegg
www.bergsicht-scheffau.de

Familienzentrum der Evangelisch-Freikirchlichen Ge-
meinden in Nordbayern e. V.

Familienzentrum 6, 91332 Heiligenstadt

www.fz-ev.de

Familienerholungs- und Tagungsstitte Sulzbiirg Feriendorf Sattelbogen

Schlossberg 17, 92360 Miihlhausen-Suzbiirg
www.sulzbuerg.com

Heroldstra3e 35, 93455 Traitsching
www.dew-hamburg.de
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Kolping-Ferienhaus Lambach
Lambach 1, 93462 Lam
www.ferienhaus-lambach.de

AWO-Familienferienstitte Zwiesel
Karl-Herold-Strafle 9, 94227 Zwiesel
www.awo-zwiesel.de

Haus Tannenhof — Familienfreizeitzentrum
Hirschensteinweg 6, 94379 St. Englmar
www.tannenhof-englmar.de

Hotel ,,Haus Silberbach*
Sommerhauer Stralie 1-5, 95100 Selb, OT Silberbach
www.haus-silberbach.de

Haus Immenreuth
Kolpingstrale 1, 95505 Immenreuth
www.haus-immenreuth.de

Brandenburg

Familienferienstétte St. Ursula
Griénertstralle 27, 14774 Kirchmdser
www.st-ursula-kirchmoeser.de

Feriendorf Grof3 Viter See
Grof3 Viter 34, 17268 Templin, OT Grofl D6lln
http://www.bsm-gaestehacuser.de/th grossvaetersee.html

Hessen

Haus Bodenrod der Heilandsgemeinde e. V.

Familienlandheim
Am Jungborn 22, 35510 Butzbach
www.haus-bodenrod.de

Haus Hohenblick

Christliche Freizeit- und Tagungsstétte
Friederike-Fliedner-Straf3e 9, 35619 Braunfels
www.hoehenblick.de

Familienferienstitte Michaelshof
Am Michaelshof 1, 36115 Hilders/Rhon
www.familienferien-michaelshof.de

Kolping-Feriendorf Herbstein
Adolph-Kolping-Strafie 22, 36358 Herbstein
www.kolping-feriendorf.de

CVIM-Feriendorf Herbstein
Ernst-Klotz-Weg 1, 36358 Herbstein
www.cvim-feriendorf.de

FamilienFerienStitte Dorfweil
Auf der Mauer 5, 61389 Schmitten
www.ffs-dorfweil.de

Feriendorf Gederner See
Am Gederner See 12, 63688 Gedern
www.dew-hamburg.der

Feriendorf Krockelbach
Am Krockelbach, 64658 Fiirth
www.feriendorf-kroeckelbach.de

Mecklenburg-Vorpommern

Familienferienstitte Salem
Am Hafen 1, 17139 Malchin OT Salem
www.kolpingurlaub-mv.de

Familienferienpark Dambeck
Dambeck 2, 17237 Kratzeburg OT Dambeck
www.awosano.de/AWO_SANO/Urlaub_u_Erholung/

Familienferienpark Dambeck.html

St.-Otto-Heim Zinnowitz
Dr.-Wachsmann-Strafie 29
17454 Ostseebad Zinnowitz
WWwWWw.st-otto.com

Casa Familia

Familienferienstitte im Ostseebad Zinnowitz
Diinenstral3e 45, 17454 Ostseebad Zinnowitz
www.familienerholung-usedom.de

Familienferienstétte St. Ursula

Ribnitzer Straf3e 1, 18181 Ostseeheilbad Graal-Miiritz

www.ostseefamilie.de

Haus Wartburg
Alexandrastrafie 1, 18181 Ostseeheilbad Graal-Miiritz
www.haus-wartburg.de

AWO SANO Familienferiendorf Rerik

John-Brinckmann-Straf3e 6¢, 18230 Ostseebad Rerik

http://www.awosano.de/AWO_SANO/

Urlaub_u_Erholung/Familienferiendorf Rerik.html

Familienferienstitte Zingsthof
LandstraB8e 1, 18374 Ostseeheilbad Zingst

www.berliner-stadtmission.de/zingsthof.html

Haus ,,Seeadler” und Haus ,,Ostsee*
Granitzer Stralle 16, 18586 Ostseebad Sellin
www.haus-seeadler-ruegen.de

Familienferiendorf Boltenhagen
Ostseeallee 101, 23946 Ostseebad Boltenhagen
www.feriendorf-boltenhagen.de

Niedersachsen

Ferien- und Erholungszentrum Schillig
InselstraBe 2, 26434 Horumersiel-Schillig
www.familienerholung-schillig.de

Familienferienstitte Haus Kloster Loccum
Am Hospizplatz 8-14, 26465 Langeoog
www.loccumerhaus.de
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Familienferienstitte Haus Winfried
Stiderloog 24, 26474 Spiekeroog
www.kforeisen.de

Ev. Familienferienstatte ,,Haus am Meer*
Westend 12, 26474 Spiekeroog
www.diakonie-freizeitzentrum-spiekeroog.de

Haus Wolfgang
Tranpad 14, 26474 Spiekeroog
www.haus-wolfgang.de

Ev. Familienferienstitte Haus Seerose
In d' Kamp 7, 26474 Spiekeroog
www.hausseerose.de

Friesenhof
Benekestralie 55, 26548 Norderney
www.haus-friesenhof.de

Giéstehduser Victoria
ViktoriastraBe 14, 26757 Nordseebad Borkum
www.gaestehaeuser-victoria.de

Familienferienstétte Blinkflier
Sandstraf3e 24-26, 26757 Nordseebad Borkum
www.blinkfuer-borkum.de

Familienzentrum ,,Haus am Deich*
Am Deich 39, 26969 Butjadingen-Burhaversiel
www.familienerholung-burhave.de

Haus ,,Stella Maris*
Oskar-von-Brock-Strafie 16, 27476 Cuxhaven-Sahlenburg
www.stella-maris-cuxhaven.de

Feriendorf Schneverdingen
Hebererstr. 100, 29640 Schneverdingen
www.dew-hamburg.de

Ferienparadies Pferdeberg
Bischoff-Janssen-Strafle, 37115 Duderstadt
www.kolping-duderstadt.de

CVIM-Familienferienstitte ,,Haus Solling*
Erholungsheimstalle, 37586 Dassel

www.haussolling.de

Nordrhein-Westfalen

Haus Blomberg
Ulmenallee 40, 32825 Blomberg
www.awo-owl.de

Feriendorf Blomberg
Ulmenallee 34, 32825 Blomberg
www.dew-hamburg.de

Familienferienstatte ,,Schloss Gehrden
SchloBstrafle 6, 33034 Brakel-Gehrden
www.schloss-gehrden.de

Haus Maria in der Aue
In der Aue 1, 42829 Wermelskirchen
www.fftw.de

Ferien-Zentrum Lieberhausen
,.Kéte-Strobel-Haus*

Kite-Strobel-Weg 30, 51647 Gummersbach-Oberrengse
www.ferienzentrum-lieberhausen.de

Familienferienstétte St. Ludger
Auf der Hardt 40, 53949 Baasem
www.kforeisen.de

Josef-Gockeln-Haus der KAB
Josef-Gockeln-Stralie 23

57399 Kirchhundem-Rahrbach
www.josef-gockeln-haus.de

Regenbogenland
Kolping-Familienferienstitte Olpe

Am Finkenhagen 15, 57462 Olpe-Biggesee
www.rebola.de

Heinrich-Liibke-Haus der KAB gGmbH
Zur Hude 9, 59519 Mohnesee-Glinne
www.heinrich-luebke-haus.de

Matthias-Claudius-Haus
Matthias-Claudius-Weg 1, 59872 Meschede-Eversberg
www.matthias-claudius-haus.de

Familien Ferienstitte Elkeringhausen e. V.
Im Orketal 1, 59955 Winterberg

Rheinland-Pfalz

Familien-Hotel Hochwald

Ferien- und Tagungsstitte
St.-Georg-Stralle 1, 54497 Horath/Hunsriick
www.familienhotel.de

Haus Springiersbach
Karmelitenstrale 4, 54538 Bengel-Springiersbach
www.fftw.de

Ev. Familienferien- und Bildungsstétte Ebernburg
Auf der Burg, 55583 Bad Miinster am Stein-Ebernburg
www.ebernburg.de

Familienferiendorf Hiibingen e. V.
Am Buchenberg 1, 56412 Hiibingen-Westerwald
www.familienferiendorf-huebingen.de

Christliches Erholungsheim ,,Westerwald*
Heimstral3e 49, 56479 Rehe
www.cew-rehe.de

Naturnahes Familienferienhaus
,»Arche Noah* Marienberge
Albert-Schmidt-Weg 1, 57581 Elkhausen
www.marienberge.de
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Naturfreundehaus ,,Rahnenhof*
Hintergasse 13, 67316 Carlsberg-Hertlingshausen
www.naturfreundehaus-rahnenhof.de

Saarland
Haus Bergblick — Familienerholungsstitte
des ev. Familienlandheim Kirkel e. V.
Burgstrafie 10, 66459 Kirkel
www.kirkel.de/burgblick

Sachsen
Martin-Luther-King-Haus Haus Lebensfreude
Lutherplatz 24, 01762 Schmiedeberg Am Sonnenberg 5, 01773 Altenberg / OT Oberbarenburg
www.martin-luther-king-haus.de www.haus-lebensfreude.de
Familienferienstitte St. Ursula Ev. Familienferienstitte Bethlehemstift-Neukirch
Sankt-Ursula-Weg 24, 01796 Struppen / OT Naundorf Georgenbadstrafie 27, 01904 Neukirch/Lausitz
www.ferien-naundorf.de www.diakoniewerk-oberlausitz.de
Tagungs- und Erholungsheim Herrnhut Christliche Ferienstitte ,,Haus Gertrud*
Comeniusstral3e 8+10, 02747 Herrnhut Grofischonauer Straf3e 48, 02796 Jonsdorf
www.teh-herrnhut.de www.haus-gertrud.de
HERR-BERGE e. V.
An der HERR-BERGE 1-9
08321 Zschorlau / OT Burkhardtsgriin
www.HERR-BERGE.de

Sachsen-Anhalt

CVIM-Familienferienstétte ,,Huberhaus®
Miihlental 2, 38855 Wernigerode
www.huberhaus-wernigerode.de

Schleswig-Holstein

Theodor-Schwartz-Haus Naturfreundehaus Priwall

Wedenberg 24, 23570 Travemiinde-Brodten Mecklenburger Landstralie 128, 23570 Liibeck

www.Theodor-Schwartz-Haus.de www.naturfreundehaus-priwall.de

Haus am Sund Naturfreundehaus Kalifornien

Strandstralle 1, 23775 Groflenbrode Deichweg 1, 24217 Kalifornien/Schonberg

www.aw-kur.de www.naturfreundehaus-kalifornien.de

Feriendorf Golsmaas Erholungs- und Bildungszentrum Wittensee

24395 Kronsgaard An See 7, 24794 Biinsdorf

www.dew-hamburg.de www.ebz-wittensee.de

Haus Stegerwald Freizeitheim Martini

Am Torbogen 4, 25980 Rantum/Sylt Albertsdorf 29, 23769 Fehmarn

www.haus-stegerwald.de www.gaestehacuser-bsm.de/_martini.html
Thiiringen

Burg Bodenstein

Bildungs- und Ferienstatte Eichsfeld Ev. Familienerholungs- und Begegnungsstitte

Eichenweg 2, 37319 Uder der Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen

www.bfs-eichsfeld.de Burgstrae 1, 37339 Bodenstein
www.burg-bodenstein.de

Ev. Familienerholungs- und Bildungssstitte Familienferien-, Begegnungs- und Bildungsstitte

,,Haus am Seimberg" ,,Haus Eichhof*

Am Seimberg 10, 98599 Brotterode Liebensteiner Strafie 25, 99891 Winterstein

www.haus-am-seimberg.de www.haus-eichhof.de
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Anlage 2

[] tber die Teilnahme an einer MaRnahme der Familienerholung in Familienferienstatten

[ ] Gber die Teilnahme an einem Angebot der Eltern- und Familienbildung am Wochenende

1. Teilnehmer/Teilnehmerinnen:

Lfd.

Nummer

Name

Vorname

Geburtsdatum

10
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2. Anreisetag:

3. Abreisetag:

4. Bezeichnung des Angebots der Eltern- und Familienbildung (Titel):

[ ] Nur bei MaRnahmen der Familienerholung in Familienferienstétten

[ ] Hiermit wird bestatigt, dass wahrend des Erholungsaufenthalts das unter Nr. 4

bezeichnete Angebot der Eltern- und Familienbildung wahrgenommen wurde.

[ ] Fur Erholungsaufenthalte in Familienferienstitte auRerhalb des Freistaates Bayern:

Hiermit wird bestatigt, dass (wahrend des Erholungsaufenthalts) kein Angebot der

Eltern- und Familienbildung vorgehalten wurde.

Ort und Datum

Einrichtung bzw. Trager (Unterschrift und Stempel)
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I1. Verofientlichungen, die nicht in den Fortfithrungsnachweis
des Allgemeinen Ministerialblattes aufgenommen werden

Erteilung eines Exequaturs
an Herrn Shunqing Wang

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 21. Dezember 2011 Az.: Prot 0220-101-87-10

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsu-
larischen Vertretung der Volksrepublik China in Miinchen
ernannten Herrn Shunging Wang am 19. Dezember 2011
das Exequatur als Generalkonsul erteilt. Der Konsularbe-
zirk umfasst den Freistaat Bayern.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Jinsheng Ma,
am 23. November 2009 erteilte Exequatur ist erloschen.

Axel Bartelt
Ministerialdirigent

Loschung eines Exequaturs

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 22. Dezember 2011 Az.: Prot 020179-5-22-1

Das Herrn Rudolf Neumeister am 19. Marz 1964 er-
teilte Exequatur als Honorarkonsul des Haschemitischen
Konigreichs Jordanien in Miinchen mit dem Konsularbe-
zirk Freistaat Bayern erlischt mit Ablauf des 31. Dezember
2011.

Die honorarkonsularische Vertretung des Haschemitischen
Konigreichs Jordanien ist somit mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2011 geschlossen.

Axel Bartelt
Ministerialdirigent

Gebiihrensatzung
des Zweckverbandes Bayerische Landschulheime
fiir seine Internatsschulen

Bekanntmachung des Zweckverbandes
Bayerische Landschulheime

vom 13. Dezember 2011

Auf der Grundlage der Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeinde-
ordnung fir den Freistaat Bayern (GO) in Verbindung mit
Art. 26 Abs. 1, 22 Abs. 2 des Gesetzes tiber die kommunale
Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit § 5 Abs. 2
Satz 1 der Verbandssatzung des Zweckverbandes Baye-
rische Landschulheime vom 10. Dezember 1980 (MABI
1981 S. 6) in der Fassung der Neubekanntmachung des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 13. Méarz
2008 (AIIMBI S. 221) hat die Verbandsversammlung des
Zweckverbandes Bayerische Landschulheime in ihrer
Sitzung am 13. Dezember 2011 folgende Neufassung der
Satzung vom 2. Juli 2007, zuletzt neugefasst mit Beschluss
der Verbandsversammlung vom 19. Januar 2011 (A1IMBI
S. 70), beschlossen:

§ 1 Anwendungsbereich

Der Zweckverband Bayerische Landschulheime erhebt fiir
den Besuch seiner Internatsschulen Gebiihren in Form von
Internatskosten (Entgelt fiir Unterbringung, Verpflegung
und erzieherische Betreuung) und Tagesheimkosten (Ent-
gelt fur Verpflegung und erzieherische Betreuung) sowie
Kosten fiir die gebundene Ganztagsklasse (Entgelt fur
Verpflegung sowie Forder- und Betreuungsangebot nach
MafBgabe der vom Staatsministerium fiir Unterricht und
Kultus vorgegebenen Modellbeschreibung) gemaf den
nachfolgenden Bestimmungen.

§ 2 Internatskosten

Die Internatskosten betragen ab dem 1. September 2012:

1. fir das Franken-Landschulheim Schloss Gaibach fiir
die

5.und 6. Jahrgangsstufe 4.414,23 EUR
monatlich 367,90 EUR
7. bis 9. Jahrgangsstufe 5.044,84 EUR
monatlich 420,40 EUR
10. bis 12. Jahrgangsstufe 5.360,15 EUR

monatlich 446,70 EUR

2. fur das Landschulheim Schloss Ising fir die

5. und 6. Jahrgangsstufe 4.729,54 EUR
monatlich 394,20 EUR
7. bis 9. Jahrgangsstufe 5.297,06 EUR
monatlich 441,50 EUR
10. bis 12. Jahrgangsstufe 5.738,52 EUR

monatlich 478,20 EUR

3. fur das Steigerwald-Landschulheim Wiesentheid fiir
die

5.und 6. Jahrgangsstufe 4.414,23 EUR
monatlich 367,90 EUR
7. bis 9. Jahrgangsstufe 5.044,84 EUR
monatlich 420,40 EUR
10. bis 12. Jahrgangsstufe 5.360,15 EUR

monatlich 446,70 EUR

4. fur das Landschulheim Kempfenhausen fur die

5.und 6. Jahrgangsstufe 4.729,54 EUR
monatlich 394,20 EUR
7. bis 9. Jahrgangsstufe 5.297,06 EUR
monatlich 441,50 EUR
10. bis 12. Jahrgangsstufe 5.738,52 EUR

monatlich 478,20 EUR
§ 3 Tagesheimkosten

Die Tagesheimkosten (Entgelt fiir Verpflegung und erzie-
herische Betreuung) betragen ab dem 1. September 2012
fur alle Internatsschulen jahrlich 1.140,00 EUR. Der Jah-
resbetrag ist zur Vereinfachung der Zahlungsweise in zwolf
gleiche Monatsbetrage von je 95,00 EUR aufgeteilt.

§ 4 Kosten fiir die gebundene Ganztagsklasse

Die Kosten fiir die gebundene Ganztagsklasse (Entgelt fur
Verpflegung sowie Foérder- und Betreuungsangebot nach
MafBgabe der vom Staatsministerium fiir Unterricht und
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Kultus vorgegebenen Modellbeschreibung) betragen ab
dem 1. September 2012 fiir alle Internatsschulen jahrlich
1.140,00 EUR. Der Jahresbetrag ist zur Vereinfachung der
Zahlungsweise in zwolf Monatsbetrage von je 95,00 EUR
aufgeteilt. Fir Internatsschiiler reduzieren sich die Kosten
nach Abzug des Verpflegungsanteils auf jahrlich 372,00
EUR; Satz 2 gilt entsprechend.

§ 5 Dynamisierung, Gebiihrenverzeichnis

Die Internats- und Tagesheimkosten sowie die Kosten fiir
die gebundene Ganztagsklasse erhdhen sich auf Basis der
Jahresbetrdge jahrlich um 1 %. Die sich hieraus ergeben-
den Monatsbetrage werden auf volle Dezimalstellen auf-
gerundet. Die Internats- und Tagesheimschulkosten sowie
die Kosten fiir die gebundene Ganztagsklasse werden in
einem Gebuhrenverzeichnis, das als Anlage 1 Bestandteil
dieser Satzung ist, jahrlich fortgeschrieben.

§ 6 Entstehen der Gebiihrenschuld,
Gebiihrenschuldner, Falligkeit

Die Gebtihrenschuld entsteht mit Vertragsschluss.

Gebtiihrenschuldner sind die Vertragsnehmer. Mehrere
Vertragsnehmer haften als Gesamtschuldner.

Die Gebtiihren (Monatsbetrag) sind jeweils am Ersten eines
Monats fallig.

Einzelheiten sind in den Internats- und Tagesheimschul-
vertragen sowie in den Vertragen fiir die gebundene Ganz-
tagsklasse geregelt.

§ 7 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 13. Dezember 2011 fir Vertrage,
die mit Wirkung vom 1. September 2012 in Vollzug gesetzt
werden bzw. sind, in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebtihren-
satzung vom 19. Januar 2011 auBer Kraft.

Minchen, 13. Dezember 2011

Karl Roth
Landrat
Verbandsvorsitzender_

Anlage 1

Gebiihrenverzeichnis des Zweckverbandes Bayerische Landschulheime

Anlage 1 zu § 4 der Geblihrensatzung vom 13. Dezember 2011

I. Internatskosten

Die Internatskosten betragen ab dem 1. September 2012:

1. fiir das Franken-Landschulheim Schloss Gaibach fiir die

4.414,23 EUR  monatlich 367,90 EUR
5.044,84 EUR monatlich 420,40 EUR

5. und 6. Jahrgangsstufe
7. bis 9. Jahrgangsstufe

10. bis 12. Jahrgangsstufe 5.360,15 EUR  monatlich 446,70 EUR

2. fur das Landschulheim Schloss Ising fur die

5.und 6. Jahrgangsstufe
7. bis 9. Jahrgangsstufe

4.729,54 EUR  monatlich 394,20 EUR
5.297,06 EUR  monatlich 441,50 EUR

10. bis 12. Jahrgangsstufe 5.738,52 EUR  monatlich 478,20 EUR

3. fir das Steigerwald-Landschulheim Wiesentheid fiir die
5.und 6. Jahrgangsstufe 4.414,23 EUR  monatlich 367,90 EUR

7. bis 9. Jahrgangsstufe 5.044,84 EUR monatlich 420,40 EUR
10. bis 12. Jahrgangsstufe 5.360,15 EUR  monatlich 446,70 EUR

4. fur das Landschulheim Kempfenhausen fur die
5.und 6. Jahrgangsstufe 4.729,54 EUR  monatlich 394,20 EUR

7. bis 9. Jahrgangsstufe 5.297,06 EUR  monatlich 441,50 EUR
10. bis 12. Jahrgangsstufe 5.738,52 EUR  monatlich 478,20 EUR

II. Tagesheimkosten
Die Tagesheimkosten (Entgelt fiir Verpflegung und erzieherische Betreuung) betragen ab dem 1. September 2012 fir
alle Internatsschulen jahrlich 1.140,00 EUR. Der Jahresbetrag ist zur Vereinfachung der Zahlungsweise in zwolf gleiche
Monatsbetrage von je 95,00 EUR aufgeteilt.

II1. Kosten fiir die gebundene Ganztagsklasse
Die Kosten fir die gebundene Ganztagsklasse (Entgelt fiir Verpflegung sowie Forder- und Betreuungsangebot nach
MaBgabe der vom Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vorgegebenen Modellbeschreibung) betragen ab dem
1. September 2012 fur alle Internatsschulen jahrlich 1.140,00 EUR. Der Jahresbetrag ist zur Vereinfachung der Zah-
lungsweise in zwolf Monatsbetrdage von je 95,00 EUR aufgeteilt. Fir Internatsschiiler reduzieren sich die Kosten nach
Abzug des Verpflegungsanteils auf jahrlich 372,00 EUR; Satz 2 gilt entsprechend.

Minchen, 13. Dezember 2011
Karl Roth

Landrat
Verbandsvorsitzender
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IV. Nichtamtliche Veroifentlichungen

Stellenausschreibungen

In der Verwaltungsgerichtsbarkeit sind im Laufe dieses
Jahres zu besetzen:

1. Eine Stelle eines Vorsitzenden Richters/einer Vorsitzen-
den Richterin am Bayerischen Verwaltungsgerichtshof
(Besoldungsgruppe R 3)

Es kénnen nur Bewerber/Bewerberinnen berticksichtigt
werden, die bereits eine ausreichend lange Berufserfah-
rung (mindestens drei Jahre) als Richter/Richterin am
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof haben.

2. Die Stelle des Prasidenten/der Prasidentin des Verwal-
tungsgerichts Ansbach (Besoldungsgruppe R 3)

Es kénnen nur Bewerber/Bewerberinnen berticksichtigt
werden, die iber eine verwaltungsrichterliche Berufser-
fahrung von mindestens drei Jahren und Erfahrung als
Jurist in der 6ffentlichen Verwaltung verfiigen.

Vorrangig werden Bewerber/Bewerberinnen berticksich-
tigt, die zudem tUber eine ausreichend lange Berufser-
fahrung

— von mindestens zwei Jahren als Richter/Richterin
am Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (oder einem
Oberverwaltungsgericht), oder

— von mindestens zwei Jahren als Jurist/Juristin in der
Ministerialverwaltung (oder einer vergleichbaren
Verwaltung auf europaischer/internationaler Ebene),
oder

— von mindestens zwei Jahren als Jurist/Juristin am
Bundesverfassungsgericht oder Bundesverwaltungs-
gericht (oder einem anderen obersten Gerichtshof des
Bundes oder einem vergleichbaren Gericht auf euro-
pdischer/internationaler Ebene)

verfligen.

3. Eine Stelle eines Vorsitzenden Richters/einer Vorsitzen-
den Richterin am Verwaltungsgericht Ansbach (Besol-
dungsgruppe R 2)

4. Eine Stelle eines Vorsitzenden Richters/einer Vorsit-
zenden Richterin am Verwaltungsgericht Bayreuth
(Besoldungsgruppe R 2)

5. Eine Stelle eines Vorsitzenden Richters/einer Vorsit-
zenden Richterin am Verwaltungsgericht Miinchen
(Besoldungsgruppe R 2)

6. Eine Stelle eines Vorsitzenden Richters/einer Vorsit-
zenden Richterin am Verwaltungsgericht Regensburg
(Besoldungsgruppe R 2)

Bewerbungen um diese Stellen sind bis 17. Februar 2012
auf dem Dienstweg beim Bayerischen Staatsministerium
des Innern einzureichen. Bewerber/Bewerberinnen, die
sich um eine entsprechende Richterstelle bisher vergeblich
beworben haben und deren Interesse weiter besteht, wer-
den gebeten, erneut eine Bewerbung einzureichen.

Die Bewerbung von Frauen wird begrifit (Art. 7 Abs. 3
BayGIG). Schwerbehinderte Bewerber/Bewerberinnen im
Sinn von § 2 Abs. 2 SGB IX werden bei ansonsten im We-
sentlichen gleicher Eignung bevorzugt berticksichtigt.

Beim Landesarbeitsgericht Miinchen ist demnéchst eine
Stelle fir eine Vorsitzende Richterin/einen Vorsitzenden
Richter (BesGr R 3) neu zu besetzen.

Bis zum 17. Februar 2012 koénnen auf dem Dienstweg Be-
werbungen bei der Prasidentin des Landesarbeitsgerichts
Minchen eingereicht werden.

Bewerbungen von Frauen sind erwiinscht (Art. 2 Abs. 1,
Art. 7 Abs. 3 BayGIG). Auf das Antragsrecht zur Beteiligung
der/des Gleichstellungsbeauftragten (Art. 18 Abs. 3 Satz 2
BayGIG) sowie auf die Moglichkeit einer ErméBigung des
Dienstes unter den gesetzlichen Voraussetzungen des Bay-
RiG wird hingewiesen. Schwerbehinderte Bewerberinnen/
Bewerber werden bei ansonsten im Wesentlichen gleicher
Eignung bevorzugt berticksichtigt.

Beim Sozialgericht Augsburg ist demnachst eine Stelle
fir eine Richterin/einen Richter am Sozialgericht — als
weitere aufsichtfiihrende Richterin/als weiterer aufsicht-
fithrender Richter — (BesGr R 2) neu zu besetzen.

Bis zum 17. Februar 2012 koénnen auf dem Dienstweg Be-
werbungen bei der Présidentin des Bayerischen Landesso-
zialgerichts eingereicht werden.

Bewerbungen von Frauen sind erwiinscht (Art. 2 Abs. 1,
Art. 7 Abs. 3 BayGIG). Auf das Antragsrecht zur Beteiligung
der/des Gleichstellungsbeauftragten (Art. 18 Abs. 3 Satz 2
BayGIG) sowie auf die Moglichkeit einer ErméBigung des
Dienstes unter den gesetzlichen Voraussetzungen des Bay-
RiG wird hingewiesen. Schwerbehinderte Bewerberinnen/
Bewerber werden bei ansonsten im Wesentlichen gleicher
Eignung bevorzugt berticksichtigt.

Literaturhinweise

Wolters Kluwer Deutschland, Carl Link Verlag, Kronach

Bauer/Hundmeyer/Groner/Mehler/Obermaier-van Deun,
Kindertagesbetreuung in Bayern, Erganzbare Vorschrif-
tensammlung mit Kommentar, 102. Lieferung, Stand
1. September 2011, Preis 63,50 €.

Stengel, Kommunale Kostentabelle, Kosten fiir Amtshand-
lungen der kreisgehérigen Gemeinden und Standesamter
in alphabetischer Ordnung, Loseblattwerk, 33. bis 35. Lie-
ferung, Stand September 2011, Preis 53,84 €, 50,74 € und
54,36 €, ISBN 978-3-556-93000-7.
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Schwenk/Frey, Haushalts- und Wirtschaftsrecht/Kommu-
naler Finanzausgleich in Bayern, Kommentar, Loseblatt-
werk inkl. 2 Ordner, 140. bis 143. Lieferung, Stand 1. No-
vember 2011, Preis 42,24 €, 69,24 €, 62,78 € und 57,26 €,
Finanzrecht der Kommunen I, ISBN 3-556-90010-6.

Leonhardt, Jagdrecht, Bundesjagdgesetz, Bayerisches
Jagdgesetz, Ergdnzende Bestimmungen, Kommen-
tar, Loseblattwerk, 61. bis 63. Lieferung, Stand Oktober
2011, Preis 56,32 €, 56,32 € und 44,16 €, ISBN 978-3-556-
75010-0.

Leonhardt, Wild- und Jagdschadensersatz, Handbuch zur
Schadensabwicklung mit Berechnungsgrundlagen und
Tabellen, Loseblattwerk inkl. CD-ROM, 11. Lieferung,
Stand 25. November 2011, Preis 35,20 €, ISBN 978-3-556-
75400-9.

Hickel/Wiedmann/Hetzel, Gewerbe- und Gaststdttenrecht,
Rechtssammlung mit Erlduterungen fiir die kommunale
Praxis, 61. bis 63. Lieferung, Stand 10. August 2011, Preis
53,70 €, 56,40 € und 66,40 €, ISBN 978-3-556-82010-0.

Kommunal- und Schulverlag, Wiesbaden

Dietz/Bofinger/Geiser, Krankenhausfinanzierungsgesetz,
Bundespilegesatzverordnung und Folgerecht, Kommen-
tar, 45. und 46. Lieferung, Stand September 2011, 152 und
230 Seiten, Preis 27,30 € und 39,50 €, ISBN 978-3-88061-
546-5.

Sinner/Gassner/Hartlik, Umweltvertraglichkeitspriifung
(UVP), Strategische Umweltpriifung (SUP), Bearbeitung
umweltrechtlicher Praxisfalle, Erlauterungswerk, Lose-
blattwerk inkl. 1 Ordner, Stand Mai 2011, ca. 650 Seiten,
Preis 62 €, ISBN 978-3-8293-0541-9.

Das praxisorientierte Werk macht die mit dem Thema Ver-
waltungsverfahren mit UVP und SUP befassten Stellen
und Personen mit den jeweils neuen Regelungen vertraut,
beantwortet auftretende Fragen und 18st Problemfalle fiir
die Bearbeiterinnen und Bearbeiter umweltrechtlicher Zu-
lassungs- und Planungsverfahren. Den Anforderungen der
Praxis entsprechend sind detaillierte Ausfiihrungen zur
Bearbeitung umweltrechtlicher Zulassungsverfahren fir
Projekte, Plane und Programme, Hinweise zu fachlichen,
gesetzlichen und technischen Fragen oder Regelungen,
Erlduterungen zu den Methoden der Umweltfolgenab-
schatzung aus Gutachtersicht, Rechtsquellen oder Recht-
sprechung, Verwaltungsvorschriften und -erlasse enthal-
ten.

Asgard Verlag, Sankt Augustin

Becker/Burchardt/Krasney/Kruschinsky, Gesetzliche Un-
fallversicherung (SGB VII) - Kommentar, hervorgegan-
gen aus dem ,,Handbuch der Sozialversicherung”, 8. und
9. Lieferung, Stand Oktober 2011, Umfang des Grund-
werks 3.678 Seiten, Preis 45 € und 31,50 €, ISBN 978-3-
537-55030-9.

Loschau, Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) -
Kommentar, hervorgegangen aus dem ,Handbuch der
Sozialversicherung”, 1., 2. und 3. Lieferung, Stand Novem-
ber 2011, inkl. 3 Leer-Ordner, Umfang des Grundwerks
3.172 Seiten, Preis 88,20 €, 36,90 € und 44,10 €, ISBN 978-
3-537-55030-9.

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Gesetz-
liche Krankenversicherung, Band 1: Soziale Pflegeversi-

cherung, Gesetzliche Unfallversicherung, Band 2: Gesetz-
liche Rentenversicherung, 200. bis 204. Lieferung, Umfang
des Gesamtwerks 6.551 Seiten, Stand November 2011,
Preis 52,50 €, 90,90 €, 75,90 € und 32,70 €, ISBN 978-3-
537-55099-6.

Dalheimer, Mutterschutzgesetz und Leistungen der GKV
bei Schwangerschait und Mutterschait, Kommentar,
2. Auflage, 2. Lieferung, Stand Juli 2011, Preis 69 €.

Stotax, Stollfull Medien, Bonn

Strahl, Ertragsteuern, Problemfelder der steuerlichen
Beratung, Problemanalysen, Problemlésungen, Gestaltun-
gen, 4. und 5. Lieferung, November 2011, Preis 38,60 € und
43,80 €, inkl. Zugang zur laufend aktualisierten Online-
Datenbank und CD-ROM, Preis 25,50 €. Loseblattwerk in
1 Ordner, ca. 2.200 Seiten, ISBN 978-3-08-352200-3.

Die vierte Aktualisierung enthélt Neuerungen zu den Be-
reichen JStG 2010, Unternehmensumstrukturierung mit
handelsbilanzieller Wertaufstockung, Funktionsverlage-
rung, Grenzganger sowie ergdnzendes Stichwortverzeich-
nis. In der fliinften Aktualisierung werden u.a. folgende
Themenbereiche aktualisiert: Arbeitnehmerentsendung,
ausldandische Betriebsstétten, Betrieb gewerblicher Art, eu-
roparechtliche Einfliisse und private Altersvorsorge.

Beermann/Gosch, Abgabenordnung, Finanzgerichtsord-
nung, mit Nebengesetzen, EuGH-Verfahrensrecht, Kom-
mentar, 86. bis 92. Lieferung, Stand Dezember 2011, inkl.
Zugang zur laufend aktualisierten Online-Datenbank und
CD-ROM, Preis 59,95 € und 63,30 €, Loseblattwerk in 5
Ordnern, ca. 10.500 Seiten, ISBN 978-3-08-253000-9.

Bei der 86. Aktualisierung éndern sich bei der AO-Kom-
mentierung: steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschafts-
betrieb, Vorschriften zum Beweis durch Urkunden und
Augenschein, Hinzuziehung zum (Einspruchs-)Verfah-
ren. Bei der FGO-Kommentierung andern sich die Fris-
tensetzung, die Abhilfe und aufschiebende Wirkung der
Beschwerde, die Entscheidung tber die Beschwerde.
Anderungen in der 87. Ergdnzung: AO-Kommentierung:
Mitteilung zur Bekdmpfung der Geldwéasche und der Ter-
rorismusfinanzierung, Steuerfestsetzung, Form und Inhalt
der Steuerbescheide, Vorschriften zur Sicherheitsleistung,
Zeit der Vollstreckung. FGO-Kommentierung: Zulassig-
keit des Rechtsweges. FVG-Kommentierung: Aufgaben
des Bundeszentralamtes fiir Steuern. Anderungen in der
88. Lieferung: AO-Kommentierung: Wohnsitz, Betriebs-
statte, Wirtschaftlicher Geschéftsbetrieb, Steuerpflichtiger.
FGO-Kommentierung: Prozesskostenhilfe. Anderungen
in der 89. Aktualisierung: AO-Kommentierung: Steuern,
steuerliche Nebenleistungen, Bestimmtheit und Form
des Verwaltungsakts, Nebenbestimmungen zum Verwal-
tungsakt, Vorschriften fiir die Aufbewahrung von Aufzeich-
nungen und Unterlagen, Vollstreckbare Verwaltungsak-
te, Verfolgungsverjahrung, Steuergefahrdung. Bei der
90. Erginzung Anderungen in der AO-Kommentierung:
Selbstlosigkeit, steuerlich unschadliche Betatigungen,
Bekanntgabe und Wirksamkeit des Verwaltungsakts, Vor-
schriften fir die Aufbewahrung von Aufzeichnungen und
Unterlagen, Sicherstellung im Aufsichtsweg, Uberfithrung
in das Eigentum des Bundes, Steuerhilfspersonen. FGO-
Kommentierung: Feststellungsklage. Die Neuerungen bei
der 91. Aktualisierung der AO Kommentierung sind bei
den §§ 125-127 die Einarbeitung der aktuellen Rechtspre-
chung, bei § 249 ein Exkurs zu den sog. Rickstandsun-
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terbringenden MafBinahmen, bei § 370 das JStG 2010. Bei
der FGO-Kommentierung wurden die §§ 35 bis 38 voll-
standig tiberarbeitet. Anderungen in der 92. Ergédnzung:
AO-Kommentierung: bei den §§ 87a, 89 und 138 jeweils
das Steuervereinfachungsgesetz 2011, bei den §§ 169, 170
die Neukommentierungen von Herrn Dr. Paetsch. FGO-
Kommentierung: § 79a Neukommentierung von Herrn
Dr. Stalbold.

Publikom Z Verlagsgesellschait, Kassel

Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen
(Hrsg.), Alterssicherung der Landwirte, Kommentar,
17. Lieferung, Stand Januar 2011.

Rehm Verlag, Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm,
Miinchen

Jungling/Riedlbauer/Bischler, Gruppierungsplan fiir den
bayerischen Staatshaushalt, Buchungs-ABC (Bayerischer
Gruppierungsplan), 49. Lieferung, Stand August 2011,
Preis 39,95 €.

Mildenberger, Beihilferecht in Bund, Lindern und Kom-
munen, Kommentar, 141. Lieferung, Stand 1. Oktober
2011, Preis 81,95 €.

Dassau/Langenbrinck, Tarifvertrag fiir den o6ffentlichen
Dienst —- TVOD Textausgabe, 17. Lieferung, Stand Septem-
ber 2011, Preis 61,95 €.

Breier/Dassau/Kiefer/Lang/Langenbrinck, TVoD - Tarif-
und Arbeitsrecht im o6ffentlichen Dienst, 50. Lieferung,
Stand November 2011, Preis 98,95 €.

Breier u.a., TVOD - Eingruppierung in der Praxis, Kom-
mentar, 4. Lieferung, Stand Juni 2011, Preis 81,95 €.

Breier/Thivessen/Dassau/Kiefer, TV-L - Tarif- und Ar-
beitsrecht im o6ffentlichen Dienst der Lander, Kommen-
tar zum Tarif- und Arbeitsrecht im 6ffentlichen Dienst, 34.
und 35. Lieferung, Stand Oktober 2011, Preis 95,95 € und
99,95 €.

Breier u.a., TV-L — Eingruppierung in der Praxis, Kom-
mentar, 2. Lieferung, Stand Oktober 2011, Preis 61,95 €.

Weber/Banse, Das Urlaubsrecht des 6ffentlichen Dienstes,
79. Lieferung, Stand September 2011, Preis 81,95 €.

WeiB/Niedermaier/Summer/Zéngl, Beamtenrecht in Bay-
ern, friher unter dem Titel , Bayerisches Beamtengesetz",
Kommentar, 169. und 170. Lieferung, Stand Oktober 2011,
Preis 112,95 € und 108,95 €, ISBN 978-3-8073-0005-4.

Grove, EU-Hygienepaket, 23. Lieferung, Stand Juli 2011,
Preis 54,95 €, ISBN 978-3-8073-2317-6.

Zrenner/Grove, Veterinar-Vorschriften in Bayern, Vor-
schriftensammlung, 107. und 108. Lieferung, Stand No-
vember 2011, Preis je 98,95 €, ISBN 978-3-8073-0099-3.

R.v. Decker, Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm,
Heidelberg

Kramer, Zuwendungsrecht — Zuwendungspraxis, Kom-
mentar, 100. Lieferung, Stand Oktober 2011, Preis 94,95 €.

Sponer/Steinherr, Tarifvertrag fiir den 6ifentlichen Dienst
der Linder (TV-L), Kommentar, 44. und 45. Lieferung,
Stand Oktober 2011, Preis 85,95 € und 89,95 €, Loseblatt-

werk in 8 Ordnern, auch lieferbar als CD-ROM, Kombiver-
sion (Loseblatt + CD-ROM) und Internetversion, Preise auf
Anfrage, ISBN 978-3-7685-8444-9.

Erich Schmidt Verlag, Berlin

Hauck/Noftz, Sozialgesetzbuch SGB X, Verwaltungsver-
fahren, Schutz der Sozialdaten, Zusammenarbeit der Leis-
tungstrager und ihre Beziehungen zu Dritten, Kommentar,
Lieferung 3/2011, Stand Dezember 2011.

Hauck/Wilde, Sozialgesetzbuch SGB XI - Soziale Pflege-
versicherung, Kommentar, 38. Lieferung, Stand Novem-
ber 2011.

Gerdelmann/Rostalski, Arzneimittel — Rezeptpriifung, Be-
ratung und Regress, Erganzbares Handbuch, Lieferung
03/11, Stand Dezember 2011, Gesamtwerk mit 3.314 Sei-
ten, Preis 96 €, ISBN 978-3-503-01550-4.

Schmatz/No6thlichs, Sicherheitstechnik, Erganzbare
Sammlung der Vorschriften nebst Erlduterungen fiir Un-
ternehmen und Ingenieure, Lieferungen 10/2011 und
11/2011, Stand November 2011.

Rosenkranz/Bachmann/Konig/Einsele, Bodenschutz, Er-
ganzbares Handbuch der MafBnahmen und Empfehlun-
gen flr Schutz, Pflege und Sanierung von Bdden, Land-
schaft und Grundwasser, Loseblattwerk, 51. Lieferung,
Stand November 2011, 6.136 Seiten, einschl. 3 Ordner,
Preis 154 €, ISBN 978-3-503-02718-7.

Kalmbach, Handbuch der Luftreinhaltung und des Larm-
schutzes, Immissionsschutz, Lieferungen 10/11 bis 12/11,
Stand Dezember 2011, Loseblatt Grundwerk 8.962 Seiten,
Preis 228 €, ISBN 978-3-503-05843-3.

Walhalla Verlag, Regensburg

v. Schenckendorff, Vertriebenen- und Fliichtlingsrecht,
Kommentar zum BVFG, Nebenbestimmungen, Rechtspre-
chung, Loseblattausgabe, 93. und 94. Lieferung, Stand
September 2011.

SandvoB, Vertriebene, Aussiedler, Spataussiedler, Arbeits-
handbuch fir Behoérden, Verbande und Aussiedlerbetreuer,
42.und 43. Lieferung, Stand November 2011.

Ryborz, Geschickt kontern: Nie mehr sprachlos!, Schlag-
fertigkeit trainieren und angemessen einsetzen, 1. Auflage
als Walhalla Notizbuch, 2011, 256 Seiten, 16,95 €, ISBN
978-3-8029-3989-1.

Der Autor vermittelt, mit Technik und Taktik auf miindliche
Angriffe zu reagieren. Schritt flir Schritt trainiert der Leitfa-
den, Haltung zu bewahren und je nach Attacke mit Humor
oder Gegenangriff zu reagieren.

Richter/Lenders, Personalaktenrecht im 6ffentlichen und
kirchlichen Dienst, Personlichkeitsrechte schiitzen im
neuen Beamten- und Tarifrecht, 2., aktualisierte Auflage
2011, 152 Seiten, kartoniert, Preis 16,50 €, ISBN 978-3-
8029-1566-6.

Die aktualisierte Auflage thematisiert und erklart die
Grundlagen des Personalaktenrechts, das Beamtenrecht
des Bundes und der Lander sowie die Vorgaben der Ta-
rifvertrdge und die Besonderheiten im kirchlichen Dienst.
Neuaufgenommen wurde der Abschnitt ,, Personalakten im
Beforderungsverfahren”.
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Gehrmann/Miller/Sauberlich, Schluss mit der Demoti-
vierung, Handbuch fiir die Praxis sozialer Arbeit, 2011,
152 Seiten, Preis 22,50 €, ISBN 978-3-8029-7515-8.

In dem neuen Praxis-Handbuch zeigen die Autoren, was
falsch 1auft und wie Fehler vermieden werden koénnen.
Insbesondere die Bereiche Mitarbeiterfiihrung, Organi-
sationsstrukturen und Kommunikation werden provokativ
fokussiert. Dabei schlieBt jedes Kapitel mit einem Fazit
und konkreten Tipps zur Verbesserung der Arbeitsplatzsi-
tuation.

Bund Verlag, Frankiurt am Main

Ulber/Dohna-Jaeger/Ulber, AUG - Arbeitnehmeriiberlas-
sungsgesetz, 4., iberarbeitete Auflage 2011, 1.149 Seiten,
Subskriptionspreis bis 31.01.2012: 89 €, dann 98 €, ISBN
978-3-7663-3997-3.

Die europdische Leiharbeitsrichtlinie und die Reform des
AUG vom 29. April 2011 haben die rechtlichen Rahmen-
bedingungen der Arbeitnehmertiiberlassung grundlegend
verandert. Dies betrifft sowohl die Zulédssigkeit des Einsat-
zes von Leiharbeitnehmern als auch die Einschrankung
der Moglichkeiten zur Abweichung vom Gleichbehand-
lungsgrundsatz. Der Kommentar bietet eine fundierte
Darstellung aller neuen Regelungen vor dem Hintergrund
der europdischen Rahmenbedingungen. Die hochstrich-
terliche Rechtsprechung, die zur Leiharbeit veroffentlich-
te Rechtsprechung und die zur Leiharbeit veroffentlichte
Literatur sind bis einschlieBlich Juli 2011 berticksichtigt.

Feldes/Kohte/Stevens-Bartol (Hrsg.), SGB IX - Sozial-
gesetzbuch Neuntes Buch, Rehabilitation und Teilha-
be behinderter Menschen, Kommentar fiir die Praxis,
2., Uberarbeitete Auflage 2011, 1.111 Seiten, Preis 109 €,
ISBN 978-3-7663-6079-3.

Der Kommentar erlautert umfassend alle Bestimmungen
des Sozialgesetzbuchs IX. Im Vordergrund stehen die
Rechte und Leistungsanspriiche behinderter Menschen
gegenuber ihrem Arbeitgeber und staatlichen Leistungs-
tragern. Berticksichtigt werden in der zweiten Auflage Ge-
setzgebung, Rechtsprechung und Literatur bis Mai 2011.
Die wichtigsten Themen der Neuauflage sind die UN-
Behindertenrechtskonvention, insbesondere der Anspruch
auf Inklusion, das Gesetz zur Einftihrung Unterstttzter Be-
schéaftigung, der Rechtsanspruch auf personliches Budget
und die Fortentwicklung der Regelungen fir das Feststel-
lungsverfahren nach § 69 SGB IX.

Zwanziger/Altmann/Schneppendahl, Kiindigungsschutz-
gesetz, Basiskommentar, 3., iberarbeitete und aktualisierte
Auflage 2012, 387 Seiten, Preis 34,90 €, ISBN 978-3-7663-
6100-4.

Im Mittelpunkt des Kommentars stehen die von der Recht-
sprechung entwickelten und aufgenommenen Grundsat-
ze zum Kiindigungsschutzgesetz. Behandelt werden u.a.
Kiindigungsgrinde nach dem Kiindigungsschutzgesetz
und bei auBerordentlichen/fristlosen Kiindigungen, Kiin-
digungsschutzprozess, Mitwirkungsmoéglichkeiten des
Betriebsrats im Rahmen des Anhdrungsverfahrens, Regeln
der Massenentlassung und besonderer Kiindigungsschutz
im Rahmen der Betriebsverfassung. Schwerpunkte der
dritten Auflage sind das EUGH-Urteil zu den Kiindigungs-
fristen nach § 622 BGB, die Rechtsprechung zur Klagefrist
bei Nichteinhaltung der Kiindigungsfrist und die Kiindi-
gung wegen Bagatelldelikten.

Bachner/Gerhardt, Betriebsiibergang, Basiskommentar
zu § 613a BGB mit den Folgen fiir die Mitbestimmung,
2. Auflage 2012, 272 Seiten, Preis 29,90 €, ISBN 978-3-
7663-6069-4.

Der Basiskommentar behandelt die wesentlichen Frage-
stellungen, mit denen Interessenvertreter und Beschaftig-
te bei Betriebstibergdangen, Unternehmensumwandlungen
und Betriebsdanderungen konfrontiert werden, und erlau-
tert ausfiihrlich die rechtlichen Grundlagen. Besondere Be-
deutung hat in diesem Zusammenhang § 613a BGB. Diese
Bestimmung enthdalt wichtige Schutzbestimmungen fur
Beschaftigte und sichert, dass die Arbeitsverhdltnisse beim
Betriebstibergang auf den neuen Inhaber tibergehen.

Gieseking Verlag, Bielefeld

Braeuer, Der Zugewinnausgleich, eine Anleitung fir
Rechtsanwalte, Richter und Notare, FamRZ-Buch Band
34, 5. Auflage 2011, XX, 278 Seiten, Preis 49 €, ISBN 978-
3-7694-1085-3.

Insbesondere wird auf die weitreichenden Auswirkungen
der Giuterrechtsreform, so u. a. auf den Auskunftsanspruch
auf den Trennungszeitpunkt, Auswirkungen von negati-
vem Anfangs- und Endvermdégen, auf verstarkten vorzei-
tigen Zugewinnausgleich und den neuen einstweiligen
Rechtsschutz eingegangen. Aktuelle Themen wie Schwie-
gerelternschenkungen oder Gesamtschuld im Zugewinn-
ausgleich sind in die Neuauflage einbezogen.

Jehle Verlag, Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm,
Miinchen

Stegmuiiller/Schmalhofer/Bauer, Beamtenversorgungs-
recht des Bundes und der Lander, Kommentar mit Rechts-
verordnungen und Verwaltungsvorschriften, 97. Lieferung,
Stand Oktober 2011, Preis 99,95 €.

Herausgeber/Redaktion:

Bayerisches Staatsministerium des Innern, Odeonsplatz 3,
80539 Miinchen, Telefon (0 89) 21 92-01,

E-Mail: redaktion.allmbl@stmi.bayern.de

Technische Umsetzung:
Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstrafe 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12,
86899 Landsberg am Lech, Telefon (0 8191) 126-7 25,

Telefax (0 8191) 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@jva-1l.bayern.de

ISSN 1867-9072

Erscheinungshinweis/Bezugsbedingungen:

Das Allgemeine Ministerialblatt (AlIIMBI) erscheint nach Bedarf, in der
Regel monatlich. Es wird im Internet auf der ,Verkiindungsplattform Bayern"
www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elek-
tronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete Fassung. Die
,Verkiindungsplattform Bayern" ist fiir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugs-
anstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Das Jahres-
abonnement des Allgemeinen Ministerialblatts kostet 70 Euro zuziiglich
Portokosten. Nahere Angaben zu den Bezugsbedingungen kénnen der
»Verkiindungsplattform Bayern" entnommen werden.




	Inhaltsübersicht
	I. Veröffentlichungen, die in den Fortführungsnachweisdes Allgemeinen Ministerialblattes aufgenommen werden
	2003-S  Änderung der Organisationsrichtlinien
	2038.3.2-I  Konzept zur modularen Qualifizierung in der Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik, fachlicher Schwerpunkt bautechnischer und umweltfachlicher Verwaltungsdienst (VV-FachV-btuD)
	2153-I  Änderung der Feuerwehr-Zuwendungsrichtlinien
	Anlage 2:  Höhe der Festbeträge für Beschaffungen
	Anlage 3:  Antrag auf Gewährung einer Zuwendung nach den Feuerwehr-Zuwendungsrichtlinien
	Anlage 4:  Verwendungsbestätigung bei Gewährung einer Zuwendung nach den Feuerwehr-Zuwendungsrichtlinien

	2330-I  Wohnraumförderungsbestimmungen 2012 (WFB 2012)
	3122.2.7-I  Änderung der Gefangenentransportvorschrift
	73-I  Zweite Änderung der Bekanntmachung über die Vergabe von Aufträgen im kommunalen Bereich
	2129.1-UG  Hinweise zur Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen (WKA)
	7910-UG  Richtlinien über Zuwendungen nach dem Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm Wald (VNPWaldR 2012)
	7815-L  Änderung der Finanzierungsrichtlinien Ländliche Entwicklung
	7815-L  Dorferneuerungsrichtlinien zum Vollzug des Bayerischen Dorfentwicklungsprogramms (DorfR)
	Anlage  (zu Nr. 2 DorfR) Maßnahmen der Dorferneuerung – Höhe der Förderung

	7815-L  Änderung der Geschäftsordnung für die Ämter für Ländliche Entwicklung in Bayern
	787-L  Bayerisches Bergbauernprogramm Teil A: Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen auf anerkannten Almen/Alpen und Heimweiden im Berggebiet (BBP-A)
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9

	787-L  Bayerisches Bergbauernprogramm Teil B: Förderung der Weide- und Alm-/Alpwirtschaft (BBP-B)
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7

	7900-L  Dritte Änderung der Dienstkleidungsvorschrift für die Beschäftigten der Bayerischen Forstverwaltung
	7905.0-L  Richtlinien für die Forsteinrichtung im Körperschaftswald (FER-KöW 2012)
	Anhang zu den Richtlinien für die Forsteinrichtung im Körperschaftswald (FER-KöW 2012) vom 10. Januar 2012
	Formblatt 1: Flurnummernweise Zusammenstellung nach Gemeinden und Gemarkungen
	Formblatt 2: Ergebnisse der Zustandsaufnahme und Planung I
	Formblatt 2: Ergebnisse der Zustandsaufnahme und Planung II
	Formblatt 3: Nachweisung des Vollzugs der Forstwirtschaftspläne im Körperschaftswald

	793-L  Verfahrensvorschriften zur Erprobung der „Fischerprüfung-Online”
	2002-A  Errichtung einer Geschäftsstelle für das gesonderte Auswahlverfahren im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
	2160-A  Richtlinien zur Förderung der Durchführung des Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ) in Bayern (FSJ-Förderung)
	2172-A  Änderung der Vergabegrundsätze für die Gewährung von Leistungen der Landesstiftung „Hilfe für Mutter und Kind” an Schwangere in Not
	2173-A  Rahmenvereinbarung zwischen den Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege und dem Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen über die Grundsätze für die Weiterentwicklung der gemeinnützigen Familienerholung in Familienferienstätten und für Angebote der Eltern- und Familienbildung an Wochenenden sowie der Förderung durch den Freistaat Bayern
	Anlage 1:  Verzeichnis der Familienferienstätten
	Anlage 2:  Bestätigung


	II. Veröffentlichungen, die nicht in den Fortführungsnachweis des Allgemeinen Ministerialblattes aufgenommen werden
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Shunqing Wang
	Löschung eines Exequaturs
	Gebührensatzung des Zweckverbandes Bayerische Landschulheime für seine Internatsschulen
	Anlage 1  Gebührenverzeichnis des Zweckverbandes Bayerische Landschulheime

	IV. Nichtamtliche Veröffentlichungen
	Stellenausschreibungen
	Literaturhinweise
	Impressum


